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Vorwort

Die Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin - Walter May - (Stiftung SPI), legt mit diesem 

Jahresbericht 2007/2008 gegenüber der Stiftungsaufsicht, dem Stifter, der Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Berlin e.V., Auftraggebern und Zuwendern, Geschäftspartnern, Förderern und 

Freunden der Stiftung SPI Rechenschaft ab. Zur Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse, der 

Einhaltung der Regeln des ordentlichen Kaufmannes, wie der Einhaltung der 

Zuwendungsbestimmungen nach den Haushaltsordnungen bzw. von Leistungsverträgen lässt 

sich die Stiftung SPI jährlich von einer unabhängigen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüfen 

und testieren.

Die Stiftung SPI ist eine als gemeinnützig anerkannte operative Stiftung und Träger eigener 

Praxis nach Maßgabe des Stiftungszwecks. Die Stiftung SPI erhält weder vom Stifter, noch 

von anderer öffentlicher oder privater Seite eine institutionelle Förderung. Alle Aufwendungen 

der Stiftung müssen aus den Erträgen (Aufwendungsersatz, Zuwendungen, Honorar- und 

Leistungsvereinbarungen sowie Spenden) gedeckt werden. 

Der Jahresbericht der Stiftung stellt ausführlich die eigene Praxis und das jeweilige 

Leistungsprofil der einzelnen Geschäftsbereiche und der mit der Stiftung verbundenen 

Gesellschaften dar. Über die Gremien der Stiftung, das Leistungsprofil, die Struktur und die 

dort Verantwortung tragenden Persönlichkeiten berichten wir in Kurzform.

Darüber hinaus informieren wir aktuell auf unserer Homepage www.stiftung-spi.de. Hier

besteht auch die Möglichkeit, einzelne Fachartikel, wie die diesjährigen sowie frühere 

Jahresberichte herunter zu laden.

Die Struktur der Stiftung SPI, ihr fachliches Profil und der Gegenstand der Tätigkeit verlangen 

von der Institutsleitung der Stiftung Qualitätskontrolle und Qualitätsmanagement. Im 

Berichtszeitraum wurde durch ein Wiederholungsaudit testiert, dass die Institutsleitung und die 

Geschäftsbereiche die Forderungen der DIN EN ISO 9001:2000 erfüllen und für die 

kommenden 3 Jahre das entsprechende Zertifikat führen dürfen. Der Geschäftsbereich 

Fachschulen unterliegt der staatlichen Anerkennung und der Fachaufsicht des Landes Berlin 

sowie den träger- und maßnahmebezogenen Anforderungen der Förderung der beruflichen 

Weiterbildung (AZWV).

Die Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin - Walter May -, die sich der Initiative des 

Generalsekretärs der Vereinten Nationen angeschlossen hat, unterstützt im Rahmen des

weltweiten Pakts „Global Compact“ humane Grundprinzipien des Wirtschaftens, die 

Übernahme gesamtgesellschaftlicher Verantwortung, die entsprechende Sozialbindung und 

weltweite Verantwortungsbereitschaft.

Für den engagierten Einsatz der haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

der Stiftung sowie die fachliche Begleitung und kritische Unterstützung durch Freunde, 

Zuwendungsgeber und Vertragspartner möchten sich der Vorstand und die Institutsleitung 

herzlich bedanken.

Berlin, im Juli 2008

Hartmut Brocke

Vorstandsvorsitzender

Direktor
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Birgit Hoppe

Shared Space

Empathie als Bedingung für Entwicklung und gesellschaftliche Kohärenz

Wir sind Subjekt und Objekt zugleich

der Gefühle, die wir die unsrigen nennen.

1

Shared Space steht für einen Verkehrsplanungsansatz, der davon ausgeht, dass 

Verkehrsschilder und Verkehrsregeln in Orten mehr schaden als nützen. Sie behindern die 

Wahrnehmungs- und Kommunikationsbereitschaft der Menschen und führen folglich zu mehr 

Unfällen, so der Begründer Hans Mondermann. Das Konzept „Schilder- und Ampelfreie Stadt“ 

geht auf – in kleinen wie in großen Orten.

Doch trotz Titel und Einleitung: Dies ist kein Beitrag zu einer Strategie der Stadt- und 

Verkehrsplanung. Erfahrungen mit Shared Space können aber sichtbar machen, was passiert, 

wenn menschliche Beziehungen im Wesentlichen durch Regeln, Anreize und Verbote gesteuert 

werden. Dann, um im Bild zu bleiben, ist nicht mehr das Kriterium fürs Fahren, ob ein anderer 

Mensch sich in den Raum bewegt, sondern ob die Ampel gerade noch Gelb ist. Es wird ein 

Anspruch wahrgenommen: Man nimmt sich sein Recht. 

Gerade das Verkehrsverhalten von Menschen ist nun bekanntlich eines, in dem übliche soziale 

Konventionen in der scheinbaren Geschütztheit eines „Gehäuses“ überschritten werden: 

Drängeln, Schneiden, Rasen… setzen das Leben anderer aufs Spiel – befördert durch eine 

„Anonymität“ der Akteure bzw. eines normierten Anspruches auf freie Fahrt. Rechte und 

Schuldfragen sind für den Schadensfall geregelt. 

Die bisherigen Erfahrungen von Shared Space zeigen: Nimmt man den Schilder- und 

Ampelwald weg, entsteht eine effektive spontane Selbstorganisation. Wechselseitige 

Wahrnehmung und Kommunikation sowie der Einsatz einfachster Regeln (hier: rechts vor 

links) reichen nicht nur aus, um Zusammenstöße und Verkehrsstaus zu verhindern, sondern sie 

bewirken auch einen Zuwachs an Lebensqualität. Im Kern geht es bei der Nutzung 

gemeinsamer Räume stets um Beziehungs- und Aushandlungsprozesse zwischen Individuen 

und Gruppen. Konsequent spricht Monderman auch von einer „Identität“ von Orten, die keine 

– verkehrsplanerische – Gleichmacherei verdiene.  Dort, wo Menschen sich begegnen und 

treffen, führt Überregulierung zu Rechthaberei und Anspruchsdenken, also zu einer Störung 

der Beziehungen. Wo Bewohnern von der Heimleitung Prämien fürs Bettenmachen 

versprochen werden, so ein weitergehendes Beispiel von Monderman, übernehmen sie dies –

aber nur das, da es ja für das andere nichts gibt. „Überall, wo derart reguliert wird, geht die 

Möglichkeit, ethisch richtige Entscheidungen zu treffen, verloren. … Die Regeln nehmen die 

eigene Verantwortung weg.“
2

Wo es nichts zu entscheiden gibt, wo die Adressaten sich entziehen bzw. kaum zu 

identifizieren sind, wo Standards individualisierte Lernwege, Lösungsansätze etc. dominieren 

bzw. verhindern, spielen die Allgemeinheit, die Anderen, für die eigene Entwicklung nurmehr 

mittelbar eine Rolle. Eine Verantwortung für andere reduziert sich dann zunehmend auf den 

Nahraum. Gesellschaftlicher Interessenausgleich wird daraufhin überprüft, ob die eigenen 

Interessen gewahrt sind.

Hinweise auf eine dergestalte Anomie der Gesellschaft gibt es genügend. Verknüpfungen zu 

den beobachteten Trends einer Individualisierung und Pluralisierung von Lebenslagen, den 

Anforderungen, aus einer Vielfalt von Optionen einen eigenen Lebensentwurf zu gestalten, 

veränderter Berufswege mit der Abkehr von bzw. dem Verlust der klassischen 

Erwerbsbiographie etc. ließen sich leicht herstellen. Doch ist die Vielfalt möglicher 

1

Böhme, Hartmut (1997): Gefühl. In: Wulf, Ch. (Hrsg.), Vom Menschen. Handbuch Historische 

Anthropologie. Weinheim-Basel, S.525

2

„Straßen führen durch die menschliche Welt.“ Interview mit Hans Monderman, TAZ, 30.5.06
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Lebensentwürfe und Lebenslagen, die Konzentration auf die eigenen Räume nicht zwingend

verknüpft mit einem Verlust an gesellschaftlicher Kohärenz. Sie ist es nur, wenn der/die 

Anderen in den gesellschaftlich gemeinsam „bewohnten Räumen“ nicht mehr wahrgenommen, 

mit ihnen nicht mehr kommuniziert wird. Dies braucht individuelle und institutionelle 

Voraussetzungen. Der jeweilige (öffentliche) Raum und seine Bedingungen müssen als 

„Shared Space“ erkannt und emotional besetzt werden. Die vorhandenen Probleme sind dann

gemeinsame, wenn deutlich wird, dass ihre Bearbeitung einen Gewinn für alle, nicht zwingend 

den gleichen Gewinn bringt.

Was schafft gesellschaftliche Kohärenz, so dass der Einzelne sich mit einem Ganzen 

identifiziert? So dass er jenseits des persönlichen Nahraums die an ihn gesamtgesellschaftlich 

gestellten Erwartungen und Anforderungen akzeptieren, bewältigen und verstehen kann? 

Worüber gestaltet sich das Verhältnis von Eigensinn und Gemeinsinn? Frank Schulz-

Nieswandt bedient sich in seiner Analyse, worauf es im Hinblick auf den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt ankommt, der auf den Nobelpreisträger Amartya Sen zurückgehenden 

Unterscheidung in strukturelle und individuelle Capabilities. „Strukturelle Capabilities sind … 

Eigenschaften der Umwelt der Individuen. Für diese trägt die Gesellschaft Verantwortung. … 

die individuellen Capabilities werden über die Inanspruchnahme von Institutionen generiert.“
3

Zentral für diesen Prozess ist, überhaupt Welt/en mit den Augen des/der Anderen 

wahrzunehmen und emotional nachzuvollziehen. Es geht um Empathie als Voraussetzung für 

Entwicklung. Fraglich ist, ob die notwendigen „strukturellen Capabilities“ gegenwärtig 

ausreichend vorhanden sind oder ob durch eine Überregulierung eine zunehmende 

Standardisierung von Beziehungen erfolgt. Wenn man sich emotional zu den Konsequenzen 

seines Handelns nicht verhalten muss, wird man es nicht lernen. Gibt es dieses strukturelle 

Defizit?

Für eine erste Antwort braucht es zunächst eine Begriffsklärung. 

Empathie

Bei Vielen kommt bei der Vorstellung, Empathiefähigkeit zu einer zentralen Kategorie in 

(gesellschaftlichen) Entwicklungsprozessen zu machen, direkt Unbehagen auf. Empathie wird 

begrifflich auf die Fähigkeit „Mitfühlen zu können“ verkürzt. Der Nachgedanke lautet dann: 

„Mitfühlen ist schon wichtig, aber nicht immer und nicht nur!“ Schaut man die einschlägigen 

Bildungsprogramme an, so taucht Empathie interessanterweise ausdrücklich vor allem dort auf, 

wo das Gegenüber einem fremd ist oder erscheint. Für interkulturelle Bildung wird Empathie 

als notwendige Voraussetzung erachtet. 

Gegenüber jenem verkürzten Empathieverständnis ist jedoch Empathiefähigkeit zentraler und 

umfassender wirksam für eine gelingende Entwicklung.

• Empathie beruht auf Wahrnehmungsfähigkeit. Empathie fördert Wahrnehmen-zu-können.

„Empathie [...] erfordert als tieferes Verstehen ein Sichhineinversetzenkönnen in Situation 

und Gefühlslage eines anderen und geht damit deutlich über ein verbales Verstehen von 

Mitteilungen hinaus. Empathie bedeutet letztlich, die Perspektive eines anderen 

übernehmen zu können, sein inneres Bezugssystem erfassen zu können.“
4

• Empathie erweitert die Fähigkeit, sich selbst zu sehen.

Empathie befördert Selbstdistanzierung, die Wahrnehmung der eigenen Person von 

„Außen“. 

3

Schulz-Nieswandt, Frank (2007): Was hält die Gesellschaft zusammen? Referat am 28.11.07, 

Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt, Berlin, www.whdgz.de/10.6.08, S.6

4

Zwick (2004), nach Liekam, Stefan (2004): Empathie als Fundament pädagogischer Professionalität. 

Analysen zu einer vergessenen Schlüsselvariable der Pädagogik. Dissertation an der Ludwig-

Maximilians-Universität München, S.14
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• Empathie meint nicht voraussetzungsloses Mitfühlen, sondern Sichtweisen wahrnehmen, 

überprüfen und einordnen können.

Es geht nicht darum, sich im anderen „zu verlieren“, jede beliebige Sichtweise als 

gleichberechtigt anzuerkennen, sondern um die Fähigkeit, diese Sichtweise überhaupt 

differenziert wahrnehmen, genauer, probeweise erfahren zu können. Das heißt:

• Empathie ist die Voraussetzung für Strukturkompetenz.
5

Das Erkennen der Vielfalt möglicher Erfahrungsmodalitäten in unterschiedlichen 

situativen Kontexten befördert systemisches Denken.

Nicht umsonst ist Empathiefähigkeit ein Kriterium für professionelles Handeln in den Berufen, 

die „in und mit Beziehungen handeln“, wie z. B. die Soziale Arbeit.
6

Die Fähigkeit,

• sich selbst in den eigenen Möglichkeiten und Grenzen und der jeweiligen aktuellen 

Verfasstheit wahrzunehmen,

• die Welt aus dem Erleben und Denken des Anderen heraus wahrzunehmen und 

nachzuvollziehen

ist die Voraussetzung, um situativ und kontextbezogen zu Schlussfolgerungen zu gelangen und 

diese professionell/strategisch umzusetzen. Professionelles Handeln basiert auf dem 

methodischen Dreischritt: Selbstwahrnehmung und Selbstreflexion, Perspektivenwechsel und 

Perspektivenerweiterung, Situationswahrnehmung und Kontextanalyse.

Die Herstellung von Empathie umfasst demnach mehr als einen dialogischen Prozess. Der 

Verweis auf die Notwendigkeit vorhandener struktureller Capabilities hat eine Vielzahl von 

Entsprechungen im professionellen Diskurs, z. B. in der Rede vom Raum als drittem Erzieher
7

bzw. der Bedeutung von Organisationskulturen für den Unternehmenserfolg.

Räume bilden Beziehungswelten ab. Ihre Anregungs- und Versagungsqualitäten teilen sich den 

in ihnen lebenden Kindern, Jugendlichen, Erwachsenen unmittelbar mit. Bilder von reizarmen 

Lern- und Arbeitsräumen, gesichtslosen Kliniken, verwahrlosten Treffpunkten für Jugendliche 

hinterlassen ebenso ihre Spuren bei den Nutzern wie dies farbige, impuls- und anregungsreiche 

Räume tun. Man fühlt sich gemeint – wahrgenommen in einem Spektrum von missachtet bis 

geschätzt. Langfristig prägen die Räume die eigene Erfahrungswelt und das eigene Selbstbild. 

Wenn diese Räume, auch im übertragenen Sinn, als unveränderbar begriffen werden (müssen), 

da keine Beteiligung erwünscht wird, entsteht mindestens das Gefühl der Unverbundenheit 

zum eigenen Nahraum sowie der Nutzlosigkeit, etwas zu tun.

Das Gefühl, am falschen Ort zu sein, prägt Beziehungsqualitäten. Der andere wird zum Spiegel

der eigenen Situation. Gefühle und körperliche Befindlichkeiten bilden sich beim Beobachter 

psycho-physisch ab. Auf der Basis des Von-Anderen-Erkanntwerdens und Andere-

Wahrnehmenkönnens entstehen Erkenntniskonzepte und Hintergrundsempfindungen, die 

Auswahl, Handlungsbereitschaften und Verhaltensweisen (un)bewusst steuern und in den 

Körper eingeschrieben, „somatisch markiert“
8

 sind. Sie prägen das situative Handeln. 

Reaktivierung bahnt Reproduktion.

Ob und in welcher Differenziertheit, Dynamik und Tiefe Empathie entwickelt werden kann, hat 

demnach zentrale Auswirkungen für die kognitive, emotionale und körperliche Entwicklung. 

Die Fähigkeit ermöglicht Auswege aus eindimensionalen Spiegelungsprozessen und gibt 

Impulse für die Erweiterung des eigenen Wahrnehmungshorizontes. Die Entwicklungsaufgabe 

ist voraussetzungsvoll: Vertrauen und sichere Bindung sind die Eckpfeiler, um die Gefühle des 

anderen, die in den ersten Lebensjahren zunächst einmal vor allem als Gefühle des anderen 

5

„Nach Körner (1998) setzt sich Empathie als Kompetenz aus drei Grundfähigkeiten zusammen: Der 

Fähigkeit zur Gefühlsansteckung, der Fähigkeit zur Perspektivenübernahme und der Fähigkeit, den 

Kontext sozialer Situationen zu verstehen (Liekam, S.55).“

6

Kreft, Dieter (2005): Handlungskompetenz. In: Kreft, D.; Mielenz, I. (Hrsg.), Wörterbuch Soziale 

Arbeit. 5. vollst. überarb. und ergänzte Aufl., München-Weinheim, S.407

7

Vgl. Reggiopädagogik

8

Vergleiche Damasios These der somatischer Marker, nach Liekam, S.138
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über sich selbst wahrgenommen werden (alles wird zunächst auf sich selbst bezogen, da eine 

Trennung von Ich und Nicht-Ich erst entwickelt werden muss), annehmen/übernehmen zu 

können. Um überhaupt Empathie im Sinne der Selbstwahrnehmung und Selbstdistanzierung 

entwickeln zu können, braucht es ein Mindestmaß an Konsistenz und Anerkennung seitens der 

signifikanten Gegenüber. In risikoreichen Situationen des Aufwachsens ist dies nicht sicher 

gestellt – mit weitreichenden Auswirkungen für den Einzelnen und die Gesellschaft.

Die scheinbare Banalität einer Beziehung, in der die wesentlichen Bezugspersonen das Kind 

als einen Anlass schlechter Laune, Spannung oder Freude und Offenheit widerspiegeln, ist 

bekanntlich für die Entwicklung des Selbstbildes von entscheidender Bedeutung. Wie wir uns 

in der Wahrnehmung uns wichtiger Menschen gespiegelt sehen, prägt unser gesamtes 

Vermögen – auch dann, wenn wir als Erwachsene imstande sind, uns kognitiv und strategisch 

gegenüber Unerwünschtem zu verhalten. Am Beginn unserer Entwicklung gehen wir zunächst 

nur von uns selbst aus. Das Kind erfährt sich als Anlass aller Emotion. Im ersten Stadium der 

egozentrischen Empathie bietet es den anderen den Trost an, der ihm selbst helfen würde bzw. 

hilft, das eigene Unbehagen zu vermindern
9

. Die Aufweitung auf andere soziale 

Unterstützungsmöglichkeiten braucht zunehmendes Abstraktionsvermögen – verschiedene 

Varianten müssen antizipiert, Werte und Normen kombiniert werden. Hier wird es nun 

spannend, folgt man der These z. B. von Kienbaum (2008), dass Kinder professionell und 

familial zu wenig lernen, sich aufgrund von Empathie prosozial zu Kindern, Jugendlichen und 

Erwachsenen zu verhalten, wenn dies z. B. stets eine Sache der ErzieherInnen ist. Wenn Kinder 

nicht aufgefordert werden mitzutun bzw. es eine Frage der Bewertung durch die Erwachsenen 

ist, wer angemessen fühlt und Unterstützung verdient und wen man einfach weinen, schreien, 

sich allein fühlen, traurig lassen sein kann, weil er sich fehlverhalten hat, lernen Menschen in 

Zuständigkeiten statt aus Verantwortung zu denken und zu handeln. Die Dimension des 

Verstehen-wollens und Verstehen-könnens verschwindet dann hinter einem: „Das ist Sache der 

anderen“ bis hin zu „So darf man nicht sein“. Beobachtung und Wahrnehmung der Folgen 

dominieren, z. B. Sanktion. Wobei Strafe erneut den anderen ausblendet, sofern sich nicht mit 

den Folgen des (eigenen) Verhaltens für den anderen konkret auseinandergesetzt wird. Wie ist 

es zu dem Verhalten gekommen, was bewirkt es bei allen Beteiligten unmittelbar und 

zukünftig? Welche Erkenntnisse über Gefühle können durch einen Wechsel der Perspektiven 

gewonnen werden? Prosoziale Orientierung wird dadurch erreicht, dass man dazu motiviert, 

die Vielschichtigkeit der Auswirkungen (für sich und andere) wahrzunehmen, anstatt lediglich 

die Folgen (Bestrafung) für einen selbst zu fokussieren und ggf. in Kauf zu nehmen.
10

Wie grundsätzlich diese Fähigkeit der Gefühlswahrnehmung (eigener und fremder) für die 

kindliche Entwicklung ist, darauf reagieren zwischenzeitlich einige Programme z. B. aus dem 

Kontext der Bindungstheorie. Bei B.A.S.E lernen Kinder die Interaktion zwischen einer Mutter 

und ihrem Baby wahrzunehmen und eine Sprache für die beobachteten Gefühle zu entwickeln. 

Ausgangspunkt ist die Erkenntnis, dass Kinder mit Bindungsstörungen weitere 

Bindungsstörungen „produzieren“. „(Sie) zeigen gravierende Defizite in der Aufnahme und 

Gestaltung von Bindungsbeziehungen, sie verhalten sich in Konflikten eher aggressiv und 

können sich schlecht in die emotionalen Bedürfnisse, Gedanken und Handlungsabsichten ihres 

Gegenübers einfühlen. … (Demgegenüber sind) Kinder mit einer sicheren 

Bindungsentwicklung in der Lage, sich in Notsituationen Hilfe zu holen, sie haben mehr 

freundschaftliche Beziehungen, ein ausgeprägtes und differenziertes Bewältigungsverhalten, 

sie können auf verschiedenste Bewältigungsstrategien zurückgreifen, können partnerschaftliche 

Beziehungen eingehen, die eine gewisse emotionale Verfügbarkeit für den Partner beinhalten 

und für beide Seiten befriedigend sind. In ihren kognitiven Funktionen sind Kinder mit einer 

sicheren Bindung kreativer, ausdauernder und differenzierter. Ihre Gedächtnisleistungen und 

ihr Lernverhalten sind besser. Sie lösen Konflikte konstruktiver und sozialer und zeigen 

weniger aggressives Verhalten in Konfliktsituationen. Auch die Sprachentwicklung von 

Kleinkindern ist besser und weist weniger Störungen auf.“
11

9

Vgl. Oerter, Rolf (2002): Kindheit. In: Oerter, R.; Montada, L. (Hrsg.), Entwicklungsspsychologie. 

Weinheim-Basel-Berlin, 5. vollst. überarb. Aufl., S.209-257

10

Kienbaum, Jutta (2005): „Warum bist du so traurig? Entwicklung von Mitgefühl und pädagogische 

Konsequenzen. In: kiga heute, 4, S.6-12

11

Brisch, Karl Heinz (2008): Prävention von Bindungsstörungen. In: Von Suchodoletz, W. (Hrsg.), 

Prävention von Entwicklungsstörungen. Göttingen, im Druck, S.1f.
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Die Bindungstheorie gibt damit einen fundierten Verweis auf die umfassende Notwendigkeit, 

empathische „Wahrnehmungssicherheit“ zu gewinnen. B.A.S.E ist eine von vielen 

Möglichkeiten, hier institutionell und sekundär-präventiv, zu intervenieren, um Kindern mit 

unsicheren Voraussetzungen einen Lern- und Entwicklungsweg für empathisches Verstehen zu 

eröffnen. Die ersten Ergebnisse zeigen einen sichtbaren Abbau von Angst, Aggression und 

Somatisierungen. Die Einsicht scheint erneut fast zu banal: Wenn Kinder, Jugendliche, 

Erwachsene nicht in der Lage sind, die Beziehungssignale ihres Gegenübers angemessen zu 

erfassen und zu deuten, ist das Missverstehen vorprogrammiert. Der Andere wird dann weniger 

als ein Anderer wahrgenommen, sondern daran gemessen, wie er ins eigene Stimmungstableau 

passt. So verstanden ist das beschriebene Verhalten von Jugendlichen in Erziehungshilfen 

nachvollziehbar: „‘Entweder sie reden kein Wort miteinander, oder jede und jeder ist gleich 

Freundin oder Freund. ... (Sie bilden) Zweckgemeinschaften, zu denen man geht, wenn man 

etwas braucht. Aber es handelt sich dabei nicht um etwas Verlässliches, wo man erleben 

könnte, was das heißt, für jemanden da zu sein, ohne dass der etwas dafür haben will‘.“
12

Mangelndes Vertrauen in andere produziert demnach Distanzlosigkeit bzw. 

Grenzüberschreitung und Ichbezogenheit. Zugehörigkeit ist bereits im Nahraum prekär – an 

gesellschaftliche Verortung und Einbindung ist kaum zu denken.

Zusammengefasst: „Empathie bzw. Perspektiven- bzw. Rollenwechsel als Grundlage der 

Entwicklung pro-sozialer Einstellungen und prosozialen Verhaltens sind somit einerseits 

zwingend ontogenetische Voraussetzungen der gesellschaftlichen Entwicklungen auf der 

Meso- und Makroebene, setzen aber andererseits Mechanismen kultureller Weitergabe von 

Kompetenzen voraus.“
13

Andere zu verkennen, birgt individuelle und gesellschaftliche Risiken. 

Eine Vernachlässigung von Empathie als Schlüsselvariable für Selbst-/Bildungs- und 

Entwicklungsprozesse gefährdet den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft.

Vertrauen und Zugehörigkeit

Strukturelle Capabilities, also Eigenschaften der Umwelt der Individuen, sind entscheidend für 

den Erwerb individueller Fähigkeiten. Folgt man den oben skizzierten Ausführungen heißt dies 

für Organisationen: Sie müssen Vertrauenskulturen generieren, in dem der Einzelne sich 

wahrgenommen erlebt, in der er sich durch Probehandeln erweitern kann, in der die anderen 

eine verlässliche Spiegelfunktion haben. Kontrollkulturen stellen demnach gravierende 

Entwicklungshindernisse auf: Das gilt für Bildungsinstitutionen wie Unternehmen 

gleichermaßen. 

Für die soziale Verortung braucht das Individuum, so John & Knothe (2004)
14

, die Erfahrung 

von Einheit und Differenz. Dies schließt selbstverständlich die Auseinandersetzung mit 

Widerständen ein – und im Ergebnis die Aushandlung einer Balance zwischen der Freiheit des 

Einzelnen und dem Wohl der Gemeinschaft. Dergestalte Grenzziehungen sind nicht 

automatisch schädlich für Identifikationsprozesse, sie sind erstens ohnehin nicht vermeidbar 

und zweitens Bedingung jedweder Beziehungspartnerschaft. Allerdings bedürfen sie eines 

Grundvertrauens – personal wie systemisch –, das in Zugehörigkeit und Anerkennung 

eingebettet sein muss. Beliebigkeit und Missachtung, also eine Haltung, die den personalen 

oder systemischen Nutzen des Anderen einseitig fokussiert, produziert analog 

Unverbindlichkeit bei Schülern, Mitarbeitern, Bürgern, erzeugt also analoge individuelle 

Capabilities. Man lernt systemimmanent. Wenn die Währung des investierten Vertrauens 

abgewertet bzw. als schwache Devise diskreditiert wird, werden Betrug und Handel nur 

zugunsten der eigenen „Aktien“ gelernt, ausprobiert und ggf. das Verfahren als grundlegend 

gut, richtig oder alternativlos befunden. Und wenn in der Folge nurmehr kleinste 

Teilgemeinschaften Alternativen für ein Gefühl der Zugehörigkeit bieten, dann wird 

12

Küster, Ernst-Uwe (2007): „Hier hat jeder seinen Rücksack zu tragen“. Lebenslagen und 

Entwicklungsaufgaben von Jugendlichen in den Erziehungshilfen. SOS-Dialog, Forum, S.22

13

Schulz-Nieswandt, Frank: Der „vernetzte Egoist“. Überlegungen zur anthropologischen Basis der 

Sozialpolitik im sozialen Wandel. www.uni-koeln.de/wiso-fak/soposem/snw/pdf/egoist.pdf /11.6.08,

S.7

14

John, René; Knothe, Holger (2004): Soziale Verortung. Eine Heuristik zur Beschreibung und 

Erklärung von Prozessen sozialer Einbettung. IPP-Arbeitspapiere Nr. 7, www.ipp-muenchen.de
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Abgrenzung und Ausgrenzung erzeugt: auf der Ebene von Ethnien, Arbeitsgruppen, 

Lebensalter, Einkommen, Regionen, Berufsgruppen usf.

Bildungs- und Betreuungsinstitutionen sowie Organisationen verantworten in punkto 

gesellschaftlicher Kohärenz einen sozialen Nahraum, in dem aus der Kommunikation und den 

Widerständen der Anderen die Bestimmung, wie man sich selbst sieht und wer man ist und 

sein will, erwächst. Vertrauen in den grundsätzlichen Wert von Auseinandersetzung ist zudem 

Voraussetzung, sich Komplexität zu stellen. Vor der Folie einer wachsenden Vielfalt an 

Lebensentwürfen und –optionen und den damit antizipierten individuellen wie 

gesellschaftlichen Risiken (u. a. der Exklusion und Inklusion), aber eben auch 

gesellschaftlichen Möglichkeiten, ist Vertrauen in die Sicherheit eines „Shared Space“ 

essentiell, um Voraussetzungen zu schaffen, statt reaktiver Strategien zu größerer 

Wahrnehmungsvollständigkeit und damit Lösungsvarianten zu gelangen. Vertrauen bewirkt, 

dass Schüler, Mitarbeiter, Leitungen, Bürger nicht immer alles wissen müssen, um beginnen, 

lernen, handeln, entscheiden zu können. Misstrauenskulturen sind bekanntlich 

Kontrollkulturen, die in Kürze alle Handelnden in Details verstricken, Widerstände erzeugen, 

das Gegenteil vom „Shared Space“ herstellen. Oder wie Moderman zugespitzt feststellt: … 

wenn man die Leute ständig anleitet und behandelt wie Idioten, benehmen sie sich irgendwann 

wie Idioten, wen wundert das.“

Es gibt demnach nicht die Notwendigkeit, Partizipation, also Teilhabe, Mitgestaltung, 

Mitbestimmung, Selbstorganisation, Koproduzentenschaft etc. als Erforderlichkeit in allen 

Organisationsformen zu begründen, sondern wenn etwas begründet werden müsste, ist die 

Beweislast umzukehren. Es muss plausibel dargelegt werden können, wenn Partizipation als 

Regel außer Kraft gesetzt wird. Eine solche Form der Beweisumkehr stellt die Debatten um 

Beteiligung vom Kopf auf die Füße und hat weitreichende Auswirkungen für die Umgestaltung 

von Institutionen zu lebendigen Organisationen.

In vielen Bildungs-, Versorgungs- und Betreuungsinstitutionen wie in Unternehmen sind 

Vertrauen, Zugehörigkeit und Anerkennung noch zu sehr Zufallsprodukte und in diesem Sinn 

zu sehr abhängig von einzelnen Personen, vor allem jenen, die steuern. Erschwerend hinzu 

kommt die deutsche Strategie einer Auswahl von Leitenden, die sich mehr an Fachkenntnis als 

an personaler und sozialer Kompetenz orientiert. Wir wissen, dass dies problematisch ist, aber 

wir verhalten uns dazu nicht mit der Verantwortung, die den Entwicklungspotentialen und -

erfordernissen des Einzelnen und der Gesellschaft gerecht wird. Die von der UNESCO 1996 

formulierten Ziele für die Schule

• Learning to know,

• Learning to do,

• Learning to be,

• Learning to live together,

haben natürlich nicht nur für diesen einen zentralen Lebens-, Arbeits- und Lernort Gültigkeit.

“Nur wenn Menschen sich zugehörig fühlen, das heißt, wenn sie sich als akzeptiertes Mitglied 

einer Gemeinschaft sehen, können sie sich auf ihre Aufgaben konzentrieren und ihre volle 

Leistung bringen. Solange sie sich ihres Platzes und ihrer Akzeptanz nicht sicher sind, solange 

sie befürchten, Angehörige einer diskriminierten Minderheit zu bleiben, stehen sie unter Stress 

und sind primär mit sich selbst und ihrer Situation beschäftigt – und machen 

Schwierigkeiten.“
15

 Sie bilden dann Enklaven – ob Minderheit oder diskreditierte Gruppe. Die 

Beispiele sehen wir überall, in den Organisationen wie in der öffentlichen Auseinandersetzung 

verschiedener Gruppen, die sich zu Unrecht wahrgenommen sehen. Im Ergebnis schotten sich 

Lehrer gegen die Zumutungen eines in ihren Augen dann nur noch öffentlichen 

„Bildungsbashings“ ab, Kooperation von Schule und Jugendhilfe wird unter den Vorbehalt des 

Bewahrens der Positionen gestellt
16

, Ärger über betriebliche Verfahrensweisen werden dort 

kommuniziert, wo man sich – hierarchisch – unter Gleichen wähnt.

15

Berner, Winfried (2008): Cultural Due Diligence. Über die Unverträglichkeit von 

Unternehmenskulturen und ihre Gründe. In: OrganisationsEntwicklung, 1, 2008, S.83 - 91, S. 85

16

Tendenziell dominiert die Machtfrage, bevor geklärt wird, wie die Beziehung produktiv gestaltet 

werden könnte; vgl. zum Beispiel die Beiträge von Maykus oder Flößer & Witzel im Sozialbericht 
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Ergebnis ist dann ein (gesellschaftliches) Leben im Erwartungs- und Abgrenzungsmodus, in 

dem Kinder, Jugendliche, Erwachsene Schaden nehmen und sich selbst zumuten. Sicher sind 

sich alle dabei in einem: Sie werden weder angemessen verstanden, noch anerkannt. Daher 

verdienen es die anderen auch nicht besser. Empathiefähigkeit und Verstehenwollen bleiben zu 

Lasten aller außer Betrieb. 

Narrationen und Strukturbildung

Bei der Konstruktion von Identität und damit dem Verhältnis zu Welt (Menschenbilder, 

gesellschaftliche Zugehörigkeit etc.) spielen Narrationen eine entscheidende Rolle. Dabei 

handelt es sich um subjektive und situative Begründungstrategien, warum etwas so und nicht 

anders gekommen ist bzw. sein kann, warum man so ist, wie man ist usf. Die sogenannten 

Kernnarrationen enthalten die zentralen Erklärungen für die je aktuelle Situation im Rückgriff 

auf die eigene Biographie. Die in ihnen erzählten Geschichten verändern sich mit der Person 

über die Zeit: Je nach Blickwinkel erhalten die gleichen Ereignisse eine andere Färbung, eine 

andere Verknüpfung, um deutlich zu machen, wie man sich versteht, worin man den Sinn des 

(eigenen) Lebens erkennt und was man als Handlungsstrategie zur Verfügung hat(te).
17

Dabei wird auch immer die Frage des eigenen Einflusses, der (sozialen) Macht anderer, der 

Zugehörigkeit (Exklusion/Inklusion) thematisiert. 

In Narrationen verdichten sich exemplarisch Grunderfahrungen und –erkenntnisse – z. B. 

hinsichtlich der gesellschaftlichen Codes und Diskurse über den Wert von Gefühlen.

Eine typische Erzählung zum gesellschaftlichen Stellenwert emotionaler Kompetenz könnte so 

lauten: „Wir denken, die Auseinandersetzung mit der Notwendigkeit einer systematisch 

gelebten und vermittelten Empathiefähigkeit von Personen und Institutionen, z. B. in den 

Bereichen Bildung und Erziehung, ist zwar interessant, individualisiert jedoch unzulässig die 

tatsächlich zu verhandelnden Steuerungsfragen. Diese begründen sich in Fragen der 

Finanzierung und der gesetzlichen Steuerung. Empathie spielt in der konkreten Arbeit mit dem 

Klienten eine Rolle. Als übergreifende Kategorie ist sie untauglich.“

So verstanden wird die Grundbedingung menschlicher Entwicklung, die Basis für Interaktion 

in der Tat zu einer „schlichten“ Angelegenheit zwischen „zwei“ Menschen. Die getroffene 

Einschätzung wird verständlich. Der Erzähler fokussiert das erforderliche Gefühl der 

wechselseitigen Wahrnehmung, nicht aber die daraus erwachsende Chance einer 

systematischen Reflexion der (eigenen) Person, von Interaktionen, Institutionen und 

Gesellschaft. Er nimmt nicht wahr, dass daraus nicht nur analytisches Erkenntnispotential 

erwächst, mindestens die Erweiterung des Wahrnehmungshorizontes, sondern dass 

Empathiefähigkeit Kontexte nachvollziebar macht und dass dies strategisch genutzt werden 

kann. Verkürzt: Wenn ich nicht (vorausschauend) wahrnehmen kann, aus welchen (situativ 

geprägten) Motiven und Gefühlen heraus mein(e) Gegenüber zu Überzeugungen oder 

Entscheidungen kommen, verbleibt das eigene Handeln und Erleben im wesentlichen 

selbstreferentiell. Wissen und daraus erwachsende Handlungsspielräume bleiben auf den 

eigenen Horizont begrenzt.

Dass die obige exemplarisch skizzierte Narration ein deutliches Gewicht im 

gesamtgesellschaftlichen Diskurs besitzen muss, darauf gibt die Diskrepanz zwischen der 

Summe der oben nur im Ansatz skizzierten Belege aus Neurobiologie, Pädagogik, Psychologie 

usf.
18

 hinsichtlich der Bedeutung von Gefühlen im Verhältnis zur faktischen Sicherung dieser 

Entwicklungsqualität deutliche Hinweise.

2006, Bundesverband der Arbeiterwohlfahrt, „Chancengerechtigkeit durch Bildung, 

Chancengerechtigkeit in der Bildung“. 

17

Vgl. Kohärenzsinn nach Antonovsky mit den Ebenen: Verstehen, Handeln, Sinn erkennen können.

18

Vgl. z. B. Liekam (Pädagogik), Brisch (Bindungstheorie) sowie Keupp, H. (Identitätsbildung); vgl. 

Bauer, J. (Neurobiologie), Bönsch, M. (Schule) oder Untersuchungen zu Resilienz, 

Selbstwirksamkeit, Empowerment etc.
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Fragen, deren Beantwortung dieses Phänomen bzw. Paradoxon erhellen kann, sind:

• Sind die Belege sind so zahllos, dass sie „leicht“ in einer zweiten Erzählung als allfällig 

bekannt und daher banal missverstanden und bewertet werden können?

• Steht die Erzählung für einen nicht abgeschlossenen Prozess einer geschlechtsspezifischen 

Zuweisung von Gefühls- und Sorgearbeit als Frauenarbeit? Spiegeln sich in der 

zuerkannten Relevanz des Themas geschlechtsspezifische Formen der gesellschaftlichen 

Anerkennung wieder – Sorgearbeit als Berufung, die keine Qualifizierung voraussetzt?

• Verweist die skizzierte Wertigkeit von Emotionen für die Qualität von Entwicklungen auf 

eine Verkennung ihrer auch strategischen Dimension? Und wird Empathie in der 

konkreten Sozialen Arbeit tatsächlich auf das Dialogische, auf das mitfühlende Verstehen 

verkürzt? Ist auch das ggf. Ausdruck einer noch immer geschlechtsrollentypischen 

Haltung von Frauen, denen personenzentrierte Inhalte (hier die Beziehung zur Person) 

wichtiger erscheinen, als Strategie und Durchsetzung – mit den bekannten Folgen, dass sie 

in Leitungspositionen noch immer unterrepräsentiert sind?    

• Ist das Herausstreichen der Bedeutung von Empathiefähigkeit für interkulturelle Arbeit 

und Beziehungen ggf. eine Reaktion auf Fremdheit, die Teilzugehörigkeit schaffen soll -

denn sind „wir anderen“ denn alle gleich?

• Wie begründet sich, dass die Kategorie emotionale und soziale Entwicklung im 

Bildungsbericht 2008 ausschließlich als Dimension der Förderschulen auftaucht bzw. 

erfassbar ist?
19

• Spricht die Korrelation von Bildungsabschluss und sozialem Engagement für die Relevanz 

dieses Kompetenzspektrums?

• Welche Schlussfolgerungen hinsichtlich der Gestaltung formaler Bildung ergeben sich aus 

einschlägigen Untersuchungen zur Kinderarmut, die zeigen, dass Wohlergehen trotz

materieller Armut davon abhängt, ob die soziale Lebenslage (Integration/Zugehörigkeit, 

Vorhandensein von Beziehungen/Perspektivenvielfalt, verlässliche Andere/Wahrnehmung 

und Anerkennung) gesichert ist?
20

• Welche Strategien in punkto Bildung sind aus dem Ergebnis abzuleiten, dass der Erwerb 

von sozial-kommunikativen Kompetenzen und die Möglichkeit zur Beteiligung an non-

formalen Bildungsorten (Kinder- und Jugendarbeit, Freiwilligendienste, Vereine) mit 

höheren angestrebten Schulabschlüssen korrespondiert?
21

• Ließe sich das zunächst höhere Leistungsniveau von Mädchen (Sprach- und 

Lesekompetenz) aus ihrem Entwicklungsvorsprung bei den sozial-emotionalen 

Kompetenzen begründen? Welche systematischen Zugänge müssten dann in 

Bildungsprozessen stärker sichergestellt werden?

• Welche Konsequenzen leiten die verschiedenen Bildungsorten daraus ab, dass durch 

signifikante Andere, die verlässlich und verstehend sind, multiple Problemlagen für den 

einzelnen deutlich besser bewältigbar sind?

In jedem Fall lohnte es sich, die Frage, welche Bedeutung wir Empathiefähigkeit im Sinne 

individueller und strukureller Capabilities, nicht nur im Hinblick auf gesellschaftliche 

Kohärenz, geben, offensiv anzugehen.

Was keinesfalls passieren darf, ist, entsprechende Fähigkeiten zu behaupten, obwohl unklar ist, 

ob sie in der notwendigen Potentialität und Tiefe vorhanden sind. Übrigens ein Phänomen, an 

dem Fachkräfte des Sozialen nicht ganz unschuldig wären – sofern sie diese spezifischen 

Kompetenzen unter Niveau verkaufen bzw. zulassen, dass nicht ausgewiesene Experten die für 

soziale und personale Kompetenz notwendigen Methoden und Wissensbestände definieren. 

Statt eines Kreisens um einen drohenden Bedeutungsverlust, z. B. durch die Vereinnahmung 

von Jugendhilfe durch Schule, stehen die Profis des Sozialen in der Verantwortung, dass sie 

die Handwerkszeuge in der Gestaltung von Beziehungen aufzeigen und sich im Kontext klar  

positionieren.

19

Bildung in Deutschland 2008. Ein indikatorengestützter Bericht mit einer Analyse zu Übergangen im 

Abschluss an den Sekundarbereich I. Im Auftrag der KMK und des BMBF, S.256

20

Vgl. die verschiedenen Studien des ISS Frankfurt zur Armut von Kindern.

21

Bildung in Deutschland 2008, S.93
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Auch nützt nichts der bloße Appell, emotionale und personale Ressourcen in Schule und Arbeit 

stärker  zu gewichten. Letzteres führt bekanntlich eher zu „Kopfnoten“ als zu einer 

Prozessorientierung, die die Entwicklung und Selbstreflexion aller Beteiligter zur Bedingung 

hat. Die bloße Absichtserklärung würde negieren, dass das Gewicht struktureller 

Selektionsprinzipien, der Standardisierung, der Personalstruktur und -ausstattung eine 

systematisch individualisierte Lernwegbegleitung sowie Anerkennung des individuellen 

Lernweges unverändert in eine Randposition drängt – sofern noch Zeit ist. Die Regel ist noch 

immer nicht die Haltung: „Wie bist du (emotional, kognitiv) zu deiner Antwort gekommen?“, 

sondern: „Die Antwort ist falsch.“ Natürlich wird auch so gelernt. Sicher entwickelt man bei 

vorrangiger Ergebnisorientierung auch dann „Wie viele andere (Menschen) … Strategien …, 

sich durch das schulische System „durchzuwuseln“, und die Fähigkeit (auszubilden) 

„Kompetenzen vorzugeben, die kaum vorhanden sind.“
22

 Doch sagt die Präsentation des 

richtigen Ergebnisses noch nichts über seine Reproduzierbarkeit, noch über den erweiterten 

Lernnutzen (exemplarisches Lernen) aus.

Fazit

Neben den unmittelbaren Wirkungen auf den Einzelnen: Empathiewahrnehmungsdefizite 

haben Strukturwahrnehmungsdefizite zur Folge. Verhandelt werden dann 

Alleinstellungsmerkmale, Versäulungen, Zuständigkeiten. Statt der Identifizierung eines 

gemeinsamen Anliegens und Problems dominieren Selbstreferentialität und Dominanz 

einzelner Teilgemeinschaften. Und die damit erzeugten und verbundenen Gefühle „stecken 

an“, übertragen sich auf den Anderen (Bauer) und werden in Räumen institutionalisiert und 

weitergegeben. Es wird dann „rational“ „sich durchzuschlagen“, „Garanten partikularer 

Solidarität“ zu suchen.
23

„(An der) Ich-Du-Wir-Balance“, so Schulz-Nieswandt, „… scheitern eventuell viele 

Individuen und somit die Gesellschaft insgesamt. … Die erfolgreiche Sozialisation der Kinder 

gelingt nur, wenn sie kulturell eingebettet ist, wenn Kinder also in einer Welt aufwachsen, die 

genauso charakterisiert ist durch Vertrauen, durch Reziprozitätserfahrungen und vernetztes 

Engagement“
24

, das heißt, wenn sich dies in sämtlichen Institutionen einer Gesellschaft 

spiegelt – auch in der Arbeitswelt. Das ist die Basis für eine generalisierte Form der 

Reziprozität. Wir sollten für ihre Herstellung das nutzen, was wir an Erkenntnissen haben.

22

Wie dies für die oben beschriebenen Jugendlichen mit gering entwickelten Empathiefähigkeiten nach 

Küster gilt, S.22f.

23

Vgl. Eckert, Roland (2007): Welchen Beitrag leistet das Bildungssystem zum Zusammenhalt der 

Gesellschaft? In: FORUM E, 4.12.07, 8-14

24

Schulz-Nieswandt, 2007, S.10
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Rolf-Joachim Heger

Die Sichtbarkeit des Grundsätzlichen. 

Qualität in der Sozialen Arbeit 

„ …. dann wäre unser Geistesleben kein

Dschungel des Rechthabens, sondern der

Garten ruhig blühender Erkenntnis …“

Martin Walser

(in einem Vortrag zum

Zeitgeist im Juli 2008)

Das eindeutig Vieldeutige 

Die Qualitätsdebatte und die damit verbundenen Herausforderungen dominieren nach wie vor 

weite Teile des disziplinären wie fachpolitischen Dikurses in der Sozialen Arbeit und sie hat 

zwischenzeitlich auch inter- wie transnationale Dimensionen erreicht. Zudem ist diese Debatte 

nicht auf einzelne Praxisbereiche begrenzt, sondern bezieht sich auf sämtliche sozialen 

Infrastruktur- und Dienstleistungen wie auch auf Administration und Personal. Interessant ist -

im zeitlichen Kontinuum gesehen - dass über viele Jahre z. B. über „gute Schulen“ diskutiert 

und zahlreiche empirische Studien vorgelegt wurden, wobei im Grunde unausgemacht blieb, 

was sich denn hinter diesem Signum verbirgt oder was eine „gute Schule“ im Kern denn nun 

eigentlich ausmacht. In der Folge ist ein gewisser Umschwung eingetreten und die Ziel- und 

Leitfrage nach dem „Guten“ wurde ersetzt durch die Diskussion um das neue Paradigma 

„Qualität“. Nun mögen die jeweiligen Qualitätsprobleme in der Praxis durchaus 

unterschiedlich wahrgenommen und diskutiert werden - die Diskussionslage ändert sich 

partiell je nach Arbeits- und Aufgabenschwerpunkten, so haben beispielsweise die TIMMSS-

und PISA-Studien eine andere Situation geschaffen als etwa Versicherungsfragen in der 

Altenpflege oder Standards in der Weiterbildung - aber generell werden Effektivität, Effizienz 

und Produktivität zu zentralen Bewertungs-, Analyse- und Handlungskategorien und damit 

„durchdringt“ latent und/oder offen der ökonomische Realismus das Soziale.

Zu konstatieren ist aber auch, dass sich Soziale Arbeit dadurch in eine defensive Rolle hat

(ab-)drängen lassen, denn die mit dem Qualitätsdiskurs inhärente Aufforderung zu Kontrolle 

und zum Nachweis tatsächlicher Wirkungen operiert - gerade wenn sie im Horizont eines 

Legitimationsdefizits von Bildungs- und Sozialausgaben auftritt - gleichsam mit der 

unterschwelligen Behauptung, diese soziale Praxis leiste nicht, was sie verspreche bzw. was 

sie umzusetzen in der Lage ist. Die Hilflosigkeit vieler Reaktionen auf die Herausforderung 

„Qualität“ - zumindest im Spiegel der anfänglichen Diskussionen - legen es nahe, dass diese 

Art Selbstauskunft auch nicht gegeben werden kann. Was für die Sozialpädagogik formuliert 

wurde, gilt auch für das Selbstverständnis der Sozialen Arbeit: Sie „weiß zu wenig darüber, 

wie sie bewirkt, was sie leistet.“
25

Neu an der Qualitätsdebatte ist also nicht der Anspruch, gute Arbeit zu leisten, anspruchsvolle 

Ziele zu formulieren und Maßstäbe für die Bewertung aufzustellen. Neu ist vielmehr, dass die 

Ergebnisse in den Vordergrund rücken in Form einer „outcome-Orientierung“ und diese 

empirisch überprüft und kontrolliert werden sollen. Es geht um die Frage nach den 

tatsächlichen Wirkungen von Maßnahmen und Einrichtungen, um die Beschreibung 

realistischer Ziele und um die Kontrolle des Verhältnisses von angestrebten und erzielten 

Wirkungen. Das aber verweist nachdrücklich auf den evaluatorischen Charakter der 

25

M.-S. Honig: Ethnografie pädagogischer Qualität. Erläuterungen zu einer Strategie 

sozialpädagogischer Forschung. Arbeitspapiere des Zentrums für sozialpädagogische Forschung der 

Universität Trier (Forschungsstelle des Fachbereichs I – Pädagogik). Arbeitspapier II-08; Trier, im 

Mai 2002, S. 1
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Qualitätsdiskussion. Dieser wird u.a. auch deutlich in einer Veröffentlichung, die „Qualität 

sichern, entwickeln und verhandeln“ will und für einen internen wie externen 

„Wirksamkeitsdialog“ eintritt, der es ermöglicht „über die Selbstvergewisserung (der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) hinaus die kompetente interne Evaluation“
26

 durchzuführen. 

Das bedeutet aber, dass Qualität nicht nur einen analytisch-deskriptiven Bezug sondern auch 

eine evaluatorische Komponente besitzt. So geht es einmal um „Eigenschaften bzw. die 

Eigenart von etwas, seine Besonderheit, sein ‚Wesen’; (zum andern um) das Ergebnis eines 

Bewertungsvorgangs. Diese elementare Unterscheidung ist wichtig, um wahrzunehmen, dass 

jeder konkrete Qualitätsbegriff beide Komponenten“
27

 aufeinander beziehen muss.

Ein Qualitätsbegriff, der eben nur die eine Seite bevorzugt - also die „Produktseite“ mit ihren 

standardisierten Vorgaben und deren Operationalisierungstechniken - entledigt sich seiner 

weiteren Notwendigkeit, der einer systematisch und empirisch ausgerichteten 

Ergebnisbewertung fachlich ausgerichteter Prozesse -  aber durchaus mit ungesichertem 

Ausgang - offen und widersprüchlich. 

Die Problematik in diesen pädagogisch orientierten Kontexten - und das ist gleichermaßen 

leitend in der Kinder- und Jugendhilfe wie der Sozialen Arbeit insgesamt, denn in diesen 

personenbezogenen sozialen Dienstleistungen geht es im Kern um pädagogische Prozesse -

besteht nun darin, dass Bewertungsmaßstäbe sowohl als Eigenschaften institutioneller 

Strukturen als auch als Merkmale interaktiver Prozesse und/oder beobachtbarer Ergebnisse 

pädagogischer Interventionen ausgewiesen werden. Damit sind aber beide Komponenten des

Qualitätsbegriffs umstandslos miteinander verbunden und dieses „Konglomerat“ führt zu 

scheinbar objektiven und universellen, d.h. allgemeingültigen Merkmalen. So wird jedoch 

einer „Qualitätshaltung“ Vorschub geleistet, bei der es nicht um Qualitätsmerkmale sondern 

um deren Normierung geht, um deren Vergleichbarkeit, die zwangsläufig Vielfalt und Buntheit 

reduziert und institutionell/prozessuale Steuerungsmechanismen festlegt. Ein solches 

Qualitätsverständnis verhindert aber die Frage zu stellen: Qualität von was?

Und ein weiterer Aspekt kommt hinzu: Generell wird befürchtet, dass durch ein 

Qualitätsmanagement - oder besser: die Bemühungen zur Sicherung und Steigerung von 

Qualität - professionelle Handlungsspielräume durch Standardisierung und Formalisierung -

also der normierten Regelung von Prozessen, Routinen und Verfahren - eingeengt werden. 

Zudem, dass damit möglicherweise der Tendenz der fortschreitenden Marginalisierung von 

vormals ganzheitlichen Aufgaben weiter Vorschub geleistet wird und „dass ein ‚mechanisch’ 

übernommenes, nicht hinreichend auf den sozialen Bereich adaptiertes Qualitätsmanagement 

die professionellen Deutungsmuster, anhand derer die Fachkräfte die Qualität ihrer Arbeit in 

kollegialer Selbstkontrolle reflektieren, überformt.“ 
28

 Diese „Überformung“ - so eine weitere 

Unsicherheit in der Qualitätsdebatte - kann zu einer zunehmenden Deprofessionalisierung oder 

gar zu einer Substitution von Professionalität führen. Das ist insbesondere von Bedeutung, 

wenn direkt oder indirekt steuernd auf Handlungsbereiche Zugriff genommen wird, die bisher 

durch das Moment einer gewissen Selbstkontrolle professionellen Handelns oder durch eine 

von (relativer) Autonomie geprägten Organisationsform gekennzeichnet waren. So verschiebt 

sich auch die Bedeutung dessen, was bisher als „gute Arbeit“ im sozialen Feld gilt, wird doch 

der professionelle Modus einer fallbezogenen Anwendung von Wissen und Fähigkeiten durch 

regelbasierte, formalisierte Arbeitsroutinen 
29

 ersetzt. Und vor diesem Hintergrund wirkt sich 

auch das soziale System, in dem die Adressaten/innen nun Vorleistungen erbringen müssen, 

um sich für das Recht auf Hilfe und Leistungen zu „qualifizieren“ auf die professionell zu 

handhabenden Beziehungen zu ihnen aus. Denn „viele Konzepte (…) sahen oder sehen in der 

26

Vgl. Projektgruppe WANJA: Handbuch zum Wirksamkeitsdialog in der offenen Kinder- und 

Jugendarbeit; Münster 2000

27

Auch zu den folgenden Überlegungen: M.-S. Honig: Zur Konzeptionalisierung pädagogischer 

Qualität. Arbeitspapiere des Zentrums für sozial-pädagogische Forschung der Universität Trier 

(Forschungsstelle des Fachbereichs I – Pädagogik). Arbeitspapier II-07; Trier, im Mai 2002, S. 5

28

Ch. Beckmann, H.-U. Otto, A. Schaarschuch, M. Schrödter: Qualität und Wirkung in der 

Sozialpädagogischen Familienhilfe. Vorläufige Ergebnisse des DFG-Projektes 

„Dienstleistungsqualität“; Bielefeld und Wuppertal im Oktober 2006, S. 60

29

Illustrierende Beispiele hierzu sind vorrangig Antrags- und Ergebniserfassungen über online-

Datenbanken, die ausschließlich in begrenzten und normierten Ausschnitten die tatsächlichen 

Handlungsebenen abbilden
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Klienten/Professionellen-Beziehung den Kern pädagogischer Professionalität. Wenn hingegen 

zukünftig Sanktionen die Klienten/Professionellen-Beziehung dominieren, ist Professionalität 

(in einem strikten Sinne) offenkundig unterminiert.“
30

Das scheinbar Selbstverständliche

Auffallend ist, dass vor dem Hintergrund der aufgeführten Vieldeutigkeiten in der 

Qualitätsdiskussion (fast) immer auf drei Logiken abgestellt wird:

• Auf die Logik der ökonomischen Situation der Sozialen Arbeit. Hier dominieren die

immergleichen Begründungsmodi mit ihrem Ausgangspunkt in der Moderniserungsdebatte 

um den Umbau des Sozialstaates und dem daraus resultierenden Wandel der Erwartungen 

an die Leistungen des Bildungs- und Sozialsystems. Jedwedes Handeln in diesen 

Arbeitszusammenhängen wird nun als Dienstleistung verstanden und darauf abgestellt. Es 

ist die institutionell verengte Perspektive, die dieser Sichtweise eigen ist und die zum 

einen auf lineare Übertragung und Implementation von Verfahren des 

Qualitätsmanagements setzt und rein affirmativ in Form schneller Abhilfe für ein 

vorhandenes Legitimationsproblem handelt und zum andern nur die Problematik ausweist, 

die intern aus berufsspezifischen Erwägungen heraus zur Diskussion gestellt wird. Das 

führt in der Regel zu einem Abwehrreflex gegenüber einem originären Qualitätsgedanken 

und verkennt die Notwendigkeit einer Verbindung von fachlichen und 

organisationsstrategischen Überlegungen und Anforderungen. Dabei wird auch immer 

wieder unterschätzt, dass es institutionell verfestigte Gleichgewichtsmechanismen gibt, die 

dazu dienen, den status quo aufrechtzuerhalten. Es existiert eine erhebliche 

Problemresistenz - auch gegenüber bestimmten Qualitätsanforderungen - um eingefahrene 

Abläufe nicht durch andere ersetzen zu müssen, die eventuell Unwägbares verursachen. So 

wird ein Problem reproduziert, egal wie stark der Leidensdruck ist, damit ein anderes 

Problem nicht durchschlägt, das unter Umständen noch mehr Druck verursachen könnte.  

Solch lineare Zuschreibungen verhindern jedwede Qualitätsdiskussion und sind das 

eigentliche Problem und nicht die Lösung. 

• Auf die Logik der originären Anwendung im Rahmen einer pädagogischen 

Handlungspraxis mit einer auffallend indifferenten Begriffsbestimmung dessen, was 

Qualität ausmacht.
31

 So findet der Begriff gegenwärtig immer nur in einer bestimmten 

Diskurssemantik statt, indem er ausschließlich mit verschiedenen Verfahren identifiziert 

wird, die allerdings zum genuinen Reflexionsstand und Methodenrepertoire einer 

Fachdisziplin (z. B. der Sozialpädagogik) keinen Zusammenhang ausweisen. Qualität ist 

somit ein durchaus „disziplinexterner Begriff“ (Honig) und dehnt sich auch auf Bereiche 

aus, in denen er bislang nicht oder kaum praktiziert wurde. So erscheint es nur 

folgerichtig, dass Soziale Arbeit zunächst auf ihrem eigenen Terrain in die Defensive 

gerät. Daher erfordert die Auseinandersetzung mit dem Begriff den vertieften Bezug zu 

pädagogisch und sozial konnotierten Wissensbeständen, die rekonstruiert und theoretisch 

konsolidiert werden müssen (!), ehe die Verwendung und Operationalisierung in 

fachlichen Kontexten stattfinden kann. Es spiegelt sich hier wiederum das Defizit dieser 

Form pädagogischen Selbstverständnisses wider: Die ausschließlich praxisdienliche 

Variante der Wissensproduktion steht gegen deren wissenschaftlich-kritische Analyse. 

Und der Herausforderung „Qualität“ wird - durchaus fachtypisch - nicht durch die Bildung 

einer eigenen Terminologie begegnet, sondern durch die Übernahme von Begrifflichkeiten 

der Ökonomie, der Betriebswirtschaft und der Organisationslehre (scheinbar) bewältigt. 

Damit aber fokusiert sich die fachliche Debatte durchgängig auf die 

30

B. Dewe: Der Professionalitätsanspruch der Weiterbildung im Spannungsfeld zwischen 

Managerialismus, evidenzbasierter Praxis und Teilnehmerverpflichtung; in: REPORT (28), 4/2005, 

S. 11

31

Vgl. hierzu und den folgenden Überlegungen: Ch. Köpp, S. Neumann: Die Qualitätsdebatte in der 

Sozialpädagogik. Literaturbericht und Bibliographie. Arbeitspapiere des Zentrums für 

sozialpädagogische Forschung der Universität Trier (Forschungsstelle des Fachbereichs I –

Pädagogik). Arbeitspapier II-01; Trier, im September 2002, S. 3 ff. 

Unter:www.uni-trier.de/uni/fb1/paedagogik/index.htm
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Implementationsproblematik unterschiedlicher Qualitätssysteme und -verfahren und nicht 

auf die notwendige gesellschaftliche und sozialpolitische Rekontextualisierung der 

Qualitätsfrage.
32

 Dieses somit multiple Verständnis von Qualität folgt dann auch 

unterschiedlichen Rationalitäten in organisationellen Zusammenhängen: Das strategische 

(Qualitäts-)Interesse der Leitungsebene ist ein anderes als das Handlungskonzept der 

Mitarbeiter/innen und noch ein anderes als die Gebrauchswertsicht der Adressaten/innen 

und umgekehrt. 

• Auf die Logik der institutionellen „Trägheit“, die nach wie vor darauf abstellt, wie schwer 

es ist, eine Organisation zum (Um- oder gar Neu-)Lernen zu bewegen. In der 

Unternehmensberatung wird dazu die Schauergeschichte des gekochten Froschs 
33

 als 

einprägsames Beispiel kolportiert, die in der Tat die Fähigkeit zur Nichtveränderung 

dokumentiert: Wenn ein Frosch in einen Topf mit kochendem Wasser gesetzt wird, so 

versucht er sofort, herauszuklettern. Aber was passiert, wenn das Wasser lauwarm ist und 

die Temperatur erst nach und nach erhöht wird? Es passiert nichts. Der Frosch zeigt alle 

Anzeichen äußersten Wohlbehagens, wird dann schlapper und schlapper und beginnt bei 

lebendigem Leib zu kochen. Warum? Weil der innere Wahrnehmungsapparat des Frosches 

auf plötzliche Veränderungen eingestellt ist, nicht aber auf langsam wachsende 

Bedrohungen. Er bekommt es nicht mit, weil er lauwarmes Wasser nicht von heißem 

Wasser unterscheiden kann. Oder - anders formuliert - er unterscheidet nicht was sich 

verändert. Und genau hier liegt auch ein Problem der gegenwärtigen Qualitätsdiskussion: 

Qualität ist nicht bloß Abbildung und Bewertung eines lediglich vorzufindenden 

Sachverhalts, sondern ein durchaus dynamischer Prozess, der nicht die beste Lösung, 

sondern die möglichst beste Frage herausfordern und stellen soll. Dazu ist ein 

(institutionelles) Wissen notwendig, das auf unterschiedliche Situationen und 

Anforderungen reagieren kann - also, um im Beispiel des Frosches zu bleiben - durchaus 

zu lernen, sich durch unbekannte Wassertemperaturen irritieren zu lassen und dadurch den 

bisher bekannten Möglichkeiten immer ein Stück voraus zu sein. Das fordert eine gewisse 

Redundanz, also einen Verzicht darauf, „für alle Operationen eine stelleneindeutige, 

hochspezifische, alle Übergänge vorwegdefinierende Zielvorgabe festzulegen. Redundanz 

bedeutet, nicht damit zu rechnen, dass Information punktgenau übermittelt werden kann, 

sondern stattdessen Muster zu verbreiten, die Vorhersagbarkeiten schaffen, denen 

Informationen entnommen und in die Informationen eingetragen werden können.“
34

Ein Durch-Blick auf Qualität kann somit erst eintreten, wenn der Horizont der eigentlich 

fachlichen Absichten beschritten und kommunizierbar gemacht und damit die notwendige 

Distanz zur linearen Vorstellung von Absicht und Wirkung errichtet wurde. Von daher ist die 

Frage nach der Qualität Sozialer Arbeit nicht gleichzusetzen mit der Relevanz des darauf 

abgestellten Handelns! Zudem zeichnet sich Soziale Arbeit durch die dargelegte Komplexität 

aus, so dass nur schwer eingrenzbar ist, welche Ergebnisse auf welche Ursachen 

zurückzuführen sind. Auswirkungen werden erst mit zeitlicher Verzögerung deutlich und 

können auch durch anschließende Evaluationsverfahren nur bedingt nachgewiesen werden, 

weil sei entweder noch nicht aufgetreten sind oder aber durch andere, möglicherweise 

gegenläufige Einflussfaktoren „ausgewaschen“ wurden.
35

Das tatsächlich Mögliche

Dieses tatsächlich Mögliche unter den Bedingungen effizienzheischender 

Qualitätsmentalität(en) liegt im Verständnis für die Balance komplexer Wechselwirkungen: 

Zum einen geht es um die Frage, unter welchen Bedingungen ein Qualitätsmanagement das 

professionelle Handeln und den Einbezug der Adressaten/innen befördert, restringiert oder gar 

ausschließt und zum andern, wie sich die Qualität des professionellen (und vorrangig 

pädagogischen) Handelns auf die Ausgestaltung des Qualitätsmanagements auswirkt. Es geht 

32

Gleichwohl mehren sich die Anzeichen einer „Ergänzung“ ökonomischer Termini. So z. B. bei 

J. Meese, W. Nitze: Fachlichkeit und Effizienz; in: SOZIALwirtschaft 3/2008, S. 10 ff.

33

P.M. Senge: Die fünfte Disziplin; Stuttgart 1999 (7. Auflg.), S. 14

34

D. Baecker: Postheroisches Management. Ein Vademecum, Berlin 1994, S. 152

35

Vgl. T. Olk: Abschied vom Experten: Sozialarbeit auf dem Weg zu einer alternativen Professionalität; 

Weinheim 1986, S. 113 f. 
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also nicht um die kontrollwütige Überprüfung normativer Vorgaben von Qualität sondern um 

die interaktive und reflexiv angelegte Prozessbegleitung der Praktizierung von 

Qualitätsmaßstäben in ihrer Vieldimensioniertheit. Damit einher geht aber auch das Ausloten 

der jeweiligen Grenze(n) der Standardisierung bestimmter Arbeitsabläufe, die nicht 

überschritten werden darf, ohne den Kern der „Eigenlogik professionellen Handelns“ 

(Beckmann u.a.) zu deformieren.

(Nach-)Denken und Erwägen

Professionelle Praxis im Rahmen der Sozialen Arbeit ist vorrangig auf die Unterstützung und 

Hilfe anderer Menschen ausgerichtet, um diesen bei der Bewältigung lebenspraktischer Krisen 

zu helfen. Dieses durchaus enge Deutungsmuster, das nicht durch „künstlich“ erzeugte 

Leitbilder wie dem/der „Mitunternehmer/in“ oder dem/der „Selbstorgnisator/in“ noch 

dynamisiert werden muss, hat den Vorteil des direkten Bezugs zu kompetentem oder 

nichtkompetentem Verhalten, denn die Auswirkungen sind unmittelbar: Es geht um Scheitern 

oder Gelingen von Unterstützung und Hilfe. Wird solch eine Praxis aber durch enge und meist 

professionsfremde, effizienzorientierte Programmierung von Verfahren „oder durch 

Formalisierung der Wissensapplikation (…) überformt, so führt dies zur systemischen 

Mediatisierung und Deformation lebensweltlicher Deutungen und Kompetenzen. Die 

wesentliche Differenz reflexiver Praxis zu Formen expertokratisch-diskretionärer Praxis 

besteht in der Überprüfung eigenen Handelns sowie der diskursiven Veränderbarkeit der 

Maßstäbe von Entscheidungen im Interaktionsprozess“ 
36

 mit den Adressaten/innen. 

Im Jargon der Qualität bedeutet das, die entwickelten Verfahren, Abstimmungen und 

Arbeitshilfen so zuzuschneiden, dass sie auch auf nicht-antizipierbare und damit auf nicht 

vorgängig antizipierbare Folgen fachlichen Handelns abstellen. Aber ist das überhaupt 

eine realistische Forderung? Denn je mehr auf die propagierte Hilfe zur Selbsthilfe bei 

den Adressaten / innen gesetzt wird, umso weniger kann im (sozial-)pädagogischen 

Handeln auf standardisierte Verfahren zurückgegriffen werden. Und orientiert sich 

Soziale Arbeit an dieser Besonderheit sozialer Dienstleistungserbringung, so bleiben die 

Prinzipien „guter Praxis“ stets ungewiss. Daraus kann „nur“ ein modifizierter Imperativ 

formuliert werden, der dann auch Eingang in qualitätsrelevante Dokumente finden muss; 

d.h. „verantwortungsbewußt und methodisch angemessen im Zuge der Herstellung und 

Erhebung neuen Wissen mit Ungewissheit umzugehen.“ 

37

 Mit dieser Ungewissheit über 

quantitatives Ausmaß und qualitatives Niveau der Dienstleistungserbringung 

korrepondiert aber auch die Ungewissheit der Zielerreichung und die Auswahl der 

eingesetzten Methoden und Mittel. „Die Frage, wann das Ziel eines Hilfeprozesses 

erreicht ist, ist interpretationsbedürftig, kann nur in Abstimmung mit dem Adressaten 

festgelegt und kann zudem im Vorfeld nicht abschließend determiniert werden. (…) Aus 

diesem Interpretationserfordernis erwächst die Notwendigkeit, Professionellen in Bezug 

auf zeitliche Rahmungen und inhaltliche Konkretisierungen die Handlungsautonomie 

einzuräumen.“

38

 Damit verbunden ist auch, dass Unterscheidungen und Differenzen 

erkannt und aus dieser Haltung heraus dann (hilfreiche) Bestimmungen für zukünftige 

Genauigkeiten vorgenommen werden können. Aber was an Bestimmungen eventuell 

unbestimmt bleibt, ist nicht zu verbergen, sondern offen zu legen. Denn nur dann kann von 

allen Beteiligten (professionellen Helfern/innen wie Adressaten/innen) der Mehrwert aus 

der Gemeinsamkeit dieser Erkundungen gezogen werden.
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DFG-Projekt: Dienstleistungsqualität in der Sozialen Arbeit. Unter: www.dlq-

online.de/document/ZusammenfassendeDarstellungdesProjekts.pdf

37

R. Hörster: Lehre sozialpädagogischen Handelns; zit. in: Ch. Beckmann, H.-U. Otto, M. Richter, 

M. Schrödter: Negotiating Qualities – Ist Qualität eine Verhandlungssache? Unter: www.dlq-

online.de/document/BeckmannQualities.pdf
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Ch. Beckmann, H.-U. Otto, M. Richter, M. Schrödter: Negotiating Qualities – Ist Qualität eine 

Verhandlungssache? Unter: www.dlq-online.de/document/BeckmannQualities.pdf
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(Re-)Formbemühungen und Vermittlung

Soziale Arbeit unterliegt der uno-actu-Struktur und muss daher in ihrer Leistungserbringung 

notwendig diskursiv angelegt sein. Das bedeutet, dass prinzipiell alle Aspekte einer für die 

Problemlagen der Adressaten/innen angemessenen (und damit auch vielschichtigen) 

Dienstleistung kommunizierbar sein müssen. Demgegenüber neigen Organisationen aber zu 

rationellen Verfahren der Erbringung von Handlungen durch Festlegung und Technisierung. 

Mit dem Aspekt der Kommunikation ist eine zentrale Dimension von Qualität angesprochen, 

die sich kaum quantifizieren lässt: „Freilich sind mitmenschliche Anteilnahme und Empathie, 

diagnostische Treffsicherheit, therapeutische Phantasie und professionell qualifiziertes 

Urteilsvermögen (…) keine marktkompatiblen ökonomischen Größen. Ihre finanzielle 

Honorierung spielt nicht die Rolle eines Gegenwertes, sondern stets nur diejenige ihrer 

Ermöglichung.“
39

 Daher weist ein solch dialogischer Beziehungsprozess auch immer ein 

tendenzielles Transparenzdefizit auf und damit eine Unverfügbarkeit auf die Intensität ihrer 

Qualität. 

Im Jargon der Qualität bedeutet das, dass Formalisierung und deprofessionalisierende 

Standards nur dann nicht als Widerspruch erscheinen, wenn nicht nur Grade der 

Formalisierung sondern auch Formen von Formalisierung innerhalb einer Organisation 

unterschieden werden; d.h., wenn die traditionelle Vorstellung von Bürokratie als einem 

notwendigen und deshalb zu minimierenden „Übel“ zugunsten eines differenzierten und 

vielschichtigen Bildes überwunden wird.

40

 Dabei führt dann Formalisierung nicht zur 

Standardisierung im Sinne programmierbarer Verfahren und Arbeitsabläufe sondern zu 

einer kritischen Routinisierung im Sinne des Erhalts bewährter professioneller 

Problemlösungen mit der Maßgabe zur permanenten Revision dieser Geübtheiten. Die enge 

Formalisierung von Verfahrenswegen - wie in den klassischen Formen des 

Qualitätsmanagements vorgeschrieben - kann die Beteiligten daran hindern, ihre Belange 

einzubringen, weil Anfragen oder Anregungen nicht aufgenommen werden können und 

letztendlich nur als „Scheinpartizipation“ fungieren, wohingegen offenere 

Formalisierungen die Möglichkeit eröffnen, etwa durch Zuweisung von Rechten oder durch 

andere Mitwirkungsformen legitimiert, nun Rechenschaftspflichten eröffnet und interne wie 

externe Teilhabe ermöglicht werden. Es geht um den Status von „Koproduzentenschaft“,

41

in dem Aneignungsprozesse durch die Bereitstellung personaler Beziehungen, 

Deutungsangeboten, sozialen Infrastrukturen und auch materiellen Hilfen unterstützt, 

begleitet und forciert werden. Dies hat aber eine organisatorische Struktur zur 

Voraussetzung, die ein bestimmtes Maß an professioneller Autonomie gewährleistet und 

auch den Adressaten/innen den Freiraum zubilligt, der für ihren „Gebrauchswert“ der 

Unterstützung und/oder Hilfe als notwendig erscheint. Wird dieser durch formale Vorgaben 

standardisiert, dann werden auf diese Weise die notwendigen diskursiven Komponenten des 

Unterstützungsverhältnisses limitiert und konterkariert.   

Grenzgänge und Überschreitungen

Wie kein anderes System ist Soziale Arbeit mit dem Problem konfrontiert, dass es seine 

Leistungen nicht aus eigener Kraft sonden nur dank „Poblemnachschub“ (Baecker) aus der 

gesellschaftlichen Umwelt erhalten kann.
42

 Denn mit jeder gelungenen 

Unterstützungsleistung muss die Soziale Arbeit als beendet erklärt werden, so dass im 

Gegensatz dazu genügend Motive für weitere Hilfen mobilisiert werden müssen, die für neue 

Einsätze brauchbar sind. Sie kann sich auch nicht darauf beschränken, die jeweiligen 

Problemfälle festzuhalten, denn in dem Maße, in dem dies gelingt, wird die 

Funktionsfähigkeit des Ganzen in Frage gestellt. Dieses Dilemma teilt die Soziale Arbeit -

abstrakt gesehen - mit so vielen Organisationen, die auf Veränderungen der Personen 

39

P. Matthiessen: Muss medizinische Versorgung neu gedacht werden? In: Die Krankenversicherung, 

4/2005; zit. nach M. Dederich: Ökonomie ohne Menschen; in: Sozialpsychiatrische Informationen, 

4/2005, S. 5
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Umfassender vgl. hierzu: Ch. Beckmann, H.-U. Otto, A. Schaarschuch, M. Schrödter: Qualität und 

Wirkung in der Sozialpadagogischen Familienhilfe. Vorläufige Ergebnisse des DFG-Projektes 

„Dienstleistungsqualität“; a.a.O., S. 7
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Vgl. H. Brocke:Soziale Arbeit als Koproduktion. 10 Empfehlungen zur Nachhaltigkeit kommunaler 

Strategien sozial(räumlich)er Integration; in: Journal der Regiestelle E&C, Nr. 7, Berlin 20.08.2002

42

   Vgl. hierzu besonders D. Baecker: Wozu Gesellschaft; Berlin 2007, S. 225 f. 
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abstellen: mit dem Gesundheitssystem, das mit der Heilung obsolet wird, mit dem 

Bildungssystem, dessen Funktion mit erreichtem Bildungsziel seinen Abschluss findet, mit 

therapeutischen Systemen, die sich auflösen, wenn die Bewusstseine wieder mit sich zu 

Rande kommen. Aber in all diesen Organisationen gibt es zum einen den „starken Hang zu 

Selbstkontinuierung“ (Baecker), indem die Krankheiten multipliziert, die 

Bildungsmöglichkeiten als unabschließbar formuliert und die Bewusstseine wieder neu 

irritiert werden und auf der anderen Seite die Formeln zur gesellschaftlichen (Wieder-)

Eingliederung, die nicht nur zur Fortsetzung sondern auch zur Beendigung motivieren 

können. „Das gilt für Bildung im Falle von Erziehung ebenso wie für körperliche und 

psychische Gesundheit im Falle von Heilung und Therapie. Diese Werte werden als 

Abschlussformeln formuliert, die in der Lage sind, die erfolgreich veränderten Personen an 

den Rest der Gesellschaft zu überstellen. Man lernt nicht für die Schule, man wird nicht für 

das Krankenhaus gesund und man bewältigt nicht dem Therapeuten zuliebe seine 

Verwirrung.“
43

Im Jargon der Qualität bedeutet das, dass die Gefahr latent besteht, den Zusammenhang  

zu den Ökonomisierungstendenzen weiter zu forcieren und damit dem Sozialen einen 

Warencharakter zuzubilligen, in dem lediglich lukrative Marktsegmente interessant sind 

mit der Folge, dasss immer häufiger nur die wirtschaftlich rentierlichen Zielgruppen 

bedient werden. Diese Entwicklung könnte zu einem problematischen Paradigmenwechsel 

führen, nach dem nicht mehr das sozial Mögliche und Sinnvolle maßgeblich wäre, sondern 

lediglich das „wettbewerbsfähige Soziale“ (Wilken). Es kommt dadurch nicht nur zu einer 

höheren Spezialisierung, sondern auch zu höheren Graden der Selektivität. Aber - und das 

wäre eine andere Sichtweise auf solche Entwicklungen - es wird nicht nur ein solcher 

Auswahlmodus forciert, sondern auch beobachtbar gemacht für andere Organisationen, 

die darin Lücken erkennen und diese für sich bearbeitbar und besetzbar machen können. 

Aber die Prognosen mutmaßen dabei zu Recht nicht mehr Professionalität, sondern einen 

„Jedermann-Service“ (Hoppe), der vorhandene Bedarfslagen ausnutzt und ausschließlich 

ökonomisiert. Eine qualitativ ausgerichtete (Gegen-)Strategie bezieht sich darauf, „die 

Hilfepläne theoretisch und methodisch (zu) begründen und (zu) überprüfen (…) und 

gleichzeitig auch jene Optionen deutlich (zu) machen, die in der Gesamtschau elementar 

wichtig, aber nicht realisierbar sind. (…) Es muss eine Wahrnehmungsvollständigkeit 

dafür erhalten bleiben was fehlt, auch wenn es die eigene Arbeit scheinbar diskreditiert.“ 

44

Die Janusköpfigkeit der Qualitätsdebatte erinnert fatal an die Schlussszene aus Robert Altmans 

Film „Prêt-à-porter“: Die in einem Akt der Auflehnung gegenüber unbotmäßiger Vermarktung 

splitterfasernackt paradierenden Models stellen auf dem Laufsteg alle Konventionen der Mode 

zur Schau - nur die Hauptsache, die Mode selbst, fehlt. Allein der pure Kontext bleibt am Ende 

übrig vom Spektakel. So kann es dem System Qualitätsmanagement auch ergehen - entblößt, 

puristisch und funktional - und immer auf die Hoffnung setzend, dass die notwendigen 

Erfordernisse, Deutungen bzw. Bedeutungen im Interaktionsprozess – jenseits einengener 

Vorgaben und Verfahrensmuster – kommunikativ und situativ ausgehandelt werden können. 
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D. Baecker: Wozu Gesellschaft; a.a.O., S. 226
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B. Hoppe: Lernen im kulturellen Widerspruch. Qualitäts- und Bildungsdebatten im Sozial- und 

Gesundheitssektor: Schnell gedacht und kurz gesprungen? In: Stiftung SPI, Jahresbericht 2000/2001, 

Berlin 2001, S. 29. Unter: www.stiftung-spi.de/downloads
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1. Ausbildung

Die Fachschulen bilden Altenpfleger/-innen, Erzieher/-innen und Heilpädagogen/-innen aus. 

Sie stehen in der Nachfolge der „Wohlfahrtsschule des Hauptausschusses für 

Arbeiterwohlfahrt“, die von 1928 - 1933 Wohlfahrtspfleger/-innen ausbildete. 1951 nahmen 

die Schulen mit der berufsbegleitenden Erzieherausbildung ihre Tätigkeit erneut auf. Von 1957 

bis 1972 wurden auch Fürsorger/-innen (Sozialarbeiter/-innen) qualifiziert. 1977 begann die 

erste Vollzeitausbildung Altenpflege, 1983 die erste berufsbegleitende Altenpflegeausbildung 

an den Fachschulen. Anfang 1993 kamen die Fachschule für Heilpädagogik, infolge des 

Bundesaltenpflegegesetzes 2003 die Berufsfachschule für Altenpflege hinzu.

Die Ausbildung ist an den Grundsätzen der Erwachsenenpädagogik und den Praxiserfahrungen 

der Studierenden ausgerichtet. Über Gremienarbeit und Fachöffentlichkeit wird auf die 

Rahmenbedingungen der Ausbildung Einfluss genommen. Besonderes Gewicht wird bei der 

Bewerberauswahl auf Mitarbeiter/-innen in neuen Organisationen der Alten- und Jugendhilfe 

sowie auf die Aufnahme von ausländischen Studierenden gelegt (von 1990 - 2003 rund 20 % 

der ausgebildeten Fachkräfte aus 62 Herkunftsländern). An den Berufs-/Fachschulen sind rund 

900 Studierende, die die Ausbildung mit der staatlichen Anerkennung abschließen.

Aktuelles

Altenpflege

Langsam aber sicher werden die Folgen der demographischen Entwicklung und einer 

insgesamt nicht kontinuierlich betriebenen Personalgewinnung durch Investition in Ausbildung 

sichtbar: Arbeitgeber werben intensiv um die verbliebenen Absolventen, die nicht 

übernommen wurden. Personalvermittlungsfirmen suchen mittlerweile europaweit nicht mehr 

nur Pflegefachkräfte, sondern teilweise schon gezielt Altenpfleger/-innen, da in den jeweiligen 

Ländern eine spezifische Qualifizierung für die Pflege, Beratung und Betreuung alter 

Menschen nicht sichergestellt ist. Europäische Delegationen interessieren sich für den „Artikel 

Altenpflegeausbildung“. Im vergangenen Jahr waren zahlreiche Entscheider und 

Bildungsverantwortliche aus verschiedenen europäischen Staaten an der Fachschule zu Gast, 

um sich über Strukturen und Inhalte des Berufs informieren zu lassen.

Die Arbeitgeber, die seit Inkrafttreten des Bundesaltenpflegegesetzes in Erstausbildung 

investiert haben, erkennen die Vorteile dieser Form der Personalentwicklung deutlicher denn

je. Zugleich wirken die Anstrengungen, die praktische Ausbildung gut zu gewährleisten, auf 

die Qualitätsentwicklung der gesamten Organisation. Erfreulicherweise beteiligen sich auch 

immer mehr ambulante Dienste an der Ausbildung, obwohl die Anleitungssituation ebenso wie 

die Finanzierung hier schwieriger zu gewährleisten ist als im stationären Bereich. 

Deutlich wird: Dreh- und Angelpunkt, dass Ausbildungsplätze geschaffen werden, ist eine 

gelungene Qualifizierungspartnerschaft zwischen Berufsfachschule und dem Träger der 

praktischen Ausbildung. Regelmäßige Praxisbesuche, Praxisanleitertreffen in der Schule, 

schnelle Kommunikation und Unterstützung in allen die Ausbildung betreffenden Fragen unter 

allen Beteiligten, gemeinsame fach- und bildungspolitische Strategien charakterisieren den 

Ausbildungsalltag. In diesem Sinn ist die Altenpflegeausbildung ein Unikat in der beruflichen 

Bildung: In kaum einer anderen Ausbildung auf gleichem Niveau gestalten sich die 

Kooperationsbeziehungen so eng.

Fachkräfte werden zunehmend als ein kostbares Gut erlebt. Es gibt mehr Bereitschaft für 

systematische Personalentwicklung und gezielte Förderung seitens der Einrichtungen. Eine 

Möglichkeit, die zwischenzeitlich den Kooperationspartnern eröffnet wird, ist, dass ihre 

Auszubildenden eine 3-wöchige Praxisphase in einem anderen europäischen Land absolvieren

können. Diese Form der gezielten Einzelförderung hat einen überraschend großen Anklang bei 

den Arbeitgebern gefunden. Die ersten Auszubildenden waren zwischenzeitlich in Schweden. 

Dänemark, Estland und Großbritannien sind die nächsten Ziele im Jahr 2008.
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In punkto Umschulung bzw. Förderung der beruflichen Qualifizierung seitens der 

Arbeitsagenturen bzw. Jobcenter, gibt es unverändert zahlreiche Barrieren, die geeigneten 

Bewerbern den Zugang zum Beruf bzw. zu einer einschlägigen Qualifizierung verwehren. 

Bundesweit ist die Zahl der Förderungen drastisch zurückgegangen, das gilt unverändert auch 

für Berlin. Unverständlich zudem, da zum Beispiel  in der Altenpflegeausbildung das 3. Jahr 

der Ausbildung von den Arbeitgebern finanziert wird und die Einmündung in den 

1. Arbeitsmarkt bei erfolgreichem Abschluss quasi „garantiert“ ist.

Ein Übriges zur Schaffung unnötiger Ausbildungsbarrieren leistet unverändert auch die 

Anerkennungs- und Zulassungsverordnung Weiterbildung (AZWV) für Bildungseinrichtungen. 

Konnten früher bis zu fünf Teilnehmer mit Bildungsgutscheinen für einen Ausbildungsgang 

akzeptiert werden, so werden diese nun nicht mehr auf das Kalenderjahr gezählt, sondern über 

die Kalenderjahre addiert. Ist die „magische Zahl Fünf“ erreicht, muss bzw. müsste nun ein 

Bildungsträger eine kostenintensive Anerkennung der gesamten „Maßnahme“ bei der 

fachkundigen Stelle beantragen (mit jährlicher Überprüfung), auch wenn er nur einen/eine

einzige/n Teilnehmer/in mit Bildungsgutschein in eine Regelausbildung aufnehmen will. Die 

Arbeitsagenturen bzw. Jobcenter verfahren auch dann so, wenn der/die Teilnehmer/in das 

angenommene „Wahlrecht, sich für einen anderen zertifizierten Maßnahmeträger zu 

entscheiden“, gar nicht hat, da die entsprechende Ausbildung nur einmal im Land Berlin 

angeboten wird.

Zusammengefasst ist der der Stand der Dinge nun: Schulen, die staatlich anerkannte 

Berufsabschlüsse vermitteln, müssen (1) außerdem noch nach AZWV als Träger zertifiziert 

sein, um Umschüler aufnehmen zu dürfen, und neuerdings zudem (2) auch Bildungsgänge als

Maßnahmen zertifizieren lassen, wenn sie durchschnittlich nur ein bis zwei Teilnehmer pro 

Jahr in bestehende Ausbildungsgänge aufnehmen, sowie (3) sich jährlich kostenintensiv einer 

Überprüfung durch eine fachkundige Stelle stellen. Trotz diverser Initiativen seitens der 

Kultusministerkonferenz (KMK) und des Bundesrates hat sich daran leider nichts geändert.

Erzieher

Im Januar 2008 haben die ersten Erzieher/-innen ihr Vollzeitstudium mit internationalem Profil 

mit großem Erfolg abgeschlossen. Die Praxisphasen im Ausland (hier: Chile, Bolivien, 

Spanien, Norwegen, Polen, Peru, Großbritannien, Australien, USA) haben sich für die 

Entwicklung personaler, sozialer, methodischer und fachlicher Kompetenzen, nicht nur im 

interkulturellen Bereich, als sehr wertvoll erwiesen. Entsprechend gut stellt sich der 

Stellenmarkt für unsere Absolventen dar. Zwischenzeitlich sind bzw. waren schon wieder zwei 

weitere Ausbildungsgänge „unterwegs“, wobei auf der Weltkarte kontinuierlich neue 

Praxisorte eingetragen werden können, so z. B. China, Südafrika, Schweiz, Belgien, Frankreich 

usf. Überraschend für viele ist, dass das Manko der „Ferne“ kein Manko in der  

ausbildungsbezogenen Kommunikation mit sich bringt. Vielmehr ist überwiegend sogar ein 

intensiverer Austausch, u. a. durch Nutzung der Lernplattform, zwischen allen Beteiligten 

(Praxisbegleiter/in, Studierende/r, Praxisanleiter/in) zu verzeichnen, als bei Praktika in Berlin.

Die Darstellung der Ergebnisse und Erfahrungen – in Form von Ausstellungsprojekten o.ä. –

ist zudem ein Gewinn für alle Studierenden und Schüler/-innen aan der Fachschule. Neben 

vielen Impulsen, die eigene Fachpraxis zu überdenken, sich selbst in seinen Haltungen zu 

reflektieren, Mobilität auch als eine Option für die eigene Beruflichkeit wahrzunehmen etc., 

motiviert dies auch ganz praktisch Teilnehmer anderer Berufsgruppen (wie oben geschildert), 

die Chance für eine Praxisphase im Ausland ergreifen.

Im Teilzeitstudium besteht diese Option (noch) nicht. „Dafür“ garantiert die Zusammensetzung 

der Ausbildungsgänge hier „Interkulturalität“. Während im Vollzeitstudium der Anteil der 

Studierenden mit Migrationshintergrund seit der neuen Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 

(APVO) sinkt (5 %), bleibt er im Teilzeitstudium erfreulich hoch (48 %). 



29

Ausbildungsgesetze und -ordnungen

Für die Heilpädagogikausbildung steht eine Novellierung der Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung ins Haus. Der bisherige Zeitplan sieht ein Inkrafttreten zum 01.08.2009 vor. 

Ob dies gelingt, ist derzeit noch nicht absehbar.

Rund um die Ausbildungen in den Pflegeberufen (Altenpflege, Gesundheits- und 

Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Heilerziehungspflege) halten die 

Debatten um die Berufsschneidungen – Spezialisierung oder Generalisierung – an. Der übliche 

Verweis auf die europäische Dimension in den einschlägigen Debatten erhält dabei durch die 

Verabschiedung des Europäischen Qualifikationsrahmens (EQR) eine neue Richtung. Ging es 

bisher meistens um die Frage, ob der jeweilige Beruf in einem anderen europäischen Land 

ebenso existiert und insofern anerkannt werden kann und wird, schaffen der EQR und die 

darauf basierenden einzelnen Nationalen Qualifikationsrahmen (NQR) nun eine grundsätzlich 

andere Logik in der wechselseitigen Anerkennung der Berufsabschlüsse bzw. 

Qualifizierungen. Ausdrücklich soll im NQR bei der Einordnung in eine Niveaustufe (als Basis 

der wechselseitigen Anerkennung) weniger gewichtet werden, wo (Bildungsort) jemand 

welchen Abschluss gemacht hat, sondern was er kann. Bei der Einstufung sollen ausdrücklich 

auch das non-formelle und informelle Lernen berücksichtigt werden. Es ist zu erwarten und 

auch beabsichtigt, dass dies weitreichende Auswirkungen für sämtliche Strukturen der 

beruflichen Bildung zur Folge haben wird. Ähnlich wie im Bologna-Prozess ist zudem ein 

System von Credit-Points vorgesehen, vermutlich Europäisches Kreditpunktesystem für 

berufliche Aus- und Weiterbildung (ECVET), damit eine Zertifizierung einzelner Module 

möglich ist. Nimmt man diese umfassende absehbare Strukturveränderung zur Kenntnis, so ist 

derzeit dringend davon abzuraten, die ohnehin noch frischen Ausbildungsgesetze der Berufe in 

der Pflege vor einer Etablierung des Nationalen Qualifikationsrahmens in allen Dimensionen 

erneut auf ihren möglichen Reformbedarf anzuschauen. 

1.1 Berufsfachschule für Altenpflege

Regel- und berufsbegleitende Ausbildung

Die Anforderungen an Mitarbeiter/-innen in der Altenarbeit haben sich in den vergangenen 

Jahren stark verdichtet: Die erforderlichen sozialen, personalen, methodischen und fachlichen 

Fähigkeiten und Kompetenzen sind komplex und müssen je nach Situation und Kontext 

ausgewählt werden und sodann in konkretes Handeln münden. Dabei kommt es stets darauf an, 

Altenpflege unter Bedingungen von Pflegebedürftigkeit und –abhängigkeit so zu gestalten, 

dass die Integrität des alten Menschen gewahrt bleibt. Altenpflege ist in diesem Sinn auch 

immer Anlass für soziale Arbeit. Die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten umfassen ein 

weites Spektrum. Pflege, Beratung und Betreuung bei an Demenz erkrankten Menschen, bei 

Menschen, die körperlich schwerstpflegebedürftig sind, in der Palliativpflege, im

Sterbeprozess, um nur einige Bereiche zu nennen, im jeweiligen Kontext (ambulant, 

teilstationär, stationär) zu gestalten und zu steuern, ist herausforderungsvoll. Dezidierte 

Planung der Pflege, eine systemische Perspektive auf Lebenslagen, die Beteiligung möglichst 

vieler Akteure, die Wahrnehmung des jeweiligen Sozialraums, die Fähigkeit zur 

interdisziplinären Zusammenarbeit usf. sind hierbei die Grundvoraussetzungen, die 

professionelles Handeln begründen.

Bei der skizzierten Vielzahl der geforderten Kompetenzen und der raschen Entwicklung der 

Altenhilfelandschaft kommt der Vermittlung von Schlüsselqualifikationen eine besondere 

Bedeutung zukommt: Also jenen Qualifikationen, die bleiben, auch wenn sich fachliche 

Dimensionen verändern. Schlüsselqualifikationen bieten die Basis, um sich auf fachliche 

Veränderungen einstellen und neue Konzepte in berufliches Handeln integrieren zu können.

1.1.1 Berufsfachschule für Altenpflege

Ausbildung nach Bundesaltenpflegegesetz

Seit dem 01.08.2003 ist die Altenpflegeausbildung in Berlin nach Bundesrecht geregelt. Die 

Schüler/-innen schließen einen Ausbildungsvertrag mit dem Träger der praktischen Ausbildung 
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und erhalten eine Ausbildungsvergütung. Die schulische Ausbildung erfolgt durch die 

Berufsfachschule für Altenpflege. Das Verhältnis zwischen dem Kooperationspartner Praxis 

und der Schule ist durch einen Kooperationsvertrag, zwischen Schüler/in und Schule durch 

einen Schulvertrag geregelt. Zugangsvoraussetzungen sind der mittlere Bildungsabschluss 

bzw. der erweiterte Hauptschulabschluss. Die Ausbildung in der Praxis erfolgt nach einem 

praktischen Ausbildungsplan. Seitens der Berufsfachschule ist hierfür ein Muster entwickelt 

worden, der vom Elsevier-Verlag publiziert wurde und den die meisten Kooperationspartner 

der Berufsfachschule nutzen. 

Ausbildungsziel

„Die Ausbildung in der Altenpflege soll die Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 

vermitteln, die zur selbständigen und eigenverantwortlichen Pflege einschließlich der 

Beratung, Begleitung und Betreuung alter Menschen erforderlich sind. Dies umfasst 

insbesondere:

1. die sach- und fachkundige, den allgemein anerkannten pflegewissenschaftlichen, 

insbesondere den medizinisch-pflegerischen Erkenntnissen entsprechende, umfassende 

und geplante Pflege,

2. die Mitwirkung bei der Behandlung kranker alter Menschen einschließlich der Ausführung 

ärztlicher Verordnungen,

3. die Erhaltung und Wiederherstellung individueller Fähigkeiten im Rahmen geriatrischer 

und geronto-psychiatrischer Rehabilitationskonzepte,

4. die Mitwirkung an qualitätssichernden Maßnahmen in der Pflege, der Betreuung und 

Behandlung,

5. die Gesundheitsvorsorge einschließlich der Ernährungsberatung,

6. die umfassende Begleitung Sterbender,

7. die Anleitung, Beratung und Unterstützung von Pflegekräften, die nicht Pflegefachkräfte 

sind,

8. die Betreuung und Beratung alter Menschen in ihren persönlichen und sozialen 

Angelegenheiten,

9. die Hilfe zur Erhaltung und Aktivierung der eigenständigen Lebensführung einschließlich 

der Förderung sozialer Kontakte und

10. die Anregung und Begleitung von Familien- und Nachbarschaftshilfe und die Beratung 

pflegender Angehöriger.

Darüber hinaus soll die Ausbildung dazu befähigen, mit anderen in der Altenpflege tätigen 

Personen zusammenzuarbeiten und diejenigen Verwaltungsarbeiten zu erledigen, die in 

unmittelbarem Zusammenhang mit den Aufgaben in der Altenpflege stehen.“ (§ 3 AltPflG)

Zugangsvoraussetzung

Real- bzw. erweiterter Hauptschulabschluss oder Hauptschulabschluss und eine mindestens 

zweijährige Berufsausbildung bzw. einjährige Pflegehelferausbildung. Die Regelausbildung 

und berufsbegleitende Ausbildung setzen einen Ausbildungsvertrag bzw. ein bestehendes 

Arbeitsverhältnis in der Tätigkeit als Altenpfleger bereits ein Jahr vor Beginn der Ausbildung 

mit einem Träger der praktischen Ausbildung und der Berufsfachschule voraus. Mögliche 

Anstellungsträger sind Heime (§ 1 Heimgesetz), stationäre sowie ambulante 

Pflegeeinrichtungen (§ 71 Abs. 1 bzw. 2 SGB XI).

Struktur der Ausbildung

Der Theoriestundenumfang umfasst 2.100 Stunden, der Umfang der praktischen Ausbildung 

2.500 Stunden. Die Ausbildungsvergütung orientiert sich an der Vergütung in der 

Krankenpflegeausbildung bzw. den Vergütungen für Altenpflegehelfer. Die Ausbildung ist 

schulgeldpflichtig.
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Regelausbildung

(auch als Umschulung)

Die Ausbildung dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Prüfung 3 Jahre. Die 

schulische Ausbildung erfolgt in Form von Blockphasen sowie eines kontinuierlichen 

Schultages/Woche. Die praktische Ausbildung findet im Umfang von 1.700 Stunden bei 

Hauptanstellungsträger statt, 300 Stunden sind im komplementären Bereich (ambulant oder 

stationär) zu absolvieren, weitere 300 Stunden in weiteren Einrichtungen, in denen alte 

Menschen betreut werden (§ 4 AltPflG). Der Einsatzort der übrigen 200 Praxisstunden wird 

vom Hauptanstellungsträger im Benehmen mit der Berufsfachschule festgelegt.

Berufsbegleitende Altenpflegeausbildung

Die Ausbildung dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Prüfung 4 Jahre. Die 

schulische Ausbildung erfolgt an zwei halben Tagen/Woche sowie zwei Blockseminaren pro 

Jahr.

Ausbildungsbeginn

Die Regelausbildung beginnt jährlich im September und Februar bzw. nach Bedarf. Start der 

berufsbegleitenden Ausbildung ist Mai und November.

Ausbildungsabschluss

Die Ausbildung schließt mit einer schriftlichen, mündlichen und praktischen Prüfung ab und 

führt zur staatlich geschützten Berufsbezeichnung: Altenpfleger/Altenpflegerin.

1.2 Fachschule für Erzieher

Vollzeit und berufsbegleitende Ausbildung

Die Anforderungen an Erzieher nehmen aufgrund der sich differenzierenden und vermehrt 

belastenden Lebens- und Konfliktlagen für Kinder und Jugendliche weiter zu. Dazu kommt die 

in Gang gekommene Diskussion um den von der Kinder- und Jugendhilfe bisher nicht 

ausreichend wahrgenommenen Bildungsauftrag. Neue Schwerpunkte in der Qualifizierung 

bilden das Berliner Bildungsprogramm sowie DaZ (Deutsch als Zweitsprache). Stärker 

fokussiert werden zudem Methoden zur Förderung mathematisch-naturwissenschaftlicher 

Kompetenzen.

Mit der künftigen Verpflichtung zur Qualitätssicherung und -entwicklung kommen weitere 

Aufgaben auf den Beruf zu. Kompetenzen der Abwägung und des Aushandelns zwischen 

Notwendigem und Wünschbarem werden für das Berufsbild zwingend. Dazu gehören 

Kompetenzen zur Koordinierung und Vernetzung ebenso, wie der Konzeptionsentwicklung. 

Der Erwerb interkultureller Kompetenz ist für erzieherisches Handeln von immer größerer 

Bedeutung. Das Vollzeitstudium setzt hier ein spezifisches Profil – einerseits durch die 

curriculare Gestaltung des Fachschulstudiums, andererseits durch die Wahl der Praxisorte, 

nicht zuletzt durch das Wahlpflichtpraktikum, das im 5. Semester im Ausland absolviert 

werden kann.

1.2.1 Fachschule für Erzieher/Ausbildungsordnung seit 01.08.2003

Ausbildungsziel

„Die Ausbildung soll die Studierenden befähigen, Erziehungs-, Bildungs- und 

Betreuungsaufgaben zu übernehmen und in allen sozialpädagogischen Arbeitsfeldern als 

Erzieherin oder Erzieher selbständig und eigenverantwortlich tätig zu sein ..., Spracherwerb 
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und Sprachentwicklung deutscher und ausländischer Kinder und Jugendlicher zu fördern und 

ihre Kenntnisse der deutschen Sprache zu vertiefen und zu erweitern.

Die Aufgaben einer Erzieherin oder eines Erziehers werden durch den gesetzlichen Auftrag des 

Kinder- und Jugendhilferechts ... bestimmt.“ (Ausbildungsordnung, 02.12.2003)

Zugangsvoraussetzung

Fachhochschulreife, die an einer Fachoberschule für Sozialwesen erworben wurde oder 

Fachhochschulreife bzw. Abitur plus Nachweis einer für die Fachschulausbildung förderlichen 

Tätigkeit oder mittlerer Bildungsabschluss und erfolgreicher Abschluss einer einschlägigen 

Berufsausbildung oder 3-jährigen einschlägigen Berufstätigkeit oder erfolgreicher Abschluss 

einer nichteinschlägigen mindestens 3-jährigen Berufsausbildung oder 4-jährigen 

nichteinschlägigen Berufstätigkeit. Auf die Berufstätigkeit können Haushaltstätigkeit in einem 

Mehrpersonenhaushalt, Erziehungstätigkeiten, Dienstpflicht nach § 21 a Abs. 1 oder 2 des 

Grundgesetzes angerechnet werden.

Voraussetzung für das Teilzeitstudium ist zudem ein Mindestalter von 25 Jahren sowie eine 

hauptberufliche Erziehertätigkeit in einer anerkannten sozialpädagogischen Einrichtung sowie 

die Einverständniserklärung des Arbeitsgebers zur Ausbildung.

Vollzeitausbildung mit internationalem Profil

Das Vollzeitstudium dauert drei Jahrgangsstufen (sechs Semester). In den ersten beiden 

Jahrgangsstufen Semester finden zwei jeweils 12-wöchige Praktika statt, ein Pflichtpraktikum 

in einer Tageseinrichtung für Kinder bzw. im Rahmen der Tagesbetreuung an Schulen sowie 

ein Wahlpflichtpraktikum in der Heim- oder Jugendarbeit oder der Arbeit mit behinderten 

Kindern oder Jugendlichen. Das 20-wöchige Wahlpraktikum im 5. Semester kann im Ausland 

absolviert werden kann.

Berufsbegleitende Ausbildung

Das Teilzeitstudium dauert drei Jahrgangsstufen (sechs Semester). Voraussetzung ist eine 

Tätigkeit als Erzieher/in in einer vom Land Berlin für die Ausbildung anerkannten 

sozialpädagogischen Einrichtung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen 

Beschäftigungszeit. Die schulische Ausbildung findet an zwei Tagen/Woche statt.

Ausbildungsbeginn

Die Ausbildungen beginnen jeweils im Februar und August.

Ausbildungsabschluss

Die Ausbildung endet mit einer Abschlussprüfung nach 3 Jahren. Sie schließt ein Kolloquium 

über die praktische Ausbildung ein. Die Ausbildung führt zur staatlichen Anerkennung als 

Erzieher/in.

1.3 Fachschule für Heilpädagogik

Die Heilpädagogikausbildung stellt eine weiterführende Qualifikation für Erzieher/-innen, 

Heilerziehungspfleger/-innen und Absolventen/-innen gleichwertiger Ausbildungen dar. In der 

Regel gibt es neben dem Motiv, spezifische Kompetenzen für die bereits ausgeübte Tätigkeit 

zu erwerben, das Motiv der Aufstiegsorientierung sowie des Wechsels in ein anderes 

Arbeitsfeld. Eine wesentliche Rolle spielen daher in der Ausbildung Fragen der Entwicklung 
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einer beruflichen Identität (Fachverantwortung) und der Kompetenzdomäne von 

Heilpädagogen.

Heilpädagogisches Handeln ist in den vergangenen Jahren durch die Finanzierungslogik der 

Pflegeversicherung mit ihren weit reichenden Eingriffen in die Fachlichkeit pädagogischen 

Handelns unter Profilierungsdruck geraten. Damit verbindet sich für die Ausbildung die 

Forderung nach Praxisrelevanz und theoretischer Fundierung auf hohem Niveau. 

Heilpädagogen müssen in der Lage sein, Bedarfe für Förderung zu erkennen und zu begründen 

sowie Wege zur Förderung zu bahnen. Die Ausbildung fokussiert in einem umfassenden Sinn 

die Kompetenzen, die es braucht, damit Heilpädagogen diese Schlüsselfunktion ausfüllen 

können.

Ausbildungsziel

„Die Ausbildung soll die Studierenden befähigen, entwicklungs- und verhaltensgestörte sowie 

behinderte oder von Behinderung bedrohte Menschen heilpädagogisch zu fördern.“ 

(Ausbildungsordnung, 10.08.1995)

Vollzeitausbildung

Das Vollzeitstudium dauert drei Semester mit 32 Stunden Unterricht pro Woche. Im zweiten 

Semester findet ein 10-wöchiges Praktikum in Einrichtungen der Behindertenhilfe, 

einschließlich heilpädagogischer und integrativer Einrichtungen statt.

Berufsbegleitende Ausbildung

Das Teilzeitstudium dauert zwei Jahre. Es umfasst eine viersemestrige theoretische Ausbildung 

mit sechzehn Stunden Unterricht pro Woche. Voraussetzung ist eine Tätigkeit als Erzieher/in 

in einer vom Land Berlin für die Ausbildung anerkannten sozialpädagogischen Einrichtung mit 

mindestens der Hälfte der regelmäßigen wöchentlichen Beschäftigungszeit. Die schulische 

Ausbildung findet an zwei Tagen/Woche statt.

Zugangsvoraussetzung

Staatliche Anerkennung als Erzieherin oder gleichwertige Ausbildung sowie eine mindestens 

2-jährige hauptberufliche Tätigkeit für das Vollzeitstudium sowie für die berufsbegleitende 

Ausbildung ein bestehendes Arbeitsverhältnis in einer vom Land Berlin anerkannten sozial-

oder sonderpädagogischen Einrichtung mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen 

wöchentlichen Beschäftigungszeit und Einverständniserklärung des Arbeitsgebers zur 

Ausbildung.

Ausbildungsbeginn

Die Ausbildungen beginnen jeweils im Mai und im November.

Ausbildungsabschluss

Die Ausbildung schließt mit einer Prüfung und einem Kolloquium ab. Sie führt zur staatlichen 

Anerkennung als Heilpädagoge/Heilpädagogin.
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2. Fort- und Weiterbildung für Institutionen und Mitarbeiter/-innen 

des Sozial- und Gesundheitswesens

Seit Beginn 1997 gehört auch der Bereich Fort- und Weiterbildung für Institutionen und 

Mitarbeiter/-innen des Sozial- und Gesundheitswesens zum Geschäftsbereich. Zum 

Tätigkeitsspektrum der Stiftung SPI, organisatorisch verschiedenen Geschäftsbereichen 

zugeordnet, zählt dieses Angebotsspektrum seit Mitte der 80er Jahre.

Der Zugang beruht auch hier auf: Dialog, Selbstverantwortung, Interessenausgleich und 

Vernetzung. Unserem Fokus entsprechend, Innovationen über gelungene Wege der 

Übersetzung von Theorie in Praxis zu erzielen, ist ein wesentlicher methodischer Zugang in 

der Qualifizierung, fachliche und persönliche Veränderungen auf der Basis konkreter Projekte 

zu erzielen.

Für den Bereich der Qualifizierung von Alten- und Krankenpflegekräften sind wir staatlich 

anerkannte Weiterbildungsstätte in vier Weiterbildungsrichtungen: „Leitung in und von 

Einrichtungen der Pflege des Sozial- und Gesundheitswesens“, „Pflegefachkräfte in der 

ambulanten Pflege“ und „Kinder-/Krankenpflegekräfte in der Psychiatrie“.

Jährlich befinden sich rund 500 Menschen in Fort- und Weiterbildungslehrgängen.

Aktuelles

Dass Weiterbildungen auf konkrete Verwertbarkeit hin geprüft werden, diese Aussage hat auch 

für das vergangene Jahr Bestand. Entscheidungen für eine spezifische Weiterbildung 

orientieren sich vorrangig am Kriterium ihrer zwingenden Notwendigkeit. Die Hauptanlässe 

für Weiterbildungen sind demnach: (1) gesetzliche oder leistungsrechtlich vorgeschriebene 

Qualifizierungen für konkrete Handlungsfelder bzw. Funktionen, (2) fachliche 

Schwerpunktverschiebungen oder –verdichtungen in den jeweiligen Tätigkeitsfeldern. 

Möglichkeiten der persönlichen, beruflichen und fachlichen Weiterentwicklung werden 

entsprechend in diesen Segmenten wahrgenommen. Im Altenhilfebereich überwiegen 

längerfristige Weiterbildungen für Leitungsfunktionen (Wohnbereichsleitung, 

Pflegedienstleitung, Heimleitung) bzw. zur gerontopsychiatrischen Fachkraft.

Für den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe sind kürzere Qualifikationen die Regel, wie zum 

Beispiel der Facherzieher für Integration oder Sprachförderung. Auch hier zeigt sich die 

Bedeutung für das jeweilige Arbeitsfeld jeweils mittelfristig durch die Entwicklung 

spezifischer landesrechtlicher Vorgaben bzw. Empfehlungen. So liegt seit Januar neben dem 

Rahmenplan für den Facherzieher für Integration nun ein weiterer für den Facherzieher für 

Sprachförderung (Jugend-Rundschreiben Nr. 1/2008) vor. Einzig die Weiterbildung 

Sozialmanagement wird als längerfristige Weiterbildung auch von den Mitarbeiter/-innen der 

Kinder- und Jugendhilfe und der Behindertenarbeit wahrgenommen.

Anders stellt sich die Situation im Fachbereich Theater & Bildung dar. Zwar wird die 

zwingende Notwendigkeit künstlerischer Zugänge für Bildungsprozesse erkannt und derzeit in 

der Öffentlichkeit sichtbar gemacht wie kaum je zuvor, doch bleiben theater-, tanz-, 

kunstpädagogische Methoden noch Kür, was die Motive für die Inanspruchnahme der 

Angebote betrifft. Dabei würde es mehr als Sinn machen, Lehrende z. B. tanz- und 

theaterpädagogisch insofern umfassend (nach) zu qualifizieren, dass sie diese Methoden für ein 

besseres Gelingen von Bildungsprozessen durch die Eröffnung weiterer Wege (zum Beispiel 

zusätzlich zur vorhandenen Fachdidaktik) einsetzen können. Erfreulich ist in diesem 

Zusammenhang, dass das Land Brandenburg die Weiterbildung zum Spielleiter als 

Ersatzangebot für Lehrer zwischenzeitlich anerkannt hat.

In den theaterpädagogischen Qualifikationen, in denen sich Menschen aus künstlerischen wie 

pädagogischen und vielen anderen Berufen befinden, steht die Verknüpfung von kreativen 

Methoden mit Bildungsprozessen im Fokus, und spiegelt sich auch in den Produktionen.
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2.1 Fort- und Weiterbildung für Institutionen des Sozial- und Gesundheitswesens

Schwerpunkte liegen momentan einerseits auf den Gebieten Qualitätssicherung, 

Konzeptentwicklung, Methodik sozialpädagogischen und pflegerischen Handelns 

(Frühförderung, Kinästhetik, Pflegeplanung etc.) sowie im Blick auf die Organisation auf den 

Gebieten Kooperation, Koordination, Vernetzung sowie Mediation/Konfliktregulierung. Das 

Spektrum wird ergänzt durch spezifische themenzentrierte Fortbildungen vor Ort. Zum anderen 

sind es Schulungen zum Berliner Bildungsprogramm, die „Inhouse“ nachgefragt werden.

2.2 Fort- und Weiterbildung für Mitarbeiter/-innen des Sozial- und 

Gesundheitswesens

Neben Fortbildungen für sozialpädagogische Fachkräfte liegt der Schwerpunkt derzeit auf dem 

Sektor Weiterbildung für Mitarbeiter/-innen in der ambulanten und teil-/stationären Altenhilfe, 

hier insbesondere auf Leitungsqualifikationen für Fachkräfte der Alten- und der Krankenpflege 

sowie Fachweiterbildungen im Bereich der ambulanten Versorgung sowie der Geronto-

Psychiatrie.

2.2.1 Weiterbildungen für Leitungskräfte in der Pflege

Die Weiterbildungen erfolgen entweder auf der Grundlage des Berliner 

Weiterbildungsgesetzes für Pflegefachkräfte oder nach den Richtlinien des SGB XI. 

Weiterbildungen nach dem Berliner Weiterbildungsgesetz sehen einen Weiterbildungsumfang 

von 1.000 Unterrichtsstunden für mittlere Leitungsfunktionen und weitere 1.000 Stunden für 

Pflegedienstleitungsfunktionen vor. Qualifikationen nach SGB XI umfassen 460 Stunden. Sie 

können in Form eines Basismoduls absolviert werden, mit dem im Rahmen des Berliner 

Weiterbildungsgesetzes die Berechtigung erworben wird, ein entsprechendes Aufbaumodul zu 

absolvieren und damit im zweiten Schritt auch die staatliche Anerkennung zu erwerben. Der 

Abschluss kann auch im Rahmen der Weiterbildung zur „Gerontopsychiatrischen Fachkraft“ 

erworben werden durch Belegung des Modul 3 als Aufbaumodul.

In den Weiterbildungen legen wir besonderen Wert auf die Vereinbarkeit von Beruf und 

Qualifizierung. Unsere Weiterbildungen erfolgen deshalb vorrangig berufsbegleitend: Neben 

der Perspektive „Praxistransfer“ ist so die Chance sich zu qualifizieren für Mitarbeiter/-innen 

der verschiedensten Einrichtungen im Sozial- und Gesundheitswesen garantiert.

2.2.1.1 Leitung der Pflege in Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens 

(staatliche Anerkennung)

Leitungskräfte in Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens sind enormen 

Anforderungen ausgesetzt. Mitarbeiter/-innen sowie Klienten/-innen, Bewohner/-innen und 

Patienten/-innen stellen hohe Erwartungen an eine leistungsfähige und lebenswerte 

Organisation. Knapper werdende Ressourcen, Veränderungen im System der sozialen 

Sicherung und der Gesundheitsversorgung zwingen zu einer marktwirtschaftlichen 

Orientierung. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, bedarf es einer hohen fachlichen 

und persönlichen Kompetenz der Leitungskräfte. Der Kurs vermittelt die notwendigen 

Qualifikationen, um Leitungsverantwortung in und von Einrichtungen und Diensten der Pflege 

zu übernehmen.

Weiterbildungsziel

(Leitung in und von Einrichtungen der Pflege des Sozial- und Gesundheitswesens)

„Die Weiterbildung soll mit den vielfältigen Aufgaben in leitenden Funktionen vertraut 

machen und die dazu erforderliche Fach- und Sozialkompetenz vermitteln. Die an der 

Weiterbildung Teilnehmenden sollen insbesondere befähigt werden,



36

1. den Pflegedienst einer Einrichtung oder die Einrichtung nach betriebswirtschaftlichen und 

organisatorischen Gesichtspunkten erfolgreich zu führen (betriebswirtschaftlich-

organisatorische Kompetenz);

2. die Pflegequalität zu beurteilen und auf der Basis der theoretischen Konzepte und 

Erkenntnisse aus Pflegewissenschaft, Psychologie und Soziologie fortzuentwickeln und zu 

sichern (fachlich-pflegerische Kompetenz);

3. die eigenen kommunikativen, psychosozialen und kreativen Fähigkeiten zu erkennen und 

zu lernen, sie zu erweitern (soziale Kompetenz);

4. unter Berücksichtigung gesundheits- und sozialpolitischer Vorgaben auf die Gestaltung 

der rechtlichen und sozialen Rahmenbedingungen der Pflege Einfluss zu nehmen (sozial-

rechtliche Kompetenz).“ (Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung vom 30.06.1996)

Struktur der Weiterbildung

Die gesamte Weiterbildung umfasst 1.000 Weiterbildungsstunden sowie 450 Stunden Praktika. 

Sie gliedert sich zu gleichen Teilen in ein Basismodul und ein Aufbaumodul. Berufsbegleitend 

erstreckt sich die Dauer bei einem Seminartag/Woche und drei bis sieben fünf- bzw. 

sechstägigen Blockseminaren auf ca. 24 Monate. Die Vollzeitqualifikation ist entsprechend 

kürzer.

Weiterbildungsabschluss

Das Basismodul wird nach etwa der Hälfte der Zeit bzw. 460 Weiterbildungsstunden sowie 

einem 6-wöchigem Praktikum abgeschlossen. Mit ihm wird der Nachweis der Befähigung zur 

Leitung nach SGB XI erbracht. Mit dem Aufbaumodul wird die staatliche Anerkennung 

erworben.

Das Basismodul kann mit anderen Aufbaumodulen (Psychiatrie sowie Ambulante Pflege) nach 

Berliner Weiterbildungsgesetz kombiniert werden.

2.2.1.2 Leitung der Pflege von Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesens 

(staatliche Anerkennung)

Mit der Pflegeversicherung und dem Gesundheitsstrukturgesetz ist ein tief greifender Wandel 

der traditionellen Organisationsstrukturen eingeleitet worden. An die Stelle der bisherigen 

Bedarfsdeckung in der Gesundheitsversorgung und Pflege tritt nun der Dienstleistungsmarkt. 

Einrichtungen müssen sich auf dem enger werdenden ambulanten, teilstationären und 

vollstationären Pflegemarkt mit ihrem jeweiligen Leistungs- und Qualifikationsprofil 

gegenüber anderen Mitanbietern behaupten. An die betriebliche Ablauforganisation und 

Pflegequalität werden erhöhte Anforderungen im Hinblick auf die Leistungstransparenz und 

Wirtschaftlichkeit gestellt. Für Management und Mitarbeiter/-innen ist eine organisatorische 

Neuorientierung der innerbetrieblichen Organisationsstrukturen Voraussetzung für die 

zukünftige Unternehmens- und Arbeitsplatzsicherung. Im Spannungsfeld von 

Wirtschaftlichkeit und Qualitätssicherung müssen von der Leitungsebene die entsprechenden 

Steuerungs- und Kontrollinstrumente im Pflegemanagement entwickelt und in der 

betrieblichen Praxis umgesetzt werden.

Der Kurs vermittelt den Teilnehmer/-innen die notwendigen Qualifikationen, um die Leitung 

der Pflege zu übernehmen.

Weiterbildungsziel

(identisch mit dem Weiterbildungsziel unter 2.2.1.1)
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Struktur der Weiterbildung

Die Weiterbildung setzt den erfolgreichen Abschluss der Weiterbildung „Leitung der Pflege in 

Einrichtungen ...“ voraus. Sie umfasst 1.000 Weiterbildungsstunden und 450 Stunden Praktika. 

In der berufsbegleitenden Form dauert sie ca. 24 Monate bei einem Seminartag pro Woche und 

drei bis sieben fünf- bzw. sechstägigen Blockseminaren. Die Vollzeitqualifikation ist 

entsprechend kürzer. 

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit der staatlichen Anerkennung als Altenpfleger/in bzw. 

Gesundheits- und Krankenpfleger/in für die Leitung der Pflege von Einrichtungen des Sozial-

und Gesundheitswesens ab.

2.2.1.3 Leitende Pflegefachkraft nach SGB XI

Das SGB XI schreibt derzeit für die leitende Pflegefachkraft eine Weiterbildung im Umfang 

von mindestens 460 Stunden vor. Die Qualifizierung vermittelt die für Leitungsverantwortung 

relevanten Grundlagen auf den Gebieten Fachtheorie (Pflege), Sozialwissenschaften, 

Betriebswirtschaftslehre und Recht.

Die Qualifizierung wird in der Regel berufsbegleitend, an einem Seminartag/Woche 

angeboten.

Wird das Zertifikat in Form des Basismoduls im Rahmen des Berliner Weiterbildungsgesetzes 

erworben, so ist zusätzlich ein 6-wöchiges Praktikum zu absolvieren. Wird das Zertifikat im 

Kontext der Weiterbildung zur Gerontopsychiatrischen Fachkraft erworben, ist Modul 3 als 

Aufbaumodul zu belegen. Der Gesamtweiterbildungsumfang beträgt im letztgenannten Fall 

640 Stunden.

Weitere Managementqualifikationen siehe auch 2.4.:

Weiterbildung Sozialmanagement (Heimleitung)/anerkannt nach E.D.E.

(European Association for Directors of Residental Care Homes of Elderly/Europäischer 

Heimleiterverband).

2.2.2 Fachweiterbildungen für Alten- und Krankenpflegekräfte

2.2.2.1 Pflegefachkraft in der ambulanten Pflege (staatliche Anerkennung)

Der ambulante Bereich hat in den vergangenen Jahren zunehmend an Gewicht gewonnen. 

Pflegefachlichkeit sicherstellen, Hilfeleistungen vernetzen, verschiedene Zielgruppen anleiten 

und beraten sind zentrale Aufgaben von Alten- und Krankenpflegekräften im ambulanten 

Bereich. Die notwendigen Kompetenzen unterliegen einer besonderen Anforderung, da die 

Fachkraft in der Regel faktisch auf sich allein gestellt ist. Sie muss in der Lage sein, auch in 

prekären Situationen fachlich fundierte Entscheidungen zu treffen, erforderliche Maßnahmen 

zu prüfen und einzuleiten. Sie muss planen und aushandeln können, um Ressourcen, über die 

der pflegebedürftige Mensch, seine Angehörigen und sein sozialer Nahraum verfügt, für die 

Unterstützung und Betreuung nutzbar zu machen. 

Weiterbildungsziel

„Die Weiterbildung soll die speziellen Kenntnisse, Fertigkeiten und Verhaltensweisen 

vermitteln, die erforderlich sind, um die pflegerischen Aufgaben in Einsatzbereichen der 

ambulanten Pflege mit der erforderlichen Sozialkompetenz und unter Berücksichtigung des 
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Krankenpflegeprozesses wahrzunehmen. Die an der Weiterbildung Teilnehmenden sollen 

insbesondere befähigt werden,

1) die Pflegebedürftigen im häuslichen Bereich unter Berücksichtigung ihrer sozialen Bezüge 

und der individuellen Bedürfnisse ganzheitlich und aktivierend pflegen und betreuen zu 

können;

2) die Pflege unter Anwendung neuer pflegerischer Techniken und pflegetechnischer 

Hilfsmittel in enger Kooperation mit niedergelassenen Ärzten, anderen Berufen im 

Gesundheits- und Sozialwesen, Selbsthilfegruppen und Institutionen zu planen und 

durchzuführen;

3) Angehörige und andere Bezugspersonen sowie Laienhelfer von Pflegebedürftigen 

anzuleiten, zu beraten und zu unterstützen;

4) berufs- und arbeitsfeldbezogene Organisations- und Verwaltungstätigkeiten selbstständig 

ausführen zu können;

5) die eigene berufliche Belastung wahrzunehmen und Bewältigungsstrategien anzuwenden;

6) die in der Weiterbildung erworbenen Kenntnisse Mitarbeitern, Aus- und 

Weiterzubildenden zu vermitteln, sie entsprechend anzuleiten und zu beraten;

7) an der Entwicklung von Maßnahmen zur Qualitätssicherung in der ambulanten Pflege 

mitzuwirken, sie zu fördern und die Maßnahmen durchzuführen.“ (Weiterbildungs- und 

Prüfungsverordnung vom 30.06.1996)

Struktur der Weiterbildung

Die gesamte Weiterbildung umfasst 900 Weiterbildungsstunden sowie 750 Stunden Praktika. 

Sofern sie berufsbegleitend erfolgt, sind zwei 6-wöchige Praktika und 8 Wochen Projektarbeit 

am eigenen Arbeitsplatz Bestandteil der Weiterbildung. Die Weiterbildung gliedert sich in 

etwa zu gleichen Teilen in ein Basismodul und ein Aufbaumodul. Berufsbegleitend erstreckt 

sich die Dauer auf ca. 24 Monate, bei einem Seminartag/Woche und drei bis sieben fünf- bzw. 

sechstägigen Blockseminaren. Die Vollzeitqualifikation ist entsprechend kürzer.

Weiterbildungsabschluss

Das Basismodul wird nach etwa der Hälfte der Zeit bzw. 460 Stunden abgeschlossen. Mit ihm 

wird zugleich der Nachweis der Befähigung zur Leitung nach SGB XI erbracht. Mit dem 

Aufbaumodul wird die staatliche Anerkennung erworben.

Das Basismodul kann mit anderen Aufbaumodulen (Leitung in Einrichtungen der Pflege sowie 

Psychiatrie) nach Berliner Weiterbildungsgesetz kombiniert werden (Näheres siehe dort).

2.2.2.2 Fachkinderkrankenschwester/-pfleger, Fachkrankenschwester/-pfleger in der 

Psychiatrie (staatliche Anerkennung)

Psychiatrische Pflege basiert in ihrer Gesamtheit auf einem Blick auf die erkrankte Person, die

ihre Ressourcen in den Mittelpunkt stellt. Ein psychisch erkrankter Mensch bleibt immer auch 

handelndes Subjekt und ist als solches anzuerkennen. 

Ziel psychiatrischer Pflege ist daher stets die Unterstützung und Begleitung, die Koordinierung 

und Vernetzung von Angeboten in den zentralen Bereichen: Gesundheit - Wohnen - soziale 

Teilhabe und materielle Rechte - Hilfen zur Arbeit und Beschäftigung.
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Eine in diesem Sinne gemeinde- und sozialpsychiatrische Perspektive beruht auf 

Gemeinwesenorientierung und auf dem Normalisierungsprinzip. Neben teil-/stationären 

Angebotsformen gewinnt die Sicherstellung eines häuslichen Systems sozialpsychiatrischer 

Pflege an Bedeutung. Dies gilt nicht zuletzt für die Zukunft im Blick auf den wachsenden 

Bedarf gerontopsychiatrischer Unterstützungsleistungen. Die Devise „ambulant vor stationär“ 

verlangt vermehrt von Alten- und Krankenpflegekräften auch in Institutionen der 

Regelversorgung psychiatrisch fachlich fundiert zu handeln. Auf die ambulanten Dienste 

kommt hier, wie sich dies schon jetzt abzeichnet, absehbar ein verändertes 

Anforderungsspektrum zu.

Damit wächst den Fachkräften in der Pflege zugleich die Aufgabe zu, in besonderem Maß 

Integrationsleistungen zu erbringen, damit der erkrankte Mensch nicht weiter destabilisiert 

wird, indem er aus seiner vertrauten sozialen Umgebung herausfällt. Neben dem traditionellen 

Fokus des Normalisierungsprinzips im Umgang mit psychisch erkrankten Menschen, ist es von 

großer Bedeutung, dass Fachkräfte in der Pflege jenseits stationärer Betreuungs- und 

Behandlungsangebote, kompetente Akteure im Rahmen der angestrebten Diversifizierung von 

Wohnformen und tagesstrukturierenden Maßnahmen - insbesondere auch im Feld psychiatrisch 

chronisch erkrankter Menschen - werden.

Die Weiterbildung trägt der vom Land Berlin vorgelegten strukturellen Rahmenplanung und 

des Psychiatrieentwicklungsprogramms in Theorie und Praxis Rechnung. Dies spiegelt auch 

die Auswahl der Kooperationen mit der Praxis wieder. Für die Praktika wird Wert darauf 

gelegt, dass das skizzierte Angebotsspektrum exemplarisch kennen gelernt werden kann.

Weiterbildungsziel

„Die Weiterbildung soll Krankenschwestern, Krankenpfleger, Kinderkrankenschwestern und 

Kinderkrankenpfleger durch die Vermittlung qualifizierter Kenntnisse, Fertigkeiten, 

Verhaltensweisen und Einstellungen für Tätigkeiten in den verschiedenen Bereichen der 

Psychiatrie besonders befähigen. Die in dieser Fachrichtung Weitergebildeten sollen 

insbesondere,

1) vertieftes Verständnis zum Entstehen und Verlauf psychischer Störungen und 

psychiatrischer Krankheitsbilder haben und in der stationären, teilstationären und 

ambulanten Pflegepraxis anwenden können,

2) die mitverantwortliche Versorgung von psychisch Kranken übernehmen können: hierzu 

gehören auch die Planung und Leitung von Selbsthilfegruppen sowie die Mithilfe in 

Krisensituationen,

3) ihre Einstellungen zu den Anforderungen der Berufspraxis im Umgang mit psychisch 

Kranken und den Mitarbeitern des therapeutisch/sozialen/pädagogischen Teams 

wahrnehmen, reflektieren und gegebenenfalls ändern können, um fachliche Kompetenz, 

Eigenverantwortlichkeit und kooperative Fähigkeiten entwickeln zu können,

4) Einsicht in forensische Zusammenhänge, rechtliche Bedingungen der psychiatrischen 

Versorgung und praktische Möglichkeiten der Soziotherapie, Rehabilitation und 

Prävention gewinnen können und

5) die erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten mit wirtschaftlicher 

Arbeitsweise verbinden und weitervermitteln können.“ (Weiterbildungs- und 

Prüfungsordnung vom 15.01.1987)

Struktur der Weiterbildung

Die gesamte Weiterbildung umfasst 900 Weiterbildungsstunden sowie ein 6-wöchiges 

Praktikum. Sie gliedert sich in etwa zu gleichen Teilen in ein Basismodul und ein 

Aufbaumodul. Berufsbegleitend erstreckt sich die Dauer auf ca. 24 Monate, bei einem 
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Seminartag/Woche und drei bis sieben fünf- bzw. sechstägigen Blockseminaren. Die 

Vollzeitqualifikation ist entsprechend kürzer.

Weiterbildungsabschluss

Das Basismodul wird nach etwa der Hälfte der Zeit bzw. 460 Stunden abgeschlossen. Mit ihm 

wird der Nachweis der Befähigung zur Leitung nach SGB XI erbracht. Mit dem Aufbaumodul 

wird die staatliche Anerkennung erworben. Die staatliche Anerkennung erhalten derzeit in

dieser Fachweiterbildung nur (Kinder-) Krankenpflegekräfte, nicht aber Altenpfleger/-innen, 

da die Weiterbildungsordnung bisher nicht novelliert wurde. Allerdings hat die 

Senatsverwaltung für Gesundheit Anfang 2008 angekündigt, dass sie dies nun beabsichtige.

Das Basismodul kann mit anderen Aufbaumodulen (Leitung in Einrichtung der Pflege sowie 

Ambulante Pflege) nach Berliner Weiterbildungsgesetz kombiniert werden (Näheres siehe 

dort).

2.2.2.3 Gerontopsychiatrische Fachkraft (Zertifikat)

mit Basisqualifikation zur leitenden Pflegefachkraft (nach SGB XI)

gemäß „Gerontopsychiatrischer Zusatzqualifikation“ (SenGesSozV)

Gerontopsychiatrische Fragestellungen stellen eine zentrale Herausforderung in der Altenhilfe 

dar. Insbesondere die Zunahme des Anteils dementiell Erkrankter in den stationären, aber auch 

ambulanten Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesen, erhöht den Druck auf Fachkräfte 

und Verantwortliche, die hier einschlägigen Konzepte, methodische Zugängen und Modelle zu 

kennen, um zu angemessenen und praktikablen fachgerechten Lösungen zu kommen, je nach 

Person und allgmeiner Situation.

Weiterbildungsziel

Gerontopsychiatrische Fachkräfte sind verantwortlich für die Gestaltung und Sicherung eines 

fördernden Umfeldes für die Betroffenen. Mit der Weiterbildung werden die erforderlichen 

Kompetenzen auf den Gebieten Gerontopsychiatrie und Psychosomatik, Psychologie und 

Gerontologie, Pflege und Rehabilitation erworben. Gleichzeitig zielt die Weiterbildung auf die 

Befähigung zur Übernahme der fachlichen Leitung für den Bereich Gerontopsychiatrie. 

Entsprechende Leitungsqualifikationen – von der Konzeptentwicklung bis zu 

betriebswirtschaftlichen Grundlagen – sind Teil der Qualifizierung.

Struktur der Weiterbildung

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und umfasst 640 Stunden. Sie gliedert sich in 3 

Module. Modul 1 (120 Stunden/5 Monate) umfasst die notwendige Qualifizierung gemäß 

Rahmenkonzeption für segregative Pflege und Betreuung für alle in der Gerontopsychiatrie 

Tätigen (Fachkräfte und Nicht-Fachkräfte). Das darauf aufbauende Modul 2 (280 Stunden/

7 Monate) qualifiziert die Pflegefachkräfte für die Übernahme der Fachverantwortung gemäß 

Rahmenkonzeption. Mit dem Modul 3 (240 Stunden/8 Monate) wird der Abschluss „Leitende 

Pflegefachkraft nach SGB XI erworben. Weiterbildungszeiten sind ein Tag/Woche von 

08.00 - 13.00 Uhr sowie insgesamt vier 5-tägige Blockseminare.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem Zertifikat „Gerontopsychiatrische Fachkraft“ (Module 1-

2) sowie mit dem Zertifikat „Leitende Pflegefachkraft nach SGB XI“ (Modul 1 - 3) ab.
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Weitere Angebote

Weiterbildung zum/zur Mentor/in (Praxisanleiter/in) in der Pflege

Die Weiterbildung legt die pädagogischen, psychologischen, rechtlichen und fachtheoretischen 

Grundlagen für die Anleitung und Begleitung von Schüler/-innen in der Altenpflege. Die 

Auseinandersetzung mit theoretischen Themen wird verknüpft mit der Bearbeitung 

ausbildungsrelevanter Praxisaufgaben.

Struktur und Umfang der Weiterbildung

Die Weiterbildung wird in Form einzelner Seminartage und/oder Blockwochen oder kompakt 

angeboten. Der Umfang beträgt 200 Stunden. 

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat ab.

2.2.3 Weiterbildung für Erzieher/-innen

Die Weiterbildungen für Erzieher/-innen stehen in ihrer Grundstruktur des „Facherziehers“ 

bzw. der „Fachkraft für …“ in Analogie zu der vom Land Berlin vorgeschriebenen 

Qualifizierung für die Arbeit in Integrations-Kitas (Facherzieher/in für Integration): Sie 

umfassen in der Regel 160 Stunden. Inhaltlich profilieren sie die auch im Berliner 

Bildungsprogramm akzentuierten Schwerpunkte erzieherischen Handelns, ergänzen diese, 

wobei sie natürlich konzeptionell nicht ausschließlich auf die Arbeit im Elementarbereich

ausgerichtet sind.

Facherzieher/in für Integration

Die Kitapersonalverordnung legt fest, dass Fachkräfte für die gemeinsame Betreuung 

behinderter und nicht behinderter Kinder über eine Zusatzqualifikation verfügen müssen. Die 

Qualifizierung vermittelt Kenntnisse und Kompetenzen auf den Gebieten: Entwicklung 

integrativer Erziehung und gesetzliche Grundlagen; menschliche Entwicklung, 

Entwicklungsstörungen, Diagnostik und Therapie; sozialpädagogische Methoden für eine 

differenzierte Gruppenarbeit; Beobachtung und Beobachtungsverfahren, Prozessanalyse zur 

Kommunikation, Kooperation und Konfliktklärung; fachliche Kooperation, Zusammenarbeit 

mit Eltern und Institutionen.

Struktur der Weiterbildung

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden bzw. 

20 Seminartagen. Sie erstreckt sich in der Regel auf einen Zeitraum von 4 Monaten.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung wird mit einem qualifizierten Zertifikat „Facherzieher für Integration“ nach 

den Richtlinien des Landes Berlin abgeschlossen.

Facherzieher für Sprachförderung

Kommunikation ist eine Voraussetzung für persönliche Entwicklung, erfolgreiche 

Lebensführung und die gesellschaftliche Teilhabe. 
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Weiterbildungsziel

Die Weiterbildung zielt darauf ab, alle Kinder in ihrer Sprachentwicklung individuell zu 

fördern sowie eventuelle Sprachdefizite zu erkennen und auszugleichen. Besondere 

Aufmerksamkeit gilt hierbei den Kindern nichtdeutscher Herkunft, denen neben einer 

adäquaten Vermittlung der deutschen Sprache im Rahmen einer interkulturellen Pädagogik 

eine entsprechende Akzeptanz entgegengebracht werden soll. Die Teilnehmerinnen erwerben 

Kenntnisse und Fähigkeiten zur Förderung der kindlichen Sprachkompetenz, wobei ein 

beständiger Zusammenhang zur eigenen Arbeitssituation und Konzeption hergestellt wird.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden. Sie erstreckt 

sich in der Regel auf einen Zeitraum von 4 Monaten. Seminarzeiten jeweils Freitagnachmittag 

und Samstag.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung wird mit einem qualifizierten Zertifikat „Facherzieher für Sprachförderung“ 

nach den Richtlinien des Landes Berlin abgeschlossen.

Fachkraft für Konfliktmoderation

Konfliktfähigkeit ist eine der zentralen Kompetenzen für professionelle Arbeit in der 

sozialpädagogischen Praxis. Sie ist die Basis, um strukturell und individuell divergierende 

Interessenskonstellationen fachlich aufzulösen bzw. lebbar zu machen.

Weiterbildungsziel

Die Weiterbildung vermittelt Ansätze für einen konstruktiven Umgang mit Konflikten am 

Arbeitsplatz. Die Teilnehmerinnen erweitern ihre Fähigkeiten, Klärungsgespräche zu führen 

und in Konfliktsituationen intervenieren zu können. Die praktische Einübung von Methoden 

gewaltfreier Konfliktvermittlung (Mediation) bildet einen Schwerpunkt. An praxisrelevanten 

Beispielen wird die Förderung von Konfliktregelungskompetenzen durchgespielt, wobei jede/r 

Teilnehmer/in durch Einsatz von Videotechnik zum Abschluss ein fundiertes Feedback erhält.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden. Sie erstreckt 

sich in der Regel auf einen Zeitraum von 4 Monaten. Seminarzeiten jeweils Freitagnachmittag 

und Samstag.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat ab.

Facherzieher/Fachkraft für Psychomotorik

Sich bewegen und spüren, sich und die Umwelt wahrnehmen, den Körper bewusst einsetzen 

können – dies alles sind elementare Bedingungen für die körperliche, seelische, geistige und 

sprachliche Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen.
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Weiterbildungsziel

Die Weiterbildung soll dazu befähigen, gezielte psychomotorische Angebote zu konzipieren, 

anzubieten und zu begleiten.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden. Sie erstreckt 

sich in der Regel auf einen Zeitraum von 4 bis 5 Monaten. Seminarzeiten sind jeweils 

Freitagnachmittag und Samstag.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat ab.

Facherzieher/in/Fachkraft für Musik und Rhythmik

Musik und Rhythmik regen an, wecken Emotionen und bieten methodische Zugänge für die 

pädagogische Arbeit, für die Entwicklungsbegleitung und Förderung von Kindern und 

Jugendlichen. Die grundständige Ausbildung gibt für diese pädagogische Arbeit eine erste 

Grundlage, mit der Weiterbildung erfolgt eine Spezialisierung und Vertiefung.

Weiterbildungsziel

Die Weiterbildung befähigt dazu, gezielt Musik in der pädagogischen Arbeit mit Kindern 

einzusetzen. Neben der Vermittlung von musikalischen Grundlagen werden Methoden 

aufgezeigt, wie Kinder durch Musik spielerisch im Bereich der Wahrnehmung, Motorik, der 

Sprache und des Denkens gefördert werden können. Dabei werden besonders die im Berliner 

Bildungsprogramm im Bereich Musik festgelegten Ziele berücksichtigt.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden. Sie erstreckt 

sich in der Regel auf einen Zeitraum von 5 bis 8 Monaten. Seminarzeiten sind jeweils 

Freitagnachmittag und Samstag (in der Regel 14-tägig).

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat ab.

Facherzieher/in/Fachkraft für Körper und Bewegung

Bewegung ist eine elementare Form des Denkens (Berliner Bildungsprogramm). 

Körpererfahrung bildet Identität. Bilder vom eigenen Körper formen Selbstkonzepte. Die 

heutigen Bildungsorte vermögen dieser zentralen pädagogischen Erkenntnis kaum Rechnung 

zu tragen. Körperkontakt, Erkennen und Lernen durch den Körper finden selten methodisch 

statt.

Weiterbildungsziel

In der Weiterbildung wird an praxisbezogenen Beispielen ein breites Spektrum an kreativen 

erlebnisorientierten, integrativen Anleitungs- und Unterrichtsmethoden vermittelt, die in jeder 
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Kita, Schule, jedem Hort, der Kinder- und Jugendarbeit einsetzbar sind. Schwerpunkte bilden 

u. a. Entspannungsübungen, Bewegungsaufgaben und –spiele zur Steigerung des 

Körperbewusstseins sowie Erweiterung der Ausdrucksfähigkeit, je unter Wahrnehmung der 

Stufen kindlicher Bewegungsentwicklung.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 160 Stunden. Sie erstreckt 

sich in der Regel auf einen Zeitraum von 10 Monaten (8 Wochenend-Seminare).

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat ab.

Weitere Angebote

Das Berliner Bildungsprogramm – Frühkindliche Bildungsprozesse fördern und 

begleiten

Kinder haben ein Recht auf Bildung. Kinder haben Lust auf Bildung. Um bereits frühkindliche 

Bildungsprozesse sicherzustellen, ist für den Elementarbereich die Arbeit mit dem Berliner 

Bildungsprogramm lt. § 13 Kindertagesbetreuungsreformgesetz verbindlich. Die 

Qualifizierung vermittelt Erzieher/-innen die Basis für eine effektive und praxisnahe Arbeit mit 

dem Berliner Bildungsprogramm (BBP). Angebotsstruktur auf Anfrage.

Facherzieher/in/Fachkraft für mathematisch-naturwissenschaftliche Grunderfahrungen

Das Berliner Bildungsprogramm führt mathematische und naturwissenschaftliche 

Grunderfahrungen als wichtige Bildungsbereiche für Kindertageseinrichtungen auf. Der Kurs 

will Erzieher/-innen ermutigen, die eigene Begeisterung für mathematisch-

naturwissenschaftliche Fragestellungen im Alltag wiederzuentdecken, sich diesen kreativ und 

spielerisch zu nähern und Lernräume für Kinder zu schaffen. Umfang: 160 Stunden, 

Seminarzeiten sind jeweils Freitagnachmittag und Samstag. Angebotsstruktur auf Anfrage.

PC + Multimedia für die Arbeit mit Kids

PCs werden von Kindern gern genutzt. Viele haben zu diesem Medium einen besseren Zugang 

als die sie umgebenden Erwachsenen. Die Nutzung der neuen Kommunikationstechnologien 

sollte angeleitet werden (können), damit Kinder einen sachgerechten Umgang mit diesen 

„Werkzeugen“ erlernen und deren vielfältige Möglichkeiten nutzen können. Im Kurs werden 

einfache Multimediaanwendungen vermittelt. Umfang: 100 Stunden. Angebotsstruktur auf 

Anfrage.

2.2.4 Weiterbildungen für alle Berufe im Sozial- und Gesundheitswesen

Weiterbildung Sozialmanagement (Heimleitung)/anerkannt nach E.D.E.

(European Association for Directors of Residental Care Homes of Elderly/Europäischer 

Heimleiterverband).

Leitungen von Einrichtungen sind durch die Veränderungen bzw. die Einführung des 

„Marktes“ im Sozial- und Gesundheitswesen neuen Konkurrenzen ausgesetzt. Dies verlangt 

neue Strategien zur Qualitätssicherung und Profilierung der Institutionen nach innen und 

außen: auf der Ebene von Ökonomie und Fachlichkeit. Zugleich müssen Leitungen in der Lage 

sein, die Belange und neuen Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Pflege, an die 
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Behindertenarbeit, die Kinder- und Jugendhilfe zu verstehen und in der Entwicklung 

strategisch zu unterstützen.

Weiterbildungsziel

Die Weiterbildung vermittelt die für das Management von Unternehmen des Sozial- und 

Gesundheitswesens personalen, fachlichen und methodischen Kompetenzen, insbesondere auf 

den Gebieten Organisations- und Leitbildentwicklung, Projektmanagement, Pflegewissenschaft 

und Gerontologie, Sozial- und Arbeitsrecht, Controlling, Betriebswirtschaft, Marketing, 

Öffentlichkeitsarbeit, Qualitätssicherung und -entwicklung, Personalmanagement.

Struktur der Weiterbildung

Die Weiterbildung umfasst 1.000 Stunden. Sie erfolgt berufsbegleitend und erstreckt sich bei 

einem Seminartag pro Woche und sieben fünf- bzw. sechstägigen Blockseminaren über einen 

Zeitraum von ca. 24 Monaten. Zusätzlich werden Praktika von 450 Stunden empfohlen.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat „Leitung von Einrichtungen und 

Diensten im Sozial- und Gesundheitswesen (Heimleitung/Sozialmanagement)“ ab. Die 

Weiterbildung ist durch den E.D.E anerkannt (European Association for Directors of 

Residental Care Homes of Elderly/Europäischer Heimleiterverband). Neben dem SPI Zertifikat 

kann ein E.D.E Zertikat erworben werden.

3. Fachbereich Theater & Bildung

Fort- und Weiterbildungen für alle Personen und Institutionen, die Interaktionen 

und Beziehungen kreativ gestalten und für Entwicklungsprozesse nutzbar machen 

wollen.

Spiel & Theater produzieren Bewegung, inszenieren Lebenswelten, fördern Einsichten in 

fremde und eigene Potentiale, mischen sich ein. Sie produzieren Bildung. Es bleibt nicht beim 

Lesen, Zuhören, Zuschauen. Inhalte werden gelebt, erfahren. Erreichtes wird auf die Bühne 

gestellt, von anderen bewertet, verworfen oder genossen.

Bildung setzt stets die Lust auf das Eintauchen in andere Welten, die Bereitschaft Bekanntes 

neu zu überdenken, die Lust auf spielerische Erprobung, die Bereitschaft zum Erwerb 

konflikthafter Erkenntnisse voraus.

Spiel- und theaterpädagogische Kompetenzen gehören daher zur notwendigen methodischen 

Grundausstattung jedes Professionellen, der Menschen begleitet, berät, fördert: ob als 

Spielleiter/in und Regisseur/in, Lehrende/r, Leitende/r, Berater/in, Personalentwickler/in, 

Erzieher/in usf. Kreative Angebote sind nicht die bunte Garnitur eines ansonsten „handfesten 

grauen Bildungsalltags“, sie sind ein Grundnahrungsmittel für Entwicklung und Veränderung –

ob für den internen Gebrauch oder die öffentliche Inszenierung.

Die Eröffnung des Fachbereiches Theater & Bildung im Jahr 2006 ist und war für das Profil 

des Geschäftsbereichs in diesem Sinne programmatisch. Neben der ohnehin und nun 

verstärkten Einbindung theater-, tanzpädagogischer und weiterer kreativer Methoden in 

sämtliche Aus- und Weiterbildungen gibt es nun auch die spezifischen 

Qualifizierungsangebote für die, die Profis (Multiplikatoren) in diesen Segmenten werden 

wollen.

Die Ausbildung zur Theaterpädagogin/zum Theaterpädagogen unter der Leitung von 

Jacobs & Herrbold findet in Zusammenarbeit mit dem Theater Hebbel am Ufer/HAU statt. Sie

ist vom Bundesverband für Theaterpädagogik (BuT) anerkannt. Damit erwerben die 
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Teilnehmer/-innen ein anerkanntes Zertifikat, das ihnen die Türen zu einer einschlägigen 

Anstellung, z. B. auch an Theatern und anderen Spielstätten, öffnet. Sie ist das Herzstück des 

Fachbereiches.

Erste Verzweigungen dieses Bildungsprofils waren die „Fachkraft für Spiel“ sowie 

Qualifizierungen rund um den Tanz, um Körper und Bewegung. In den nächsten Jahren sind 

entsprechende Weiterentwicklungen avisiert.

Aktuelles

Kaum hatte Premiere die erste Produktion der Spielleiter unserer theaterpädagogischen 

Ausbildung nach den Richtlinien des BuT (Bundesverband für Theaterpädagogik) im Mai 2007 

Premiere, begann auch parallel schon der Folgekurs. Dessen Produktion, VÖGEL, nach 

Aristophanes, Aufführungen vom 23.05. – 26.05.08, widmete sich programmatisch dem 

Wagnis des eigenen Lebensentwurfs im Kontext der Chiffre vom lebenslangen Lernen. 

Theaterpädagogik-Ausbildung

in Kooperation mit dem Theater Hebbel am Ufer/HAU

In den letzten Jahren wurde die Theaterpädagogik immer interessierter von einer Öffentlichkeit 

wahrgenommen, die sich neue soziale Fragen stellt und stellen muss. Theatrale Spielprozesse 

und Präsentationen sind das Salz in der Suppe unterschiedlichster gesellschaftlicher und 

beruflicher Bereiche, die hungrig sind nach neuen, vielfältigen und ungewöhnlichen Methoden.

Die Ausbildung zum/zur Theaterpädagogen/Theaterpädagogin erfolgt in zwei Etappen. Die 

erste Meile ist die Qualifikation zum/zur Spielleiter/in im Umfang von 600 Stunden. Auf sie 

baut der zweite Abschnitt im Umfang von 1.100 Stunden auf, der zum Abschluss 

Theaterpädagogin/Theaterpädagoge, anerkannt nach den Richtlinien des Bundesverbandes für 

Theaterpädagogik (BuT), führt.

Spielleiter/Spielleiterin

In der Aus- und Weiterbildung, auf sozialen und kulturellen Gebieten, an Theatern und anderen 

Spielstätten bis hin zu wirtschaftlich orientierten Unternehmen wird ein immer breiteres 

Aktionsrepertoire erforderlich, das Verstand und Emotion, Körper und Geist in einem 

überraschenden Erlebnisprozess für Persönlichkeitsentwicklung und Leitungskompetenz 

verbindet.

Weiterbildungsziel

Der theaterpädagogische Grundlagenkurs befähigt die Teilnehmenden durch die Entwicklung 

eines eigenen Spielprofils, spiel- und theaterpädagogische Handlungsmodelle zu konzipieren 

und umzusetzen, z. B. für Schulen, Theater und andere Spielstätten sowie Einrichtungen und 

Unternehmen aus vielen denkbaren Bereichen. Der Fokus liegt auf der eigenen Spielfähigkeit 

und einem ersten eigenen spielpädagogischen Projekt.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 600 Stunden (inkl. 15 % 

Eigenarbeiten). Sie erstreckt sich in der Regel auf einen Zeitraum von 15 Monaten. Die 

zeitliche Struktur gliedert sich in 46 Abendtermine, zehn 2-tägige Seminare (Samstag/Sonntag) 

sowie eine 11-tägige Ensembleproduktion mit 5 Aufführungen.
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Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat „Spielleiter/in 

(BuT/Bundesverband für Theaterpädagogik)“ ab.

Theaterpädagoge/Theaterpädagogin

Die Ausbildung baut auf dem erfolgreichen Abschluss der Spielleiterausbildung auf. Weitere 

Zugangsvoraussetzungen sind eine pädagogische oder künstlerische Ausbildung oder eine 

andere Berufsausbildung mit Nachweis pädagogischer Praxis.

Weiterbildungsziel

Der theaterpädagogische Aufbaukurs ermöglicht es den Teilnehmenden die in der 

Spielleiterausbildung erworbenen Fähigkeiten zu vertiefen und in vielfältigen Formen 

weiterzuentwickeln, eigene Inszenierungen und Workshops für unterschiedliche Anlässe zu 

konzipieren und durchzuführen. Der Fokus liegt auf der Entwicklung von eigenen 

Leitungskompetenzen.

Weiterbildungsstruktur

Die Weiterbildung ist berufsbegleitend und hat einen Umfang von 1.100 Stunden (inkl. 15 % 

Eigenarbeiten). Sie erstreckt sich in der Regel auf einen Zeitraum von 24 Monaten. Die 

zeitliche Struktur gliedert sich in 55 Abendtermine, 16 Wochenenden sowie 4 Blockwochen.

Weiterbildungsabschluss

Die Weiterbildung schließt mit einem qualifizierten Zertifikat 

„Theaterpädagoge/Theaterpädagogin (BuT/Bundesverband für Theaterpädagogik)“ ab.

Weitere Angebote:

Fachkraft für Körper und Bewegung

Bewegung ist eine elementare Form des Denkens (Berliner Bildungsprogramm). 

Körpererfahrung bildet Identität. Bilder vom eigenen Körper formen Selbstkonzepte. Die 

heutigen Bildungsorte vermögen dieser zentralen pädagogischen Erkenntnis kaum Rechnung 

zu tragen. Körperkontakt, Erkennen und Lernen durch den Körper finden selten methodisch 

statt. Weitere Informationen siehe 2.2.3.

Fachkraft für Musik und Rhythmik

Musik und Rhythmik regen an, wecken Emotionen und bieten methodische Zugänge für die 

pädagogische Arbeit, für die Entwicklungsbegleitung und Förderung von Kindern und 

Jugendlichen. Die Weiterbildung befähigt dazu, gezielt Musik in der pädagogischen Arbeit mit 

Kindern einzusetzen. Neben der Vermittlung von musikalischen Grundlagen werden Methoden 

aufgezeigt, wie Kinder durch Musik spielerisch im Bereich der Wahrnehmung, Motorik, der 

Sprache und des Denkens gefördert werden können. Weitere Informationen siehe 2.2.3.
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4. Ausstellungen

Sehgewohnheiten prägen die Wahrnehmung von Welt. Neue Eindrücke, 

Perspektivenerweiterungen befördern Bildungsprozesse bisweilen dynamischer als traditionelle 

Aneignungsformen von Wissen. 

Unsere Ausstellungen sollen überraschende Impulse geben und Wahrnehmungshorizonte 

erweitern helfen. Die Künstler/-innen sind der Stiftung SPI in der Regel in vielfältiger Weise 

verbunden und genießen es, ihre Werke und Objekte hier einem nicht ausschließlich 

Ausstellungserprobten und Ausstellungsbesuche „praktizierenden“ Personenkreis zu 

präsentieren. 
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Stiftung SPI

Jahresbericht 2007/2008

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel

Serviceleistungen für Fördernehmer und Fördergeber 

(PSS)

Landesweiter Entwicklungsprozess 

„Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung“

Modellprojekte

Quartiersmanagement 

Stadtumbau/Nachbesserung von Großsiedlungen

Soziokulturelle Projekte

Wohnumfeldverbesserung

Innovative wohnungspolitische Projekte

Das Treuhandmodell

Sonderprojekte
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1. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, bearbeitet seit 1981 

Themenfelder der Stadterneuerung und der sozialen Stadtentwicklung.

In seiner Zielsetzung ist der Geschäftsbereich ausgerichtet auf:

• besondere soziale und stadtpolitische Aufgaben- und Problemstellungen,

• die Sicherung sozialer Standards,

• die Integration von sozial und wirtschaftlich in Not geratenen oder strukturell 

benachteiligten Bevölkerungsgruppen,

• ihre Versorgung mit Wohnraum,

• ihre Erwerbstätigkeit und berufliche Qualifizierung sowie

• ihre Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben,

• das Sichern preiswerten Wohnraums.

Der Geschäftsbereich ist der Klientel der Jugend- und Sozialhilfe, wirtschaftlich in Not 

geratenen Personen, arbeitslosen Jugendlichen, jungen Erwachsenen und Langzeitarbeitslosen, 

den freien Trägern der Jugend- und Sozialhilfe sowie soziokulturellen Trägern in seiner Arbeit 

besonders verpflichtet.

Die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Entwicklungen in der Stadt gestatten aufgrund 

ihrer Vielschichtigkeit keine monokausalen Erklärungen: So unterliegt die zukunftsgerechte 

Gestaltung von Stadt nicht nur der Wahrnehmung neuer Herausforderungen und der ständigen 

Überprüfung, Auswertung und Weiterentwicklung von Konzepten und Strategien, sondern 

verlangt auch von den Protagonisten der Stadtentwicklung interdisziplinäres Denken und neue 

Arbeitsansätze.

Dazu wurde zwischen der Senatsverwaltung und der Stiftung SPI 1981 ein Vertrag 

geschlossen, der diverse Aufgaben im Spannungsfeld von Bauen und Sozialem auf den 

treuhänderischen Sanierungsträger Ausnahme & Regel übertrug. Einzelne Schwerpunkte der 

vergangenen Jahre waren die Unterstützung von Selbsthilfeprojekten nach Hausbesetzungen, 

die sozialorientierte Altbausanierung sowie die Umnutzung von Einzelobjekten an sozialen 

Brennpunkten der Stadt und die Wohnumfeldverbesserung in Verbindung mit intensiver 

Bewohnerbeteiligung.

Diese haben nicht nur zur Untersuchung von Gebieten auf die Notwendigkeit zur Errichtung 

eines erweiterten sozial-räumlichen Gebietsmanagements (dem heutigen 

Quartiersmanagement) geführt, sondern auch sukzessive die Notwendigkeit eines integrierten 

Arbeitsansatzes aufgezeigt.

Das erfordert zum einen die interdisziplinäre Fachausrichtung der Akteure und zum anderen 

die Betrachtung der Einzelmaßnahmen im Kontext. Die Maßnahmen sind aktiver Bestandteil 

eines Problemlösungsfeldes: die Quartiersentwicklung wird gleichermaßen hinsichtlich ihrer 

kleinteiligen lokalen Wirkung und in Bezug auf die gesamtstädtische Einbindung gesteuert.

Der vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, bis Sommer 2007 in 

3 Berliner Bezirken praktizierte Ansatz von Quartiersmanagement in Gebieten des Programms 

„Soziale Stadt – Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf“ stellt den derzeit aktuellsten 

Stand dieser Entwicklung dar.

Ergänzend dazu hat die anfänglich stark baulich definierte Stadterneuerung inzwischen ein 

komplexeres Verständnis von Stadtentwicklung erlangt. Ausnahme & Regel modifizierte und 

ergänzte in seinen Aktionsfeldern in den letzten Jahren sukzessive seinen Handlungsansatz. 

Damit erweitert der Treuhänder auch sein Selbstverständnis und seine Rolle von einem bisher 

überwiegend auf Umsetzung orientierten Bauherren zu einem auf Projektentwicklung und 

Projektbegleitung bzw. -beratung spezialisierten Dienstleister, der im Einzelfall auch die Rolle 

des Bauherrn übernimmt.
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Aus Sicht des Geschäftsbereichs Stadtentwicklung es hierbei um die professionelle 

Unterstützung und Begleitung bürgerschaftlichen Engagements, das Zurverfügungstellen des 

eigenen, professionellen Know-Hows mit dem Ziel, gleichfalls die eigentlichen Projekte und 

die daran beteiligten Bürger zu qualifizieren.

Die besondere Ausrichtung des Geschäftsbereichs liegt darin, die verschiedenen eigenen 

Ressourcen mit denen der öffentlichen Verwaltungen, der Arbeitsverwaltung, den 

Wohnungseigentümern und anderen Trägern zu verbinden und mit angemessenen 

Partizipationsmodellen die betroffenen Bevölkerungskreise in die Planung und Umsetzung 

einzubinden. Diese immer noch nicht alltägliche Praxis ermöglicht auch die Realisierung 

schwieriger Projekte mit komplexen Aufgabenstellungen und oft divergierenden 

Interessenlagen und sichert im Verfahren größtmögliche Transparenz und 

Mitwirkungsmöglichkeit. Ausgerichtet sind die Verfahren auf das Erreichen von Konsens, was 

für die Realisierung und Nachhaltigkeit einen erheblichen Qualitätszuwachs bedeutet.

Ziel für den Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, ist auch weiterhin die 

Stärkung von Selbsthilfepotentialen, in Verbindung mit baulichen Prozessen. In der 

Projektentwicklung und -durchführung der Themenbereiche „Wohnen im Alter“, 

„Mehrgenerationen Wohnen“, „Entwicklung innerstädtischer Wohnpotenziale“, „Senkung der 

Wohnkosten arbeitsloser Haushalte“ und „Aneignung und Sicherung von 

Infrastruktureinrichtungen“ sollen Schwerpunkte gesetzt werden, um Antworten auf sich 

abzeichnende aktuelle Bedarfe und immer dringendere Notsituationen geben zu können. Die 

Betrachtung muss eine gebietsbezogene sein, so dass das Handlungsspektrum von 

Neubauprojekten bis zu Instandhaltungsmaßnahmen reicht.

Grundsätzlich kann der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, als 

technischer Support bei Intervention und Prävention in problematischen Kiezen genutzt 

werden und den Bezirken, Wohnungseigentümern und Trägern als Unterstützung dienen, mit 

dem Ziel, bestehende Ansätze zu optimieren und zu ergänzen. Dies bezieht sich primär auf 

Beratungsleistungen, Strategienentwicklung und erst sekundär auf die Übernahme von 

kurzfristiger Projektdurchführung.

Allen Ansätzen und Handlungsfeldern liegt die grundsätzliche Ausrichtung des gesamten 

Geschäftsbereichs auf:

• soziale Integration,

• Schaffung von Beschäftigung,

• Aktivierung von Selbsthilfepotentialen,

• Befähigung zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben,

• Übernahme von (Eigen-)Verantwortung,

• Entwicklung von bürgerschaftlichem Verständnis und

• Unterstützung bürgerschaftlichen Engagements

zu Grunde.

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, ist überzeugt, dass dieses 

Instrumentarium ein wesentlicher Baustein ist, um perspektivisch die soziale Stabilisierung der 

städtischen Gesellschaft mit all ihren Facetten voranzubringen. Das Berichtsjahr 2007 war 

durch massive Veränderungen im Geschäftsbereich geprägt.

Anfang des Jahres wurde die Ausschreibung zum Aufbau und Durchführung der 

Programmservicestelle PSS für das Berliner Förderprogramm „Zukunftsinitiative Stadtteil“ 

(ZIS) mit den 4 Programmsäulen Soziale Stadt, Stadterneuerung, Stadtumbau (West wie Ost), 

Bildung im Quartier gewonnen und unmittelbar mit der Strukturentwicklung und 

Strukturlegung sowie ersten Regeltätigkeiten begonnen. Hierbei berät die 

Programmservicestelle Träger und unterstützt die am Verfahren beteiligten Verwaltungen 

administrativ bei der Programmgestaltung und -umsetzung. Seit Anfang 2008 wurde der 

Aufgabenbereich um das Teilprogramm Stadtteilzentren erweitert. Aus formalen Gründen ist 

die Rolle als Umsetzer innerhalb dieser Programmkulissen im Grundsatz für die Zukunft 

ausgeschlossen.
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Daher kam es zum 31.05.2007 zur Beendigung der langjährigen Tätigkeit in den drei 

Quartiersmanagementgebieten in Friedrichshain-Kreuzberg, Mitte und Tempelhof-Schöneberg. 

Eine Nachbetreuung der Gebiete erfolgte bis Ende des Jahres. Die Arbeit in den Quartieren 

wird in diesem Jahresbericht besonders gewürdigt.

Mit Beginn des Jahres 2007 startete das Modellprojekt Jugendräte in 4 Gebieten des 

Programms Soziale Stadt. Die Gebiete liegen stadtweit verteilt und wurden so gewählt, das 

unter verschiedenartigen Startbedingungen die Chancen und Gelingensbedingungen 

erfolgreicher Partizipation von bildungs- und politikfernen Jugendlichen erprobt und 

aufgezeigt werden können. Die Umsetzung erfolgte ab Mitte des Jahres 2007 mit zunehmender 

Geschwindigkeit.

Basierend auf den Struktur- und Verfahrenserkenntnissen im Programm Soziale Stadt hat sich 

Berlin die Selbstverpflichtung zur Optimierung ressort- und ebenenübergreifender Kooperation 

im Kontext einer gesamtstädtischen sozialen Stadtentwicklung gegeben. Im August 2008 nahm 

die Stiftung SPI die Verfahrensbegleitung der Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung auf, 

hierbei speziell die Koordinierung der drei zentralen Handlungsfelder.

Der seit 1981 bestehende Treuhandvertrag läuft aus. Die Vereinbarung zur Beendigung der 

Aktivitäten sieht keine neuen Aufgaben vor und setzt den Schwerpunkt auf die Abrechnung 

und Privatisierung des Treuhandvermögens.

Für den Geschäftsbereich ergeben sich derzeit folgende Entwicklungsperspektiven:

• Die Programmservicestelle PSS wird sich als neuer Nukleus des GB etablieren.

• Regelgeförderte Projekte sind aus förmlichen Gründen nicht mehr/nur noch als Ausnahme 

in den klassischen Kulissen des Geschäftsbereichs (Soziale Stadt, Stadterneuerung, 

Stadtumbau, Bildung im Quartier) möglich.

• Die klassischen Projektentwicklungs- und Bauherrentätigkeit behalten ihre Berechtigung, 

werden zukünftig noch stärker als bisher in Kooperation mit der GSE gGmbH erfolgen 

und aus neuen Finanzierungsquellen gespeist.

• Neue Kooperationspartner werden aufgeschlossen (Bundeszentrale für politische Bildung, 

Gesundheitsinstitutionen, private Wohnungswirtschaft).

• Exemplarische Praxis (Modellprojekte) werden in den Fokus gestellt.

• Es wird perspektivisch keine zahlenmäßig größeren neuen Gebietskulissen in der Sozialen 

Stadterneuerung geben, sondern kleinere Aktions- und Interventionsformen.

• Die gesamtstädtische Mehrebenen (sozial-)Raum Orientierung wird die Leitidee für 

zukünftiges Verwaltungshandeln sein. Dieser Prozess ist auf Mehrjährigkeit angelegt und 

bedarf externer Betreuung.

2. Programmservicestelle (PSS) der Zukunftsinitiative Stadtteil

Das Programm „Zukunftsinitiative Stadtteil“ ist ein Beitrag zur integrierten Stadtentwicklung 

im Rahmen der EU-Strukturfondsförderperiode 2007 - 2013. Ziel der Maßnahme ist die 

nachhaltige Stabilisierung und Entwicklung von Stadtteilen, in denen die Überlagerung von 

ökonomischen, sozialen, städtebaulichen und infrastrukturellen Defiziten die Lebens- und 

Arbeitsbedingungen der Menschen, ihre Wettbewerbsfähigkeit und ihre Chancengleichheit bei 

der Teilnahme am wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Leben stark 

beeinträchtigen. 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung strebt mit dem Programm „Zukunftsinitiative 

Stadtteil“ (ZIS) an, die ungleichen innerstädtischen Lebensbedingungen in der EU-

Förderperiode 2007 – 2013 weiter abzubauen und gezielt lokale Potenziale zu aktivieren. Das 

Programm verfolgt dabei folgende Ziele:

• Verbesserung der Beschäftigungspotenziale in den Quartieren durch lokale 

Netzwerkbildung und wissensorientierte Infrastrukturen, 

• Stabilisierung der Berliner Bevölkerung und Erhalt der sozialen Mischung durch die 

Sicherung der Attraktivität und der dauerhaften Marktfähigkeit von Quartieren, 
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• Gewährleistung eines gleichen Zugangs zu Beschäftigung und öffentlichen 

Dienstleistungen für alle Menschen, unabhängig von Wohnort, sozialem Status und 

ethnischer Herkunft, 

• Verringerung von Flächenverbrauch und regionalen Verkehrsbelastungen durch 

Revitalisierung brachgefallener Flächen als (Experimentier-)Räume, insbesondere für 

Forschung, Gewerbe und Dienstleistungen, 

• Verbesserung der Qualität der städtischen Umwelt.

Um dies zu realisieren, unterstützt die „Zukunftsinitiative Stadtteil“ die Umsetzung 

integrierter, quartiersbezogener Entwicklungskonzepte zur Regenerierung von Quartieren mit 

sozio-ökonomischen und städtebaulichen Problemlagen sowie zur Anpassung der vom 

demografischen und wirtschaftlichen Wandel betroffenen Gebiete. Eine wichtige Rolle in 

diesen Prozessen spielt insbesondere die partnerschaftliche Durchführung der Maßnahmen 

unter intensiver Beteiligung lokaler Akteure.

Die „Zukunftsinitiative Stadtteil“ wird in den folgenden Teilprogrammen umgesetzt:

• Soziale Stadt: Stabilisierung und Potenzialentwicklung in Gebieten mit hohen sozialen 

Integrationsleistungen,

• Stadterneuerung: Erneuerung von verdichteten Innenstadtbereichen und Bezirkszentren 

mit städtebaulichen Missständen,

• Stadtumbau (Ost/West): Baulich-funktionale Neuordnung von Gebieten in Folge von 

demografischem und wirtschaftlichem Wandel,

• Bildung im Quartier: Aufwertung von Kindertagesstätten und Grundschulen als 

Kernpunkte für lokale Bildungs- und Wissensnetzwerke,

• Stadtteilzentren: Förderung des quartiersbezogenen bürgerschaftlichen Engagements und 

der Selbsthilfe im Rahmen der Angebote der Stadtteilzentren die Standortattraktivität 

Berlins zu erhöhen.

Die Finanzierung erfolgt aus Mitteln des Landes Berlin, aus Mitteln des Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) im Rahmen der Prioritätsachse „Integrierte 

Stadtentwicklung und Umwelt“ des „Operationellen Programms des Landes Berlin für den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung in der Förderperiode 2007 - 2013“ und aus 

Mitteln des Bundes gemäß der „Verwaltungsvereinbarung über die Gewährung von 

Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Artikel 104 b des Grundgesetzes zur Förderung 

städtebaulicher Maßnahmen“ (VV Städtebauförderung).

Die Aufgabe der Programmservicestelle (PSS) besteht darin, als zentrale Eingangsinstanz für 

alle Fördervorgänge die Aufbereitung und Vorprüfung der Unterlagen vorzunehmen. Dieses 

Verfahren ist für die Teilprogramme „Soziale Stadt“, „Stadterneuerung“ (Sanierung), 

„Stadtumbau (West und Ost)“ und „Bildung im Quartier“ einheitlich. Für das Teilprogramm 

„Statteilzentren“ ist aufgrund der Programmdurchführung durch die Senatsverwaltung für 

Integration, Arbeit und Soziales das Verfahren ergänzt durch die Übernahme von Teilaufgaben 

durch den Paritätischen Wohlfahrtsverband. Die PSS übernimmt die Vorprüfung und gibt 

Empfehlungen an die Förderstellen in der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, den 

jeweiligen Bezirksämtern oder dem DPW für die programm- und ordnungsgemäße 

Bewilligung, die Verausgabung und Abrechnung der eingesetzten Mittel.

Zusammengefasst übernimmt die PSS als Dienstleister der Förderstellen dabei die folgenden 

Aufgaben:

1. Projektprüfung:

Antragsprüfung, Prüfung der Zahlungsabrufe, Prüfung der Verwendungsnachweise, Vor-Ort-

Prüfungen, Weiterleitung der Ergebnisse an die Förderstellen

2. Beratung aller Verfahrensbeteiligten:

Unterstützung aller Beteiligten in förderrechtlichen Fragen und Verfahrensbegleitung, 

Aufbereitung von wichtigen Aspekte des Förderechts, lfd. Beratung  bei der Nutzung der 

Datenbank
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3. Berichtswesen:

Vorbereitung und Bereitstellung der für das Berichtswesen an EU, Bund und Land 

notwendigen Daten, Datenerfassung und –pflege. 

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, erbringt die Leistungen in 

Kooperation zusammen mit der gsub gGmbH. Entsprechend der Programmplanung der 

programmdurchführenden Stellen ergibt sich ein geplantes Fördervolumen der EU von 

ca. 160 Mio. Euro für die Förderperiode 2007 – 2013 ergänzt um die entsprechende 

Kofinanzierung aus Bundes-, Landes- oder privaten Mittel. Durchschnittlich wird pro Jahr ein 

Volumen von ca. 50 Mio. Euro erwartet. Diese verteilen sich entsprechend der Planungen der 

Förderstellen auf die einzelnen Teilprogramme. Im Haushaltsjahr 2007 konnten aufgrund des 

Beginns der neuen Förderperiode, der späten Zustimmung zu dem Operationellen Programm, 

der erst sukzessiven Bereitstellung der Formulare und der notwendigen Vermittlung der neuen

Verfahrensstrukturen auf allen Ebenen Fördermittel in Höhe von ca. 22 Mio. gebunden 

werden.

Um die optimale Erreichbarkeit für Beratungssuchende zu gewährleisten wurde für die 

Programmservicestelle zentral gelegene Büroräume in der Brückenstraße 6a in 10179 Berlin 

Mitte angemietet.

Die ARGE arbeitet auf der Grundlage eines Qualitätsmanagementsystems, das nach 

DIN EN ISO 9001:2000 zertifiziert ist. Mit ihren Qualitätsstandards/Servicelevel gewährleistet 

die PSS, dass die von allen Beteiligten gewünschten bzw. geforderten Qualitätskriterien für die 

zügige Bearbeitung der Vorgänge eingehalten werden.

2.1 Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung

Die Berliner Bemühungen auf dem Weg zur Sozialen Stadtentwicklung haben mit dem 

Senatsbeschluss vom 13.11.2006 und dem Beschluss der Bürgermeister vom 21.12.2006 zur 

Entwicklung einer Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung (RSS) neue Zielsetzungen 

erhalten. Die RSS soll zukünftig die Grundlage für ressort- und ebenenübergreifende (Senat, 

Bezirke, lokale Akteure), gesamtstädtisch und raumorientiert wirkende 

Handlungskonzeptionen bilden. Beteiligt an der Strategieentwicklung sind alle relevanten 

Senatsverwaltungen, die Fachressorts der 3 Pilotbezirke (Friedrichshain-Kreuzberg, Pankow-

Weißensee und Reinickendorf), Akteure der lokalen Ebene und externe Fachexperten/-innen.

Die Rahmenstrategie besteht aus den Bausteinen:

• Präambel, Leitbild

den thematischen Handlungsfeldern (HF)

• HF 1 – Bildung, Erziehung, Betreuung,

• HF 2 – Arbeit, Lokale Ökonomie, Integration,

• HF 3 – Wohnen, Soziale Nachbarschaft, Sport, Sicherheit,

jeweils unter Berücksichtigung der Querschnittsthemen: demografischer Wandel, 

Geschlechtergerechtigkeit, Gesundheit, Integration und Partizipation

• Sozialraumorientierung (SRO) – Einführung SRO in 3 Pilotbezirken

sowie dem

• strategischem Controlling.

Zielstellung und Auftrag

Zielstellung ist die Entwicklung einer ganzheitlichen Strategie für eine integrierte 

Stadtentwicklung sowie abgestimmtes Planen und Handeln der relevanten Personen, 

Verwaltungen und Institutionen auf allen räumlichen Ebenen. Eine Voraussetzung dafür ist die 

räumliche Ausrichtung der Fachpolitiken, ergänzend zur Entwicklung ressortübergreifender, 

zielorientierter Maßnahmen. Dazu sind für die Landes-, Bezirks- als auch für die 
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Quartiersebene geeignete Verfahrens- und Organisationsstrukturen zu entwickeln, wobei die 

Pilotbezirke und insbesondere die lokalen Akteure intensiv in die Strategieentwicklung 

einzubeziehen sind.

Die formulierten Ziele und ihre Umsetzung erfordern insofern auch ein deutliches Umdenken 

in Politik und Verwaltung. Sozialräumliche Orientierung des gesamten Verwaltungshandelns 

und Stadtentwicklungspolitik als permanente Koproduktionsleistung sollen Eckpfeiler und 

Voraussetzung für die Zukunft einer Sozialen Stadt werden. Sie sind aber noch nicht allerorts 

bzw. immer in der notwendigen Form entwickelt. Die zeitnahe Entwicklung und nachhaltige 

Etablierung dieser Strukturen sind zentrale Forderungen des weiteren Verfahrens und Prüfstein 

für dessen Gelingen.

Die Berliner Verwaltungen haben komplexere Netzwerke zu knüpfen und 

Abstimmungsprozeduren in die praktische Anwendung zu bringen. Die Zahl der Schnittstellen 

nimmt zu und damit die Erfordernis nach neuen Arbeits- und Kommunikationsstrukturen und -

formen (zwischen den Senatsverwaltungen, zwischen Senatsverwaltungen und Bezirken, 

innerhalb der Bezirksämter sowie bezirksamts-übergreifend, zwischen Bezirken und lokalen 

Akteuren etc.). Kernpunkt einer neuen Handlungs-strategie ist Partizipation, die eine Kultur 

der Beteiligung auf Dauer impliziert. Es gilt ein darauf ausgerichtetes zukunftsfähiges Politik-

und Verwaltungsverständnis im Sinne von „new governance“ zu fördern.

Aufgabenstellung und Leistungen LOS 2

Zur Projektsteuerung dieses komplexen, fachressortübergreifenden und integrierten 

Verfahrens, das unter Einbindung aller relevanten Fachressorts und zusätzlicher Experten 

erfolgt, wurde die ressortübergreifende Projektgruppe-RSS geschaffen. Die Leitung dieser PG 

übernahm die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Abt. I. Ab August 2007 wurden von der 

Projektleitung (PL) zur Unterstützung des Verfahrens 2 externe Dienstleister beauftragt 

(Geschäftsbereich Stadtentwicklung und das Büro Jahn, Mack & Partner [JMP]).

Diese Unterstützung wurde in 3 Aufgabenteile gegliedert, die wiederum in 3 Losen vergeben 

wurden.

• Los 1 - „Projektgruppe Rahmenstrategie“ und Handlungsfeld „Sozialraumorientierung“,

• Los 2 - Handlungsfeldforen 1, 2 und 3,

• Los 3 - Pilotbezirke.

Die Aufgaben standen untereinander in Bezug und erforderten eine enge Kooperation und 

Verfahrensabstimmung. Zur Unterstützung der Arbeitsorganisation wurde ab November 2007 

eine internetgestützte interaktive Arbeitsplattform für alle an der RSS unmittelbar Beteiligten 

zur Verfügung gestellt.

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wurde mit den Leistungen LOS 2 

beauftragt. Der Auftrag umfasste die inhaltliche und organisatorische Bearbeitung der 3 

thematischen Handlungsfelder der RSS, einschließlich der Betreuung der dazu jeweils 

eingerichteten Foren.

Im Ergebnis des Verfahrensablaufs in 2007 wurde der Auftrag für 2008 u. a. hinsichtlich der 

Anzahl der HF-Foren entsprechend angepasst und enthielt folgende Modifikationen:

• Vorbereitung, Durchführung, Moderation und Nachbereitung eines Forums im HF 3 sowie 

eines HF-übergreifenden Forums zum Abschluss der Phase I der RSS,

• Konzeptionelle Vorstrukturierung der weiteren Bearbeitung der 10 TS,

• Recherche zu den für die Zielsetzungen der sozialen Stadtentwicklung relevanten 

Förderprogrammen.
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Integriertes Verfahren

Auf dem Weg die Ziele der RSS zu verwirklichen, wurde ein Kooperations- und 

Kommunikationsverfahren eingesetzt, das nicht additiv sondern integrativ, nicht kleinteilig 

sondern gesamtstädtisch ansetzt, um in besonderem Maße ziel- und ergebnisorientiert zu

wirken. Zu den formalen und inhaltlichen Voraussetzungen gehörten u. a. die Sicherstellung 

des Fachdiskurses sowie die Orientierung an fachlichen- und außerfachlichen Standards.

Vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wurde ein Kontrakt zur 

Koproduktion erarbeitet, der die Verfahrensvorteile – Transparenz, Information und 

Partizipation - sowie die Entwicklung einer Verfahrensqualität – von Kommunikation, über 

Koordination zu Koproduktion – herausstellte. Darüber hinaus wurden Verfahrensgrundsätze  

zur Sicherung einer Verfahrensqualität entwickelt.

Verfahrenspartner, Beteiligte und Akteure

Die wichtigsten Verfahrenspartner sind, angeführt von der PL, die PG RSS, die 

Federführenden der 3 HF und die DL JMP. Die Einbindung aller weiteren am Prozess 

beteiligten Akteure aus den Senats- und Bezirksverwaltungen sowie der lokalen Ebene erfolgte 

mit Beginn der Vorphase und insbesondere den KickOffs. Damit wurde ein offenes und 

transparentes Verfahren, dass von allen Beteiligten in gleicher weise aktiv mit gestaltet und 

erarbeitet wurde, gewährleistet. Nur so konnten die Beteiligten, als Experten/-innen der 

Fachthemen, ressortübergreifend aktiv und lösungsorientiert im Bearbeitungsprozess 

mitwirken. Wo erforderlich, wurden weitere lokale bzw. externe Experten/-innen in das 

Verfahren eingebunden.

Verfahrensablauf - Wechsel von Bearbeitungsphasen und Foren

Im Verfahren wurde in Abstimmung mit der PL und den HF-V eine Verzahnung von 

Bearbeitung und Beteiligung/Abstimmung praktiziert. Das Verfahren wurde, ausgehend von 

einer Vorphase zur inhaltlichen Themenklärung, gefolgt von den Auftaktveranstaltungen 

(KickOffs), in Bearbeitungs-phasen und Foren strukturiert, die im Wechsel stattfanden. Die 

KickOffs und HF-Foren fanden in 2007 im Abstand von ca. 2 Monaten (September und 

November) jeweils zeitversetzt innerhalb von 2 bis 3 Wochen statt, so dass jeweils in den 

Foren die Zwischenergebnisse diskutiert und Aufgaben festgehalten wurden und nachfolgend 

in den Bearbeitungsphasen diese Ergebnisse kommuniziert und auch innerhalb der 

Verwaltungen bearbeitet werden konnten. Die Bearbeitungsphasen wurden auch dafür genutzt, 

um die Ergebnisse in die jeweils anderen HF hinein zu kommunizieren, um einen möglichst 

breiten Informationsstand zu erreichen. 

Im Februar 2008 wurden 2 weitere Foren durchgeführt, wobei davon ein HF-übergreifend 

angelegtes Forum, den Abschluss der Foren-Arbeit bildete. Die Ergebnisse aller Foren flossen 

jeweils in den Sachstandsbericht Januar 2008 bzw. in den 1. Ergebnisbericht März 2008 ein.

Informationsfluss und Transparenz

Der Informationsfluss und die Kommunikation insbesondere zwischen den Dienstleistern, der 

PL und den HF-V erfolgte permanent während des gesamten Verfahrens stets zeitnah. 

Arbeitsplanungen und Arbeitsstände wurden permanent abgeglichen. Sämtliche Arbeitstreffen, 

Veranstaltungen und Termine wurden in enger Abstimmung mit der PL und den HF-

Verantwortlichen organisatorisch vorbereitet, nachbereitet und ausgewertet. Aufgrund der 

Dichte der Ereignisse, ergab sich hierbei ein sehr hoher und intensiver Abstimmungsbedarf. 

Die Information der PG, einschließlich der Präsentation von Zwischenergebnissen, erfolgte 

prozessbegleitend auf festgelegten Terminen. Um den Informationsfluss und die 

Verfahrenstransparenz für alle direkt Beteiligten zu optimieren, wurde von der PL, SenStadt 

Abt. I, ab November 2007 eine internetgestützte interaktive Arbeitsplattform, zur Verfügung 
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gestellt, in die alle relevanten Dokumente (Einladungen, Protokolle, Anlagen, Ergebnisse und 

Arbeitsstände) eingestellt wurden, um interaktiv kommunizieren- und arbeiten zu können. 

Vorphase

Die Projekt-Vorphase beinhaltete im Wesentlichen folgende Aufgabenstellungen:

• Vorklärung von inhaltlichen Themenstellungen in den HF,

• verbindliche Klärung der Teilnehmer in den HF und deren verbindliche Einbindung,

• Vorstrukturierung des Gesamtprozesses – Abstimmung, Organisation, Ablauf, Ergebnisse.

Auftaktveranstaltungen – KickOffs

Mit den Auftaktveranstaltungen, den sog. KickOffs, begann für die in der Vorphase 

abgestimmten weiteren Beteiligten der offizielle Einstieg in die RSS. Die Zusammensetzung 

des Teilnehmerkreises erfolgte ressort- und ebenenübergreifend (Senatsverwaltungen, Bezirke 

und lokale Ebene). Diese Auftaktveranstaltungen fanden separat für jedes HF statt. Auf diesen 

KickOffs wurden die an den Bearbeitungsphasen zu beteiligenden Akteure über das 

beabsichtigte Verfahren informiert und in die Thematik eingeführt. Die grundsätzliche 

Methodik, das Selbstverständnis der Moderation, Koordination und Strukturierung der 

Fachforen, wurde angelehnt an die EU-Strategie „Offene Methode der Koordination“. 

Resümee der 3 KickOffs

Die drei KickOffs fanden im September 2007 mit einem breit angelegten Teilnehmerkreis von 

37 bis 51 Personen statt. Der Teilnehmerkreis war unter den Aspekten ressort- und 

ebenenübergreifend eingeladen worden. Die KickOff-Veranstaltungen waren als Auftakt 

erfolgreich vor allem unter den Gesichtspunkten Information, Einbindung in das Verfahren, 

Themenklärung-, Priorisierung und Arbeitsauftakt.

Interviewphase

Den zweiten Baustein zur Erstellung einer handlungsfeldbezogenen 

Analyse/Bestandsaufnahme mit der Zielstellung, Potenziale herauszufiltern, die die 

Wirksamkeit der fachpolitischen Ansätze sowie eine integrierte Herangehensweise stützen 

können,  bildeten die Experteninterviews. Um die Ausgangssituationen in den HF darstellen 

und bewerten zu können galt es, die prioritären Problemlagen zu ermitteln und zu erfragen, 

welche Fachpolitiken dabei angewandt werden, welche Programme dabei genutzt- und welche 

Bezüge zu den Querschnittsthemen gesehen werden; – um hier nur einige Aspekte zu 

benennen.

Die Experteninterviews wurden durchgeführt, um die Analyse zu vertiefen und insbesondere 

die Sichtweisen der unterschiedlichen Ebenen und Ressorts auch mittels persönlicher 

Gespräche zu erfassen. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, 

entwickelte zu dieser Erhebung einen strukturierten Fragebogen; gegliedert in fachliche 

Aspekte, strukturelle Aspekte und Bezüge zu den 5 Querschnittsthemen. Die Interviews 

wurden in Form von Einzel- als auch Gruppeninterviews mit einer Dauer von ca. 1,5 Stunden 

durchgeführt. Die Interviewpartner wurden vorab über das Verfahren sowie die 

Fragestellungen informiert.

Die Auswertung der Experteninterviews erfolgte HF-bezogen und unterpunktsummiert. Die 

Aussagen der Teilnehmer wurden anonymisiert. Aus nahezu allen Gesprächen lässt sich sagen, 

dass es den Wunsch und eine große Bereitschaft gibt, nicht nur mitzureden, sondern auch an 

einer veränderten Praxis mitzuwirken. Das anonyme Verfahren ermöglichte offene Worte und 

deutliche Pointierungen. Damit konnte eine weitere inhaltliche Tiefe erreicht werden. Die 
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Ergebnisse der Interviews stellen den zweiten Baustein zur Bearbeitung der Themenstellungen 

der drei Handlungsfelder dar.

Bearbeitungsphase Thesenpapiere

Die Erkenntnisse der drei Kick-Off-Veranstaltungen mit den Arbeitsgruppen sowie die 

Interviews wurden HF-bezogen ausgewertet und zusammengefasst. Im Ergebnis dazu, wurden 

in jedem HF vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, gemeinsam mit 

dem jeweiligen HF-V zu den als Schwerpunkthemen identifizierten Bereichen HF-bezogene 

Thesen formuliert. Die Thesenpapiere bildeten die Diskussionsgrundlagen für die weitere 

Bearbeitung der HF und stellten die zentralen Elemente der nachfolgenden Foren dar.

Handlungsfeldforen 2007

Mit den HF-Foren wurde inhaltlich an die KickOffs vom September 2007 angeknüpft. Aufgabe 

der Foren als Arbeitsgremien war es, nicht nur die inhaltliche Bearbeitung des HF zu begleiten, 

sondern auch mit- und zuzuarbeiten. Die Gremien wurden wieder ebenen- und 

ressortübergreifend mit fachlichen Experten der Senats-, und Bezirksebene sowie Vertretern 

der lokalen Ebenen besetzt. Um die Gremien arbeitsfähig zu gestalten, wurden, in Abstimmung

mit der PL und den HF-V, die jeweiligen Teilnehmerzahlen im Gegensatz zu den KickOffs 

begrenzt bzw. reduziert. In den Foren wurden die Ergebnisse der bisherigen inhaltlichen 

Bearbeitung vorgetragen und diskutiert, wobei die Thesenpapiere die 

Diskussionsschwerpunkte bildeten. Die Ergebnisse aus den Gremien sowie weitere fachlichen 

Anregungen und Hinweise aus den Ressorts gingen in die abzuleitenden Handlungs-

empfehlungen an Verwaltung und Politik ein.

Resümee der 3 Foren

Die drei Foren trugen deutlich den Charakter von Arbeitsgremien. Der gezielt eingeschränkte 

Teilnehmerkreis (18 - 24) hat sich bewährt; es wurden ebenen- und ressortübergreifend 

engagierte Teilnehmer/-innen sowie externe Experten eingeladen. In den HF-Foren wurden die 

als Thesen formulierten Schwerpunkthemen teils kontrovers aber stets konstruktiv diskutiert. 

In den Foren ist es erstmals zu Verabredungen von kleinteiligen thematischen Arbeitsgruppen 

zur Konkretisierung und Weiterbearbeitung gekommen Die insgesamt 22 Thesen treffen die 

Grundthemen und wurden im Grundsatz bestätigt, sie stellen die „Agenda“ der weiteren 

Bearbeitung in den drei HF dar. Es ist bisher gelungen, überschaubare Themenstellungen, 

gemeinsam im Handlungsfeldkontext zu erarbeiten und sich darauf zu verständigen sowie 

kompetente und kooperationswillige Partner der Ebenen Senat, Bezirk und lokale Akteure zu 

identifizieren, die ihre Bereitschaft artikulierten vor allem themenbezogen (nicht 

gesamthandlungsfeldbezogen, sondern praxisorientiert) mitzuarbeiten. 

Bearbeitungsphase Themenschwerpunkte 2008

Im Ergebnis der KickOffs und der Foren ist festzuhalten, dass sich die ressort- und 

ebenenübergreifende Bearbeitung der drei ausgewählten thematischen Handlungsfelder 

bewährt hat. Es haben sich neue Erkenntnisse zu inhaltlichen Schnittstellen und Schnittmengen 

der HF untereinander, zu den Querschnittsthemen sowie Synergien ergeben. Um die 

Handlungsfähigkeit zu erhöhen, wurden in einem HF-übergreifendem Prozess die die 

bedeutsamsten Themen identifiziert und Schwerpunkte gesetzt. Damit wird ein Qualitätssprung 

angestrebt, der sich als Methodenwechsel ausdrücken- und in der Bearbeitungstiefe wirken 

soll.

Im Ergebnis der Gesamtauswertung aller HF-Foren, wurde sich auf eine Konzentration auf 

10 ausgewählte Schwerpunktthemen verständigt. Diese Schwerpunktthemen, im Weiteren auch 

Themenschwerpunkte (TS) genannt, sind das Filtrat aus den KickOffs, den HF-Foren und den 

Thesenpapieren und damit die programmatischen Themen der HF 1-3 der RSS. Die 10 TS 
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wurden in der StS-LR am 29.01.08 sowie in der Senatsklausur am 12.02.08 zustimmend zur 

Kenntnis genommen und stellen die Grundlage für die weitere vertiefende Bearbeitung dar. 

Entsprechende konkrete Arbeitsaufträge wurden im 1. Ergebnisbericht 2008 der Senatsvorlage 

formuliert.

Die zehn Themenschwerpunkte sind:

1. Einrichtung von  „regionalen“ qualifizierten Bildungsnetzwerken „rund um die Schule“,

2. „Bildungschancen für alle“: Erhöhung der Schulabschlussquote und Verringerung von 

Gewalt an Schulen,

3. Einrichtung von Familienzentren und Verstärkung der Elternarbeit,

4. Weiterentwicklung der „bezirklichen Bündnisse für Wirtschaft und Arbeit“ (BBWA) als 

bezirkliches Koordinierungsgremien,

5. Nutzung einer gezielten Beschäftigungsförderung als Instrument des 

Stadtteilmanagements,

6. Stärkung und Einbeziehung der Lokalen Ökonomie in die Entwicklungsprozesse der 

Stadtteile,

7. Schaffung und Stärkung der Rolle sozialer Treffpunkte in den Stadtteilen,

8. Aktivere Einbindung der Wohnungswirtschaft in die Entwicklungsprozesse von 

Stadtteilen,

9. Stärkung der objektiven und subjektiven Sicherheit und des zivilgesellschaftlichen 

Engagements,

10. stärkere Nutzung der integrativen Rolle des Sports mit seinen Ressourcen und Chancen.

Gesamtforum der 3 HF

Um dem ressortübergreifenden Ansatz der Rahmenstrategie noch stärker Rechnung zu tragen 

wurde am 27.02.2008 im Roten Rathaus ein gemeinsames Forum der drei HF, ergänzt um die 

Erfahrungen der 3 Pilotbezirke bei der Bearbeitung des HF „Ressortübergreifende 

Sozialraumorientierung“, durchgeführt. Zielstellung des Forums war, die 10 TS zu

kommunizieren sowie die Schnittstellen und Schnittmengen der einzelnen HF untereinander 

und den QT deutlich herauszustellen. 

Dieses Forum stellte den Abschluss der Phase der zielorientierten und zeitlich befristeten 

Forenarbeit dar und leitete den Übergang in die operative Phase der Weiterarbeit ein.

Bearbeitung Themenschwerpunkte 2008

Das weitere Verfahren der Bearbeitung der 10 Themenschwerpunkte wird, unter 

Berücksichtigung des bisherigen Arbeitsprozesses, weiterhin unter der Federführung der 

jeweils zuständigen Senatsverwaltungen in einer konkretisierenden Bearbeitungstiefe erfolgen. 

Dazu sind kleinteiligere Strukturen für die Bearbeitung notwendig, d. h. die Bearbeitung 

erfolgt nicht mehr in den Foren, sondern in kleineren themenbezogenen AGs, die ebenfalls 

ressort- und ebenenübergreifend besetzt werden und arbeits- und ergebnisorientiert agieren 

sollen. 

Die 10 thematischen Schwerpunkte sind hinsichtlich Grad der Ausformulierung, 

Konkretisierung, der Anzahl relevant zu Beteiligender teils stark divergierend.

Dennoch lassen sich grundsätzliche methodische Gemeinsamkeiten ableiten und Schritte für 

die mittelfristige Operationalisierung aufzeigen. Dies sind:

• Klärung der Verantwortlichkeit (Zuordnung zu einer ggf. mehreren Senatsverwaltungen. 

In der Regel bei der bisherigen Handlungsfeldverantwortlichen Person),

• Bildung von Kerngruppen zur Verfahrensbegleitung und weiteren Bearbeitung (kleine 

handlungsfähige und handlungsorientierte Gruppen von ca. 5 Personen),

• Entwicklung einer Methode zur bedarfsorientierten schnellen und flexiblen Einbindung 

weiteren Teilnehmer (zusätzliche Experten),
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• Sicherstellung der Praxistauglichkeit durch die permanente Einbindung lokaler Akteure,

• Sicherung der Verbindlichkeit von Teilnahme und Mitarbeit für den 

Bearbeitungszeitraum,

• Gewährleistung einer hohen Verfahrenstransparenz zwischen den themenbezogenen 

Arbeitsgruppen,

• Kommunikation und Organisation durch eine Gesamtkoordination zur Vermeidung von 

paralleler Doppelarbeit und Erzielung von Synergien.

Recherche zu Förderprogrammen

Die Aufgabenstellung umfasst die zielgerichtete Recherche zu den für die Zielsetzungen der 

sozialen Stadtentwicklung relevanten Förderprogrammen des Landes Berlin, insbesondere mit 

der Fragestellung nach:

Welche Förderprogramme und/oder Haushaltstitel

• ermöglichen eine Mittelbündelung?

• sind räumlich bzw. sozialraumorientiert angelegt?

• ermöglichen eine Budgetbildung (Stichwort: Stadtteilbudgets)?

• sind auf Wettbewerbe und Innovationen ausgerichtet?

Die Bearbeitung der Thematik erfolgt seit Mai/Juni 2008 im Rahmen einer 

ressortübergreifenden AG der Programmverantwortlichen der Ressorts unter Federführung der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung.

Zwischenfazit und Schlussbemerkungen

Als Zwischenfazit des bisherigen Verfahrens ist festzuhalten, dass sich die ressort- und 

ebenenübergreifende Bearbeitung der drei ausgewählten thematischen HF, trotz ihrer 

jeweiligen Komplexität bewährt hat. Die von Beginn an sichergestellte Beteiligung aller 

relevanten Senatsverwaltungen, der Fachressorts der 3 Pilotbezirke und insbesondere von 

Akteuren der lokalen Ebene an den Fachdiskursen und Bearbeitungsphasen war für die 

fruchtbaren Ergebnisse und die Transparenz des Verfahrens mitentscheidend. Es konnten 

kompetente und vor allem kooperationswillige Partner aller Ebenen (Senat, Bezirk und lokale 

Akteure) und externe Experten/-innen identifiziert und für die weitere themen- und 

praxisorientierte Mitarbeit gewonnen werden. In der bisherigen Projektphase wurde ein 

Kooperations- und Kommunikationsverfahren eingesetzt, das integrativ und gesamtstädtisch 

ansetzt, um in besonderem Maße ziel- und ergebnisorientiert zu wirken. Ausdrücklich bewährt 

hat sich im bisherigen Verfahren die Verzahnung der Gremienarbeit (KickOffs und Foren) mit 

den Bearbeitungsphasen, die im Wechsel stattfanden. Wichtige Erkenntnisse ergaben sich 

insbesondere auch durch die Ergebnisse der AGs sowie im Rahmen der durchgeführten 

Experteninterviews. Hinsichtlich der Verfahrensoffenheit und Sicherstellung von 

Informationen für Interessierte, die keine bzw. noch nicht direkte Verfahrensbeteiligte sind 

sowie in Bezug auf Informationen zur RSS in die Breite gibt es jedoch für die nächste 

Projektphase noch Optimierungsbedarf, um der stadtweiten Bedeutung des Projektes zu 

entsprechen. Es ist insgesamt gelungen, gemeinsam Themenstellungen in den HF und HF-

übergreifend zu erarbeiten, und sich im Verfahrensverlauf auf prioritäre Themen, 

Schwerpunkte und Handlungserfordernisse zu verständigen. Darüber hinaus wurden neue 

Erkenntnisse zu inhaltlichen Schnittstellen und Schnittmengen der HF untereinander sowie zu 

den QT gewonnen, die im weiteren Prozess jedoch noch deutlicher bzw. konkreter definiert 

werden müssen. Mit den bisherigen inhaltlichen und strukturellen Ergebnissen wurden gute 

Grundlagen für die weitere vertiefende Bearbeitung der festgelegten Schwerpunktthemen in 

Phase II der RSS in 2008 geschaffen.
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Ausblick und Entwicklungen

Zurzeit wird die Weiterbearbeitung der Themenschwerpunkte organisatorisch und strukturell 

vorbereitet und eingeleitet. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wird 

dabei, im Rahmen einer Folgebeauftragung, sowohl die Projektleitung bei der 

Verfahrenssteuerung, wie auch die Themenkoordinatoren organisatorisch unterstützen und 

beratend wirken.

3. Modellprojekt Servicestelle „Jugendräte“ im Rahmen des Programms

Soziale Stadt

3.1 Rahmenbedingungen

Eine zukunftsfähige demokratische Gesellschaft braucht vielseitig kompetente und engagierte 

Bürger/-innen, die sich verantwortlich an ihrer Entwicklung beteiligen. Die

Mitwirkungsbereitschaft an gesellschaftlicher Entwicklung und die dazu erforderlichen 

Fähigkeiten sind abhängig von vielfältigen Kompetenzen der Akteure und den Möglichkeiten 

zur Partizipation, wie politische Legitimation, institutionell und administrativ abgesicherte 

Rahmenbedingungen und dem Einüben von öffentlicher Teilhabe an Entscheidungen und 

Gestaltungen.

Es sind frühzeitig, altersgerechte und lebensweltbezogene Lernstrukturen und 

Partizipationsmöglichkeiten zu schaffen, die jedem Einzelnen die gleichen Chancen eröffnen, 

sich alle wichtigen Kompetenzen für eine umfassende Teilhabe an der Gesellschaft 

anzueignen. Dies gilt in besonderem Maße für Jugendliche aus bildungs- und politikferner 

Umgebung, wie sie sich in den Gebieten der Sozialen Stadt konzentrieren. Ein für Jugendliche

geeignetes Lern- und Erfahrungsfeld anerkennt, dass Jugendliche freiwillig und selbstbestimmt 

handeln wollen (Aktivitäten, Zeiteinsatz, Aktionsformen), konkrete Handlungs- und 

Entscheidungsspielräume benötigen, Sinnhaftigkeit und Erfolg ihres Handelns sowie 

Anerkennung erfahren wollen.

Die vorhandenen Konzepte, Strukturen und Erfahrungen in Berlin, speziell in den Gebieten des 

Programms  Soziale Stadt und im Bundesgebiet werden im Rahmen des Modellprojektes 

einbezogen, so dass eine vielseitige Unterstützungsstruktur entsteht, die auf unterschiedliche 

Erfordernisse und Voraussetzungen reagieren kann.

In den Gebieten der Sozialen Stadt liegen positive Erfahrungen mit vielfältigen und 

differenzierten Partizipationsformen vor. Auffallend ist, dass Jugendliche in den Strukturen 

wenig bis gar nicht vertreten sind oder sich dort engagieren. Sie finden Themen und Rollen 

nicht attraktiv, Jugendinteressen werden meist durch Dritte vertreten und es fehlen vor allem 

authentische Übungsfelder. Die o.g. Erfahrungen Jugendlicher werden im Modellprojekt 

„Jugendräte“  aufgegriffen und im Sinne von „empowering youth“ angewendet. Das heißt, es 

werden potentielle Ressourcen aktiviert, modellhaftes Engagement gefördert und eine Lücke in 

adäquater und ansprechender Form geschlossen.

In Ergänzung zu den bisherigen Beteiligungsformen, bietet das Modell „Jugendräte“ 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen ein individuelles Lern- und Erprobungsangebot, das sie 

unterstützt bei:

• dem Erwerb von Fachwissen, auf einem Fachgebiet, das sich an den Interessen des 

jeweiligen Jugendlichen und seinen Ressourcen orientiert,

• dem Zurechtfinden in Verwaltungs- und Politikstrukturen,

• dem Einüben in die demokratische Aushandlungskultur,

• der Qualifizierung zum Ansprechpartner für die Gleichaltrigen-Gruppe im Bezirk,

• der Qualifizierung zum Berater für Verwaltung, Politik und Kiezgremien,

• der Entwicklung der eigenen Persönlichkeit durch Erfahren von Kompetenzerwerb und 

Anerkennung,

• zivilgesellschaftlichen Aktivitäten.
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Die Jugendlichen werden pro Bezirk in Gruppen von mindestens 7 Personen qualifiziert. Die 

Hauptzielgruppe des Modellprojektes ist die Gruppe der Schülerinnen und Schüler an 

Hauptschulen.

Die „Jugendräte“ sind die ständigen Vertreter für ihre Altersgruppe im Quartier.

• Sie erhalten ein Anhörungsrecht und perspektivisch ein Beratungsrecht in den jeweiligen 

Gebiets- und Partizipationsstrukturen.

• Sie delegieren ihre Sprecher in bestehende oder zu schaffende Beiräte bei Verwaltungen 

und Politik auf Bezirks- und Landesebene.

• Sie übernehmen Aufgaben und damit Verantwortung in den für sie vor Ort relevanten 

Themenfeldern.

• Sie übernehmen eine Mittlerfunktion zwischen Jugendlichen und Organisationen.

• Sie nehmen am überregionalen und internationalen Austausch mit Jugendlichen aus 

anderen Ländern (Europa) als „Botschafter“ teil.

Die Jugendlichen stehen als „natürliche Personen“ und nicht als institutionelle Vertreter für 

ihren Kiez. Für die Jugendlichen wird eine Anerkennungskultur schaffen.

Zur Unterstützung und Umsetzung des Modellvorhabens wurde eine Servicestelle bei der 

Stiftung SPI im Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, eingerichtet. Die 

fachliche Steuerung obliegt der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und der 

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung. Dabei wird die von ihr 

beauftragte Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik als Transferstelle des Landes eingebunden.

Die fachlich inhaltliche Begleitung des Verfahrens erfolgt durch die Bundeszentrale für 

politische Bildung. Hierdurch könnten bundesweite Erfahrungen in das Verfahren einfließen. 

Die zentralen Kooperationspartner bei der operativen Umsetzung des Modellprojektes sind die 

Bezirke.

3.2 Umsetzung und erste Erfahrungen

Die Arbeit erfolgt in 3 Stufen, von den die ersten beiden beauftragt und durch das Land Berlin 

und die Bundeszentrale für politische Bildung finanziert werden. 

In der 1. Stufe wurde eine vertiefende Recherche und Auswertung praktischer Berliner 

Erfahrungen und bundesweit vergleichbarer Ansätze durchgeführt und ein differenziertes 

Modell entwickelt. Dies geschah in enger Kooperation mit den Bezirksämtern und den Trägern 

der Stadtteilverfahren vor Ort.

In der 2. Stufe, der Modellerprobung, wurden 4 Quartiere identifiziert in denen das Modell 

jetzt zur Anwendung kommt. Diese Gebiete sind hinsichtlich Bevölkerung, Sozial- und 

Baustruktur, Art des Stadtteilverfahrens etc. unterschiedlich. Bis Ende des Jahres 2008 wird 

das Verfahren dort erprobt. Ab Sommer 2008 erfolgt eine externe Evaluierung.

Daran anschließend wird entschieden, ob sich und wenn ja in welcher Form eine 3. Stufe 

anschließt, in der eine flächige Implementierung in weiteren Gebieten der Sozialen Stadt 

erfolgt, so dass die positiven Ergebnisse und Erfahrungen landesweit genutzt werden können.

Das Projekt war anfangs von den klassischen Schwierigkeiten ressortübergreifender Projekte 

geprägt. Das „dicke Brett“ der Kooperation zwischen verschiedenen Ressorts und Ebenen 

wurde erfolgreich angegangen, sodass es trotz unterschiedlicher Träger- und 

Verwaltungsstrukturen in den Gebieten Heerstraße Nord (Spandau), Bülowstraße/WAK, 

Schöneberger Norden (Tempelhof-Schöneberg), Gropiusstadt/Lipschitzallee (Neukölln), 

Hellersdorfer Promenade (Marzahn-Hellersdorf) gleichermaßen gut funktionierende Modelle 

der Zusammenarbeit gibt.

Grundlage des Projektes sind Kooperationen mit Jugendfreizeiteinrichtungen sowie Haupt- und 

Oberschulen zur pädagogischen Begleitung der Jugendlichen.
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Der Ablauf in den Gebieten strukturierte sich wie folgt:

• Auftaktworkshop, Information – Motivation – Themenfindung,

• Projektentwicklung und –durchführung,

• erste Kontakte der Jugendlichen zu Quartiersräten,

• Erwerb von Qualifikationen, Wissen über politische und administrative Strukturen,

• Erwerb von Beratungskompetenz,

• sukzessive Einbindung der Jugendlichen in die Strukturen vor Ort.

Das Zwischenresümee der bisherigen Arbeit lässt sich folgendermaßen ziehen:

• Jugendliche mit nicht gymnasialem Bildungshintergrund können für das Projekt 

Jugendräte interessiert werden,

• Jugendliche über Schulen für ein externes Projekt zu gewinnen, scheint weniger 

erfolgreich als in Freizeiteinrichtungen,

• den Bezugspersonen der Jugendlichen in „ihren“ Einrichtungen kommt eine fundamentale 

Funktion zu,

• Mädchen und Jungen scheinen gleichermaßen interessiert zu sein,

• auch die begleitenden Sozialpädagogen benötigen fachliche Beratung und Unterstützung.

Das Projekt läuft derzeit in allen Gebieten unter reger Teilnahme der Jugendlichen. Ab 

September 2007 erfolgten eine externe Evaluierung und eine Erarbeitung von Strategien für die 

Implementierung in das Regelgeschäft der beteiligten Verwaltungen und der Akteure der 

Stadtteilverfahren.

4. Das Quartiersmanagement von 1998 – 2007

Im Vorlauf zum Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - die 

Soziale Stadt“ reagierte Berlin 1998 auf prekäre soziale und ökonomische Lebenslagen in 

einigen Stadtquartieren, die es unattraktiv machten dort zu leben und die seinen Bewohnern 

ungleiche Teilhabechancen bescherten. Zusätzlich zu wohnungspolitischen Maßnahmen 

beauftragte die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung interdisziplinär besetzte Teams, 

gemeinsam mit den Vorort-Akteuren und unter Berücksichtigung der lokalen Besonderheiten 

einen Kommunikations- und Handlungsprozess in Gang zu setzen, der die Stabilisierung und 

Weiterentwicklung des Quartiers zum Ziel hatte. 

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wurde mit dem 

Quartiersmanagement (QM) am Kottbusser Tor/Oranienstraße in Friedrichshain-Kreuzberg, in 

der Bülowstraße/WAK in Tempelhof-Schöneberg und am Sparrplatz in Mitte beauftragt. In 

allen drei Gebieten erfolgte von Beginn an eine strategische Zusammenarbeit mit der mpr 

Unternehmensberatung. In Schöneberg wurde eine Kooperation mit der AG SPAS, in Mitte 

mit dem Kommunalen Forum Wedding eingegangen. 2005 wurde das Gebiet am Kottbusser 

Tor erheblich erweitert. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, erhielt 

auch für die veränderte Gebietskulisse den Auftrag.

Aufgrund der ab dem Jahr 2007 aufgenommenen Tätigkeit der Programmservicestelle (PSS) 

im Rahmen des Programms „Zukunft im Stadtteil“ beendete der Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, zum 31.05.2007 seine Leistungen als Beauftragte für 

das Programm „Soziale Stadt“ in den genannten drei Quartieren.

4.1 Kurzcharakteristik der Gebiete

Zentrum Kreuzberg/Oranienstraße

Drogenproblematik

städtebauliche Großformen mit Wohnen und Gewerbe „NKZ“

überwiegend türkisch geprägtes Gebiet

ausgeprägte Trägerlandschaft
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symbolhafter Ort für Hausbesetzerszene und der behutsamen Stadterneuerung, für das neue 

Milieu aus alternativer Kiezherrlichkeit, Autonomen, 1. Mai-Krawallen

Bülowstraße/WAK 

Das Gebiet „Bülowstraße/Wohnen am Kleistpark (WAK)“ zeichnet sich aus durch seine 

zentrale innerstädtische Lage, südwestlcih des Potsdamer Platzes. Hier stand bis in die 

sechziger Jahre der legendäre „Sportpalast“. Bis heute ist dieser Ort sprachlich aufgehoben in 

den Bezeichnungen „Sozialpalast“ und „Pallasseum“, mit denen eine stadträumlich prägende 

Großwohnalage des sozialen Wohnungsbaus volkstümlich bezeichnet wird. Das an ansonsten 

von überwiegend gründerzeitlichen Altbauten geprägte Gebiet beiderseits der Potsdamer 

Straße war lange Zeit Amüsier- und „Rotlichtviertel“ Berlins. Mit der Sanierung der siebziger 

und achtziger Jahre verschwanden die Bordelle. Der Straßenstrich und die Drogenszene haben 

jedoch bis heute überlebt. Das aktuelle Bild wird geprägt von einem hohen Migrantenanteil der 

Wohnbevölkerung, von ungünstigen Sozialstrukturdaten und hohen Umweltbelastungen auf 

Grund von Verkehr und städtebaulicher Dichte. Mit dem Wegfall der Mauer erlitt das Gewerbe 

der Geschäftsstraße einen deutlich spürbaren Bedeutungsverlust. 

Sparrplatz 

Das Gebiet „Sparrplatz/Sprengelkiez“ befindet sich im südlichen Teil des Wedding und stellt 

eine Innerstädtische Randlage mit überwiegend gründerzeitlichen Altbauten dar. Der 

unmittelbar angrenzende Leopoldplatz, die FHTW und das Unternehmen Bayer Schering 

bilden eher Barrieren, als dass sie integrierend wirken. Es ist ein Gebiet mit geringer Wohn-

und Lebensqualität; der Einzelhandel steht unter besonderem Druck der neu entstandenen 

Einkaufs-Passagen im Weddinger Zentrum. Die ausgewiesenen, negativen Sozialdaten 

unterscheiden sich nicht gravierend von denen anderer Quartiersmanagementgebiete. Zu den 

Gebietsspezifika zählen jedoch: die stadträumlich relativ isolierte Lage, der deutlich spürbare 

„Bevölkerungsaustausch“ (das Gebiet ist ein überdurchschnittlich junger Stadtteil), das 

gravierende Defizit an Arbeitsplätzen (Industriearbeitsplätze fehlen gänzlich), die hohe Anzahl 

an Transferleistungsempfängern (besonders bei Migranten), das Fehlen von 

Bildungseinrichtungen über die Grundschulstufe hinaus sowie das deutliche Defizit an freien 

Trägern im Quartier - speziell im Bereich der Jugend- und Bildungsarbeit.

4.2 Der Beginn des Quartiersmanagements

Ausgangspunkt für die strategischen Überlegungen zur Quartiersentwicklung war zunächst die 

Ermittlung von Potenzialen des Quartiers und seiner Bewohner/Akteure. Schnell waren 

ehemals Aktive und noch interessierte Mieter/-innen, gemeinnützige Träger und 

Gewerbetreibende gefunden, die das Gebiet, seine Probleme und Potenziale gut kannten und an 

seiner Verbesserung mitwirken wollten.

Die Probleme der Bewohner/-innen und lokalen Akteure machten sich hauptsächlich, an einem 

fehlenden Sicherheitsgefühl und dem Zustand des Wohnumfeldes, an Arbeitslosigkeit und 

fehlenden Angeboten für Kinder und Jugendliche fest. In Schöneberg und Kreuzberg wurden 

die Zustände in und um die Großobjekte bemängelt, ebenso der Drogenhandel und -konsum.

Einige dieser Problemfelder sind überregional, national oder sogar global verursacht. Sie sind 

mit dem Instrument Quartiersmanagement nur partiell zu lösen. Sehr wohl aber können ihre 

negativen Auswirkungen für das Quartier und seine Bewohner/-innen, beharrlich Schritt für 

Schritt, mit den richtigen Strategien und mit gemeinsamen Anstrengungen vieler Akteure, die 

ein gemeinsames Ziel verfolgen, gemindert werden.
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4.3 Arbeits- und Entscheidungsstrukturen

Von Beginn an bauten die QM-Teams Strukturen auf, die es vielen Vorortakteuren, auch 

Bewohnern mit Migrationsbiographien ermöglichten, sich mit ihren Fähigkeiten, Ideen und 

ihrem Wissen in den Entwicklungsprozess aktiv einzubringen. So entstanden über die Jahre 

verschiedene Gremien, die gruppen- und themenbezogen arbeiteten, der Information und 

Kommunikation, der Abstimmung von Zielen und strategischen Maßnahmen sowie der 

Verausgabung von Fördermitteln dienten (Sozialen Stadt, LOS, Demokratie und Toleranz, 

E & C). 

Die Ziele und strategischen Maßnahmen wurden in Integrierten Handlungskonzepten 

niedergeschrieben. Dafür wurden die einzelnen Handlungsfelder vom Auftraggeber, der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, vorgegeben. Durch ihre Systematik sollten Ziele 

transparent gemacht und Handlungsschritte zur optimalen Ressourcenverwertung und 

Zielerreichung überprüfbar werden. 

Die wichtigen Entscheidungen zur Entwicklung und Umsetzung des Handlungskonzeptes 

fielen in den Steuerungsrunden des QM-Teams, an denen die QM-Koordinatoren/-innen des 

Bezirks und der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung teilnahmen. 

Die für das Quartiersmanagement zuständigen Stadträte bzw. bei direkter Zuordnung der 

Bürgermeister, wurden regelmäßig in der sogenannten Lenkungsrunden informiert. Ab dem 

Jahr 2001 wurde das Handlungskonzept dem Bezirksamt zur Bestätigung vorgelegt. Seit 2005 

wurde es ebenfalls in einer Fachämterrunde sowie der BVV vorgestellt und dort diskutiert, 

Anregungen und Empfehlungen eingearbeitet.

Bewohner/-innen und andere lokale Akteure beteiligten sich ebenso wie Mitarbeiter/-innen aus 

den Fachämtern in den verschiedenen Abstimmungsgremien. Es erfolgten regelmäßige 

Bewohnerforen aus denen sich Quartiersbeiräte entwickelten, die bei der Entscheidung über 

Projekte und die Vergabe von Fördermitteln mitwirkten und denen ab 2005 die Vergabe der 

Fördermittel verantwortlich übergeben wurde. Die Bewohner stellten in den Beiräten die 

größte Gruppe, die sonstigen lokalen Akteure die übrigen Mitglieder.

Neben diesen kontinuierlich arbeitenden Gremien, organisierten die QM-Teams weitere, 

themen- bzw. gruppenbezogene, lang- oder kurzfristig tätige Arbeitsgruppen oder nahm an 

solchen des Bezirks teil. Dabei reichte das Spektrum von objektbezogener baulicher 

Mitwirkung bis zu Bildungs-AGs. Solche Maßnahmen bezogen sich auf die Elternaktivierung 

und -beratung, auf zusätzliche Sprachförderung, Bewegungs- und Ernährungsangebote und auf 

die Förderung des Sozialverhaltens. 

4.4 Maßnahmen – Handlungsschwerpunkte

Die ersten 2 Jahre waren überwiegend geprägt von schnell umzusetzenden und sichtbaren 

Maßnahmen im öffentlichen Raum, um Zeichen zu setzen und den Bewohnern zu zeigen, dass 

etwas Neues begann. 

Es folgten weitere Umgestaltungen, die das äußere Erscheinungsbild deutlich verbesserten. 

Dies führte zu zahlreichen Aktionen, teilweise turbulenten Bewohnerforen und Forderungen an 

die Politik.

Nach dem ersten Jahr mit vielen Projekten im öffentlichen Raum wurden zunehmend 

Maßnahmen gefördert, die in die Menschen und nicht in tote Materie investierten. 

Bewohner/-innen mit z. T. Migrationsbiographie gründeten eigene Initiativen. Kindern und 

Jugendlichen, Frauen und Männern wurden Orte zum geselligen Zusammensein, zum 

gemeinsamen Lernen, zur Beratung und zur Information angeboten. Andere Träger ergänzten 

ihr Angebot um Deutsch- und Alphabetisierungskurse und Bewohnertreffs. Schulabgänger 

wurden bei der Ausbildungsplatzsuche unterstützt.
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Die lokalen gewerblichen Strukturen wurden unter den Aspekten Existenzgründung und 

Bestandspflege gezielt gestärkt. Dazu gehörte sowohl die Bildung und Unterstützung von 

Netzwerkstrukturen der Gewerbetreibenden, als auch konkrete Projekte die Räume für 

gemeinsame Aktivitäten neuer Gründer beinhalteten.

In den QM-Gebieten kristallisierte sich nach und nach der Bereich Bildung als ein 

Handlungsschwerpunkt heraus. Bildung und Arbeit sind in besonderem Maße geeignet, 

gleichwertige Lebensbedingungen und Teilhabechancen für die Bewohner im Quartier 

herbeizuführen. Bildungsförderung kommt dabei der zentrale Stellenwert zu, weil für die 

Integrationschancen sowohl in den Arbeitsmarkt als auch in die Gesellschaft zunehmend die 

erfolgreiche Teilnahme am Bildungssystem vorausgesetzt wird. Dem entsprechend wurden 

gekoppelt an Schulstandorte Bildungsnetzwerke etabliert, in die Schule, Eltern und Träger

eingebunden wurden. 

Die Ausrichtung der Arbeit in den Quartiersmanagementgebieten des Geschäftsbereichs 

Stadtentwicklung auf Bildung, Arbeit und Integration fand 2005 mit der Berlinweiten 

Neuausrichtung des Quartiersmanagements auf eben diese Inhalte ihre Bestätigung.

Besondere Bedeutung erhielten die QM-Vorortbüros, die sich  zu gut frequentierten 

Informations- und Versammlungsort für Bewohner und Gruppen entwickelten. Dem 

Bürgerengagement und der Selbsthilfe als den Schlüsselelementen der QM-Tätigkeit konnten 

damit Orte für Kommunikation, Beratung und Aktivitäten zur Verfügung gestellt werden. Dort 

trafen sich neue Gruppen. Zum Beispiel Frauen türkischer, arabischer und deutscher Herkunft 

kamen wöchentlich zum Frühstück und zur Erörterung verschiedener Fachthemen mit 

Experten/-innen zusammen. Diese Entwicklung wurde unterstützt durch das QM-Team, in dem 

Mitarbeiterinnen mit Migrationshintergrund tätig waren.

Die Tätigkeit der QM-Teams konzentrierte sich in den Jahren 2006/2007 auf den Aufbau, die 

Qualifizierung und Begleitung der Quartiersbeiräte, der in die Lage versetzt werden sollten, auf 

der Grundlage des Handlungskonzeptes Projektideen und Maßnahmen beurteilen und 

abstimmen zu können.

Damit fand bei den QM-Teams über mehrere Jahre ein Rollenwechsel statt: Vom anfänglich 

gestaltenden Berater über Prozessteuerer, Koordinator und Moderator letztendlich zum 

Organisator und Sekretär des Quartiersrates.

4.5 Resümee

Das Quartiersmanagement war Initialzündung und Motor für eine seit sieben Jahren anhaltende 

und potenziell nachhaltige Veränderung in den Gebieten. Die besonderen Qualitäten des QM-

Prozesses sind:

• das Aufgreifen und Verstärken der im Gebiet vorgefundenen Stärken,

• die Gleichzeitigkeit und Mehrdimensionalität in den jeweiligen Handlungsfeldern,

• die strategische Qualität einzelner Handlungsansätze,

• die Synergien mit Handlungsansätzen in anderen Bereichen (Berliner Bildungsprogramm, 

Ganztagschule, Sozialraumorientierung, Jobcenter),

• die Zunahme der Kommunikation von Akteuren aus verschiedenen Bereichen und 

verschiedener Herkunft,

• der Aufbau von partizipativen Elementen bzw. Strukturen, von der lebensweltbezogenen 

Aktivierung sozialer Zielgruppen im Rahmen von Projekten bis hin zur gebietsbezogenen 

Mitwirkung an der „Politik“ des QM in Form des Quartiersrates.

Bemerkenswert an diesen Qualitäten ist insbesondere, dass sie organisch zu entwickeln waren 

und nur so entfaltet werden konnten. Aus dem ursprünglichen professionellen Impuls ist –

vermittelt über vielfältige Wege der Teilhabe und Aktivierung von anderen professionellen wie 

nicht-professionellen Akteuren – eine neue Struktur des Handelns hervorgegangen. Die 

Akteure haben gelernt miteinander produktive Kooperations- und Arbeitsbeziehungen 

einzugehen. Das zentrale Thema ist das Leben im Gebiet. Dabei ist die gewachsene 
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Identifikation der Akteure mit dem Kiez zugleich Ursache und Wirkung des 

Veränderungsprozesses.

Die Berlin- und bundesweiten Erfahrungen sowie Erfolge bei der Stabilisierung und 

Entwicklung von benachteiligten Quartieren zeigen praxisnah, dass das Instrument 

Quartiersmanagement, mit seiner bewohnergetragenen Ausrichtung, grundsätzlich geeignet ist, 

sozial und wirtschaftlich benachteiligte Stadtteile systematisch aufzuwerten, mit der 

perspektivischen Zielsetzung, dass die Bewohner und lokalen Akteure deutlich und konstruktiv 

(Mit)-Verantwortung für ihre Wohnquartiere übernehmen. Das dies ein längerfristiger Prozess 

ist, der einer steten Überprüfung und Erfolgskontrolle unterliegen muss, darin sind sich alle 

Beteiligten sowie Fachexperten einig.

Auf dem Weg zur Entwicklung einer gesamtstädtischen ressortübergreifenden Rahmenstrategie 

Soziale Stadtentwicklung hat der Berliner Senat aktuell am 20. Mai 2008 die Grundsätze einer 

Sozialen Stadt(teil)entwicklung in Berlin beschlossen. Darin wird deutlich zum Ausdruck 

gebracht, das die Erkenntnisse und Erfahrungen des QM sowohl auf strategischer als auch 

operativer Ebene in die Strategieentwicklung einfließen sollen. Die dem 

Quarteiersmanagement zugrunde liegende Philosophie eines integrierten Planens und Handelns 

sowie der fachplanerische Ansatz der Sozialraumorientierung (bereits in der Jugendhilfe 

praktiziert) soll perspektivisch auch stadtweit zur Entfaltung kommen.

5. Stadtumbau/Nachbesserungen von Großiedlungen

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, koordinierte in der Zeit von 1990 

bis 2006 Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes von Großsiedlungen. Nachdem 

1998 mehrere Gebietsbeauftragungen beendet wurden, lag der Schwerpunkt danach auf 

einzelnen Maßnahmen zur Entwicklung des Gemeinbedarfes und des öffentlichen Raumes im 

Bezirk Lichtenberg, zuletzt im Ortsteil Neu-Hohenschönhausen.

Dabei kamen Arbeitsansätze zum Tragen, die im Zusammenhang mit einer Reihe von 

Gebietsaufträgen zur städtebaulichen und sozialen Weiterentwicklung von Großsiedlungen in 

den vergangenen Jahren entwickelt wurden. Sie gehen über die üblichen Sozialplanverfahren 

hinaus und verknüpfen insbesondere bauliche Maßnahmen mit partizipativen und sozialen 

Prozessen.

Im Rahmen des Wettbewerbs Stadtumbau Ost hat der Geschäftsbereich in Kooperation mit 

Städtebauern und Freiflächenplanern das „Integrierte Stadtteilentwicklungskonzept“ für 

Friedrichsfelde in Lichtenberg erarbeitet. Die Konzepterstellung erfolgte unter intensiver 

Einbindung von Bezirksvertretern und Bürgern/-innen. Ziel war ein umsetzungsorientiertes 

Konsenspapier, kein „schöner Plan für die Schublade“.

Zur Verdeutlichung der Arbeitsansätze des Geschäftsbereichs Stadtentwicklung in 

Großsiedlungen wird im Folgenden ein exemplarischer Rückblick auf die 14-jährige Tätigkeit 

in der Siedlung Neu-Hohenschönhausen gegeben.

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, hat als Gebietsbeauftragter der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Bauherr für Maßnahmen der sozialen und 

öffentlichen Infrastruktur bis zum Jahr 2006 aktiv Anteil gehabt am Programm zur 

Wohnumfeldverbesserung und zum Stadtumbau von Neu-Hohenschönhausen. Die Aufgaben 

waren:

• die Koordination der beteiligten Stellen im Bezirksamt, der Wohnungsunternehmen und 

von Experten,

• die Beteiligung der Bewohner/-innen bzw. einzelner Zielgruppen an den Planungen zur 

Weiterentwicklung der Siedlung und an den sie betreffenden Baumaßnahmen im 

Wohnumfeld,

• die Entwicklung und Durchführung eigener Baumaßnahmen im Bereich der sozialen und 

öffentlichen Infrastruktur,



68

• die Verknüpfung der Bauprojekte mit beschäftigungswirksamen Maßnahmen (ABM, Hilfe 

zur Arbeit, BSI usw.).

Die Besonderheit des SPI-Verfahrens zur Bewohnerbeteiligung liegt in der Verknüpfung von 

baulichen Maßnahmen und sozialem Prozess. Beteiligung bedarf der Abstimmung von 

grundsätzlichen Zielen und Rahmenbedingungen durch die verantwortlichen 

Entscheidungsträger. Das geschieht auf der Ebene der Koordination durch die Einrichtung 

einer verfahrensbegleitenden und -steuernden Lenkungsrunde. Der SPI-Lenkungsrunde Neu-

Hohenschönhausen haben angehört: die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, das 

Bezirksamt, die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE, die 

Wohnungsbaugenossenschaften „Neues Berlin“ und „Humboldt-Universität“ sowie 

verschiedene beauftragte Experten/-innen.

Neben der Beteiligung der Bewohner/-innen an den wohnumfeldverbessernden Maßnahmen 

der Wohnungswirtschaft entwickelte und organisierte der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, 

Ausnahme & Regel, 17 eigene, größere und kleinere Baumaßnahmen zur Verbesserung der 

öffentlichen Infrastruktur der Großsiedlung. Bewohner/-innen und soziale Zielgruppen wurden 

in unterschiedlicher Intensität daran beteiligt. Das Spektrum der Beteiligung reichte vom 

„Mitplanen" über das „Mitbauen" bis hin zum „Mitverfügen".

Es entstanden zwei neugebaute Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen, drei städtische Plätze, 

sieben Grünanlagen zumeist mit integrierten Spielbereichen, eine Spiel- und Freizeitanlage, 

drei neu gestaltete Schulhöfe sowie einige kleinteilige Ergänzungen von vorhandenen 

Grünanlagen und Jugendeinrichtungen. Insgesamt wurden über 6 Millionen Euro Fördergelder 

über den Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, in Neu-Hohenschönhausen 

umgesetzt.

Aus dem ungleichgewichtigen Aufbau der Alterspyramide und der Abwanderung großer 

Bevölkerungsteile ergaben sich gravierende Anpassungsprobleme im Bereich der sozialen 

Infrastruktur. Eine große Zahl von Kindertagesstätten, später auch von Grundschulgebäuden, 

verwaiste und konnte nur teilweise neuen Nutzungen zugeführt werden.

Abgesehen von einer flächendeckenden Versorgung mit Kitas und Grundschulen hinkte die 

öffentliche und soziale Infrastruktur dem Bedarf hinterher. Zur schnellen Abhilfe wurden zu 

Beginn des Wohnumfeldprogramms Spielbereiche und Treffpunkte für Kinder und Jugendliche 

geschaffen. Das war zu dieser Zeit ein besonderer Schwerpunkt auch der Baumaßnahmen des 

Geschäftsbereichs Stadtentwicklung.

Die Bedarfe entwickelten sich Ende der 90er Jahre einhergehend mit Verschiebungen in der 

Altersstruktur der Bevölkerung hin zu Entmischung der Wohnumfeldnutzungen. Spiel- und 

Freizeitanlagen wurden an den Rand der Wohngebiete verlegt, die Wohnhöfe nach und nach 

beruhigt.

Nachdem die Versorgung mit Spiel- und Freizeitanlagen sowie die Neugestaltung der 

Wohnhöfe weitgehend geleistet waren, traten die Defizite im öffentlichen Raum Neu-

Hohenschönhausens umso deutlicher zu Tage. Neben funktionalen Mängeln, wie z. B. 

fehlenden Gehwegverbindungen zwischen benachbarten Wohnkarrees, sind ästhetische Mängel 

in der Gestaltung des Stadtbildes zu nennen. Hinzu kam die Verwahrlosung des Stadtbildes auf 

Grund des wachsenden Leerstandes von Kita- und Grundschulgebäuden.

Zur Aufwertung des Stadtbildes entstanden im Rahmen der Wohnumfeldgestaltung zahlreiche 

Stadtplätze. Damit wurden räumliche Orientierungs- und Identifikationspunkte für die 

Bewohner geschaffen.

Ein großer Vorzug von Neu-Hohenschönhausen ist die Lage am Rande des offenen 

Landschaftsraumes des Barnim. Auch der Innenraum der Siedlung ist stark geprägt von 

Pfuhlen, Restbeständen der alten Kulturlandschaft und einigen Naturschutz- bzw. 

Landschaftsschutzgebieten mit Biotopfunktion.
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Bei einigen der im Rahmen der Wohnumfeldverbesserung vom Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, gestalten Grünanlagen kam es darauf an, deren 

Funktion als Spiel- und Erholungsraum im Einklang mit den ökologischen Erfordernissen zu

entwickeln. Dabei kam es auf eine partnerschaftliche Entwicklung mit Akteuren aus dem 

Bereich des Umwelt- und Naturschutzes, auch umweltpädagogische Konzepte - wie z. B. 

Pflanzenlehrpfade – an. Der Erhalt der Fauna und Flora ist nicht nur eine bauliche, sondern 

auch eine soziale Aufgabe.

Die Grünanlagen erfüllen auch wichtige Verbindungsfunktionen. An vielen Stellen Neu-

Hohenschönhausens fehlten Fuß- und Radwege. Über Wohnumfeldmaßnahmen konnten 

Lücken des Siedlungsbaus geschlossen, öffentliche Räume miteinander verbunden und 

unansehnliche Brachflächen beseitigt werden. In zwei Fällen beseitigte der Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, leerstehende Kitas bzw. Schulen, um grüne 

Nachnutzungen zu schaffen. Er engagiert sich darüber hinaus im Kompetenzzentrum 

Großsiedlungen e.V. Dieser gemeinnützige Verein mit Sitz Berlin, versteht sich als Netzwerk 

verschiedenster Professionen und Transferstelle für die reichhaltigen Erfahrungen bei der 

Revitalisierung und Aufwertung von Großsiedlungen, speziell im Ostteil der Stadt. Es 

entwickeln sich daraus zunehmend Arbeitskontakte zu Partnern in Mittel- und Osteuropa.

Nach einer Phase der Konzentration auf innerstädtische Quartiere innerhalb der 

Stadtentwicklungspolitik geraten die Großsiedlungen erneut in den Fokus der öffentlichen 

Diskussion. Die belegbaren Veränderungen in der Sozialstruktur und entsprechend negative 

Tendenzen in Teilräumen lassen  Handlungsbedarfe in verschiedenen Politikfeldern erwarten. 

Die Verbesserung des Wohnumfeldes ist das klassische Mittel der Aufwertungsstrategie in den 

Quartieren. Der Geschäftsbereich übernimmt im Regelfall für die Bezirke Projektleitungs- und 

Projektsteuerungsaufgaben die Rolle des Bauherrn. Bei den Maßnahmen werden neben der 

reinen Baulichkeit vor allem die Aktivierung und Einbeziehung der Nutzer/-innen bzw. 

Anwohner/-innen angestrebt. Die Maßnahmen verschönern nicht nur, sie sollen vor allem auch 

kommunikative und soziale Prozesse im Quartier anstoßen und die Identität der Menschen mit 

dem Ort fördern. Die bauliche Maßnahme ist dabei Vehikel für die Prozesse.

Der Geschäftsbereich setzt diese Art von Projekten seit 1990 um und hat diverse Spielplätze, 

Schul- und Wohnhöfe sowie Stadtplätze und Freiflächen umgestaltet. 

Aktuell befindet sich das Projekt Mädchenfreizeiteinrichtung „Pia Olymp“ im Bezirk 

Lichtenberg, Ortsteil Hohenschönhausen in der Umsetzung.

Das Projekt steht im Kontext des im Stadtteilentwicklungskonzept als Vertiefungsbereich 

ausgewiesenen Vorplatzes des S-Bahnhofs Wartenberg, der gravierende städtebauliche und 

funktionale Mängel aufwies. Geprägt von überwiegend versiegelten Parkflächen, fehlenden

Wegebeziehungen, mangelhaftem Vegetationsbestand und umgeben von mehreren, teilweise 

leerstehenden Infrastrukturbauten, konnte der Platz bisher für die Bewohner/-innen des 

Wohngebietes keine Aufenthaltsqualität bieten. Durch grundlegende Umgestaltung des Platzes, 

der Zugänge und Parkflächen entstand ein attraktiver Ort, der nicht nur den direkten 

Bahnhofszugang ermöglicht, sondern ein Sammel- und Treffpunkt für das umliegende Quartier 

geworden ist und nicht zuletzt mit seiner üppigen Bepflanzung zum Verweilen einlädt. Von 

hier gelangt man in die Naherholungs- und Freizeitgebiete Wustrower Park und Malchower 

Auen. Als Beitrag zur ökologischen Aufwertung wird das anfallende Regenwasser der 

Platzflächen und des Turnhallendaches jetzt dem lange Jahre trockenliegenden Pfuhl im 

Wustrower Park zugeführt.

Um eine hohe Identifikation der Anwohner/-innen mit dem neuen Platz zu erreichen, wurde die 

Planung intensiv mit den Beteiligten besprochen und lokale Gremien und Akteure einbezogen. 

Die in mehreren Bauabschnitten durchgeführten Baumaßnahmen konnten im Jahr 2007 

abgeschlossen werden. 

Mit der Sanierung und energetischen Ertüchtigung der am Standort ansässigen 

Mädchenfreizeiteinrichtung „Pia Olymp“ erfolgte eine weitere Aufwertung und Belebung des 

Stadtraums. Die ehemalige Schülerspeisungsgaststätte ist ein beliebter Anlaufpunkt für 

Mädchen und junge Frauen. Durch den 2006 erfolgten Anschluss an das Fernwärmenetz, 
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konnte der Fortbestand der Einrichtung, die bisher über das nun abgerissene Schulgebäude 

versorgt wurde, gesichert werden. Im selben Bauabschnitt wurde eine Windfanganlage 

eingebaut und Leistungen der Gewerke Heizung, Sanitär, Elektro ausgeführt, die zu einer 

besseren Nutzbarkeit der Räumlichkeiten führte. Im Frühjahr 2007 wurde der Garten der 

Einrichtung aufgrund der übergeordneten Grünplanung verlegt und erweitert. Den Nutzern der 

Einrichtung stehen jetzt ein Grillplatz, Kräuterbeet und Rasenflächen zur Verfügung. Im dritten 

Bauabschnitt wurden ab August 2007 die Fassadenarbeiten ausgeführt. Die Stahl-/

Glasfensterelemente wurden komplett abgerissen, Brüstungen aufgemauert und neue Holz-/

Glaselemente mit Rollläden eingebaut. Die Außentüren mussten, entsprechend dem Bedarf und 

baurechtlichen Vorschriften erneuert werden Im Sockelbereich wurden Abdichtungsarbeiten 

ausgeführt und nach dem Aufbringen eines Wärmedämmverbundsystems wird eine optische 

Aufwertung durch freundliche Farben erreicht. Im Eingangsbereich steht den Nutzern eine 

Teilfläche der Fassade für die weitere Gestaltung (Graffiti) zur Verfügung. Nach Abschluss der 

Hochbaumaßnahmen wurden im Frühjahr noch im Außenbereich die Traufbereiche, Müll- und 

Fahrradabstellflächen angelegt. Der Verein bedankte sich im Juni 2008 mit einer feierlichen 

Eröffnung. 

Diese Tätigkeiten finden ihr vorläufiges Ende, da die Umsetzung von öffentlichen 

Fördermitteln, z. B. aus dem Programm Stadtumbau mit der Tätigkeit des Geschäftsbereichs 

als Programmservicestelle PSS nicht zu vereinbaren ist.

Eine Übertragung der gewonnen Erfahrungen auf private und halböffentliche Flächen und eine 

Umsetzung aus nicht-öffentlichen Mitteln ist denkbar und ein möglicher Weg, auch in Zukunft 

Projekte in den Großsiedlungen zu realisieren.

6. Soziokulturelle Projekte

Soziokulturelle Projekte wurden in großer Zahl vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, 

Ausnahme & Regel, im Zeitraum 1998 bis 2007 initiiert bzw. in ihrer Entwicklung begleitet. 

Dies erfolgte im Regelfall im Rahmen der Quartiersmanagementverfahren. Die Projekte stehen 

für die „Berliner Linie“, auch nicht-investive Maßnahmen zu fördern und die Menschen im 

Quartier direkt zu stärken sowie bürgerschaftliches Engagement zu fördern. Schwerpunkte sind 

dabei Maßnahmen zu Bildung und Qualifizierung, aber auch kulturelle Aktivitäten. Der 

Geschäftsbereich unterstützte Träger und Nachbarschaften bei der Qualifizierung der 

Projektideen und leistete, da wo erforderlich, administrative und technische Hilfe. 

Grundgedanke ist stets, dass der Staat die Ressourcen zur Verfügung stellt und engagierte 

Bürger und Nichtstaatliche Organisationen (NGOs) verantwortlich Projekte durchführen.

Die Erfahrungen reichen von einem Rap-Text Wettbewerb, der von Jahr zu Jahr sukzessive 

stärker von Akteuren vor Ort organisiert wurde, bis zur Etablierung eines Schulaufgabenhilfe–

Zirkels, der von Eltern nicht-deutscher Herkunft betrieben und von ehrenamtlichen Lehrkräften 

unterstützt wird.

Auch hier ist eine Übertragung der gewonnenen Erfahrungen auf andere Sozialräume und/oder 

eine Umsetzung aus nicht-öffentlichen Mitteln denkbar und eine Möglichkeit, in Zukunft 

weiterhin bürgerschaftliches Engagement zu stärken.

7. Innovative wohnungspolitische Projekte

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, verknüpft die soziale 

Stadterneuerung mit dem Schwerpunkt des Erhalts preiswerten Wohnraums für benachteiligte 

Bevölkerungsgruppen, die bauliche mit der sozialen Selbsthilfe und bezieht die dafür 

zuständigen Ressorts Jugend, Soziales, Arbeit und Kultur der öffentlichen Verwaltung mit ein.

Die Stadt soll für alle Bevölkerungsgruppen attraktiv sein und bleiben. Dieses Ziel und die 

Tatsache, dass es auch in Zeiten erhöhten Wohnungsleerstands nach wie vor problematisch ist, 

Obdachlose und andere bei mit Wohnraum benachteiligte Gruppen mit bezahlbarem 
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Wohnraum zu versorgen, veranlasst den Geschäftsbereich Stadtentwicklung,

Ausnahme & Regel, innovative Handlungsmodelle zu entwickeln und umzusetzen.

Im Laufe der Jahre wurde eine Vielzahl von Selbsthilfeprojekten erfolgreich durchgeführt. Die 

praktische Umsetzung des Selbsthilfegedankens führte und führt zu zusätzlichen positiven 

Nebeneffekten, wie die Gründung kleiner Firmen und Werkstätten oder die Initiierung von 

Sozial-, Jugend- und Kulturprojekten. Der hier entstandene Raum wird bestimmt von der 

Identität mit dem Geschaffenen. Selbsthilfe, Selbstverantwortung und Selbstverwaltung bilden 

die Garantie für Kontinuität in der Hausgemeinschaft und sind Bestandteil einer gewachsenen 

Stadtteilstruktur.

Durch den Wegfall von Fördermitteln sind derartige Projekte nur noch erschwert umsetzbar, 

Finanzierungen müssen überwiegend nichtstaatlich sein. Der Beratungs- und 

Unterstützungsbedarf von Trägern und Gruppen besteht weiterhin und nimmt durch die 

schwierigeren finanziellen Rahmenbedingungen zu. 

Der Selbsthilfegedanke beeinflusst stark die Diskussion um ein selbstbestimmtes Wohnen im 

Alter. Reine Unterbringung ist für viele ältere Menschen indiskutabel. Sie suchen nach neuen 

Wegen. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, unterstützt sie dabei 

durch professionelle Hilfe und Beratung bei der Vorbereitung und Durchführung ihrer 

Projekte. Diese Projekte befinden sich in der Vorbereitung. Der Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wird hierbei mit der von der Senatsverwaltung für 

Stadtentwicklung eingerichteten Netzwerkagentur GenerationenWohnen kooperieren.

Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, engagiert sich bei der 

Entwicklung von kinder- und familienfreundlichen Wohnprojekten. Das Anliegen ist

selbstgenutztes Wohneigentum für junge Familien mit Kindern zu schaffen. Es soll eine 

finanzierbare Alternative zur Sozialwohnung in kinderfreundlicher Umgebung auch für jene 

Personen darstellen, die sich bisher wegen der mit dem Bau und der Finanzierung verbundenen 

Schwierigkeiten nicht zutrauten oder in der Lage sahen, den Schritt zum Wohneigentum zu 

gehen. Der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, wird im Rahmen dieses 

Projektes den Baufamilien Möglichkeiten aufzeigen und durch die Übernahme der 

Projektorganisation und -steuerung die mit dem Bauen und Finanzieren verbundenen Risiken 

minimieren. Ein wesentlicher Baustein, um diese Schwellen zu senken, ist der teilweise oder 

vollständige Ersatz von in dieser Einkommensgruppe oft nicht vorhandenem Eigenkapital 

durch Selbsthilfe, der Ersatz der Bankhypothek durch die "Muskelhypothek".

Unabhängig von der Art der Durchführung geht es im Wesentlichen um

• die modellhafte Gestaltung und Aneignung sozialer Räume,

• die Übernahme von Verantwortung,

• bauliche Selbsthilfe - die Selbstnutzer bauen selber,

• Wohnen in der Nachbarschaft - eine gemeinschaftliche Wohnform,

• die Aneignung des Wohnumfeldes durch die Kinder,

• die Revitalisierung sozialer Beziehungen,

• die Ausstrahlung des Modellprojektes auf das unmittelbare Wohnumfeld.

Neben dem innerstädtischen Wohnen ist dieses Modell auf andere Teile der Stadt übertragbar. 

Speziell die Großsiedlungen im Ostteil der Stadt bieten sich an. Zum einen gibt es diverse 

Flächen mit offenen Nachnutzungs- und Verwertungsfragen, zum anderen stellt das Modell, da 

wo städtebaulich vertretbar, eine Diversifizierung des oft monostrukturierten lokalen 

Wohnungsangebotes dar und kann zur Bindung von Familien an das Quartier dienen.

Im Jahr 2007 betreute der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, ein 

generationsübergreifendes und integratives Wohnprojekt in der Gundelfinger Straße 11 im 

Bezirk Lichtenberg Ortsteil Karlshorst in der Umsetzung.

In dem bis zum Baubeginn leerstehenden ehemaligen Schulgebäude Gundelfinger Str. 11 soll 

ein generationsübergreifendes und integratives Wohnprojekt entstehen, das Jung und Alt unter 
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einem Dach Platz gibt und behinderte und pflegebedürftige Menschen in seine Gemeinschaft 

aufnimmt. 

Bei dem Gebäude der ehemaligen Gemeindeschule Friedrichsfelde handelt sich um ein 

repräsentatives 3-geschossiges Gründerzeitobjekt. Es steht unter Denkmalschutz. Die 

ehemalige Schule verfügt durch den früheren Schulhof über eine parkähnliche Freifläche. Dort 

befinden sich auch eine bauzeitliche Turnhalle und 2 Nebengebäude. Die Objekte waren 

sanierungsbedürftig. 

Das umgebaute Schulgebäude wurde im Dezember 2007 bezogen. Es bietet in individuell 

gestalteten Wohnungen Rückzugsmöglichkeiten und wird durch gemeinschaftlich nutzbare 

Flächen ergänzt. Von den ca. 20 Nutzungseinheiten wurden 13 Wohnungen barrierefrei 

(d. h. rollstuhl- bzw. altengerecht) ausgebaut. Die Belegung der Wohnungen erfolgte mit 

WBS-berechtigen Mietern.

Das Souterrain, das Gartenhaus wurden als Gemeinschaftsflächen nutzbar gemacht. Da 

Baumittel aufgrund von umfangreichen Hausschwammschäden  und Kontaminierung des 

Dachstuhl überwiegend in die Sanierung des Schulgebäudes flossen, konnte die 

sanierungsbedürftige Turnhalle bisher nur baulich gesichert werden. Hier sucht die Selbstbau 

noch nach Finanzierungsmöglichkeiten zur Sanierung. Danach soll die Turnhalle 

gemeinnützigen Trägern für kulturelle und sportliche Zwecke zur Verfügung stehen.

Die Mietergenossenschaft SelbstBau e.G. entwickelte die Idee aus dem Objekt ein 

Mehrgenerationenhaus zu machen. Das Objekt wurde durch die Stiftung trias vom Land Berlin 

erworben und wird über Erbpacht der Genossenschaft zur Verfügung gestellt.

Die Planung des Bauvorhabens erfolgte in frühzeitiger und enger Abstimmung mit den 

Nutzern/-innen. Besonderer Schwerpunkt ist es, den Charakter des Hauses zu bewahren. So 

wurde das Raumgefüge erhalten, vorhandene Bauteile aufgearbeitet sowie Putz und 

Mauerwerk mit historischen Materialien repariert. 

Die Finanzierung erfolgt durch die Kombination von Restmitteln des Förderprogramms 

„Wohnungspolitische Selbsthilfe“ der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und einem 

Bankdarlehen, einer AB-Maßnahme deren Initiator und Träger der Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, ist und geringen baulichen Eigenleistungen der Nutzer.

Als Modellprojekt für generationsübergreifendes und integratives Wohnen wird das Vorhaben 

im Auftrag der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung durch die Katholische Hochschule für 

Sozialwesen Berlin wissenschaftlich begleitet. Ein erster Zwischenbericht wurde im Dezember 

2006, in zweiter Ende 2007 vorgelegt. Die wissenschaftliche Begleitung soll insbesondere die 

Umsetzung des Mehrgenerationen-Konzeptes erfassen und auswerten. Daher wird die 

Begleitung über die Bauphase, während der die Findung der Bewohnergruppe lief, auch in 

2008 noch die Phase des Wohnens und gemeinsamen Leben beobachten.

Ein weiteres Beispiel für die Unterstützungsarbeit des Geschäftsbereichs bei der Qualifizierung 

von Projekten ist das Passivhaus-Vorhaben im Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg, Ortsteil 

Friedrichshain.

Die ursprünglich aus nur 2 ökologisch motivierten privaten Initiatoren bestehende Gruppe war 

auf der Suche nach einer innerstädtischen Baufläche, um ein Neubauprojekt zu realisieren. 

Dieses sollte nicht nur Solar- oder Niedrigenergiehaus sein, sondern dem Passivhausstandard 

entsprechen. Derartige Projekte wurden bisher in Berlin lediglich in kleineren Maßstäben 

(Einfamilienhäuser, Reihenhäuser) realisiert. In sofern stellt die Mehrfamilienorientierung eine 

Besonderheit dar. Konzeptionell will das Projekt nicht nur hohen ökologischen Standards 

entsprechen, sondern auch gemeinschaftliches Bauen und Wohnen in einer 

generationenübergreifenden Gemeinschaft verwirklichen und als modellhaft kiezorientiert aber 

auch stadtweit wirken. 

Den Initiatoren/-innen ist es gelungen in der Bänschstraße 8/10 ein mit leerstehenden Baracken 

und Garagen bebautes Grundstück für ihre Zwecke zu sichern. Bereits in 2006 lag eine 
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Entwurfsplanung für ein Mehrfamilienwohnhaus mit 19 Wohneinheiten vor. Im September 

2006 wurde die Stiftung SPI darum gebeten, die Projektsteuerung für das Projekt zu 

übernehmen. Schwerpunkt der Tätigkeit ist dabei die Moderation und Koordination der 

Mitwirkung der Gemeinschaft im Prozess des Planens und Bauens sowie die 

Begleitung/Vertretung der Bauherren/-innen bei den Kontakten mit externen Partnern, 

Beauftragten etc.

Die ökologischen und sozialen Zielsetzungen, die sich die Baugemeinschaft gestellt hat, 

stimmen auch mit den Handlungsfeldern überein, die der Geschäftsbereich als zukünftige 

Schwerpunkte sieht. Die Kombination von ökologisch verantwortlichem und innovativem 

Konzept und familientauglichen Grundrissen an einem innerstädtischen Standort stellen einen 

Baustein zur Erhöhung der Attraktivität der Stadt für alle Bevölkerungsgruppen dar. So lassen 

sich Abwanderung ins Umland und die Segregation in den städtischen Altbauquartieren 

stoppen sowie der Rückzug von Familien aus dem engeren Verflechtungsraum erreichen.

Bis Ende des Jahres 2006 war die Baugemeinschaft als GbR mit 19 Parteien (Familien mit 

Kindern, Alleinstehende Berufstätige, Rentner, 3-Generationen-Haushalte) vollständig. Im Jahr

2007 wurde der Bauantrag gestellt, die Ausführungsplanung in enger Abstimmung mit den 

Bewohnern angefertigt und die Ausschreibung durchgeführt. Die Baugenehmigung wurde im 

Juli 2007 erteilt. Ab Mai dieses Jahres haben die vorbereitenden Arbeiten (Baufreimachung 

und Entsiegelung) begonnen. 

8. Das Treuhandmodell

Das vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, entwickelte und in den 

Jahren 1991 bis 2007 mehrfach erfolgreich praktizierte Treuhandmodell hatte das Ziel, 

bezahlbare Mieten zu erhalten, den Wohnstandard und das Stadtbild zu verbessern und die 

ansässigen Mieter an das Gebiet zu binden. Grundlage war die bewohnergetragene und 

kostengünstige Sanierung, die an unsere Erfahrungen aus der baulichen Selbsthilfe anknüpfte.

Erreicht wurde dies durch die frühzeitige Einbeziehung aller Beteiligten, vor allem der Mieter/

-innen in das Verfahren sowie durch intensive Beratung und enge Kooperation mit den 

zuständigen Mietervertretungen und -beratungsgesellschaften. Die Verknüpfung der 

verschiedenen zur Verfügung stehenden Finanzmittel und die Durchführung von Arbeiten 

durch die Mieter/-innen selbst, mit Unterstützung von Beschäftigungs- und 

Qualifizierungsmaßnahmen, bildeten den zentralen Punkt des Verfahrens.

Dieses Verfahren gewinnt in den Zeiten von neuer Armut und Sozialreformen wieder 

zunehmend an Bedeutung. Speziell durch die Hartz IV-Reform wird die zulässige 

Mietbelastung in Zukunft verstärkt wieder Thema für viele Haushalte sein. Die Gefahr der 

Zwangsumzüge und damit der Entmischung durch geforderte Einhaltung der neuen 

Mietobergrenzen besteht perspektivisch.

Die im Treuhandvermögen vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel,

befindlichen Objekte werden sukzessive - entsprechend den Auflagen des Baugesetzbuches 

und orientiert an der Bewohnerstruktur des jeweiligen Hauses - privatisiert. Aufgrund der 

teilweise sozial benachteiligten Bewohnerschaft wird ein bereits erprobtes Verfahren zur 

dauerhaften Sicherung günstigen Wohnraums in Kooperation mit der gemeinnützigen 

Gesellschaft für Stadtentwicklung (GSE gGmbH) zum Einsatz gebracht. Die Objekte werden 

durch die GSE gGmbH dauerhaft für am Wohnungsmarkt Benachteiligte gesichert.

Als Beispiel dient das letzte von Ausnahme & Regel entsprechend umgesetzte Vorhaben, das 

Wohnhaus Voltastraße 34 in Berlin-Mitte, Ortsteil Wedding.

Das Gebäude liegt im ehemaligen Sanierungsgebiet Brunnenstraße des Bezirks Mitte, in 

unmittelbarer Nähe zum Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg. Die Gesamtsituation des 

Gebietes ist unter sozialen Gesichtspunkten eher kritisch zu sehen. Von Seiten der 

Senatsverwaltung und des Bezirks wurde daher in der Zwischenzeit auch ein 

Stadtteilmanagementverfahren eingerichtet
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Das 1896 in traditioneller Bauweise errichtete Wohnhaus Voltastr. 34 besteht aus einem 

Vorderhaus mit 8 Wohneinheiten in den Obergeschossen, im Erdgeschoss befinden sich 

Mieteraktionsräume und eine Gewerbeeinheit. Das Gebäude ist Bestandteil eines Ensembles 

von 4 zusammenhängenden Objekten, die durch den Geschäftsbereich Stadtentwicklung, 

Ausnahme & Regel, über einen längeren Zeitraum sukzessive saniert wurden.

Die Bewohner/-innen sind überwiegend Personen nichtdeutscher Herkunft. Ihre soziale 

Situation ist als schwierig einzustufen. Viele Familien leben von Sozialhilfe, die 

Arbeitslosenquote ist hoch. Durch die Sanierung wurde der Wohnstandard verbessert und 

durch die Einbindung der Mieter in die Sanierung ein möglichst geringern Mietenanstieg 

erreicht, um die Mieter/-innen im Objekt zu halten bzw. ihre Gebietsbindung zu erhöhen. Die 

acht Wohnungen und die Erdgeschossräume wurden umfangreich saniert, Bäder und Küchen 

erneuert. Das Haus wurde an eine zentrale Gasheizungsanlage mit Warmwasserversorgung 

angeschlossen, die aus Gründen der Kostenminimierung für die 4 zusammenhängenden 

Objekte ausgelegt ist. Der kleine Hinterhof wurde gestaltet, begrünt und lädt nun zum 

Verweilen ein. Ein Müllstandort wurde angelegt.

Die Mieter/-innen, die in Zusammenarbeit mit der Mieterberatung zum großen Teil in die 

bereits sanierten Häusern Voltastraße 31 - 33 umgesetzt wurden, haben in diesen Häusern ihren 

Eigenleistungsanteil erbracht. Dies führte, wie beabsichtigt, zu den sozial verträglichen 

niedrigen Mieten. Durch die konsequente Einbindung der Mieter/-innen wurden die im 

Konzept vorgegeben Ziele erreicht. Die Fluktuation in den Häusern ist, bezogen auf das 

Quartier, gering, die Zufriedenheit mit der Wohnsituation ungewöhnlich hoch.

Die Sanierungsarbeiten konnten Ende des Jahres 2006 abgeschlossen und sämtliche 

Restarbeiten im Mai 2007 beendet werden. Das gesamte Gebäude wurde einschließlich der 

Gewerbeeinheit vermietet werden.

9. Sonderprojekte - Projekte, die in kein Raster passen

Auch nach Beendigung seines Auftrages als Treuhänderischer Sanierungsträger des Landes 

Berlin begreift sich der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, als stadtweit 

tätiger Problemlöser für unterschiedlichste Gruppen des Wohnungsmarktes, Träger der Jugend-

und Sozialhilfe, sozio-kulturellen Gruppen auf Grundstücken und in Objekten. Nach wie vor 

passen die Projekte dieser Zielgruppen in kein Raster, weder in die bestehende 

Förderlandschaft der Verwaltungen noch in einen bestimmten Haushaltstitel der Fachressorts. 

Die Bandbreite reicht vom Umbau einer ehemaligen Montagehalle zu einer Kultur- und 

Mehrzweckhalle im Rahmen eines Selbsthilfeprojekts, über die Entwicklung eines ehemaligen 

Zwangsarbeiterlagers zur Gedenk- und Begegnungsstätte, bis zur Sanierung eines 

multifunktionalen Gebäudes (Jugendzentrum, Stadtbibliothek, Schwimmhalle, 

Veranstaltungssäle, Gaststätte, Bowlingbahn) im Berliner Bezirk Marzahn Hellersdorf in enger 

Kooperation mit der GSE gGmbH, der Abt. Jugend des Bezirksamtes sowie der 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 

Für einige der aufgeführten Adressen bedeutet dies auch Nutzungs- und damit verbundene 

Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen einer Projektentwicklung zu kreieren.

Angesichts der Haushaltssituation Berlins gewinnt die Bewirtschaftung der von Trägern und 

anderen Gruppen genutzten öffentlichen Gebäude ohne laufende Bezuschussung ein immer 

größeres Gewicht. Das Kooperationsmodell „Ausnahme & Regel und GSE“, bei dem neben 

der gemeinsamen Projektentwicklung der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, 

Ausnahme & Regel, die Sanierung und Substanzsicherung organisiert und durchführt, die 

GSE gGmbH die Objekte nach wohnungswirtschaftlichen Kriterien bewirtschaftet, hat über 

das Pilotprojekt Kulturhaus Schöneberg in der Kyffhäuserstr. 23 hinaus das interkulturelle 

Haus in der Schönfließer Str. 7 in Prenzlauer Berg  und das ehemalige Schulgebäude in der 

Schwedter Str. in Mitte  für eine Künstlergruppe eine breite Akzeptanz gefunden. Mehrere 

Objekte in verschiedenen Bezirken sind hinzugekommen.
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Als neuestes dieser Kopperationsprojekte ist das ehemalige Kreiskulturhaus (KKH) Peter Edel 

in der Berliner Alle 123 in Berlin Pankow, Ortsteil Weißensee zu nennen. Der Saal dieses 

Hauses wurde Anfang des letzten Jahrhunderts als Teil einer Brauerei errichtet. In der Zeit 

nach dem 2. Weltkrieg erhielt es einen Anbau, der ebenso Platz für die Verwaltung des KKH 

als auch Platz für künstlerische Werkstätten und für eine Galerie bot.

Der Bezirk beschloss vor einigen Jahren aufgrund der bestehenden Haushaltsnotlage, sich von 

dem Gebäude zu trennen. Eine erste Ausschreibung hatte zum Ergebnis, dass ein Investor das 

Gebäude erwerben und entwickeln wollte. Nach eingehender Prüfung schien das Vorhaben 

aber nicht lukrativ genug, so dass eine erneute Ausschreibung erfolgte. Die Teilnahme des 

Geschäftsbereichs Stadtentwicklung in Kooperation mit der GSE gGmbH und der staatlich 

anerkannten Berliner Schule für Schauspiel an der Interessenbekundung führte Ende des Jahres 

2007 zu einer positiven Entscheidung des für Kultur zuständigen Stadtrates und der 

Bezirksverordnetenversammlung.

Perspektivisch wird die GSE gGmbH mit dem Bezirksamt einen Erbbaurechtsvertrag 

schließen, der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, die Projektsteuerung 

der Bauphase übernehmen und die Berliner Schule für Schauspiel auf der Grundlage eines

langfristigen Vertrages einen neuen Schulstandort erhalten. Der Saal des Gebäudes wird nicht 

nur für die Ausbildung der Schauspieler genutzt werden, sondern auch für Aktivitäten aus dem 

Quartier zur Verfügung stehen sowie Kultur für die Bevölkerung dieses Ortes anbieten.

Ein weiteres Sonderprojekt, dass einen hohen Stellenwert in der Berliner 

Gedenkstättenlandschaft hat sowie eine einmalige Nutzungsmischung vorweisen kann ist das 

im Bezirk Berlin Mitte, Ortsteil Mitte gelegene Gebäude Rosenthaler Straße 39.

Das Haus ist eines der wenigen noch nicht sanierten Gebäude in der Umgebung des 

Hackeschen Marktes in der Spandauer Vorstadt. Es beherbergt eine einzigartige Mischung von 

Gedenken, Kunst, Kultur und Jugendarbeit. Es steht unter Denkmalschutz. 

Ursprünglich in jüdischem Eigentum befindlich wurde das Haus in 30er Jahren des letzten 

Jahrhunderts arisiert. In den Jahren des Krieges nutzte Otto Weidt Teile des Hauses als 

Bürstenwerkstatt, in der er zahlreiche jüdische Zwangsarbeiter beschäftigte und sie damit vor 

der Deportation und den Folgen bewahrte. 

Die bewegte Geschichte des Hauses fand mit dem Ende des 2. Weltkrieges nicht ihr Ende. Der 

Arisierung folgte der Übergang in Volkseigentum, die Nutzung von Teilen des Gebäudes durch 

den Verband der Film- und Fernsehschaffenden der DDR und, kurz vor der Wende, 1989, 

wurde der authentische Ort von Frau Inge Deutschkron, eine der jüdischen Arbeiterinnen der 

Blindenwerkstatt Otto Weidt „wiederentdeckt“, in fast demselben Zustand, in dem sie Ende 

des Krieges das Haus verlassen hatte. Kurz nach der Wende gründete sie mit Gleichgesinnten 

einen Förderverein mit dem Ziel, hier ein Museum in Gedenken an Otto Weidt zu errichten.

Der bewegten Geschichte kann im Haus nachgegangen werden: Mittlerweile ist das Museum 

am authentischen Ort eine Außenstelle der Gedenkstätte Deutscher Widerstand (GDM), nach 

dem es vorübergehend dem Jüdischen Museum Berlin zugeordnet war. Auszüge aus der 

Geschichte dieses Ortes sind nachzulesen in der Beschreibung der Denkmaldatenbank des 

Landes Berlin

Im Laufe der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts entdeckten Künstler/-innen das Haus, waren in 

der Lage das Gebäude von der Erbengemeinschaft anzumieten und mit viel Engagement und 

wenig finanziellen Mitteln den weiteren Verfall aufzuhalten.

Sie gründeten den Verein Schwarzenberg e.V., richteten eine vereinseigene Galerie ein, 

vermieteten Räume zur Nutzung als Kino, ebenso wie an die deutsche Außenstelle der 

niederländischen Anne-Frank-Stiftung, kurz sie füllten das Haus mit Leben. Gemeinsam mit 

Frau Deutschkron begeisterten sie den damaligen Bundespräsidenten Johannes Rau für diesen 

Ort, dessen Engagement nicht hoch genug bewertet werden kann, da die Zukunft dieser 

einzigartigen Nutzungsmischung in den Jahren 2002/2003 alles andere als sicher war. Die

weltweit verstreuten Erben der ehemaligen Hauseigentümer konnten sich nur auf den kleinsten 
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gemeinsamen Nenner einigen: die Versteigerung des Hauses und die Aufteilung des Erlöses. 

Dies hätte das Ende dieser einzigartigen Verbindung von Geschichte, Kunst, Kultur und 

Jugendarbeit mit sich gebracht. Gemeinsam gelang es den Mieter/-innen dies zu verhindern. 

Durch das finanzielle Engagement des Bundes und des Landes Berlin wurde die 

Wohnungsbaugesellschaft Mitte mbH (WBM) in die Lage versetzt, das Haus zu ersteigern und 

vorerst dessen Zukunft zu sichern.

Ausblick

Kurz nach der Ersteigerung des Hauses schloss der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, 

Ausnahme & Regel, mit der WBM einen Vertrag über die Erstellung eines Finanzierungs- und 

eines Sanierungskonzeptes sowie über die anschließende Instandsetzung unter Übernahme der 

Bauherrenfunktion für die WBM.

Erste Instandsetzungsarbeiten konnten vorgenommen werden. Für den öffentlich geförderten 

Umbau der Ausstellungsflächen der Anne-Frank-Stiftung und der Ausstellungs- und 

Büroflächen des Museums Blindenwerkstatt Otto Weidt übernahm der Geschäftsbereich 

Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, die Projektsteuerung und die Funktion des Bauherren. 

Die straßenseitige Fassade wurde in enger Zusammenarbeit mit der örtlichen

Denkmalschutzbehörde instandgesetzt. Ende des Jahres 2007 wird eine zusätzliche 

Dauerausstellung der GDW mit dem Titel „Stille Helden“ eröffnet werden. Auch hier 

übernahm der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, die Projektsteuerung 

und die Funktion des Bauherren.

Die weitere Sanierung des Hauses ist jetzt absehbar. Für einen ersten Bauabschnitt, die 

Sanierung der Dächer, konnten Mittel aus dem Programm „Städtebaulicher Denkmalschutz“ 

der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung akquiriert werden. Diese erste größere 

Baumaßnahme wird im Jahr 2009 beginnen.

10. Aktivitäten im Land Brandenburg

Seit dem Jahr 2001 ist der Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, auch im 

Land Brandenburg aktiv. Die Praxis mit dem Modell der baulichen Selbsthilfe und die 

Tätigkeiten des Geschäftsbereichs in den Verfahren der integrierten Stadtteil- und 

Standortentwicklung (im Rahmen von Wohnumfeldverbesserung und Quartiersmanagement) 

werden auf die spezifisch brandenburgischen Aufgabenstellungen sowie Rahmen- und 

Förderbedingungen hin angewandt und weiterentwickelt. Zur Erfüllung dieser Aufgaben ist der 

Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, als Treuhänderischer 

Sanierungsträger in Brandenburg anerkannt.

Der Geschäftsbereich arbeitet bei den Projekten in enger Kooperation mit dem 

Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg, die selbst Träger von Kinder- und 

Jugendeinrichtungen ist bzw. Land und Kommunen in jugendpolitischen Fragen berät.

Erfahrungen hat der Geschäftsbereich u. a. in der Zusammenarbeit mit einem großen lokalen 

Jugendhilfeträger in Cottbus gesammelt, der ein ehemaliges Freibad, das „Strombad“ an der 

Spree in Cottbus zu einer Jugend- und Familienbegegnungsstätte entwickeln will. Der 

Geschäftsbereich Stadtentwicklung, Ausnahme & Regel, hat im Rahmen einer 

Machbarkeitsstudie bauliche und finanzielle Aspekte der Sanierung und Trägerschaft durch 

einen Verbund lokaler Akteure untersucht und eine Entscheidungsgrundlage für Träger und 

Kommune erarbeitet. Teile des Vorhabens werden im Rahmen des Brandenburger Programms 

ZIS (Zukunft im Stadtteil) umgesetzt. Im Juni 2008 erfolgt die Einweihung.

Im Jahr 2007 hat der Geschäftsbereich – ebenfalls in enger Kooperation mit dem 

Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg - an der Vorbereitung von Förderanträgen für die 

Jugendeinrichtung „Mikado“ in Frankfurt an der Oder gearbeitet. Dabei erfolgte die Beratung 

zur konzeptionellen und baulichen Entwicklung des Objekts und der darauf aufbauend 
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Kostenermittlungen. Die Antragstellung war erfolgreich, entsprechende Förderbescheide liegen 

vor. Eine Realisierung ist für für die Jahre 2008 ff. geplant.

Aktuell wirkt der Geschäftsbereich bei der Nachnutzung eines ehemaligen Brauereigebäudes in 

Eberswalde mit. Das Objekt soll zu Wohnzwecken umgenutzt werden. Zielgruppe sind 

Jugendliche aus einem benachbarten Gebiet des Förderprogramms Soziale Stadt, die in 

schwierigen sozialen Verhältnissen leben. Dies geht von Arbeitslosigkeit über illegale 

Anmietung von Wohnräumen bis zu Mietschulden etc. Der Geschäftsbereich Niederlassung 

Brandenburg bemüht sich in Abstimmung mit der Stadtverwaltung und den 

Wohnungseigentümern um Konzeption, die den Jugendlichen einen Neuanfang ermöglicht.
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Stiftung SPI

Jahresbericht 2007/2008

Soziale Räume & Projekte

Gesundheit

Sucht, Psychiatrie, Krisen und Prävention

- Regionen

Lebenslagen

- Jugend, Familie und Alte

- Arbeit, Ausbildung und Beruf

- Demographischer Wandel und Haushalte

mit Transfereinkommen
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Einführung

Im Berichtszeitraum haben sich für den Geschäftsbereich eine Vielzahl von Veränderungen 

und neuen Entwicklungen ergeben. An den Standorten Friedrichshain, Pankow und 

Lichtenberg sind, im Rahmen einer Neuverteilung der Mittel für Suchtberatungsstellen auf die 

Berliner Bezirke, die Einrichtungen mit zusätzlichen Personalressourcen ausgestattet worden. 

Dadurch konnte erstmalig seit Jahren der Stagnation eine Ausweitung und Verbreiterung des 

Angebotes vorgenommen werden. 

Eine Besonderheit bildet Lichtenberg. Hier wurden die zusätzlichen 1,5 Personalstellen und ein 

Teil des bezirklichen Sozialpsychiatrischen Dienstes zu einem Gemeinschaftsprojekt 

kombiniert. Der Standort im Ortsteil Hohenschönhausen konnte aufrecht erhalten werden. 

Diese enge Form der Kooperation von öffentlichem und freiem Träger stellt u. E. ein 

Zukunftsmodell dar.

Im Projektbereich „Gesundheit“ konnte ab 01.05.2008 das durch die „Aktion Mensch“ 

geförderte Projekt „Moving Kids“ an zwei Berliner Grundschulen eingerichtet werden. Ziel des 

Projektes ist es, übergewichtige Kinder an mehr Bewegung und eine gesündere Ernährung 

heranzuführen. Das Projekt ist mit der „Schulsozialarbeit im Verbund“ im Ortsteil Wedding 

des Bezirkes Mitte eng verzahnt.

Das Bundesmodellprojekt „HaLT - Hilfen für exzessiv trinkende Kinder und Jugendliche“ 

konnte mit Unterstützung der Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und 

Verbraucherschutz in ein stadtweites Angebot umgewandelt werden. Momentan werden die 

Beteiligungsmöglichkeiten der Krankenkassen ausgelotet. Der Projektname wurde in 

„NachHaLT“ verändert.

Im Themenfeld exzessiv Alkohol trinkender Kinder und Jugendlicher wurde im Bezirk 

Lichtenberg und wird im Bezirk Mitte ein Modell der schnellen und jugendgemäßen 

Intervention in Zusammenarbeit mit der Polizei erprobt.

Innerhalb des Geschäftsbereiches sollen zukünftig die Angebote der medizinischen 

Rehabilitation Suchtkranker und die Hilfen zur Erziehung für Familien mit Suchterkrankungen 

zusammengefasst und qualifiziert werden.

Um die Einsatzmöglichkeiten und -bedingungen von ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern weiter zu verbessern, wird innerhalb des Geschäftsbereiches mit externer Hilfe ein 

Organisationsentwicklungsprozess begonnen, der allen Projekten dabei hilft, sich dem 

ehrenamtlichem Engagement weiter zu öffnen.
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Zuordnung Projekte

I. Kernbereich Gesundheit

Sucht, Psychiatrie, Krisen und Prävention

Region Nord

  1. Drogenberatung NORD

  2. Substitutionsprojekt „Nordimpuls“

  3. STAB Suchtberatungsstelle Pankow

  4. BETA Pankow

  5. Kontakt- und Begegnungsstätte „Café 157“

Region Lichtenberg-Hohenschönhausen

  6. Integrierte Suchtberatung Lichtenberg

HaLT - Hart am Limit

  7. Suchtberatung Hohenschönhausen

  8. Kontaktladen „enterprise“

  9. Betreutes Einzelwohnen Lichtenberg

10. Tagesstätten Lichtenberg-Hohenschönhausen

11. TWG „Arche“

Region Friedrichshain-Kreuzberg

12. Suchtberatungsstelle Friedrichshain

13. Betreutes Einzelwohnen Friedrichshain-Kreuzberg

14. Wohngemeinschaft „Übernberg“

15. Tagesstätte Friedrichshain

Region Treptow-Köpenick

16. Haus Strohhalm - Sozialtherapeutisches Wohnen

17. Treffpunkt Strohhalm
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I. Kernbereich Gesundheit

Region Nord

1. Drogenberatung NORD

Die Drogenberatung Nord ist seit dem Jahr 1984 im Norden Berlins tätig. Sie gewährleistet für 

die Region Reinickendorf-Pankow die ambulante Grundversorgung von Menschen mit einer 

Drogenproblematik (Missbrauch und Abhängigkeit). Das Angebot richtet sich ebenfalls an 

deren Angehörige und Bezugspersonen. Seit dem Jahr 2005 wird diese Aufgabe im Rahmen 

des Verbundes „Integrierter regionaler Suchthilfedienst“ zusammen mit den übrigen Drogen-

und Suchtberatungsstellen in der Region auf der Basis eines gemeinsamen Konzeptes und 

verbindlicher Kooperationsregelungen wahrgenommen.

Die Beratungsstelle wird durch die Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und 

Verbraucherschutz im Rahmen des integrierten Gesundheitsvertrages gefördert. Die 

Personalausstattung umfasst 1 Psychologenstelle, 3,5 Sozialpädagogenstellen und 0,5 Stellen 

für die Verwaltung.

Integrierte Angebote

Die Drogenberatung Nord bietet ein standortbezogenes Gesamtkonzept, das gemeinsam mit 

weiteren, unter dem Dach der „SPI Drogenhilfe Nord“ integrierten Projekten ein 

umfangreiches Spektrum miteinander vernetzter Hilfen für die Zielgruppe bereitstellt. Durch 

die enge Kooperation werden die Hilfen optimal aufeinander abgestimmt.

Im Projekt „Ambulante Therapie Nord“ wird eine durch Renten- und Krankenversicherungen 

anerkannte ambulante Entwöhnungsbehandlung für Drogenabhängige angeboten. Die 

Behandlung läuft mit wöchentlichen Gruppen- und Einzelsitzungen über 12 bis 18 Monate. 

Behandlungen werden kontinuierlich begonnen und abgeschlossen. Der Teilnehmerkreis setzt 

sich aus Abhängigen ab 16 Jahren zusammen; Hauptsuchtmittel sind hier überwiegend 

Cannabis, Kokain und Heroin.

Mit dem Projekt „Nordlicht“ wird der Bedarf an Unterstützung speziell für Familien mit einer 

Suchtproblematik angesprochen. Die angebotenen Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff SGB 

VIII werden im Auftrag der Jugendämter durchgeführt. Sie stellen eine intensive Betreuung 

und Begleitung von Familien und jungen Menschen in ihrer eigenen Lebenswelt dar. Die Ziele 

und Aufträge orientieren sich am Kindeswohl und werden einzelfallbezogen gemeinsam mit 

der Familie und dem Jugendamt erarbeitet.

Im Projekt „Nordimpuls“ wird eine psychosoziale Betreuung für Opiatabhängige in 

Substitution sowie therapeutisch betreutes Einzelwohnen angeboten. Näheres zu diesem 

Projekt wird weiter unten dargestellt.

Das Projekt „Nordwerk“ bietet Süchtigen mit einem niedrigschwelligen Zugang Unterstützung 

bei der aktiven Tagesgestaltung an. Das Projekt verfügt über eine Werkstatt für vielfältige 

gestalterische und produktive Arbeiten Es will Süchtigen in unterschiedlichen Lebenslagen die 

Möglichkeit zur Teilhabe an tagesstrukturierenden Beschäftigungen bieten und dabei eine 

motivierende Erfahrung mit den eigenen kreativen Fähigkeiten vermitteln.

Zusammen mit der Beratungsstelle als „Drehscheibe“ bietet die Drogenhilfe Nord ambulante 

Entwöhnungsbehandlung, ambulante Erziehungshilfen, psychosoziale Betreuung im Rahmen 

der Substitution, betreutes Einzelwohnen und Tagesstrukturierung unter einem Dach an. Diese 

Konstruktion bietet gegenüber der bloßen Addition unterschiedlicher Hilfen in verschiedenen 

Einrichtungen deutliche Vorteile: Die Beratungsstelle hat die Möglichkeit, einen fließenden 

Übergang in diese Behandlungs-/Betreuungsformen zu gestalten; der Zugang zu den einzelnen 

Hilfeformen wird für die Klientinnen und Klienten niedrigschwelliger; alle Bereiche arbeiten 
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eng zusammen. Komplexe Problemsituationen können mehrdimensional bearbeitet werden. 

Um jeden derartigen Fall bildet sich ein Team, in dem eng kooperiert und dabei eine klare 

Aufgaben- und Rollenverteilung sichergestellt wird. Zusätzliche Hilfebedarfe, die in einem 

Betreuungsbereich erkennbar werden, können nahtlos ergänzt werden.

Aufgaben und Angebote der Drogenberatung Nord

Die Drogenberatung Nord erfüllt Aufgaben der ambulanten Beratung, Behandlung und 

Betreuung; daneben entfaltet sie auch Aktivitäten in den Bereichen Prävention, Nachsorge, 

Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit. Sie hat im Einzelnen folgende Aufgaben:

− den Kontakt zur Zielgruppe herzustellen,

− schadensbegrenzend zu wirken,

− Orientierungs- und Entscheidungsprozesse bei Ratsuchenden zu unterstützen (Information, 

Beratung, Motivation etc.),

− eine diagnostisch begründete Perspektive unter Einbeziehung interner und/oder externer 

Hilfsangebote aufzuzeigen (Diagnose, Indikation, Hilfeplanung),

− allgemeine und suchtspezifische Hilfsangebote der Zielgruppe zugänglich zu machen,

− die notwendigen Maßnahmen für eine Weiterbehandlung in anderen Einrichtungen zu 

treffen,

− selbstorganisierte Lösungsversuche unterstützend zu begleiten und

− organisatorische, umfeld- und trägerbezogene Aktivitäten zur Vernetzung, 

Qualitätssicherung und konzeptionellen Weiterentwicklung der zielgruppenbezogenen 

Arbeit zu entfalten.

Im offenen Bereich der Drogenberatungsstelle ist der Aufenthalt im Rahmen der 

Öffnungszeiten und der Hausordnung ohne weitere Voraussetzungen möglich. Für die 

Erstberatung stehen sowohl eine offene Sprechstunde als auch einzeln vereinbarte Termine zur 

Verfügung.

In der Justizvollzugsanstalt Moabit wird im Verbund mit anderen Drogenberatungsstellen eine 

Sprechstunde für Neuinhaftierte abgehalten. Auf Anforderung werden Ratsuchende in den 

Justizvollzugsanstalten und in Kliniken aufgesucht.

Die fortlaufende Beratung bzw. Betreuung erfolgt im Wesentlichen in Einzelkontakten, die 

individuell vereinbart werden. Diese können sowohl in der Beratungsstelle als auch aufsuchend 

stattfinden. Eine Betreuerkonstanz wird von Anfang an hergestellt. Ergänzend dazu besteht 

eine kontinuierliche Motivationsgruppe zur Vorbereitung auf eine ambulante oder stationäre 

Entwöhnungsbehandlung.

Für Angehörige und Partner von Drogenkonsumenten stehen regelmäßig auch Abendtermine 

zur Verfügung. Sie finden hier ein abgestuftes und bedarfsorientiertes Unterstützungsangebot, 

das von Informationsgesprächen über eine eingehende Beratung mit oder ohne den Betroffenen 

bis zu familientherapeutischer Arbeit reicht. Ergänzend dazu besteht die Möglichkeit zur 

Teilnahme an einer kooperierenden Eltern-Selbsthilfegruppe, die sich 14-tägig in der 

Beratungsstelle trifft.

Spezielle Angebote werden für Klienten mit problematischem Cannabiskonsum vorgehalten:

− „Frühintervention bei erstauffälligen Drogenkonsumenten (FreD)“ besteht aus einem Kurs 

von 2-mal 4 Stunden, der gruppenweise durchgeführt wird und die Teilnehmer, orientiert 

am transtheoretischen Modell der Verhaltensänderung (Prochaska & DiClemente, 1983), 

vom Stadium der Absichtslosigkeit zu den Stadien der Absichtsbildung bzw. der 

Vorbereitung einer Veränderung führen soll. Dieses Angebot eignet sich auch für 

Jugendliche, die von Dritten zugewiesen werden.
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− „Realize-It“ ist ein wissenschaftlich begleitetes, manualgestütztes Verfahren zur Reduktion 

des Cannabiskonsums. Nach einem Eingangs-Assessment werden 5 Einzelsitzungen und 

eine Gruppensitzung abgehalten. Die Klienten können sich auf ein Manual stützen, das 

auch ein Konsumtagebuch beinhaltet. Methodisch orientiert sich das Angebot u. a. an der 

lösungsorientierten Arbeit nach Steve de Shazer† et al.

Qualitätssicherung

Die Dokumentation der Betreuungsarbeit erfolgt nach dem Deutschen Kerndatensatz mittels 

einer speziellen Dokumentationssoftware. Die Auswertung der aggregierten Daten wird durch 

das Institut für Therapieforschung (IFT) vorgenommen. Ein umfassendes und kontinuierlich 

zertifiziertes Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN ISO 9001:2000 wird im gesamten 

Geschäftsbereich angewandt und ständig weiterentwickelt. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter nehmen an einer regelmäßigen, externen Supervision teil und bilden sich 

bedarfsgerecht fort.

Struktur der Klientel und Kapazität

Im Jahr 2007 hat die Beratungsstelle insgesamt 694 Rat- und Hilfesuchende erreicht, darunter 

waren 87 Angehörige. In 656 Fällen fand eine mittel- und längerfristige Betreuung von 

Suchtmittelkonsumenten statt. Bei 159 abgeschlossenen Fällen war die Betreuungsdauer länger 

als 3 Monate. 162 Klienten befanden sich zum Jahreswechsel in laufender Betreuung.

Im Berichtsjahr hatten 84 % der Ratsuchenden ihre Meldeadresse im Norden Berlins. Bürger 

aus Reinickendorf waren mit 56 % weitaus am häufigsten vertreten. 22 % der Ratsuchenden 

kamen aus dem Bezirk Mitte (überwiegend Stadtteil Wedding), 6 % aus dem Bezirk Pankow. 

Rund 1 % hatte keinen Wohnsitz, oder er lag außerhalb Berlins. Den verbleibenden Rest von 

15 % bilden Ratsuchende aus verschiedenen anderen Bezirken, die unter dem Gesichtspunkt 

von Beziehungskontinuität und/oder Wahlfreiheit berücksichtigt wurden. 111 Klienten wurden 

in Haftanstalten beraten bzw. betreut.

Bei 48 % der mittel- bis längerfristigen Betreuungen ging es um eine Opiatabhängigkeit. 

Neben Heroin werden in vielen Fällen auch andere Drogen, Medikamente und Alkohol 

konsumiert. 32 % der Betreuungen wurden aufgrund von Abhängigkeit bzw. Problemen im 

Zusammenhang mit dem Konsum von Cannabis, 13 % aufgrund von Kokainkonsum, 4 % 

aufgrund von Alkoholabhängigkeit in Anspruch genommen. Bei 4 % der Fälle bestanden 

Probleme im Zusammenhang mit anderen Drogen. Auch bei der Beratung von Angehörigen 

geht es häufig um Missbrauch von Cannabis, Partydrogen und Kokain, so dass dieser 

Konsumententyp in noch höherem Maße über die Familie erreicht wurde. Etwa 17 % der 

Klienten wiesen neben der Drogenabhängigkeit zusätzlich einen problematischen 

Alkoholkonsum auf.

Das mittlere Alter der betreuten Suchtmittelkonsumenten lag bei 29 Jahren, die Altersspanne 

zwischen 14 und 62 Jahren. Der Heroineinstieg hatte in 23 % der Fälle vor dem Alter von 18 

Jahren stattgefunden, der Einstieg in den Cannabiskonsum war in 41 % der Fälle bis zum Alter 

von 14 Jahren erfolgt.

Der Anteil der Frauen unter den Ratsuchenden insgesamt beträgt 23 %. Der Anteil der 

Migranten bei den Betreuungsfällen beträgt 15 %. Mindestens 362 Kinder unter 18 Jahren 

waren von der Suchterkrankung der Klienten indirekt betroffen, 134 Kinder lebten mit ihnen 

im gemeinsamen Haushalt.
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Projektentwicklung

Der unverändert hohen Nachfrage durch Ratsuchende konnte mit einem angemessenen 

Beratungs- und Betreuungsangebot entsprochen werden. Aufgrund der Optimierung des 

Angebots für junge Menschen konnten verstärkt jüngere Klienten in die ambulante Therapie 

und andere Behandlungsangebote aufgenommen werden.

Die zunehmende Inanspruchnahme der integrierten Projekte „Nordlicht“, „Nordimpuls“ und 

„Ambulante Therapie Nord“ machte erneut eine personelle und räumliche Erweiterung 

erforderlich. Letztere konnte im Haus umgesetzt werden, so dass eine enge räumliche 

Verbindung unter den Projekten bestehen bleibt.

Mit dem neuen Projekt „Nordwerk“ konnte das Angebot der Drogenhilfe Nord um einen 

wichtigen Betreuungsbaustein zur Beschäftigung und Tagesstrukturierung ergänzt werden. 

Klienten, die an entsprechende externe Einrichtungen oft nicht anzubinden sind, können hier 

schwellenlos eine aktive Tagesgestaltung erproben und erlernen.

Sowohl die Frühinterventionskurse „FreD“ als auch die Unterstützung zur Konsumreduktion 

„Realize-It“ werden in Kooperation mit den übrigen Berliner Drogenberatungsstellen und unter 

wissenschaftlicher Begleitung fortgeführt.

Die Therapievorbereitungsgruppe lief kontinuierlich weiter und erfreute sich einer regen 

Teilnahme. Sie ist für Drogenabhängige aller Alterstufen eine wertvolle Unterstützung ihrer 

Motivation und bei der Verstetigung der Therapieabsicht. Der relativ niedrigschwellige Zugang 

zur Gruppe konnte gerade bei Menschen ohne Therapierfahrung zu einem Abbau von 

Therapieängsten beitragen und positive Erwartungen an die Therapie verstärken.

Für den Umgang mit suchtmittelkonsumierenden Eltern wurden spezielle Verfahrensweisen 

eingeführt, die sicherstellen sollen, dass eine vorliegende oder drohende 

Kindeswohlgefährdung erkannt und abgewendet wird. Nach dem 4-Augenprinzip bzw. in 

speziellen Fallbesprechungen unter Beteiligung des Projekts Nordlicht wird ggf. über 

angemessene Maßnahmen bis hin zur notfalls erforderlichen Unterrichtung des Jugendamts 

entschieden.

Im Rahmen des gemeindepsychiatrischen Verbundes (GPV) wurde weiter an der Schnittstelle 

Jugendhilfe - psychiatrische Versorgung gearbeitet. Hierzu ist eine Vereinbarung in 

Vorbereitung, die den Übergang zwischen den Hilfesystemen unter fachlich angemessenen 

Modalitäten regeln soll.

Im Projekt „Ambulante Therapie Nord“ wurde die Entwöhnungsbehandlung mit einer Gruppe 

für Erwachsene und einer speziellen Gruppe für Jugendliche und junge Erwachsene erfolgreich 

fortgeführt. Das Behandlungskonzept umfasst eine intensivere Unterstützung der Entwicklung 

beruflicher Perspektiven, die stärkere Einbeziehung der Herkunftsfamilie sowie regelmäßige 

Sport- und Freizeitgruppen.

Die Drogenberatung Nord hat auch in diesem Jahr ihr Angebot u. a. bei der Reinickendorfer 

Jugendmesse mit Unterstützung des Projekts „Nordlicht“ darstellen können. Dies geschah an 

einem gemeinsamen Stand mit der Fachstelle für Suchtprävention Berlin.

Kooperation und Vernetzung

Trägerintern besteht eine enge Kooperation mit den übrigen Projekten im Geschäftsbereich, die 

mit deutlichen Synergieeffekten verbunden ist.

Im integrierten regionalen Suchthilfedienst trägt die Drogenberatung Nord zusammen mit den 

Kooperationspartnern die Verantwortung für ein verbindliches Versorgungsangebot im 

Rahmen der gemeinsamen Konzeption für alle suchtbetroffenen Bürger von Reinickendorf und 

Pankow. Ergänzend dazu ist die Beratungsstelle in beiden Bezirken an Suchthilfeverbünden 

beteiligt, die sich mit bezirksspezifischen Suchtfragen befassen.
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In Reinickendorf ist der Geschäftsbereich Mitglied in einem gemeindepsychiatrisch 

orientierten Verbund zur Organisation von therapeutisch betreutem Einzelwohnen und 

tagesstrukturierender Hilfen. Hier werden einzelfallbezogen entsprechende Betreuungsformen 

auch für Drogenabhängige und Menschen mit Doppeldiagnose beratungsstellennah umgesetzt.

Im Kooperationsfeld Jugendhilfe/Jugendpsychiatrie erfolgte eine Vertretung mit Unterstützung 

durch das Projekt „Nordlicht“.

Zu einigen Arztpraxen im Norden Berlin bestehen – zum Teil in Kooperation mit dem Projekt 

„Nordimpuls“ – intensive Kooperationsbeziehungen einschließlich aufsuchender 

Kontaktaufnahme zu Patienten in der Praxis.

Neben der regionalen Zusammenarbeit ist wegen der zum Teil überregionalen Struktur der 

Drogenszene und der Drogenhilfe auch eine bezirksübergreifende Orientierung notwendig. Im 

Berliner Stadtraum bestehen u. a. Kooperationsbeziehungen zu den anderen Sucht- und 

Drogenberatungsstellen, zu niedrigschwelligen Einrichtungen, zu medizinischen und zu 

therapeutischen Einrichtungen.

Resümee und Ausblick

Die Drogenberatung Nord konnte auch in diesem Jahr ihre Ziele erreichen und ihre Arbeit 

erfolgreich weiterführen.

Die Beratungs- und Betreuungsarbeit wurde bedarfsgerecht umgesetzt, bei der Zahl der 

Betreuten ergab sich auf hohem Niveau noch einmal ein Zuwachs.

Das Angebotsspektrum konnte durch die Einrichtung einer Werkstatt für tagesstrukturierende 

Hilfen um einen bedeutsamen Baustein erweitert werden.

Das unter dem Dach der Drogenhilfe Nord vorgehaltene, breite Spektrum von konzeptionell 

integrierten Hilfen bewährt sich und zeigt deutliche Synergieeffekte.

Angesichts eines bedeutenden Anteils von Alkoholproblematiken, die neben der 

Drogenabhängigkeit bestehen, wird eine stärkere Berücksichtigung dieses Aspekts im 

Betreuungsangebot erforderlich.

2. Substitutionsprojekt „Nordimpuls“

Das Projekt Nordimpuls besteht seit Anfang 1995. Es hat seine Wurzeln in der Drogenberatung 

Nord und wurde zur Durchführung der psychosozialen Betreuung Drogenabhängiger als 

eigenständiges Projekt gegründet.

Das Angebot der psychosozialen Betreuung bei Nordimpuls besteht für erwachsene 

Substituierte, die aufgrund ihres meist langjährigen Drogenkonsums in ihrer Fähigkeit zur 

Bewältigung üblicher sozialer Anforderungen eingeschränkt sind und die deshalb 

sozialpädagogischer Unterstützung und Förderung bedürfen. Ziel ist es, die gesundheitliche, 

psychische, berufliche und soziale Situation der Betroffenen zu verbessern, ihnen die 

Teilnahme am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen und auf diesem Weg auch die Chancen 

auf eine drogenfreie Lebensperspektive zu erhöhen. Ausgehend von den bestehenden 

Erfahrungen in der Behandlung Süchtiger, lassen sich eine Reihe von Teilzielen beschreiben. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass sich bei einem Teil der Betreuten hinsichtlich bestimmter 

Teilziele nur geringe, mitunter gar keine Fortschritte einstellen. Das Ziel der suchtmittelfreien 

Lebensgestaltung erscheint hier zunächst unrealistisch. Aber auch Fortschritte in einzelnen 

Zielbereichen führen vielfach schon zu einer wesentlichen Verbesserung der Lebensqualität. In 

diesen Fällen stellt Drogenfreiheit eher eine Zielorientierung dar, die ihren Wert mehr im 

Anstoßen von Entwicklungsprozessen hat, als in der Festlegung eines tatsächlich erreichbaren 

Zustands.
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Methodisch orientiert sich die Arbeit von Nordimpuls weiterhin an den vom Fachverbund 

Substitutionsbetreuung erarbeiteten Standards zur psychosozialen Betreuung von Substituierten 

und den mit der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales und Verbraucherschutz 

vereinbarten Leistungsbeschreibungen für diesen Hilfebereich.

Die Finanzierung erfolgt durch Vergütung von Fachleistungsstunden durch die Bezirksämter 

nach §§ 53, 54 SGB XII auf der Basis einer mit der Senatsverwaltung für Gesundheit, Soziales 

und Verbraucherschutz abgeschlossenen Vereinbarung. Das Projekt ist nach § 35 BtmG 

anerkannt.

Einzelfallarbeit

Grundlage der psychosozialen Betreuung sind vor allem die Einzelkontakte. Sie dienen der 

Klärung sozialer Probleme (Wohnungserhalt und -suche, Schuldenregulierung, Probleme mit 

Justiz, berufliche Perspektiven, Umgang mit behördlichen Angelegenheiten etc.), betreffen 

Fragen zur Gesundheit, Ernährung, zum Suchtverhalten und bieten darüber hinaus den Rahmen 

für die Bearbeitung von Schwierigkeiten und Defiziten in persönlichen und sozialen 

Beziehungen unter Berücksichtigung der vorhandenen Ressourcen und Fähigkeiten. Konkrete 

Betreuungsziele werden in einem gemeinsam mit dem Klienten oder der Klientin erstellten 

Hilfeplan aufgenommen und in der Regel halbjährlich überarbeitet und fortgeschrieben.

Aufsuchende und nachgehende Betreuung in Arztpraxen

Die seit September 2001 bestehende Kooperation mit einer niedergelassenen Ärztin in 

Reinickendorf wurde fortgesetzt und weiter ausgebaut. In dem von Nordimpuls angemieteten 

Praxisraum finden mittlerweile dreimal wöchentlich Sprechstunden für die dort Substituierten 

statt. Wöchentliche Fallabsprachen zwischen Ärztin und Betreuern ermöglichen ein schnelles 

Reagieren auf die Problemlagen der substituierten Klienten. In einer Gemeinschaftspraxis im 

Wedding bietet Nordimpuls gemeinsam mit drei weiteren Berliner Drogenprojekten ebenfalls 

Beratung und Betreuung vor Ort. Mit einer weiteren Reinickendorfer Arztpraxis wurde die 

bewährte Vor-Ort-Zusammenarbeit fortgesetzt. Ziel der Arbeit in den Arztpraxen ist es, den 

dort Substituierten den Zugang zum Hilfesystem zu erleichtern, Kontaktabbrüche zu vermeiden 

und bei schwierigen Betreuungsverläufen in direkter und enger Abstimmung mit den 

behandelnden Ärzten zu bleiben. Damit trägt das Projekt Nordimpuls zu einem verbesserten 

Angebot für substituierte Drogenabhängige in der Region bei.

Betreutes Wohnen 

Im Rahmen der gemeindepsychiatrischen Versorgung in Reinickendorf wird bei Nordimpuls 

auch therapeutisch betreutes Einzelwohnen sowie tagesstrukturierende Betreuung für 

Menschen mit einer Suchtproblematik angeboten. Über den Umfang und die Ausgestaltung 

dieser Hilfen entscheidet im Einzelfall eine bezirkliche Hilfeplankonferenz auf der Basis einer 

mit dem Hilfeempfänger gemeinsam erstellten personenzentrierten Behandlungs- und 

Rehaplanung. 

Klientel

Im Jahr 2007 waren bei Nordimpuls 79 Substituierte in Betreuung, davon 26 Frauen.

Mit betroffen waren 36 Kinder unter 18 Jahren.

Es konnten 20 Betreuungen abgeschlossen werden, dabei wurde in 15 Fällen das 

Betreuungsziel erreicht. Bei 6 Fällen betrug die Betreuungsdauer bis zu einem Jahr, bei 14 

Fällen lag sie darüber.

Im therapeutisch betreuten Einzelwohnen wurden 7 Klienten betreut.
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Personal

Das gemischtgeschlechtliche Team des Projekts Nordimpuls setzt sich aus Fachkräften 

zusammen, die über Abschlüsse als Diplom-Sozialpädagoge, Diplom-Psychologe oder 

Diplompädagoge sowie langjährige Berufserfahrung in der Drogen- und Suchthilfe verfügen. 

Ein Teil des Teams hat zusätzlich arbeitsfeldbezogene Zusatzqualifikationen.

Kooperation/Qualitätssicherung

Nordimpuls beteiligt sich aktiv an fachspezifischen, überregionalen und bezirklichen Gremien, 

um eine Vernetzung der psychosozialen Arbeit im Sinne von Koordination und Kooperation zu 

fördern.

Es besteht eine enge Zusammenarbeit mit der Drogenberatung Nord. So ist gewährleistet, dass 

allen Betreuten der Weg zum gesamten Drogenhilfesystem offen steht und Übergänge schnell 

und ohne Brüche organisiert werden können. Eine enge Verzahnung erfolgt auch mit den 

übrigen unter dem Dach der Drogenhilfe Nord integrierten Projekten. Hervorzuheben ist hier 

besonders die interne Kooperation mit dem Familienhilfeprojekt Nordlicht und dem neuen 

Projekt Nordwerk.

Nordimpuls steht die gesamte Bandbreite der von der Stiftung SPI betriebenen Projekte zur 

Verfügung. Im Einzelfall ist so eine schnelle und unbürokratische Zusammenarbeit möglich.

Neben der fest verankerten Vor-Ort-Zusammenarbeit mit drei Arztpraxen gibt es gute 

Kooperationsbeziehungen zu weiteren Arztpraxen in Reinickendorf, Mitte und Friedrichshain.

Mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst Reinickendorf werden jährliche Arbeitstreffen 

durchgeführt. Durch den fachlichen Austausch und die direkte und unkomplizierte Kooperation 

konnten so im Interesse der Klienten deutliche Verbesserungen erreicht werden.

Die Kooperation im Gemeindepsychiatrischen Verbund Reinickendorf erschließt den Klienten 

bei Bedarf zusätzliche psychiatrische Hilfen.

In Kooperation mit dem jeweils zuständigen Jobcenter konnte eine erhebliche Anzahl von 

Klienten in eine passende MAE-Beschäftigung vermittelt werden.

Zur Sicherung und Entwicklung der Qualität nehmen alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 

Fortbildung und Supervision teil, es werden regelmäßige Fallbesprechungen und 

Teamsitzungen zur Koordination der Betreuungsarbeit durchgeführt.

Die Dokumentation der Betreuungsarbeit erfolgt nach dem „Deutschen Kerndatensatz” mittels 

der Datenbankanwendungen „Moonlight“ bzw. „Ebis“.

Ein zertifiziertes Qualitätsmanagementsystem nach DIN EN ISO 9001:2000 wird im gesamten 

Geschäftsbereich angewandt und ständig weiterentwickelt.

Resümee und Ausblick

Die psychosoziale Betreuung bei Nordimpuls konnte auch im letzten Jahr wieder erfolgreich 

weitergeführt werden, die Betreuungskapazitäten wurden erweitert. Der Bereich Betreutes 

Wohnen hat sich als wichtiger Betreuungsbaustein etabliert. Die Vor-Ort-Kooperation mit 

Arztpraxen hat sich bewährt und konnte kontinuierlich fortgeführt werden.

Für das Projekt Nordimpuls bleibt es Ziel, den komplexen Hilfebedarf der Klienten mit einem 

entsprechend umfassenden, integrierten Hilfeangebot zu decken. Die 

Unterstützungsmöglichkeiten im Bereich Wohnen sind noch weiter zu entwickeln. Die 

mögliche Ergänzung der Betreuung durch Hilfen zur Beschäftigung und Tagesstrukturierung 

soll systematisch berücksichtigt werden. Die Erfolge im Bereich Arbeit sollen in Kooperation 
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mit den Jobcentern verstetigt werden. Bei der Gestaltung der Hilfen wird konsequent ein 

personenzentrierter Ansatz verfolgt.

Suchthilfe Pankow, Mühlenstraße 33/34

Die Suchthilfe Pankow besteht aus den drei Projekten Beratungsstelle STAB (BST STAB), 

BETA (Betreutes Einzelwohnen & Tagesstätte) und Café 157. Es fanden regelmäßig 

Teamsitzungen und Klausurnachmittage  der vier Projekte statt. Inhaltlich standen 

organisatorische Absprachen, vor allem aber der fachliche Erfahrungsaustausch der 

Mitarbeiter/-innen im Mittelpunkt, um die Betreuung der Klienten/-innen zu optimieren und 

die Arbeit effektiv zu gestalten. Projektübergreifend gab es zwei gemeinsame Feste, die großen 

Zuspruch fanden.

3. STAB Suchtberatungsstelle Pankow

Die Beratungsstelle und Therapieeinrichtung für Suchtkranke ist fester Bestandteil der 

regionalen, gemeindepsychiatrischen Versorgung der Bürger (§ 26 OGDG).

In Abstimmung mit dem Bezirksamt Pankow von Berlin, insbesondere mit dessen 

Sozialpsychiatrischen Dienst, übernimmt STAB, neben der kommunalen Suchtberatungsstelle, 

verbindliche Verantwortung für die Versorgung von Abhängigkeitskranken. Dazu gehören 

Beratung, Betreuung, Behandlung von Abhängigkeitskranken, deren Angehörigen, Betroffenen 

und Interessierten.

STAB ist verbindlicher Partner im Verbund Sucht Pankow, der seine Zusammenarbeit 

vertraglich geregelt hat.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verfügen über suchtspezifische Zusatzqualifikationen. 

Hauptschwerpunkt der Arbeit war wiederum die Beratung, Betreuung und Therapie von 

Alkohol- und Medikamentenabhängigen. Auch zahlreiche Angehörige suchten die 

Beratungsstelle auf.

Im Jahr 2007 wurden 627 Patienten betreut. 

Die Angebote der  Beratungsstelle werden sehr gut  und intensiv in Anspruch genommen.

Beratung

Insbesondere mit dem Ziel:

– Erarbeitung von Krankheitseinsicht,

– der Unterstützung der Suchtkranken bei der Bewältigung von Lebens- und Rückfallrisiken,

– der Klärung von Problemlagen, Hilfs- und Betreuungsbedürfnissen sowie der Vermittlung 

von entsprechenden Hilfsangeboten anderer Stellen.

Betreuung

– umfassende Unterstützung bei der Bewältigung des Alltags,

– Wohnungserhaltung,

– materielle Grundsicherung,

– gesundheitliche Versorgung,

– berufliche- und soziale Wiedereingliederung.
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Psychosoziale Begleitung während der ambulanten Entgiftung

Kriseninterventions- und Motivationsgruppe

Nach wie vor ist dieses Angebot das Kernstück der Arbeit von STAB und ein sehr bedeutendes 

niedrigschwelliges Angebot.

Während der Entgiftung befindet sich der Patient in einer akuten Krisensituation. Die 

Beratungsstelle nutzt die Krisen als therapeutischen Ansatzpunkt, der die Auseinandersetzung 

des Kranken mit seiner Krankheit, die Bereitschaft zur Übernahme der Verantwortung für das 

eigene Leben und die weitere Therapiemotivation fördert.

– Besuch der täglichen Gruppenstunde ab sofort möglich,

– Einzelgespräche.

178 Menschen nahmen dieses Angebot in Anspruch. Davon konnten 52 in eine 

Alkoholentwöhnungsbehandlung vermittelt und intensiv darauf vorbereitet werden.

STAB hat im Vergleich zum Durchschnitt der Beratungsstellen eine sehr hohe 

Vermittlungsquote in Therapie.

Informationsseminar

6 x 90-minütige Seminare zum Suchtmittelmissbrauch, Information über 

Abhängigkeitsentwicklung + therapeutischen Vorgehen. Den Seminaren liegt ein 

verhaltenstherapeutisch orientiertes Programm zugrunde.

Die Seminare finden zweimal wöchentlich immer wiederkehrend statt. Im Jahr 2007 fanden 

92 Seminare mit 718 Teilnehmern statt. Die meisten Patienten beschäftigen sich mit allen 

6 Themen.

Therapieeinführungsgruppe

Die Therapieeinführungsgruppe und die Therapiewartegruppe fanden regelmäßig statt. Es 

wurden 58 Sitzungen mit 301 Teilnehmern durchgeführt.

Ziel war hier, Patienten die sich für eine Entwöhnungsbehandlung ambulant oder stationär 

entschieden haben, gezielt auf diese Maßnahme vorzubereiten. 

Innerhalb von 14 Tagen finden 6 Gruppensitzungen statt, in denen zum Teil jeder Teilnehmer 

seine Therapieziele entwickelt und diese schriftlich fixiert. Bis zur Aufnahme in Therapie 

können die Patienten/-innen einmal wöchentlich an einer Wartegruppe teilnehmen, da die Zeit  

bis zur Aufnahme mitunter recht lang ist. Diese Maßnahme hat sich sehr gut bewährt. 

Rückfallprophylaxe

Ziel der Rückfallprophylaxe u. a. ist:

– Informationen zum Rückfallgeschehen,

– psychische Auseinandersetzung mit dem Thema Rückfall,

– Erlernen von Bewältigungsstrategien in Risikosituationen,

– Umgang mit Rückfallschock und Begrenzung eines Rückfalls.

Hauptanliegen ist, die Selbstwirksamkeitserwartungen der Patienten zu erhöhen, indem sie 

Copingverhalten in problematischen Situationen entwickeln; dass sie Ausrutscher als solche 

einordnen und den Rückfallschock bewältigen können und so zu einer stabilen Abstinenz 

finden.
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Im Jahr 2007 fand der Kurs insgesamt zweimal statt. Jeder Kurs bestand aus 6 Sitzungen mit 

insgesamt 65 Teilnehmern.

Ambulante Entwöhnungsbehandlung und Nachsorge

Nach einem wissenschaftlich begründeten Therapiekonzept führt STAB 

Entwöhnungsbehandlungen in Form von Einzel- und Gruppentherapie durch. Es bestehen 

zurzeit 2 therapeutische Gruppen, die wöchentlich tagen. Die Gruppen sind sehr stabil und gut 

besucht. Um eine hohe Qualität zu gewährleisten arbeiten die Gruppen mit Co-Therapeuten. 

Dies führte zu  weniger Abbrüche während der Therapie.

Im Anschluss an die stationäre Entwöhnungsbehandlung bietet die BST STAB  eine ambulante 

Nachsorge an, um die Ergebnisse der Therapie zu stabilisieren bzw. weiter zu entwickeln und 

um auch Rückfälle vorzubeugen bzw. schlechte Verläufe zu verhindern. Die Nachsorge 

bewilligt der Kostenträger in der Regel  bis zu einem Jahr. Dazu findet regelmäßig wöchentlich 

ein Kontakt statt.

Wegen der großen Nachfrage ist es erforderlich 3 Nachsorgegruppen zu führen. Die Nachfrage 

nach diesen Therapieplätzen ist nach wie vor groß. Wenn erforderlich werden auch 

Einzelgespräche angeboten. 

Angehörigenarbeit

Das im Jahr 2003 eingerichtete Angehörigenseminar, welches  immer am 1. Montag im Monat 

stattfindet, wird besonders von Angehörigen neuer Klienten gut angenommen. Während zu 

Beginn des Seminars zunächst die Wünsche nach Empfehlungen für den Umgang mit ihren 

alkoholkranken Angehörigen bearbeitet werden, geht es im 2. Teil darum, mehr Bewusstheit 

für die eigenen Motive in dieser Auseinandersetzung zu schaffen und auf die Erfolge der 

gemeinsamen Veränderungsarbeit zu fokussieren.

Kooperation/Vernetzung/Öffentlichkeitsarbeit

Die BST STAB stimmt die Betreuung von Abhängigkeitskranken nach wie vor innerhalb des 

Verbundes Sucht Pankow, vor allem  mit der Klinik, dem Sozialpsychiatrischen Dienst, dem 

Sozialamt und den Ärzten in Niederlassung ab.

Sie ist auch im Integrierten regionalen Suchthilfedienst der Region Nord verankert. Es existiert 

ein gemeinsames abgestimmtes Konzept und eine Kooperationsvereinbarung.

Die Zuweisung durch Ärzte und Kliniken, hier vor allem das St. Joseph-Krankenhaus 

Weißensee und die DRK-Klinik Drontheimer Straße sind sehr gut. Auch die Salus-Klinik 

Lindow vermittelt uns zur Nachsorge sehr viele Klienten.

Seit einigen Monaten gestaltet die BST wöchentlich eine Gruppenstunde im St. Joseph-

Krankenhaus Weißensee auf der Entgiftungsstation, um den Patienten den Übergang zu 

erleichtern bzw. sie zu motivieren, gegen ihr Abhängigkeitsproblem weiterhin etwas zu 

unternehmen.

STAB arbeitet im überbezirklichen - Arbeitskreis der Alkoholberatungsstellen- und 

bezirklichen Gremien der Psychosozialen Arbeit wie PSAG und AG Sucht mit.

Selbsthilfe

Die BST unterstützt  Betroffene bei der Gründung von Selbsthilfegruppen und stellen ihnen 

unkompliziert Räume zur Verfügung. In unserem Hause tagen zurzeit 3 Selbsthilfegruppen.
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4. BETA Pankow

BETA ist die Fusion des BEW und der TAgesstätte der Suchthilfe Pankow, in Trägerschaft des

Geschäftsbereichs. Das Projekt Betreutes Einzelwohnen arbeitet seit Januar 1995, die 

Tagesstätte besteht seit 1997. Die Idee, die Angebote von BEW und Tagesstätte 

zusammenzuführen, beruht auf Erfahrungen mit der besonderen Klientel der chronisch, 

mehrfach beeinträchtigten Alkoholabhängigen (CMA). „Chronisch Abhängigkeitskranke sind 

mehrfach geschädigt; sie zeichnen sich durch langjährigen Suchtmittelmissbrauch und 

ausgeprägte Folgeschäden auf der körperlichen und psychischen Ebene, dem weitgehenden 

Verlust des sozialen Umfeldes und einer geringen materiellen Absicherung aus. Es handelt sich 

um gravierend beeinträchtigte Menschen, deren Rehabilitation von vornherein als ein 

schwieriges Unterfangen erscheinen muss.“ (Weiterentwicklung von Hilfen für Alkoholkranke, 

S. 97, Bd. 106, BMG, 1998) Diese Menschen haben auf Grund ihrer Erkrankung oft einen 

Hilfebedarf, der weder durch das BEW noch durch  die Tagesstätte im jeweiligen 

Leistungskatalog abgedeckt ist. Die Folge- und Begleiterscheinungen eines jahrzehntelangen 

Alkoholmissbrauchs sind oft sehr weit reichend und erfordern integriertere Hilfemaßnahmen,

als sie ein einzelnes Projekt im bisherigen Umfang anbot. Die optimalen Hilfeangebote sollten 

sich zusammensetzen aus Aspekten der beratenden, aufsuchenden, begleitenden und 

tagesstrukturierenden Arbeit. Diese Angebotsvielfalt (Produktpalette) lässt sich 

organisatorisch, inhaltlich und ökonomisch am sinnvollsten durch die Bündelung der 

Erfahrung beider Betreuungsteams einer Einrichtung mit einem Großteam anbieten.

Die Umsetzung des § 93 BSHG mit Zielsetzung der personenzentrierten Hilfen zu Beginn 

2004 bestärkte uns auf dem Weg der Schaffung eines solchen Projektes. 

Ziele von BETA

Hauptziel der Tätigkeit ist, eine weitere Verschlechterung der somatischen, psychischen und 

sozialen Befindlichkeit zu verhindern. Es gilt, das Überleben zu sichern und durch 

sozialpädagogische Betreuung der Klienten/-innen Einfluss auf die allmähliche Entwicklung 

einer zufriedenstellenderen Lebensweise zu nehmen. Mittelfristig versucht BETA durch „Hilfe 

zur Selbsthilfe“ die Klienten/-innen so zu befähigen, dass sie ein möglichst selbständiges 

Leben führen können. Ein weiteres wichtiges Ziel ist, gemeinsam mit den Klienten/-innen eine 

Krankheitseinsicht zu erarbeiten und darauf aufbauend den Suchtmittelmissbrauch 

einzuschränken und Abstinenzphasen zu erreichen und auszubauen. 

– Möglichkeiten zur Kommunikation der Klienten/-innen untereinander zu schaffen, um 

z. B. Erfahrungen und Erkenntnisse auszutauschen,

– Herausholen der Klienten/-innen aus ihrer sozialen Isolation und ihrem Milieu,

– Schaffen sozialer Kontakte und schrittweise Integration in das gesellschaftliche Leben,

– Schaffung von Erlebnissen,

– Erhöhung der Mobilität und Aktivität,

– eigene Fähigkeiten und Fertigkeiten unter Beweis zu stellen und damit eine Erhöhung des 

Selbstbewusstseins zu fördern.

Arbeitsweisen bei BETA

BETA ist eine niedrigschwellige Einrichtung und erhebt keinen Abstinenzanspruch, d. h. es 

wird suchtbegleitend gearbeitet. Das Angebot umfasst Einzelfall- und Gruppenarbeit. In der 

Einzelfallarbeit wird nach dem Bezugsbetreuersystem gearbeitet. Bei schwierigen Verläufen 

erfolgt eine Co-Betreuung durch eine/n zweite Mitarbeiter/in.

Hauptschwerpunkte der vorrangig personenzentrierten Arbeit im Bereich BEW sind die 

aufsuchende und begleitende Tätigkeit. Darüber hinaus findet ein Teil der Einzelgespräche 

auch zielgerichtet in der Einrichtung statt. Dies geschieht aus der Überlegung heraus, die 

oftmals vorhandene soziale Isolation zu durchbrechen und um soziale Fähigkeiten zu 

trainieren.
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Die Anforderungen an die Besucher/-innen der Tagesstätte orientieren sich an deren 

Ressourcen und Bedürfnissen in Übereinstimmung mit den Zielen der Tagesstätte. Die 

Besucher/-innen der Tagesstätte werden als therapeutische Gemeinschaft angesehen, dass 

heißt, sie werden an Entscheidungsprozessen die Gruppe betreffend so weit wie möglich 

beteiligt. Dadurch wird die Übernahme von Verantwortung gefördert, es werden aber auch die 

resultierenden Konsequenzen mitgetragen. 

Für alle Klienten wird ein Behandlungs- und Rehabilitationsplan erstellt. Dieser enthält 

ausgehend von der aktuellen persönlichen Situation gemeinsam vereinbarte Ziele für die Zeit 

bei BETA. Die Ziele werden zusammen mit dem/der Klient/in immer wieder in Form von 

strukturierten Reflexionsgesprächen überprüft und aktualisiert, z. B. wenn sich Selbständigkeit 

und Übernahme eigener Verantwortung erhöhen. Zudem wird mit den Besuchern/-innen eine 

Betreuungsvereinbarung abgeschlossen, mit der sie die Regeln bei BETA akzeptieren.

Das Angebot der Einzelfallarbeit bei BETA umfasst neben den Einzelgesprächen:

– Gespräche mit Angehörigen bzw. Herstellung des Kontakts zu Angehörigen und anderen 

Bezugspersonen,

– Krisenintervention,

– Krankenbesuche in stationären Einrichtungen,

– Unterstützung beim Umgang mit Ämtern und Behörden, wenn erforderlich auch 

Begleitung,

– Absicherung der gesundheitlichen Betreuung bis hin zur Begleitung zum/zur

Arzt/Psychotherapie,

– Unerstützung bei Haushaltsführung, finanziellen Angelegenheiten, Hygiene und 

Tagesstrukturierung,

– lebenspraktische Übungen und kognitives Training,

– Vermittlung an stationäre und ambulante Suchtbehandlungseinrichtungen sowie in 

therapeutische Wohneinrichtungen und Pflegeheime.

Neben dieser intensiven, aufsuchenden und begleitenden, einzelfallorientierten Arbeit liegt der 

andere Angebotsschwerpunkt auf der sozialen Gruppenarbeit.

Zu diesem Angebot gehören:

– Klientenfrühstück,

– Spielnachmittage,

– Ausflüge innerhalb und außerhalb Berlins,

– Museums- und Ausstellungsbesuche,

– Unternehmungen im Kiez zum Kennenlernen der Freizeitmöglichkeiten im Wohnbezirk,

– sportliche Aktivitäten wie Kegeln, Minigolf, Schwimmen, Tischtennis und 

Entspannungstraining,

– Vermittlung und Training von PC-Basiskenntnissen,

– Gedächtnistraining (zwei Gruppen unterschiedlichen Niveaus),

– Besuche von alkohol- und drogenfreien Treffs und Cafés,

– gemeinsame Feiern im Sommer und zu Weihnachten,

– Exkursionen zu therapeutischen Einrichtungen,

– Gruppenfahrt (hat sich zu einem festen Angebot entwickelt, das am intensivsten dazu 

beiträgt der oft starken, sozialen Isolation der Klienten/-innen entgegen zu wirken; durch 

die gemeinsame Fahrt wird außerdem dazu beigetragen, die Lebenswelt wieder zu 

erweitern, Verantwortung wahrzunehmen, andere Selbsterfahrungen zu machen, 

Auseinandersetzungen auszuhalten, physische und psychische Belastungen zu erfahren, 

soziale Kontakte zu üben, Gemeinschaftsgefühl zu entwickeln und vieles mehr).

Die Klienten/-innen von BETA werden von zwei Sucht-Sozialtherapeuten, vier Sozialarbeiter/-

innen und zwei Ergotherapeutinnen betreut. Zudem arbeitet eine Verwaltungskraft in 

Teilzeitanstellung. Die Tagesstätte ist montags bis freitags von 8.00 - 16.00 Uhr geöffnet. Das 

Tagesprogramm für die Besucher/-innen findet von 9.00 - 15.30 Uhr statt. Am Freitag schließt 

die Tagesstätte um 14.00 Uhr. An Feiertagen gibt es Angebote im alkoholfreien „Café 157“ der 

Stiftung SPI. Die Klienten/-innen des BEW nehmen teilweise an den offenen Angeboten im 
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Rahmen des Wochenplans teil. Gemeinsam gestalten Besucher/-innen und Mitarbeiter/-innen 

einen alltagsnahen, abstinenten, klar gegliederten Tages- und Wochenablauf. Schwerpunkte 

dabei sind Ergotherapie in Werkstatt, Küche und Garten, Selbstversorgung, Haushaltsführung, 

Arbeit mit Anderen und abwechslungsreiche Freizeitgestaltung.

Entwicklungen im Jahr 2007

Von Januar 2007 bis Dezember 2007 wurden in der Tagesstätte insgesamt fünfundzwanzig 

Besucher/-innen betreut, neunzehn Männer und sechs Frauen. Die Fluktuation war hoch: es 

fanden dreizehn Neuaufnahmen statt und vierzehn Besucher/-innen beendeten die Betreuung in 

der Tagesstätte. Fünf Besucher/-innen sind vorzeitig aus der Betreuung gegangen, vier 

beendeten regulär. Zwei wechselten in die Betreuung des BEW im Hause. Ein älterer Besucher 

wechselte in eine Tagesstätte für Senioren und zwei weitere wurden zu einer stationären 

Alkoholentwöhnungsbehandlung vermittelt.

Das Durchschnittsalter aller Besucher/-innen betrug 2007 45 Jahre, wobei der Jüngste 25 Jahre 

und der Älteste 72 Jahre alt war. Die Betreuungsverläufe behalten die Tendenz zur 

Verkürzung: Es gab einen Besucher, der drei Jahre betreut wurde, ein anderer zweieinhalb 

Jahre. Eine neue Tendenz zeigt, dass wir jüngere Klienten im Alter von 30 Jahren aufnehmen, 

die neben der Alkoholabhängigkeit ein Cannabisproblem haben und zudem psychiatrischer 

Behandlung bedürfen. Zudem gab es Übergangsbetreuungen, wobei die kürzeste keine drei 

Monate dauerte. 

Im Jahr 2007 wurden im Betreuten Einzelwohnen insgesamt 27 Klienten/-innen betreut, davon 

18 Männer und 9 Frauen. Es gab 9 Neuaufnahmen und  für 12 Klienten/-innen endete die 

Betreuung. Ein Klient zog in ein Wohnheim, 1 Klient wechselte zur Beratungsstelle STAB, 

1 Klient nahm eine Arbeitstätigkeit auf, 1 Klient wechselte zu einer Werkstatt für Behinderte, 

4 Klienten/-innen werden durch Betreuer und häusliche Krankenpflege weiter betreut und 

3 Klienten/-innen haben regelmäßige Termine beim Hausarzt sowie Neurologen/Psychiater 

oder auch beim Psychologen. Einige von ihnen besuchen auch Selbsthilfegruppen oder nutzen 

das Angebot der angeleiteten Selbsthilfegruppe. Nur ein Klient beendete ohne 

Weiterbetreuung, da er diese nicht wünschte.

Im Jahresdurchschnitt betrug die Auslastung 108,8 %. Auf die realen Betreuungszeiträume 

bezogen, befanden sich 2007 die Klienten/-innen durchschnittlich 1,2 Jahre in Betreuung. 

Längere Betreuungszeiten werden immer mehr die Ausnahme, so befanden sich lediglich 

8 Klienten/-innen bis zu 2 Jahren und nur 4 Klienten bis zu 3 Jahren in Betreuung. Der 

Altersdurchschnitt der Klienten/-innen betrug 48,6 Jahre. 

Kooperation, Koordination und Vernetzung

Die engen Kontakte zum Sozialpsychiatrischen Dienst in Pankow, zur Kommunalen 

Suchtberatungsstelle, zum Sozialamt, insbesondere zur Abteilung Eingliederungshilfe und zu 

behördlichen Betreuern sowie Pflegediensten wurden sorgfältig gepflegt. Die Zusammenarbeit 

mit dem St. Joseph-Krankenhaus gestaltete sich ebenfalls problemlos. Die Unterbringung der 

Klienten/-innen, auch in akuten Notsituationen, hat bisher gut funktioniert. Darüber hinaus 

erfolgt während der Entgiftung eine Zusammenarbeit mit den Sozialarbeitern der Stationen 

8 und 9.

Die Mitarbeit in den bezirklichen Gremien wie der PSAG/Arbeitsbereich Erwachsene, der AG 

Sucht und des Steuerungsgremiums wurde auch weiterhin geleistet.

Im Jahr 2007 erfolgte auch wieder eine intensive Zusammenarbeit mit den BEW und den 

Tagesstätten innerhalb des Geschäftsbereichs, insbesondere in Form der Selbstevaluation im 

Rahmen des Qualitätsverbesserungsprozesses. Im Mittelpunkt der Zusammenarbeit stand vor 

allem der fachliche Austausch. Zudem entsendet BETA eine/n Delegierte/n regelmäßig zu den 

Zusammenkünften des überregionalen Arbeitskreises der BEW für chronisch Alkoholkranke 

sowie des Berlin-weiten Tagesstättentreffens.
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5. Kontakt- und Begegnungsstätte „Café 157“

Das Café 157 besteht seit dem Jahr 1992 (ehemals „Club 157“) und ist seit dem Jahr 2005 Teil 

der Suchthilfe Pankow. Es ist Kontakt- und Begegnungsstätte für Menschen mit Sucht-, häufig 

mit Alkoholproblemen, und deren Angehörige. 

Mit seinen Angeboten und Leistungen orientiert es sich am Bedarf der Menschen, die einen 

abstinenten Raum und Rahmen suchen.

Die Einrichtung ist ein wichtiger Bestandteil im Netz der komplementären Suchthilfe in 

Pankow sowie Bestandteil der psychiatrischen Gesundheitsversorgung. Sie leistet damit einen 

wesentlichen Beitrag für Menschen mit Suchtproblemen, sich wieder in die Gesellschaft 

einordnen zu können. Das Angebot richtet sich vor allem an Menschen mit sozialen 

Schwierigkeiten und Suchtproblemen sowie deren Angehörige. Es kann sich dabei um 

Alkohol-, Drogen- oder Medikamentenabhängigkeit, aber auch um stoffunabhängige Süchte 

handeln. Das Ziel ist es, Menschen bei einem abstinenten Leben zu unterstützen und ihnen 

Wege in das weiterführende Hilfesystem aufzuzeigen.

Angebote

Die Einrichtung bietet mit ihrem niedrigschwelligen Ansatz die Möglichkeit eines Einstiegs in 

das regionale Suchthilfesystem. In einem alkoholfreien Rahmen können Informationen, 

Beratungen und lebenspraktische Hilfen in Anspruch genommen werden. Die Hilfe ist zu 

verstehen als ein vorgeschaltetes, ergänzendes und weiterführendes Hilfsangebot, in 

Kooperation mit den vorhandenen psychosozialen Angeboten des Bezirkes.

Beratung

– Information/Aufklärung für Betroffene oder deren Angehörige,

– Klärung von Problemlagen, Hilfs- und Betreuungsbedürfnissen und Möglichkeiten der 

Unterstützung,

– Vermittlung zur Abklärung in die Suchtberatungsstelle.

Freizeitangebote

Jahre- bzw. jahrzehntelanger Alkohol- und Drogenkonsum führt nachweislich zu sozialer 

Isolation und Interessenverlust. Als Symptome zeigen sich Beziehungsängste, eine verlernte 

Kommunikation sowie Freizeitgestaltung. Alkohol und Drogen banden die Zeit, die nun mit 

Inhalten zur Unterstützung der Abstinenz gefüllt werden muss. Hierfür bietet die Einrichtung 

einen Rahmen, sich auszuprobieren und neue Inhalte für sich zu entdecken. Die regelmäßigen 

Freizeitangebote fördern den Aufbau von neuen qualitativen Beziehungen in einer offenen 

Gesprächsatmosphäre u. a. auch gegenüber dem Thema Alkohol. Freizeitangebote waren im 

Jahr 2007: Englischunterricht, Musikgruppe, Kreativzirkel, Schachgruppe, Billard-, 

Tischtennis- und Skatturniere, Doppelkopfrunden, Fahrradausflüge und Feste.

Partizipation

Für die Einrichtung besteht die Aufgabe darin, den neuen Besuchern/-innen die geeignete und 

nötige Hilfestellung anzubieten und unterstützend zu wirken. Sie hat aufgrund ihrer breiten 

Angebotsstruktur verschiedene Möglichkeiten, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. Mit regelmäßig 

durchgeführten Besucherversammlungen werden alle Besucher/-innen an der Gestaltung der 

Angebote beteiligt.
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Ehrenamt

Das ehrenamtliche Engagement innerhalb der Einrichtung hat einen hohen Stellenwert 

erhalten. Es trägt zur Qualität und zur Identifizierung mit der Einrichtung bei. Es engagierten 

sich Menschen, die a) regelmäßig eine Gruppe leiten, z. B.: Englischunterricht, Kreativzirkel, 

Musik- und Schachgruppe, Tischtennisübungsgruppe, oder b) Freizeitaktivitäten organisierten 

wie Billard- und Skatturniere, Radausflüge oder c) in und für Selbsthilfegruppen 

Verantwortung übernahmen. Unsere Besucher haben dadurch eine große Mitsprache- und 

Gestaltungsmöglichkeit. Einige Besucher geben auch Unterstützung in der alltäglichen 

Verrichtung von Reinigungs-, Pflege- und Essenszubereitungsarbeiten.

Integrationshilfen

Innerhalb der Einrichtung besteht durch die Vermittlung von Bildungsträgern die Möglichkeit, 

Tätigkeiten durchzuführen, die über Mehraufwandsentschädigungen vergütet werden (MAE-

Maßnahmen). Die MAE-Teilnehmer ermöglichen der Einrichtung zusätzliche Angebote, wie 

z. B. die Getränke- und Imbissversorgung. Ein besonderer Vorteil der Einrichtung besteht 

darin, dass auch MAE-Teilnehmer tätig sein können, die zur Unterstützung ihrer Abstinenz 

einen alkoholfreien Arbeitsbereich als vorteilhaft ansehen. Zusätzlich erhalten sie eine 

Begleitung durch die Sozialarbeiter. Die Arbeit wurde im Jahr 2007 im Schnitt durch 5 MAE-

Teilnehmer unterstützt.

Ebenfalls besteht die Möglichkeit der Ableistung gemeinnütziger Tätigkeit („Freie Tätigkeit“, 

„Arbeit statt Strafe“) durch die Vermittlung der sozialen Dienste der Justiz. Regelmäßig 

arbeiten 1 - 2 Menschen ihre Strafe in der Einrichtung ab.

Selbsthilfegruppen 

Die Unterstützung von Selbsthilfegruppen ist ein wichtiger Bestandteil im Gesamtkonzept der 

Einrichtung. In den Räumen tagen 6 Selbsthilfegruppen einmal wöchentlich.

Gesundheitsförderung

Suchtmittelfrei

Voraussetzung für die atmosphärische Gestaltung der Einrichtung ist die Schaffung eines 

suchtmittelfreien Raumes. Die Einrichtung wird u. a. wegen ihrer Alkoholfreiheit in den 

Räumlichkeiten von vielen Menschen aufgesucht und soll auch im Bewusstsein der Besucher 

als alkoholfreier Treffpunkt wahrgenommen werden. Viele Besucher/-innen wünschen sich ein 

„Gegenüber ohne Fahne“ oder mindestens eine Abstinenz in der Zeit während des Aufenthaltes 

in dieser Einrichtung. Die Einrichtung konnte dies gut umsetzen ohne ihre 

Niedrigschwelligkeit aufzugeben.

Rauchfrei

Das Café ist seit dem 01.04.2007 rauchfrei. Die Einrichtung will Raucher weder diskriminieren 

noch missionieren. Sie bietet jedoch einen Raum für Aufklärung und Angebote, die dem 

Verzicht auf Nikotin förderlich sind. So wird seit Mai 2007 an jedem Sonntag in der Woche 

eine Fitnessgruppe durchgeführt. Das Nichtraucherschutzgesetz wird im Interesse der 

Beschäftigten und Besucher/-innen umgesetzt.

Vernetzung/Kooperation/Öffentlichkeitsarbeit

Zur Realisierung der vielfältigen Aufgaben bestehen zu allen spezifischen Einrichtungen des 

Bezirkes Kontakte bzw. kann deren Angebotsstruktur genutzt werden. Eine sehr enge 
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Kooperation und ein fachlicher Austausch erfolgt mit den Projekten der Suchthilfe Pankow –

Suchtberatungsstelle STAB und BETA sowie anderen Suchthilfeeinrichtungen des Bezirkes. 

Die Einrichtung beteiligt sich aktiv an der AG Sucht.

Veränderungen und Angebotserweiterungen

Das Gruppenangebot ist im Jahr 2007 weiter gewachsen. Es werden wöchentlich seit dem 

Frühjahr ein Englischkurs, ein neuer Kreativkurs, eine Fitnessgruppe und an den Wochenenden 

abwechselnde Turniere im Tischtennis, Skat und Billard durchgeführt.

Das ehrenamtliche Engagement der Besucher wurde ausgebaut. So werden die neu 

entstandenen Gruppen durch Ehrenamtliche geleitet. Auf einer Besuchervollversammlung 

wurde ein Besucherbeirat gewählt.

Region Lichtenberg-Hohenschönhausen

6. Integrierte Suchtberatung Lichtenberg

Übersicht der Arbeitsaufgaben

Das Arbeitsspektrum der Integrierten Suchtberatungsstelle Lichtenberg umfasst die Bereiche 

Beratung, Betreuung, Krisenintervention, Vermittlung, Behandlung und Nachsorge mit der 

dazugehörigen Lobby-Arbeit für die Klientel.

Die Beratungsstelle ist zuständig für alle Menschen mit einem Suchtproblem (Alkohol, illegale 

Drogen, Medikamente, Essen, Spielen etc.) sowie deren Angehörige und Freunde in der 

Region Lichtenberg. In der täglichen Arbeit mit den Betroffenen liegt besonderes Augenmerk 

auf dem Aufbau einer stabilen Arbeitsbeziehung zu den Klienten/-innen.

Weitere Arbeitsschwerpunkte sind die psychosoziale Betreuung im Rahmen von 

Substitutionsbehandlungen, die externe Suchtberatung im Evangelischen Krankenhaus Königin 

Elisabeth Herzberge und in den Justizvollzugsanstalten sowie die Arbeit in Gremien, die der 

Vernetzung und Kooperation der Einrichtungen im Hilfesystem dient.

Personelle Ausstattung

In der Suchtberatungsstelle arbeiten:

1 Psychologin, 4 Sozialarbeiter/-innen und 1 Sachbearbeiterin. Die Finanzierung setzt sich 

zusammen aus Zuwendungsmitteln des Bezirkes Lichtenberg und aus Zuwendungsmitteln des 

Landes Berlin. Des Weiteren ist das Bundesmodellprojekt „HaLT“ an die Suchtberatung 

angegliedert. In diesem Projekt arbeiten: 1 Diplompädagoge, 1 Diplomsozialarbeiter/-

pädagoge, Erlebnispädagoge.

Arbeitsschwerpunkte

Der Standort Einbecker Straße hat sich in der Lichtenberger Suchthilfe etabliert. Die 

Suchtberatung Lichtenberg und der Kontaktladen enterprise sowie die Projekte der 

Eingliederungshilfe, wie das Betreute Einzelwohnen, die Therapeutische Wohngemeinschaft 

„Arche“ und die Tagesstätten arbeiten vernetzt und werden von den Klienten/-innen als 

Suchthilfezentrum wahrgenommen. Die bestehenden Kooperationsbeziehungen zu anderen 

Einrichtungen der Suchthilfe in der Region werden stabil genutzt und die wöchentlichen 

Sprechstunden im zuständigen Krankenhaus rege nachgefragt.
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Im Vergleich zum Vorjahr wurden deutlich mehr Klienten/-innen beraten. Insbesondere durch 

die Etablierung der Tagesgruppe für Betroffene mit erstmaliger oder erneuter 

Veränderungsabsicht konnten die teilnehmenden Abhängigkeitskranken stärker als bisher an 

die Suchtkrankenhilfe angebunden werden.

Die Einrichtung einer täglichen Sprechstunde für Konsumenten illegaler Drogen am 

Nachmittag wurde durch Ratsuchende sehr gut angenommen und daher als festes Angebot 

nach einer Testphase implementiert.

Im Rahmen der ambulanten Rehabilitation Suchtkranker führt die Beratungsstelle 3 Gruppen.

Innerhalb der Suchthilfe Lichtenberg haben sich neue Bedingungen der Klientenvermittlung 

und -betreuung ergeben. Es gibt teamübergreifende Fallbesprechungen, Angebote der Projekte 

werden gemeinsam für die gesamte Klientel Suchthilfe genutzt. Die Projekte werden 

gemeinsam öffentlichkeitswirksam und können somit der integrierten Arbeits- und Denkweise 

gerecht werden.

Das an die Suchtberatung angegliederte Bundesmodellprojekt „HaLT – Hart am Limit“ konnte 

letztmalig als Bundesmodellprojekt bis zum Ende des Berichtszeitraumes verlängert werden. 

Durch die unveränderte Brisanz des Themas der alkoholintoxikierten Kinder und Jugendlichen 

und ein großes Medieninteresse entschied sich die zuständige Senatsverwaltung zur 

Fortführung des Projektes auch im Jahr 2008 (neuer Projektname: NachHaLT).

Ausgewählte Statistik

Insgesamt wurden 702 Menschen mit einem Suchtproblem und 50 Angehörige durch die 

Beratungsstelle beraten und betreut.

Von allen Betreuten waren 473 Klienten alkohol- und 169 Klienten drogenabhängig. Im Rahmen 

der psychosozialen Betreuung bei Substitution wurden 2 Klienten betreut. Eine leichte Zunahme 

war bei der Inanspruchnahme von Beratung bei spielsüchtigen Klienten zu verzeichnen.

Im Jahr 2007 fanden 2.133 Einzelgespräche in der Beratungsstelle statt. In der Tagesgruppe und 

im Rückfallpräventionstraining gab es 2.548 Kontakte. Im Rahmen der Vorbereitungsgruppe auf 

eine stationäre oder ambulante Entwöhnungstherapie gab es 272 Klientenkontakte. Im 

therapeutischen Bereich kam es zu 1.278 Kontakten.

Es fanden 50 Angehörigengespräche als Einzelgespräche statt.

Im Rahmen des HaLT-Projektes wurden 104 Kinder und Jugendliche beraten und 

35 erlebnispädagogische und suchtspezifische Gruppenveranstaltungen durchgeführt. 

40 Kinder und Jugendliche wurden nach einer Alkoholintoxikation am Krankenbett 

aufgesucht.

Die Jugendlichen besuchten das Projekt durchschnittlich fünfmal. Dies ist Ausdruck einer 

hohen Haltequote, die im klassischen Beratungsstellenkontext oft nicht erreicht wird.

Zusammenfassung und Ausblick

Im Jahr 2007 hat die Integrierte Suchtberatungsstelle auf hohem fachlichem Niveau ihre 

Tätigkeit fortgesetzt. Ausdruck dessen ist der anhaltende Zuwachs der Inanspruchnahme von 

Beratung und medizinischer Rehabilitation.

Durch eine stärkere Kundenorientierung erhöhte sich ebenfalls der Anteil von Konsumenten 

illegaler Drogen. Hier zeigt sich ein beginnender Imagewechsel der Beratungsstelle, der 

weitere Möglichkeiten von Entwicklung in den Bereichen der Eingliederungshilfe und der 

Rehabilitation aufzeigt.
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Weiterer Verbesserungen bedarf es in der Arbeit mit Angehörigen. Einmalige Gespräche 

liefern wichtige Informationen. Der Abbau co-abhängiger Verhaltensweisen bedarf eines 

kontinuierlichen und längerfristigen Beratungsprozesses.

Die erfolgreiche Arbeit der Mitarbeiter des „HaLT“-Projektes bei steigenden Fallzahlen 

stationärer Aufenthalte von Kindern und Jugendlichen nach einer Alkoholintoxikation führten 

zu einer Finanzierungszusage des Landes Berlin für das Projekt auch im Jahr 2008. In Zukunft 

gilt es, auch die Krankenkassen für die Beteiligung an den Kosten zu gewinnen.

7. Suchtberatung Hohenschönhausen

Arbeitsaufgaben

Für den Stadtteil Hohenschönhausen sichert die Beratungsstelle ambulante Grundversorgung 

für Menschen mit Suchtmittelproblemen bzw. Abhängigkeiten.

Dazu gehören u. a. die Bereiche Beratung, Diagnostik, Betreuung, Vermittlung in stationäre 

Einrichtungen der Suchthilfe sowie komplementäre Einrichtungen und spezielle ambulante 

Angebote, soziale Begleitung, Hausbesuche, Nachbetreuung und Angehörigenberatung.

Aufsuchende Arbeit erfolgt in Krisensituationen (häuslicher Bereich, 

Obdachloseneinrichtungen) bzw. im Zusammenhang mit gutachterlichen Fragestellungen nach 

SGB XII.

Personelle Ausstattung

In der Suchtberatungsstelle arbeiten seit dem 01.12.2007 2 Sozialarbeiterinnen, 1 Suchtberater, 

1 Diplomsoziologe/Sozialarbeiter und ein Diplompsychologe.

Die Stellen werden finanziert über Mittel aus dem Gesundheitsamt und Zuwendungsmitteln 

des Bezirkes.

Arbeitsschwerpunkte

Seit dem 01.12.2007, mit Umsetzung der Kooperationsvereinbarung zwischen dem 

Gesundheitsamt Lichtenberg und dem Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte, besteht 

das Gemeinschaftsprojekt „Suchtberatung Hohenschönhausen".

Während des laufenden Alltagsbetriebes bestand für das neu gebildete Team die Aufgabe, die 

vorhandenen Sachmittel sinnvoll zu verwenden: Neben Möbeln ging es um erforderliche Hard-

und Software sowie dringende Modernisierungsarbeiten.

Statistik

Auf Zahlen von 2007 wird verzichtet. Es wurden Produktzahlen für das Gesundheitsamt 

erhoben, welche jedoch nicht den Transferprodukten bzw. dem Kerndatensatz entsprechen.

Für 2008 müssen aussagefähige Daten erfasst und in die statistische Erhebung integriert 

werden.

Zusammenfassung/Ausblick

Mit Abschluss der organisatorisch praktischen Arbeiten in der Beratungsstelle sind für das Jahr 

2008 fachlich-inhaltliche Schwerpunkte bedarfsorientiert im Team zu bearbeiten. Dazu 

gehören u. a. das ambulante kontrollierte Trinken, Verbesserung der Motivationsarbeit 
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(eventuell Einrichtung einer Tagesgruppe), engere Zusammenarbeit mit der integrierten 

Suchtberatung in der Einbecker Straße, besonders in den Bereichen ambulante Rehabilitation 

und Nachsorge.

Regelmäßige Supervisionen werden ab 2008 organisiert.

8. Kontaktladen „enterprise“

Im dreizehnten Jahr seines Bestehens konnte der Kontaktladen sein niedrigschwelliges 

Angebot im Suchtbereich weiterhin aufrechterhalten und sich konzeptionell weiterentwickeln. 

Als Baustein der gemeindenahen Versorgung suchtkranker und -gefährdeter Bürger/-innen im 

Bezirk Lichtenberg bietet er Suchtkranken den Einstieg ins bezirkliche Suchthilfesystem, 

begleitet langjährige Klienten/-innen in ihrem Bemühen um dauerhafte Abstinenz und 

unterstützt und informiert Angehörige und Multiplikatoren/-innen. 

Zielgruppe

Der Kontakladen „enterprise“ versteht sich als eine Einrichtung für erwachsene Menschen, die 

aus unterschiedlichen Gründen mit Sucht und deren Auswirkungen zu tun haben.

– Suchtkranke Nutzer/-innen, unabhängig von der Art der Suchterkrankung und dem 

individuellen Stand der Auseinandersetzung damit und gegebenenfalls deren Angehörige. 

Bei uns finden sie einen suchtmittelfreien Raum und professionelle Ansprechpartner/

-innen, mit denen sie aktuelle Probleme besprechen aber auch an ihrer 

Abstinenzmotivation arbeiten können. 

– Erfahrene Kunden/-innen des Suchthilfesystems sowie Klienten/-innen, die noch durch die 

anderen Projekte der Suchthilfe Lichtenberg betreut werden. Hier besteht im Sinne der 

Nachhaltigkeit ein großer Bedarf an sinnvoller Freizeitgestaltung im suchtmittelfreien 

Rahmen aber auch am kontinuierlichen Aufbau tragfähiger Kontakte nach der Beendigung 

der professionellen Hilfe. 

– Viele Nutzer/-innen des Kontaktladens zeigen Interesse, sich als ehrenamtliche 

Mitarbeiter/-innen des Geschäftsbereichs Soziale Räume und Projekte zu engagieren. 

– Im Falle einer Verurteilung zu „Arbeit statt Strafe“ erreichen wir Klienten/-innen, die 

durch die Ableistung der freien Tätigkeit unsere Arbeit kennen lernen und den 

Kontaktladen bei Bedarf im Anschluss daran für sich oder Angehörige/Freunde nutzen 

können.

Angebotstruktur

Der Kontaktladen arbeitet kundenorientiert mit Kontakt-, Gesprächs- und Freizeitangeboten. 

Feste Öffnungszeiten garantieren jedem Besucher/jeder Besucherin die Präsenz einer 

professionellen Ansprechpartnerin. Individuelle Hilfen werden in Abstimmung mit dem 

Klient/der Klientin festgelegt. Einen zentralen Punkt in Einzelgesprächen und Interventionen 

bildet die Motivierung für und die Vermittlung in spezifische Hilfsangebote. Des Weiteren 

bieten wir die Möglichkeit zur ehrenamtlichen Beschäftigung und der Ableistung freier 

Tätigkeiten. Arbeitsbereiche sind: Reinigung der Einrichtung, Ausführung sämtlicher Arbeiten 

im Café-Bereich und Mitgestaltung von Freizeitangeboten.

Hilfen zum gesunden Überleben

Seit September 1999 besteht ein Kooperationsvertrag mit dem Sozialverein Friedrichshain, der 

eine Lieferung von 10 Portionen warmen Essens an drei Wochentagen beinhaltet, welches die 

Besucher/-innen zum Preis von 0,30 € erhalten. Auch wird der Kontaktladen von der Berliner 

Tafel ab und zu mit Lebensmitteln beliefert, die an die Nutzer/-innen verteilt werden. 

Interessierte Bürger/-innen aus dem Kiez spenden gelegentlich Bekleidung, Hausrat oder 

andere nützliche Dinge.
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Zusätzlich bietet der Kontaktladen die Möglichkeit des preiswerten Wäsche waschens und des 

kostenlosen Duschens. 

Kontaktangebote

Die Nutzer/-innen haben die Möglichkeit, im suchtmittelfreien Raum unter möglichst an der 

Normalität orientierten Bedingungen Kontakte zu knüpfen und bestehende Kontakte zu 

festigen und somit Wege aus der sozialen Isolation zu finden. Persönliche Beziehungen können 

kontinuierlich gelebt werden und mit der Zeit im individuellen Kontext tragende Funktionen 

übernehmen.

Die Mitarbeiterinnen streben mit Unterstützung der ehrenamtlichen Mitarbeiter/-innen 

eigeninitiativ geplante und durchgeführte Freizeitaktivitäten für die Nutzer/-innen an.

Im Jahr 2007 fanden in diesem Zusammenhang folgende Veranstaltungen statt: Gruppenreise 

nach Kastaven in Kooperation mit der Suchthilfe Lichtenberg, Ausflüge, traditionelle Feste, 

Bowling, Tischtennis, Schach- und Skatturniere, Spielenachmittage, Fertigen von Gestecken, 

Grillnachmittage, Videonachmittage und Besuch anderer kultureller Einrichtungen. Zum 

regelmäßigen Angebot gehören Fitness, Kreative Gestaltung, die Koch - und Backgruppe 

sowie eine angeleitete Selbsthilfegruppe.

Sozialpädagogische Angebote

– Erstkontakte/Krisenintervention,

– Motivation zur Veränderung der aktuellen Lebenssituation,

– beratende Einzelgespräche,

– Vermittlung an Einrichtungen innerhalb des Trägers und des Bezirkes,

– Vermittlung an soziale Einrichtungen überbezirklich,

– Vermittlung in Entgiftungs- und Entwöhnungsbehandlungen,

– Vermittlung in Selbsthilfegruppen,

– Hilfestellung bei der Regelung behördlicher Angelegenheiten,

– Anleitung der Mitarbeiter/-innen in freier Tätigkeit und im Ehrenamt,

– Informationsveranstaltungen,

– Gruppenarbeit/-gespräche,

– sozialpädagogische Begleitung der Arbeit des Tresenteams.

Ausgewählte Statistik

Im Jahr 2007 wurden 1.885 Nutzerkontakte (nach Deutschem Kerndatensatz) gezählt. 

123 Nutzer wurden neu erfasst.  

Klientenstruktur 2007

Altersstruktur:

– Durchschnittsalter liegt bei 43 Jahren,

– jüngster Klient ist 21 Jahre,

– ältester Klient ist 74 Jahre.

Suchtproblematik

– 54,0 % Alkoholabhängige,

–   6,5 % Abhängige von Alkohol und Cannabis,

–   0,8 % Abhängige von Alkohol und Spielen,

–   1,6 % Heroinabhängige,

– 10,6 % Polytoxikomanen,

–   0,8 % Medikamentenabhängige.
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Zusätzlich oder ausschließlich von einer psychischen Krankheit betroffen sind 12 %.

Soziale Situation

Von den 123 Neuaufnahmen sind:

– 23 Frauen,

–   4 Klienten sind obdachlos,

–   9 Klienten erhalten eine Betreuung nach dem Betreuungsgesetz,

–   1 Klient bezieht Asylbewerbergeld,

– 65 Klienten beziehen Arbeitslosengeld II,

– 29 Klienten beziehen Erwerbsminderungsrente,

–   2 Klienten erhalten Übergangsgeld,

– 14 Klienten beziehen Gehalt,

–   1 Klient erhält Krankengeld,

–   2 Klienten erhalten BAFöG,

–   3 Klienten hatten keine Einkünfte,

–   4 Klienten beziehen Altersrente,

–   1 Klient ist in einer MAE-Maßnahme,

–   2 Klienten erhalten Grundsicherung nach SGB XII,

–   4 Klienten betroffen als Angehörige.

Ehrenamt

Wir haben den Bereich ehrenamtlicher Tätigkeit ausgebaut und konzeptionell erweitert. Die 

Arbeitsbereiche sind: Tresendienste, Hausmeisterarbeiten, Hof- und Gartengestaltung, Leitung 

der Koch- und Backgruppe, Ausführen von Schreibarbeiten, Reinigungsarbeiten. Wir konnten 

acht aktive ehrenamtliche Mitarbeiter/-innen gewinnen. Durch wöchentliche Teamsitzungen 

und monatliche Ehrenamtlertreffen der Suchthilfe Lichtenberg ist es uns gelungen, die Qualität 

der Arbeit weiter zu verbessern.

Großen Stellenwert bei der Arbeit mit den ehrenamtlichen Mitarbeitern beinhaltete deren 

Anerkennung und Wertschätzung. Hierzu werden erfolgreich

– monatliche Verzehrgutscheine,

– Coaching/Anleitung,

– gemeinsame Ausflüge und Kulturveranstaltungen,

– Erstattung von Fahraufwendungen für ihre Tätigkeit im Kontaktladen

angeboten.

Eine besondere Form des ehrenamtlichen Engagements stellt die Zusammenarbeit mit dem 

„Kellerkinder e.V.“ dar. Sie haben die Öffnung des Kontaktladens an allen Wochenenden und 

Feiertagen in der Zeit von 13.00 – 17.00 Uhr übernommen.

Ableistung freier Tätigkeit

– 20 Bewerbungen und Vorstellungsgespräche,

– 16 Aufnahmen der freien Tätigkeit,

–   8 reguläre Beendigungen.

Die Räumlichkeiten des Kontaktladens wurden 3 x wöchentlich in den Nachmittag- und 

Abendstunden von Selbsthilfe- bzw. angeleitete Gruppen genutzt. Dabei wird mit der 

Selbsthilfegruppe „Trockene Flaschenkinder“ und der Selbsthilfegruppe VAL (Verein für 

alkoholfreies Leben) kooperiert. Alle Gruppen haben zwischen 10 und 20 regelmäßige 

Teilnehmer.
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Vernetzung und Gremienarbeit

Ständige Kooperationspartner

Die Projekte der Stiftung SPI, vor allem im regionalen und inhaltlichen Bezug:

– Suchtberatungsstellen Lichtenberg und Friedrichshain,

– BEW Lichtenberg,

– Therapeutische Wohngemeinschaft Arche,

– Tagesstätten Lichtenberg und Hohenschönhausen,

– Cafe 157, Treffpunkt Strohhalm, Tierärztin.

Kooperationspartner anderer Träger:

– Ev. Krankenhaus Königin Elisabeth-Herzberge,

– Sozialverein Friedrichshain; Berliner Tafel,

– Justiz Moabit; Freie Hilfe e.V.; Bewährungshelfer; Straf- und Bewährungshilfe,

– Amtsbetreuer, Berufsbetreuer, Betreuungsvereine,

– Sozialamt/soziale Wohnhilfe; Julateg e.V.; Wohnungsbaugesellschaft Lichtenberg,

– Beratungsstelle für Wohnungslose,

– Stadtteilmanagement, Sanierungsgebiet „Weitlingkiez“.

9. Betreutes Einzelwohnen Lichtenberg

Zielgruppe

Das Angebot des Betreuten Einzelwohnens richtet sich an die Gruppe der chronisch mehrfach 

beeinträchtigten suchtkranken Menschen im Bezirk Lichtenberg und besteht seit Januar 1996.

Diese Gruppe ist charakterisiert durch einen langjährigen Suchtmittelmissbrauch und verfügt 

oftmals über eine beachtliche Behandlungserfahrung. Die deutliche Mehrfachschädigung 

erstreckt sich auf psychische, soziale und körperliche Störungen und Erkrankungen.

„Betreutes Einzelwohnen“ (BEW) ist auch offen für Menschen mit Mehrfachbelastungen 

hinsichtlich der konsumierten Suchtstoffe und psychiatrischer Doppeldiagnosen, wobei die 

Suchterkrankung im Vordergrund steht. Abstinenz ist keine Bedingung zur Inanspruchnahme 

der Hilfen.

Kennzeichnend für die soziale Situation der zu betreuenden Menschen im Bezirk ist die große 

Zahl langzeitarbeitsloser Menschen mit einer hohen Verschuldung und einem hohen Grad an 

sozialer Desintegration.

Arbeitsmethoden und Angebote

Die Erarbeitung realistischer Behandlungsziele und -schritte, die innerhalb der 

sozialtherapeutischen Behandlung zu überprüfen und modifizieren sind, hat einen immer 

höheren Stellenwert bei der Arbeit mit chronisch mehrfach beeinträchtigten Menschen 

erhalten. Für die konkrete Arbeit erweist sich folgende Zielhierarchie als sehr hilfreich, wobei 

sich die Behandlungsschritte individuell gestalten:

– Sicherung des Überlebens angesichts des hohen Mortalitätsrisikos durch Unfälle, Suizid 

oder Folgeerkrankungen. Sicherung des Wohnraums und materielle Absicherung.

– Sicherung eines gesunden Überlebens, bezieht sich sowohl auf den körperlichen 

Allgemeinzustand als auch auf die hirnorganischen Funktionen, um die Voraussetzungen 

für einen Ausstieg aus der Sucht zu schaffen.
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– Sicherung der sozialen Umgebung gegen Beeinträchtigungen, meint den Schutz z. B. der 

Familie, von Kindern und des näheren Umfeldes vor körperlicher Gewalt, materiellen 

Schäden und Verarmung.

– Verhinderung bzw. Überwindung sozialer Desintegration im Sinne einer nachhaltigen 

Sicherung von Lebensqualität und der Stabilisierung der individuellen Lebenslage und 

Teilhabe am öffentlichen Leben.

– Ermöglichung längerer Abstinenzphasen, umfasst auch Maßnahmen wie kurzfristige 

Entgiftungsbehandlungen oder ggf. vorübergehende oder längerfristige stationäre und 

ambulante Behandlungsformen.

– Einsicht in die Grunderkrankung gewinnen und Veränderungsbereitschaft formulieren, 

bedeutet die Förderung einer Behandlungsmotivation unter Einbeziehung von Rückfällen.

Neben der intensiv aufsuchenden und begleitenden einzelfallorientierten Arbeit liegt der zweite 

Schwerpunkt auf der sozialen Gruppenarbeit.

– Gesprächsgruppe,

– Freizeitgruppe,

– Gartengruppe,

– soziotherapeutische Gruppenreise.

Kontext der Begegnung und Zugangsbedingungen

Das BEW leistet Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Menschen auf der 

Rechtsgrundlage der §§ 53, 54 des Zwölften Sozialgesetzbuches (SBG XII). Die Leistung ist 

jeweils befristet, Umfang und Dauer richten sich nach der individuellen Lebenssituation, dem 

Hilfebedarf und dem Betreuungsverlauf.

Die Belegung der Einrichtung orientiert sich am prospektiven individuellen Hilfebedarf und 

erfolgt nach dem Grundsatz der personenzentrierten Hilfen. Voraussetzung für die Aufnahme 

sind Helfer- und Fallkonferenzen und die Empfehlung des bezirklichen Steuerungsgremiums 

unter Einbeziehung des zuständigen sozialpsychiatrischen Dienstes und der Fallmanager/-

innen der Eingliederungshilfe. Grundlage hierfür ist der gemeinsam mit den Klienten/-innen 

erarbeitete Behandlungs- und Rehabilitationsplan. In Abhängigkeit vom individuellen 

Hilfebedarf werden in der Regel 14 – 18 suchtkranke Menschen betreut.

Die Mitarbeiterstruktur im Berichtszeitraum stellt sich wie folgt dar:

1 Sozialpädagogin/-arbeiterin/Gruppentrainerin/Projektleiterin,

1 Dipl.-Sozialpädagogin/-arbeiterin/Suchttherapeutin/Fachsozialarbeiterin Klinische

Sozialarbeit,

1 Dipl.-Soziologe/Sozialpädagoge/-arbeiter/System. Familientherapeut,

1 Dipl.-Sozialpädagoge/-arbeiter/in Ausbildung: M.A. Klinische Sozialarbeit.

Qualitätssicherung

Im Berichtszeitraum wurde auf Grundlage der Zertifizierung nach DIN EN ISO Norm 

9001:2000 für den Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte gearbeitet.

Die Geschäftsführung hat in den Qualitätsmanagementverfahren die zur Einführung des 

Qualitätsmanagementsystems erforderlichen Prozesse beschrieben, wobei Auswahl und 

Umfang der dargelegten Verfahren von der Komplexität und Wechselwirkung der Prozesse, 

Methoden sowie der Kenntnisse und Schulungen der ausführenden Mitarbeiter/-innen 

abhängen. Wichtiger Bestandteil der Qualitätssicherung ist außerdem die Kooperation mit 

anderen Einrichtungen und Trägern innerhalb und außerhalb des Suchthilfesystems.

Unabdingbar für eine effektive Qualitätssicherung sind die Dokumentation und Evaluierung 

der Betreuungsverläufe sowie die Fortschreibung der Behandlungs- und Rehabilitationspläne 

in Anpassung an den jeweiligen Hilfebedarf. Hierzu werden regelmäßige Fallbesprechungen 
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und Supervisionen durchgeführt. Zudem wird seit Januar 2007 ein Manual zur 

„Zielerreichungsanalyse“ (Pauls & Reicherts 1996) als ein evidentes qualitatives Instrument 

der empirischen Sozialforschung zur Evaluation von Behandlungs- und Betreuungsprozessen 

systematisch genutzt. Hierbei wurden die Klienten/-innen mit ihrer Zielhierarchie und ihrer 

Ergebnisbewertung bei der Beurteilung des Zielerreichungsgrades partizipiert, wobei die 

Zwischenbewertungen immer auch direkte Auswirkungen auf prospektive Behandlungsschritte 

und Interventionen hatten. Die Zielerreichungsanalyse stellte zudem ein adäquates Mittel zur 

Reflexion des eigenen Entwicklungsstandes für die Klienten/-innen dar.

Im Rahmen der Qualitätssicherung und -verbesserung beteiligte sich die Einrichtung an der 

Intervisionsgruppe aller BEWs und Tagesstätten des Geschäftsbereichs mit dem Ziel der 

Selbstevaluation nach ausgewählten Qualitätsstandards und leitete Qualitätsverbesserungspläne 

ab, deren Umsetzung zu festgelegten Zielzeitpunkten überprüft werden.

Ausgewählte Statistik

Im Berichtszeitraum 2007 wurden insgesamt 28 Klienten/-innen betreut (4 Frauen und 

24 Männer). Im Laufe des Jahres kam es zu 13 Neuaufnahmen.

Das Durchschnittsalter betrug 41 Jahre (im Vergleich 2006: 38,7). Mit betroffen waren vier 

Kinder unter 18 Jahren.

Einkommensstruktur:

– Rente wegen Erwerbsminderung   2

– Arbeitslosengeld   0

– Arbeitslosengeld II 25

– Leistungen GsiG/Sozialhilfe   0

– Lohn aus Erwerbsfähigkeit   1

– zusätzliche MAE-Maßnahme   3

Die durchschnittliche Verweildauer der im Jahr 2007 beendeten Maßnahmen betrug 

13,8 Monate (im Vergleich: 2006 waren es 8,9 Monate).

Zusammenarbeit und Vernetzung

Das BEW ist integraler Bestandteil des regionalen Hilfesystems. Der Suchthilfeverbund der 

Einrichtungen des Geschäftsbereiches Soziale Räume und Projekte im Bezirk unterstützt eine 

engmaschige, individuelle und bedarfsgerechte Betreuung. Außerdem ist eine flexible 

Anpassung der Hilfen an die Bedürfnisse der Klienten/-innen möglich. Weiterhin besteht eine 

Kooperation mit den im Haus angesiedelten Selbsthilfegruppen.

Die Koordinierungsfunktion wurde dem BEW bei allen Klienten/-innen übertragen. Diese stellt 

eine der Hauptaufgaben bei der Vernetzung der einzelnen Angebote innerhalb des 

Suchthilfesystems des Bezirks dar. Es bestehen gute Kontakte zu den unterschiedlichen 

regionalen und überregionalen Einrichtungen und Trägern. In diesem Zusammenhang gibt es 

eine regelmäßige Beteiligung an der regionalen und überregionalen Gremienarbeit.

Im Berichtszeitraum erfolgte die Erarbeitung und Einführung des Leitfadens Fallmanagement 

im Bezirk Lichtenberg. Dieser regelt verbindlich alle Verfahrensabläufe und Schnittstellen bei 

der Bereitstellung einer Eingliederungsmaßnahme für Klientinnen und Klienten. Sofern ein 

Eingliederungshilfebedarf dem Grunde nach besteht und ein zeitnaher Beginn der jeweiligen

Eingliederungsmaßnahme angezeigt ist, besteht seit Ende des Jahres 2007 die Möglichkeit der 

Aufnahme mit der niedrigsten Hilfebedarfsgruppe bis zur Klärung des tatsächlichen 

Hilfebedarfs des/der Klienten/in.
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10. Tagesstätten für Suchtkranke Lichtenberg-Hohenschönhausen 

Die Tagesstätten Hohenschönhausen und Lichtenberg arbeiten seit vier Jahren erfolgreich in 

einem Verbund unter einer gemeinsamen Leitung an zwei Standorten. 

Zielgruppe

Die Tagesstätten sind alltagsbegleitende, versorgende und tagesstrukturierende Einrichtungen 

für mehrfach beeinträchtigte Abhängigkeitskranke, die durch langjährigen 

Suchtmittelmissbrauch wesentlich in ihren gesundheitlichen Funktionen und sozialen 

Fähigkeiten eingeschränkt sind und für deren Behandlung es über den körperlichen Entzug 

hinaus kein spezifisches Angebot gibt.

Das Angebot richtet sich an Frauen und Männer zwischen 18 und 65 Jahren 

– bei denen die Abhängigkeit einen chronischen Verlauf zu nehmen droht bzw. genommen 

hat,

– die über eine verringerte Abstinenzmotivation verfügen und deren Krankheitseinsicht 

wenig differenziert ist, die jedoch ein Problembewusstsein in Bezug auf ihren Konsum von 

Suchtmitteln entwickelt haben,

– bei denen häufig eine mehrfache Suchtmittelabhängigkeit besteht,

– bei denen somatische/neurologische Folgeerkrankungen zu verzeichnen sind,

– deren psychische Stabilität sowie körperliches und geistiges Leistungsvermögen auf Grund 

von Folge- und Begleiterkrankungen sehr gering sind,

– bei denen auch andere psychische Erkrankungen (Doppeldiagnosen) vorliegen können,

– die nicht/kaum über stabile soziale Kontakte zur Herkunftsfamilie bzw. in ihrem Umfeld 

verfügen und deren Kontaktfähigkeit eingeschränkt ist,

– die von Obdachlosigkeit und Verwahrlosung bedroht sind bzw. bei denen umfangreiche 

soziale Probleme zu bewältigen sind.

Bei den Betroffenen handelt es sich um Menschen, die dem Personenkreis gemäß §§ 53 - 60 

SGB XII zuzurechnen sind.

Nur nach genauer Einzelfallprüfung können Alkoholkranke mit akuten Psychosen, schweren 

Anfallsleiden, stark aggressiven/destruktiven Verhalten, schweren geistigen Behinderungen 

und mit ansteckenden Krankheiten aufgenommen werden.

Der Besuch der Tagesstätte beruht auf Freiwilligkeit. Nach der Aufnahme ist die regelmäßige 

Teilnahme am Programm der Einrichtung für die Klienten/-innen verbindlich.

Statistische Angaben zur Belegung

Im Jahr 2007 wurden insgesamt 53 Klienten/-innen betreut. Eine vorzeitige Beendigung seitens 

der Klienten oder der Einrichtung hat sich erheblich reduziert. Die Maßnahme wurde von 

39 Männern und 14 Frauen genutzt. 

Betreuungsziele 

Die alltagsnahe, lebenspraktische und tagesstrukturierende Betreuung sichert zunächst ein 

menschenwürdiges Dasein.

Darüber hinaus werden eine Einschränkung des Suchtmittelmissbrauches, die Verlängerung 

der Abstinenzphasen sowie eine Verbesserung des physischen und psychischen Allgemein-

zustandes angestrebt.

In dem geschützten und suchtmittelfreien Rahmen unterstützt die Tagesstätte die Klienten/-

innen durch feste Bezugspunkte im klar strukturierten Tages- und Wochenablauf dabei, die 
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Anforderungen des Alltags wieder bewältigen zu lernen. Die soziale Kontaktfähigkeit wird 

durch gemeinsame Beschäftigungs- und Freizeitaktivitäten gestärkt. Durch die Zubereitung 

gemeinsamer Mahlzeiten im Rahmen der Kochgruppe, als eines der hauswirtschaftlich 

orientierten Tätigkeitsfelder, wird das Bewusstsein für eine gesunde Lebensführung geweckt.

Die Tagesstätte ist bestrebt, den Klienten/-innen neue Möglichkeiten zu eröffnen

– ihre Belastbarkeit und Fähigkeit zur Problembewältigung wieder zu entdecken und/oder zu 

verbessern,

– Ängste und Hemmungen abzubauen,

– Selbstbewusstsein und Selbstwertgefühl zu gewinnen,

– Isolation und Beschäftigungs-/Tätigkeitslosigkeit zu überwinden,

– tragfähige zwischenmenschliche Beziehungen aufzubauen,

– positive und realistische Lebensperspektiven zu entwickeln, die ggf. in aufbauende 

rehabilitative Maßnahmen (z. B. Langzeittherapie, sinnstiftende Tätigkeit, berufliche 

Rehabilitation, Beschäftigungsverhältnisse 1./2./3. Arbeitsmarkt) münden.

Angebote und Arbeitsweise

Bei den Tagesstätten handelt es sich um ein niedrigschwelliges Angebot mit bedingtem 

Abstinenzanspruch. Rückfälle führen nicht zur Einstellung der Betreuung. Die Anforderungen 

an die Klienten/-innen richten sich nach deren Fähigkeiten, Fertigkeiten und Bedürfnissen in 

Übereinstimmung mit den Zielen der Betreuung und der Einrichtung.

Die Klienten/-innen werden derzeit von vier Sozialarbeitern/-innen, einer Erzieherin, vier 

Ergotherapeuten/-innen sowie zwei Kunsttherapeutinnen betreut.

Die Tagesstätten leisten das zu beschreibende Betreuungsangebot von Montag bis Freitag in 

der Zeit von 8.30 - 16.00 Uhr. An Feiertagen (Weihnachten, Sylvester, Herrentag) gibt es 

zusätzliche Angebote.

Die Mitarbeiter/-innen gestalten gemeinsam mit den Klienten/-innen einen alltagsnahen, 

abstinenten, klar gegliederten Tages- und Wochenablauf. Schwerpunkte der Betreuung sind 

ressourcenorientierte Einzel- und Gruppengespräche, Arbeiten im Bereich der Ergo- und 

Kunsttherapie, sozialarbeiterische Tätigkeiten, Aufgaben in den Bereichen der 

Selbstversorgung und Haushaltsführung sowie Impulse für eine abwechslungsreiche 

Freizeitgestaltung. Die Klienten/-innen werden gemäß ihrer Kompetenzen in die Gestaltung 

und Organisation der Tages- und Wochenplanung einbezogen. Der zentrale Ort hierfür ist die 

wöchentlich stattfindende Vollversammlung. Damit sollen Initiative, Eigenverantwortung und 

Selbstbestimmung gestärkt werden.

Das systemische Vorgehen ist im Gruppenprozess und in der individuellen Fallarbeit vorrangig 

ziel- und lösungsorientiert ausgerichtet. Alle Maßnahmen werden auf ihre praktische 

Umsetzbarkeit geprüft und im Sinne der Nachhaltigkeit abgesichert und eingesetzt.

In der Einrichtung wird mit dem Prinzip der therapeutischen Gruppe gearbeitet. Dabei 

verstehen sich die Mitarbeiter/-innen als Anleiter und Supervisor des zunehmend selbst 

bestimmten Gruppenprozesses. Diese Vorgehensweise bewirkt, dass sich die einzelnen 

Gruppenmitglieder mit ihren spezifischen Fähigkeiten und Erfahrungen ergänzen und 

miteinander weiterentwickeln. Das Ziel besteht in der Stärkung des Selbsthilfepotentials und 

der zunehmenden Unabhängigkeit vom Hilfesystem.

Einzelgespräche werden den Klienten/-innen regelmäßig angeboten. Im Vordergrund der 

Gespräche steht die Überprüfung der mit den Klienten/-innen vereinbarten Zielsetzung. Die 

Angehörigenarbeit ist notwendig, damit die Klienten/-innen ihre wieder entdeckten und neuen 

Lösungsansätze auf ihre Lebensrealität übertragen können. Aus diesem Grund werden die 

Familie und das soziale Umfeld in den therapeutischen Prozess mit einbezogen, wenn alle 

Beteiligten dies als zieldienlich erachten.
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Hausbesuche führen die Mitarbeiter/-innen hauptsächlich zum Zwecke der Krisenintervention 

durch.

Die Teilnahme an den überwiegend kompetenzzentriert angeleiteten ergotherapeutischen 

Gruppen- und Einzelarbeiten ist ein fakultatives Handeln, feste Pausenzeiten werden 

umgesetzt. Die Einhaltung dieser Strukturen dient der Absicherung kontinuierlicher 

Arbeitsabläufe zur Verbesserung der Ausdauer bei wachsenden Anforderungen. Auf 

individuelle Belastbarkeit und mögliche Erschöpfung wird dabei Rücksicht genommen. In den 

Angeboten der Ergotherapie und kreativen Gestaltung bekommen die Klienten/-innen 

Anregungen und Anleitung zur Arbeit mit unterschiedlichen Materialien und Techniken. 

Neben der Erweiterung des Interesses an Formen der Tätigkeit, die auch über die Einrichtung 

hinaus führen, werden so instrumentelle und kognitive Fähigkeiten trainiert. Wichtige 

Anliegen in diesen Prozessen sind darüber hinaus die Verbesserung der Kritik- und 

Konfliktfähigkeit, die Vermittlung einer angemessenen Selbsteinschätzung und eines 

verbesserten Selbstwertgefühls sowie die Bewusstmachung verschiedener Erlebnisqualitäten. 

Bei einzelnen Klienten/-innen entsteht das Ziel der Verbesserung der Arbeitsfähigkeit im Blick 

auf Möglichkeiten der beruflichen Rehabilitation.

Das im Rahmen der Ergotherapie angebotene Training von Gedächtnis- und 

Konzentrationsfähigkeit wird regelmäßig zweimal wöchentlich durchgeführt und bietet für die 

Klienten/-innen die Möglichkeit, vernachlässigte Denkstrukturen wieder zu benutzen.

Zur Tagesstätte Hohenschönhausen gehört ein Garten. Die an Gartenarbeit interessierten 

Klienten/-innen pflegen im Rahmen der Gartengruppe Pflanzen und Anlage. Die Einrichtung 

wird dabei auch weiterhin vom Gartenbauamt des Bezirkes unterstützt.

Die Ergotherapie wird durch ein kunsttherapeutisches Angebot ergänzt, das auf Grund 

zusätzlicher Qualifikationen heute in beiden Einrichtungen angeboten wird.

Eine wichtige Bedeutung kommt der sozialen Einzelfallhilfe zu. Sie dient der materiellen und 

sozialen Absicherung der Existenzbedingungen des Lebensumfeldes. Die hiermit einher 

gehende Verringerung von Problemen unterstützt die Reduktion des Suchtmittelkonsums und 

bietet einen Rahmen, sich intensiv mit der Abhängigkeitserkrankung auseinander zu setzen. 

Die Besucher werden unterstützt, ihre Angelegenheiten ihren Fähigkeiten entsprechend selbst 

zu regeln.

Alltagspraktische Fähigkeiten der Besucher/-innen werden in den hauswirtschaftlichen 

Arbeiten innerhalb der Tagesstätte (einkaufen, Zubereitung der Mittagsmahlzeit, abwaschen 

und Reinigung der Räume) trainiert. Die Verbesserung und Wiedererlangung einer gesunden 

Lebensführung bildet hier den Leitgedanken.

Ein wichtiges Lernfeld ist der Bereich der Freizeitgestaltung ohne Suchtmittel. Durch 

Spaziergänge in der näheren Umgebung, Ausflüge, Karten- und Gesellschaftsspiele und 

sportliche Ertüchtigung sollen den Klienten/-innen Anregungen hierzu vermittelt werden. Eine 

sinnvolle Freizeitgestaltung wie die verbesserte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sind 

wichtige Bausteine für die Gestaltung eines abstinenten Alltages. Darüber hinaus werden in der 

Vorbereitung und Durchführung im Gruppensetting soziale Kompetenzen trainiert. Auf Grund 

der Kooperation im Tagesstättenverbund haben wir folgende gemeinsame Angebote aufbauen 

und stabilisieren können:

– Ausflüge,

– Informationsgruppe,

– Schwimmgruppe,

– Projekttage,

– Frauengruppe,

– viertägige Gruppenfahrt in Kooperation mit dem BEW Lichtenberg und dem Kontaktladen 

enterprise.
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Fortbildung, Supervision und Qualität

Zur Sicherung des qualitativen Standards der Arbeit mit den Klienten/-innen sowie innerhalb 

des Teams fanden regelmäßige Supervisionen und regelmäßige Selbstevaluation im Team statt. 

Alle Mitarbeiter/-innen konnten externe und interne Fortbildungsangebote zu inhaltlich-

fachlichen Themen nutzen. Im Bereich der Verwaltung wurden weitere Verfahren zur 

Vereinfachung der Arbeit und einem effektiven Zeitmanagement festgeschrieben.

Kooperation, Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit

Die Tagesstätten für Suchtkranke kooperieren im Besonderen mit der kommunalen 

Suchtberatungsstelle Hohenschönhausen sowie mit dem Krankenhaus „Königin-Elisabeth-

Herzberge“. Die meisten Vermittlungen von Klienten/-innen erfolgen über diese 

Einrichtungen. Weitere Vermittlungen wurden von anderen Projekten der Stiftung SPI, vom 

SpD Lichtenberg und gesetzlichen Betreuern initiiert. Im Rahmen der Umsetzung § 58 SGB 

XII werden mit der begutachtenden Stelle Helferkonferenzen organisiert.

Gemeinsam mit den anderen Suchthilfeprojekten des Geschäftsbereich Soziale Räume und 

Projekte in dieser Region führen die Einrichtungen regelmäßige Informationsgespräche auf der 

Entgiftungsstation des Krankenhauses „Königin-Elisabeth-Herzberge“ durch und nahmen am 

gemeinsamen Tag der offenen Tür im Blauen Haus teil. Es finden regelmäßige Projekte wie 

die Klientenreise und Gestaltungsgruppen mit den Klienten/-innen und Mitarbeiter/-innen des 

BEW Lichtenberg und enterprise statt.

Die Tagesstätten arbeiten in den Fachgremien des Bezirks Lichtenberg mit, wie PSAG 

Untergruppe Sucht, Steuerungsgremium. Außerdem arbeiten wir regelmäßig in den SPI-

internen Gremien mit, die auch auf dieser Ebene einen qualifizierten Erfahrungs- und 

Meinungsaustausch sicherstellen.

Mit der Gestaltung unseres Tages der offenen Tür, sowie des traditionellen Ehemaligentreffens 

und der aktiven Teilnahme am Drachenbootrennen des ADV haben wir viel positive 

Kundenresonanz und öffentliche Aufmerksamkeit für unser Angebot erhalten. 

Bilanz und Ausblick

Im Jahr 2007 waren die Einrichtungen durchgängig belegt. Die einzelnen Angebote wurden 

ausgebaut und den individuellen Bedürfnissen angepasst.

Für das Jahr 2008 steht eine weitere Stärkung der nachhaltigen Angebote außerhalb der 

Eingliederungshilfe, im Besonderen die Kooperation mit dem von ehemaligen Klienten/-innen 

gegründeten Verein „Kellerkinder e.V.“ und die unterschiedliche Differenzierung der 

Angebote der beiden Standorte im Vordergrund.

Die geschlechtsspezifischen Angebote der Tagesstätten werden nach den Leitlinien zur 

Umsetzung von Gender Mainstreaming in Einrichtungen der Suchthilfe überprüft. Daraus 

werden mindestens vier geschlechtsspezifische Gruppenangebote entwickelt und etabliert.

11. TWG „Arche“ – Sozialtherapeutisches Wohnen für mehrfach beeinträchtigte 

chronisch alkoholkranke Menschen

Die im Verbund der Suchthilfe Lichtenberg praktizierte Niedrigschwelligkeit der Angebote 

wird in der TWG „Arche“ seit ihrer Gründung im Jahr 2000 konsequent umgesetzt. 

Voraussetzung für die Aufnahme in die gemäß §§ 53,54 SGB XII finanzierte TWG ist 

lediglich eine feststellbare Motivation zu einer abstinenten Lebensführung sowie die 

Bereitschaft, die angebotenen Hilfestellungen für eine Reintegration in das gesellschaftliche 

Leben zu nutzen. 
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Bei jeder Neuaufnahme wird nach dem Prinzip des seit dem Jahr 2006 in der Region 

angewandten Fallmanagements verfahren. In enger Zusammenarbeit mit den Fallmanager/-

innen des Bezirksamtes und dem Sozialpsychiatrischen Dienst wird für jeden/e Klienten/in ein 

konkreter Behandlungs- und Rehabilitationsplan entwickelt und umgesetzt.

Das Ziel der Arbeit der TWG ist die Rückkehr der Klienten/-innen in ein selbständiges und 

weitgehend eigenverantwortlich geführtes Leben, in den meisten Fällen verbunden mit dem 

Bezug einer eigenen Wohnung und einer Arbeitstätigkeit. Im Bedarfsfall wird eine geeignete 

Form der Nachbetreuung wie das betreute Einzelwohnen vermittelt.

Im Berichtszeitraum hielt die TWG 14 reguläre Plätze vor. 

Statistische Angaben zur Arbeit im Jahr 2007

Die TWG war auch im aktuellen Berichtszeitraum ganzjährig vollständig belegt. Insgesamt 

wurden im Jahr 2007 22 Klienten/-innen betreut. 12 Klienten/-innen kamen aus der 

Versorgungsregion Lichtenberg. 3 Klienten kamen aus Rehabilitationseinrichtungen außerhalb 

Berlins direkt im Anschluss an die dortige Behandlung.

Im Jahr 2007 konnten 8 neue Klienten/-innen aufgenommen werden, 7 wurden aus der 

Betreuung der Einrichtung entlassen, davon 4 in eine eigene Wohnung. Ein Klient verstarb in 

der Einrichtung.

Vermittelt wurde je einmal in eine betreute Wohneinrichtung für Frauen sowie das Betreute 

Einzelwohnen der Stiftung SPI. Außerordentliche Kündigungen wurden nicht ausgesprochen.

Verweildauer der im Jahre 2007 betreuten Klienten/-innen:

6 Klienten/-innen   bis zu 6 Monaten

3 Klienten/-innen   bis zu 1 Jahr

7 Klienten/-innen   bis zu 2 Jahren

6 Klienten/-innen   bis zu 3 Jahren.

Das Einkommen der Klienten/-innen speist sich aus folgenden Quellen:

Arbeitslosengeld II              12 Klienten/-innen

zusätzlich MAE                     5 Klienten/-innen

Erwerbstätigkeit                    3 Klienten/-innen

EU-Rente                               4 Klienten/-innen

Altersrente                             2 Klienten/-innen

Ausbildungsförderung           1 Klient.

Das Durchschnittsalter der Klienten/-innen betrug 46 Jahre, wobei sich das Lebensalter 

zwischen 23 und 65 Jahren bewegte. 14 Klienten/-innen  waren zwischen 40 und 55 Jahren alt. 

Schwerpunkte des Projektes

− Individuelle Alltagsbegleitung,

− zunehmende Übertragung aufgabenbezogener Verantwortung,

− angeleitete klientenzentrierte (auch geschlechtsspezifisch) Gesprächsgruppen,

− Abstinenzmotivation und Stabilisierung der Abstinenz,

− Rückfallbearbeitung,

− Stabilisierung durch strukturierten Tagesablauf,

− Einüben von „trockenem Sozialverhalten“,

− erlebnisorientierte Gemeinschaftsaktivitäten,

− Arbeits- und Beschäftigungstraining (Holzwerkstatt),

− Kreativitätsgruppe,

− Körperwahrnehmung und Revitalisierung im Fitness- und Sportraum,

− Gesundheitsfürsorge.
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Therapeutische Arbeit

Die Betreuungsarbeit berücksichtigt unterschiedliche Bereiche, Defizite, Folgeschäden, 

Entwicklungs- und Förderungsbedürfnisse. Die Arbeit vollzieht sich sowohl im Rahmen 

therapeutischer Gruppenarbeit, als auch in der individuellen Betreuung der Bewohner. Ziel ist 

die Verselbständigung des Klienten für ein Leben, das nicht durch den Alkohol bzw. die Sucht 

gesteuert wird. In wöchentlich mindestens drei therapeutischen Pflichtveranstaltungen liegt der 

Schwerpunkt in konfliktzentrierter Gruppenarbeit und in der Behandlung von 

suchtspezifischen Themen, wie Alkoholismus, Rückfallbearbeitung, Lebensführung, 

Ernährung und sozialen Belangen.

Beschäftigungstherapeutische Gruppenaktivitäten sollen neue Freizeitinteressen und Hobbys 

wecken, dazu werden in erster Linie die projekteigene Holzwerkstatt und der Fitnessraum 

genutzt.

Im Gruppenraum der TWG wurde ein Internetcafe eröffnet. Dort stehen allen Klienten/-innen 

des Suchthilfeverbunds Lichtenberg mehrere Rechner einschließlich Internetzugang zur 

Verfügung. Durch die Mitarbeiter erfolgt regelmäßig eine Vermittlung von grundlegenden 

Computerkenntnissen unter Berücksichtigung der individuellen Voraussetzungen der 

Klienten/-innen. Zudem stellten einige Klienten mit dem Rechner Bewerbungsunterlagen 

zusammen. Für die stärker abgebauten Klienten wurde ein computergestütztes 

Gedächtnistraining angeboten. 

Entsprechend der körperlichen Konstitution findet in der Regel für jeden Klienten ein- bis 

zweimal wöchentlich ein angeleitetes Fitness- bzw. Bewegungstraining statt. Zusätzlich besteht 

eine feste Lauf-/Walkinggruppe.

Instandhaltungs- und Renovierungsarbeiten wurden unter Anleitung der Mitarbeiter/-innen 

gemeinsam mit den Bewohner/-innen sowohl in der TWG als auch in anderen Einrichtungen 

des Geschäftsbereichs durchgeführt.

Die Förderung der sozialen Kompetenzen erfolgte durch ein Angebot von Bewerbungs-, 

Gedächtnis-, Wahrnehmungs- und Kommunikationstraining. Für ausgewählte Klienten/-innen 

werden basale Lese- und Rechtschreibtrainings durchgeführt.

Im Jahr 2007 fand eine Urlaubsreise der TWG nach Polen statt. Fahrradtouren, Kino- und 

Ausstellungsbesuche, Billard und Bowling bilden einen festen Bestandteil der 

Freizeitaktivitäten der Wohngemeinschaft. Die Bewohner organisierten selbständig 

regelmäßige Abendessen und Ausflüge. Durch konkrete klientenbezogene Aufgaben wurden 

verloren gegangene oder fehlende Kompetenzen wieder entwickelt

Vernetzungsstruktur

Die Mitarbeiter/-innen nehmen regelmäßig an bezirklichen Gremien (z. B. PSAG, AG Sucht,

Belegungskommission) teil. Eine enge und gute Zusammenarbeit besteht mit dem SPD, dem 

Amt IV des Sozialamtes und dem Krankenhaus Königin Elisabeth Herzberge. Im Verbund der 

5 Lichtenberger Gesundheitsprojekte des Geschäftsbereichs werden regelmäßige 

Regionaltreffen bzw. Klausurtage durchgeführt. Regelmäßige wechselseitige Hospitationen 

innerhalb dieser Projekte gehören seit Jahren zum Qualitätsstandard der Suchthilfe. 

Aussichten und Perspektiven für 2008

− Im Rahmen der Vorstellung des Suchthilfesystems Lichtenberg führt ein Mitarbeiter der 

TWG 14-tägig Informationsgespräche mit Patienten der Suchtstationen des Evangelischen 

Krankenhauses Königin Elisabeth durch.

− Ausbau der Zusammenarbeit mit sozialtherapeutischen Nachsorgeeinrichtungen und 

Rehabilitationskliniken im Zuge der Aufnahme dort behandelter Klienten nach ihrer 

Entlassung.
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− Schaffung einer tragfähigen und konstruktiven Basis der Zusammenarbeit mit den 

zuständigen Leistungsträgern für eine Betreuung gemäß § 57 SGB XII 

(trägerübergreifendes persönliches Budget).

− Wiedereröffnung des Internetcafes für Klienten der Suchthilfe 

Lichtenberg/Hohenschönhausen nach umfangreichen Umbaumaßnahmen. 

− Durchführung einer betreuten Bewohnerreise nach Mallorca im Oktober 2008.

− Die Weiterentwicklung der Leistungsstandards nach § 75 Abs. 3 SGB XII.

− Die Weiterführung des Qualitätsmanagements und der Selbstevaluation nach DIN EN ISO 

9001:2000.

Region Friedrichshain-Kreuzberg

12. Suchtberatung Friedrichshain 

Die Suchtberatung Friedrichshain  existiert seit 1992 als einzige Beratungs- und 

Behandlungsstelle für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen im Ortsteil 

Friedrichshain. Seit dem 01.01.1996 ist der Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte 

Träger der Einrichtung.

Auftrag/Aufgabenstellung

Beratungsstellen für alkohol- und medikamentenabhängige Menschen sind fester Bestandteil 

des regionalen psychiatrischen Pflichtversorgungssystems und Baustein des Gesamtsystems 

der Suchtkrankenhilfe. Sie haben eine definierte regionale Verpflichtung für die ambulante 

Grundversorgung von Menschen mit Alkohol- und Medikamentenmissbrauch und 

-abhängigkeit und deren Angehörige in ihrer Region (auf der Basis von § 1 GDG in 

Verbindung mit § 26 GDG). 

Die Aufgabenstellung umfasst die Information, Beratung, Behandlung und Betreuung von 

Menschen mit einer Alkohol- bzw. Medikamentenproblematik (Gefährdung, Missbrauch, 

Abhängigkeit) und deren Bezugspersonen (Angehörige, Freunde, Kollegen). 

Strukturelle Besonderheiten

Der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg weist hohe soziale und gesundheitliche Belastungen auf. 

Er hat u. a. den niedrigsten Sozialindex, die höchste Bevölkerungsdichte, eine hohe 

Arbeitslosenrate, einen hohen Anteil an Sozialhilfeempfängern und Bürgern ohne beruflichen 

Ausbildungsabschluss. Auf diesem sozialen Hintergrund ist die gesundheitliche Lage u. a. 

geprägt durch die höchste Rate vorzeitiger Sterblichkeit, die niedrigste mittlere 

Lebenserwartung und eine erhöhte Säuglingssterblichkeit. Dennoch gibt es teilweise größere 

Unterschiede zwischen Friedrichshain und Kreuzberg (z. B. Anteil Arbeiter und Angestellte, 

Sozialhilfeempfänger) und trotz der problematischen Bedingungen gibt es auch positive 

Ressourcen.

Kooperation/Vernetzung/Öffentlichkeitsarbeit

Die Suchtberatung arbeitet mit Einrichtungen des Bezirkes (Sozialpsychiatrischer Dienst, 

Jugendamt, usw.), Krankenhäusern, Fachkliniken, anderen Beratungsstellen, niedergelassenen 

Ärzten und SPI-internen (Betreutes Einzelwohnen, Tagesstätte, Therapeutische 

Wohngemeinschaft) oder anderen Suchthilfeprojekten zusammen. Des Weiteren besteht eine 

Kooperation mit anderen Alkohol- und Drogenberatungsstellen im Rahmen des integrierten 

regionalen Suchthilfedienstes der City-Region (Region 6: Friedrichshain, Kreuzberg, Mitte, 

Tiergarten, Wedding). Eine fachliche Kooperation besteht über die kontinuierliche Teilnahme 

an (über)bezirklichen Gremien: PSAG, AG Sucht der PSAG, AK Suchtberatungsstellen, AG 

Suchtberatungsstellen Region City, Treffen bei der Landesdrogenbeauftragten.



113

Zielgruppe

Das Angebot richtet sich in erster Linie an erwachsene Menschen mit einer Alkohol- und 

Medikamentenproblematik (Gefährdung, Missbrauch, Abhängigkeit) und deren 

Bezugspersonen (Angehörige, Freunde, Kollegen). Menschen mit anderen Suchtproblemen 

werden im Rahmen der Möglichkeiten der Einrichtung ggf. ebenfalls beraten oder 

weitervermittelt. Im Rahmen der Regionalisierung der ambulanten Drogenhilfe wurde die 

primäre Zuständigkeit für die Versorgung von Menschen mit Drogenproblemen für den 

Ortsteil Friedrichshain (Region 6) der Drogenberatungsstelle Misfit, Kreuzberg, übertragen.

Zielstellungen

Es besteht das Ziel, eine tragfähige Arbeitsbeziehung aufzubauen, die es ermöglicht, in 

Abhängigkeit von der individuellen Situation und dem jeweiligen Motivationsstadium einen 

Prozess in Gang zu setzen, der die Auseinandersetzung mit dem Suchtverhalten bzw. der 

eigenen Abhängigkeit fördert und Chancen zur Veränderung bietet.

Beratung und Betreuung setzen keine Abstinenz voraus. Im Zentrum der Bemühungen steht 

mit Hilfe verschiedener Maßnahmen, die in Abhängigkeit der individuellen Lage gemeinsam 

mit dem Betroffenen geplant werden, die Sicherung bzw. Verbesserung der sozialen, 

gesundheitlichen und psychischen Situation des Klienten. Übergeordnetes Behandlungsziel ist 

eine Persönlichkeitsentwicklung im Sinne einer Nachreifung, die dem Klienten ein zufriedenes 

selbstbestimmtes Leben ohne Suchtmittelgebrauch ermöglicht sowie die Aufrechterhaltung 

bzw. Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit.

Angebote

– Information und Beratung,

– ambulante Behandlung (Entzug, Entwöhnung, Nachsorge),

– langfristige Begleitung und Betreuung,

– Krisenintervention,

– fachgerechte Vermittlung (z. B. Entzug, Entwöhnung, Betreutes Einzelwohnen, 

Tagesstätte, niedergelassene Ärzte, Selbsthilfegruppen),

– Beratung, Vermittlung und Unterstützung bei der Regelung von sozialen Problemen,

– Gruppenangebote (z. B. Tägliche Gruppe, Informationsseminar, Entwöhnung, Nachsorge),

– Beratung von Angehörigen, Freunden und Kollegen,

– aufsuchende Beratungsarbeit in Einzelfällen.

Ausgewählte Statistik 2007

Gesamtzahl Ratsuchender Personen: 437

– davon betroffene Klienten/-innen 366

– und Angehörige/Bezugspersonen   71

Anzahl Klienten/-innen hinsichtlich Häufigkeit/Dauer:

Einmalberatungen 90

Klienten/-innen mit zwei und mehr Beratungen 276

Klienten/-innen mit wiederholten Beratungssequenzen 42

mittel- und längerfristige Beratungen/Betreuungen insgesamt       318
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nachfolgende Angaben beziehen sich auf 318 Betreuungen:

Männer (77,7 %) 247

Frauen (22,3 %) 71

arbeitslose Betroffene (54,4 %) 173

Suchtmittel/-verhalten (im Vordergrund)

Alkohol (96,5 %) 307

Opioide    (0,6 %) 2

Cannabis .    (0,6 %) 2

Sedativa   (1,9 %) 6

Spielen, Kaufen, Essen (0,3 %) 1

Zusammenfassung und Ausblick

Im Berichtszeitraum haben sich wiederum keine wesentlichen Änderungen ergeben. Die

Beratungsstelle war wie in den Vorjahren gut ausgelastet. Neben der direkten Arbeit mit 

Klienten/-innen und Aktivitäten im Zusammenhang mit Gremien, Kooperation und Vernetzung 

waren die üblichen organisatorischen und inhaltlichen Aufgaben einer Beratungsstelle zu 

bewältigen.

Parallel dazu läuft im Rahmen des Qualitätsmanagement-Systems ein kontinuierlicher Prozess 

zur Qualitätssicherung und -verbesserung der Arbeit, der immer wieder Aufgaben mit 

unterschiedlicher Arbeitsintensität mit sich bringt, z. B. die jährlich wiederkehrende 

Selbstevaluation.

Im Hinblick auf die Klientenstruktur haben sich auch im Jahr 2007 keine wesentlichen 

Änderungen ergeben. Die Anzahl der Ratsuchenden ist jährlichen Schwankungen unterworfen 

und beläuft sich auf 437 (Gesamtzahl ratsuchender Personen) im Jahr 2007 im Vergleich zu 

412 im Jahr 2006. Neben den direkten klientenbezogenen Kontakten ist ein hoher Zeitaufwand 

für klientenbezogene sozialarbeiterische Tätigkeiten/Aktivitäten festzustellen. Das vielseitige 

Angebotsspektrum der Beratungsstelle hat sich bewährt und wird da, wo es sinnvoll und 

erforderlich erscheint, unter Berücksichtigung der Kapazitäten erweitert, unter Umständen mit 

Einschränkungen an anderer Stelle. Auf die Integration neuer Angebote in das bestehende 

klassische Aufgabenspektrum ist kontinuierlich in den Sachberichten der letzten Jahre 

eingegangen worden. 

Eine Erweiterung der Beratungsstellenarbeit ist zum 01.10.2006 durch die suchtspezifische 

Qualifizierung von Friedrichshainer Teilnehmer/-innen einer MAE-Maßnahme für 

Suchtkranke erfolgt. Träger der Maßnahme ist das Diakonische Werk Berlin-Stadtmitte e.V. 

Ziel der Maßnahme ist die Minderung bzw. Beseitigung von Vermittlungshemmnissen, die bei 

der Zielgruppe aufgrund von Folgeerscheinungen des Suchtmittelkonsums entstanden sind. Zu 

diesem Ziel soll auch die vom Teilnehmer verbindlich wahrzunehmende suchtspezifische 

Qualifizierung beitragen. Als positiv ist die kontinuierliche Anbindung der Teilnehmer/-innen 

an die Beratungsstelle zu bewerten. Bei Bedarf können rasch und unkompliziert sämtliche 

Angebote der Beratungsstelle in Anspruch genommen werden, z. B. Beratungsgespräche, 

Vermittlung in Entzug oder stationäre Entwöhnungsbehandlung. Die MAE-Maßnahme und die 

suchtspezifische Qualifizierung tragen zur Stabilisierung der Teilnehmer/-innen bei, von denen 

einige die abstinente Lebensweise bereits erreicht haben, andere mäßigen Konsum praktizieren, 

wiederum einige immer wieder auch Rückfallphasen aufweisen. Die zunächst auf ein Jahr 

bewilligte MAE-Maßnahme ist um ein weiteres Jahr verlängert worden. Ein im 

Berichtszeitraum erfolgtes Auswertungsgespräch zwischen dem JobCenter, dem Diakonischen

Werk und dem Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte hat sehr positive 

Rückmeldungen des JobCenters ergeben.

Darüber hinaus hat sich die Zusammenarbeit mit dem JobCenter Friedrichshain-Kreuzberg 

weiter gefestigt. Zur Verständigung und zur Kooperationspflege trägt die unter der 
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Federführung des ehemaligen Suchtkoordinators W. Nitze gegründete Arbeitsgruppe AG SGB 

II bei. Hier nehmen neben Einrichtungen der Suchthilfe auch Fallmanager des JobCenters 

Friedrichshain-Kreuzberg teil. 

Das Thema Kindeswohl/Kinderschutz hat auch im Geschäftsbereich Soziale Räume und 

Projekte zu einer verstärkten Auseinandersetzung über den Umgang mit betreuten 

suchtkranken Eltern geführt. Zur Unterstützung wurde eine interne Fortbildung zum Thema 

Kinderschutz angeboten. In diesem Zusammenhang bestand die Möglichkeit, Fragestellungen 

und Unsicherheiten in Beratung und Betreuung mit einer erfahrenen Fachkraft vom Jugendamt 

Friedrichshain/Kreuzberg zu klären. Im Arbeitsalltag der Beratungsstelle ist eine höhere 

Sensibilität für das Thema Kindesschutz im Rahmen der Beratung von alkoholabhängigen 

Eltern zu verzeichnen. Insbesondere wurde, auch anhand eines potentiellen Kinderschutzfalles, 

intensiv diskutiert, wie die Beratungsstelle einerseits ihre Verantwortung gegenüber Kindern 

von Betreuten wahrnehmen kann und andererseits die Eltern, die zunächst mit einem anderen 

eigenen Anliegen zur Beratung kommen, wenn irgendwie möglich, zur Kooperation 

motivieren kann. Festzustellen ist, dass sich die bisher schon gute Kooperation mit dem 

Jugendamt Friedrichshain anhand der Klärung von konkreten Fragestellungen intensiviert hat. 

Im Jahr 2008 ist zur Vertiefung eine weitere interne Veranstaltung bzw. Fortbildung zum 

Thema „Süchtige Familien“ geplant.

Im Herbst 2007 konnte die Beratungsstelle aufgrund der Umverteilung von bezirklichen 

Mitteln im Alkoholbereich ab 2008 eine zusätzliche Personalstelle einrichten. Das 

Bewerbungsverfahren wurde umgehend eingeleitet, so dass die Personalstelle zum 01.01.2008 

mit einer neuen Mitarbeiterin (Dipl.-Soz.Päd.) besetzt wurde.

13. Betreutes Einzelwohnen Friedrichshain-Kreuzberg

Einleitung

Das Betreute Einzelwohnen Friedrichshain-Kreuzberg (BEW-FK) bildet einen wichtigen 

Baustein innerhalb der regionalen Suchtkrankenhilfe. Die niedrigschwelligen konzeptionellen 

Betreuungsvoraussetzungen sind für schwer erkrankte Klienten/-innen oftmals der letzte 

Zugang zum Suchthilfesystem. Zugangsvoraussetzungen sind nach wie vor die Zustimmung 

des Sozialpsychiatrischen Dienstes Friedrichshain-Kreuzberg (SpD) sowie die des 

Fallmanagements im Bezirk. Eine Vermittlung von Klienten/-innen aus Kreuzberg findet nach 

wie vor kaum statt. Die Anzahl der Mitarbeiter/-innen hat sich auf sechs erhöht, die 

Zeitkontingente blieben aber mit 4,75 Stellen und einer ¼ Verwaltungskraft gleich. Die 

Auslastung des BEW-FK war wie auch im Jahr 2006 zeitweise problematisch. Eine 

Vollbelegung konnte auf Grund verminderter Vermittlungstätigkeit über einen längeren 

Zeitraum nicht erreicht werden. Erst mit Beginn des Oktober 2007 konnte das Projekt wieder 

ausgelastet werden. Diese Auslastungsproblematik betraf viele Projekte der Suchthilfe im

Bezirk. 

Das Jahr 2007 ist aus Sicht des BEW-FK dennoch als erfolgreiches Jahr zu werten. So konnte 

es zum einen sein 10-jähriges Bestehen feiern und zum anderen eine von Februar bis 

September bestehende Minderauslastung überwinden. Es kann davon ausgegangen werden, 

dass dies ein Hinweis auf qualitativ gute Arbeit ist. Die vom Team vorgenommenen 

vielfältigen Aktivitäten konnten die Leistungen des BEW-FK im Kontext der 

Suchtkrankenhilfe erneut sichtbar machen.

Wie im letzten Jahresbericht schon geschildert, wächst der soziale Druck auf die Klientel. 

Diese Tendenz kann im Rahmen der Betreuungsarbeit weiterhin bestätigt werden. Die 

Nachweispflicht des BEW-FK bezüglich der Zielerreichung im einzelnen Betreuungsprozess 

ist deutlich in den Vordergrund getreten. Die behördliche Aufnahmeprozedur verbunden mit 

zeitlichen Verzögerungen bedingt eine gewisse Schwellenerhöhung, die durch die Einführung 

des Fallmanagement im Bereich seelisch Behinderte zum 01.01.2008 wieder gesenkt werden 

soll. Eine merkliche Veränderung in Bezug auf die Klientel besteht darin, dass sich zunehmend 

deutlich jüngere Menschen im BEW-FK vorstellen und diese häufiger auch Erfahrungen mit 

illegalen Drogen haben oder eine allgemeinpsychiatrische Diagnose aufweisen.
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Die DIN EN ISO 9001:2000 ist wie in jedem Jahr anspruchsvoller Teil der Qualitätssicherung.

Betreuung und Hilfeplanung

Für jede/n Betreute/n wird ein individueller Behandlungs- und Rehabilitationsplan in 

Abstimmung mit dem Sozialpsychiatrischen Dienst und dem/der Klienten/in erstellt. Die 

Betreuungsziele werden gemeinsam mit dem/der Klient/in unter Berücksichtigung 

unterschiedlicher Betreuungsgrade sowie der externen und internen Vorgaben erarbeitet. Dabei 

wird auch die Frage der Betreuungsdichte besprochen. Aus den intensiven sozialtherapeutisch 

aufgebauten Gesprächen entwickeln sich die individuellen zeitlich befristet angelegten 

Hilfepläne.

Die individuellen Ziele, die ein/e Klient/in in einem Betreuungszeitraum erarbeiten sollte, 

werden sachlich unter fachlichen Gesichtspunkten und lebensnah durch die Mitarbeiter/-innen

eingeschätzt. Benötigte Zeitpotentiale werden anhand der Schwere der Erkrankung, der 

Häufigkeit der Hausbesuche sowie der möglichen Teilnahme an den beiden Gruppen 

prospektiv fallbezogen festgelegt. 

Der Zielerreichungsgrad wird laufend im Betreuungsprozess sowie im Regelfall alle sechs 

Monate im Gespräch mit Klienten/-innen, dem Sozialpsychiatrischen Dienst und seit dem Jahr 

2008 auch mit dem Fallmanager überprüft. Aufgrund der Schwere der Beeinträchtigung bei 

den meisten Klienten/-innen kommt es zeitweise zu einer Zielkorrektur dahingehend, dass den 

Klienten/-innen zur Zielerreichung mehr Entwicklungszeit eingeräumt werden muss bzw. 

andere Ziele in Betracht kommen. Dabei besteht auch die Möglichkeit, dass Klienten/-innen 

Ziele erreichen, die zu Beginn der Planung nicht in Erwägung gezogen wurden.

Statistik des Jahres 2007

Der Fokus soll in diesem Jahresbericht sowohl auf Aspekte der Aufnahme als auch den 

Entlassungskontext einer Betreuung gelegt werden.

Es ergab sich die Frage, ob trotz der Minderauslastung Klienten/-innen nicht in die Betreuung 

aufgenommen werden konnten und welche Gründe dafür vorlagen.

Im Jahr 2007 haben sich 17 Klienten/-innen in der Einrichtung vorgestellt, die nicht 

aufgenommen werden konnten. 4 Klienten/-innen wurden aufgrund eines anderen Wohnortes 

außerhalb des Bezirkes Friedrichshain-Kreuzberg oder eines Hilfebedarfes für andere 

Hilfeangebote an entsprechende Einrichtungen vermittelt. 9 Klienten/-innen haben sich nach 

dem Erstkontakt und der entsprechenden Information nicht für die BEW-FK Betreuung 

entschieden. 1 Klient/in wurde durch das JobCenter Friedrichshain-Kreuzberg vermittelt, aber 

durch den SpD Kreuzberg abgelehnt. 1 Klient/in wurde vom Urban Krankenhaus vermittelt 

und vom SpD Kreuzberg abgelehnt. 1 Klient/in wurde durch die Beratungsstelle vermittelt und 

vom SpD Friedrichshain abgelehnt. 1 Klient/in ist noch unentschlossen.

Diese Ausführungen zeigen, dass situationsabhängig auch bei schwer beeinträchtigten 

Klienten/-innen durchaus Motivation zur Veränderung entsteht. Es besteht einzig und allein die 

Frage nach der Möglichkeit, unmittelbar eine passgenaue Hilfemaßnahme einleiten zu können, 

um das „Motivationsfenster“ zu nutzen.

Die Mitarbeiter/-innen des BEW-FK stellen in diesem Zusammenhang fest, dass das Prinzip 

von Fördern und Fordern sowie Hilfe zur Selbsthilfe, in Form von soziotherapeutischer 

Nachreifung heute deutlich schwerer einzuhalten ist, da der Schwerpunkt nach wie vor mehr 

zum Fordern tendiert.
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Im Berichtsjahr 2007 haben 7 Klienten/-innen die Betreuung beendet durch:

Vermittlung in Therapeutische Wohngemeinschaft (TWG): 2

Vermittlung in Tagesstätte (TGS): 1

Umzug in einen anderen Bezirk: 1 (Vermittlung in dortiges BEW)

Vermittlung an Beratungsstelle: 1

Verstorben: 2

Der Entlassungskontext (Mehrfachnennungen) lässt sich mit Hilfe folgender Kriterien näher 

beschreiben:

Betreuung lt. Betreuungsgesetz bestand

oder wurde eingeleitet: 2

Vermittlung in Tagesstätte: 1

Vermittlung in TWG: 2

In die Selbständigkeit entlassen: 1

In betreute Wohnform/Pflegeheim: 1

Es gab im Jahr 2007 keine Abbrüche durch Klienten/-innen, den Leistungserbringer oder den 

Leistungsträger, sondern ausschließlich spontane Termine im Rahmen der 

Vermittlungsbestrebungen in weiterführende Angebote. Ein/e Klient/in wurde kurzfristig, aber 

regulär an die Beratungsstelle übergeleitet, da die Maßnahme BEW-FK zu umfassend für 

die/den Klienten/in erschien.

Für zwei Klienten/-innen wurden bei Überleitung in eine TWG außerhalb Berlins 

nachsorgende Tätigkeiten durchgeführt, da z. B. die Wohnungen in Berlin aufgelöst werden 

mussten. In einem Fall unterstützte das BEW-FK den gerichtlich bestellten Betreuer.

Bei drei Klienten/-innen (Vermittlung in TGS, eine Vermittlung in das BEW-FK des neuen 

Stadtbezirks, eine Entlassung in Selbständigkeit mit Beratungsstellenanbindung) waren keine 

besonderen nachsorgenden Tätigkeiten außerhalb der normalen Nachfragen, Informationen und 

Berichte erforderlich.

Zwei Klienten/-innen sind vom BEW-FK bis zum Tod durch eine schwerwiegende Erkrankung 

betreut worden. In einem Falle kümmerte sich die Familie um die notwendigen Regelungen. 

Im anderen Fall die gerichtlich bestellte Betreuung. Nachsorgende Tätigkeiten gab es auch hier 

nur im üblichen Rahmen von Nachfragen, Telefonaten und Berichten.

Allgemein ist zu sagen, dass es bei der Überleitung von Klienten/-innen in andere 

Einrichtungen oder Maßnahmen in aller Regel zu nachsorgenden Tätigkeiten kommt, die nur in 

seltenen Fällen vollständig durch den Kostenträger finanziert werden. Es handelt sich dabei 

z. B. um Telefonate zur Abstimmung, Aktenübergaben, Anregung von gerichtlich bestellten 

Betreuungen, Teilnahmen an Beerdigungen, Mitarbeit bei noch anstehenden 

Gerichtsverhandlungen sowie die Anfertigung eines Abschlussberichtes.

Qualitätssicherung in der Einrichtung

Aus-, Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter/-innen

Alle Mitarbeiter/-innen des BEW-FK sind dazu verpflichtet, sich mit aktuellen Entwicklungen 

in der Suchtkrankenhilfe bzw. im psychosozialen Bereich auseinanderzusetzen und eventuelle 

Ableitungen für die eigene Tätigkeit vorzunehmen.

Neben der regelmäßigen Lektüre von Fachliteratur, wie z. B. die Zeitschrift „Suchttherapie“, 

und den wöchentlichen Teambesprechungen, nehmen die Mitarbeiter/-innen kontinuierlich an 

Fortbildungsveranstaltungen zu tangierenden Themen teil. Darüber hinaus ist die Teilnahme an 

der monatlichen Supervision obligatorisch und wird von allen Mitarbeiter/-innen als Plattform 

für den notwendigen fachlichen Austausch und Instrumentarium für die Gewährleistung der 

Stabilität des Teams geschätzt und wahrgenommen.
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Folgende Fortbildungen wurden durch verschiedene Teammitglieder/-innen wahrgenommen:

– AWO-Bundesverband-Treffen - Projekte der chronisch mehrfach beeinträchtigten 

Abhängigkeitserkrankten (CMA),

– Arbeitstagung Teupitz (Pflichten und Rechte der Betroffenen),

– CMA-Fachtag Friedrichshain-Kreuzberg (Mitinitiator und -organisator),

– Konfrontatives Konfliktmanagement,

– Kinderschutz und Kindeswohl,

– Kinder suchtkranker und psychisch kranker Eltern,

– Qualitätsmanagement (QM) in der Jugendhilfe/im Bereich Hilfen zur Erziehung (HzE),

– Teilnahme Suchttherapietage Hamburg,

– laufende Fortbildung Erste-Hilfe,

– Ausbildung eines Mitarbeiters in Neurolinguistsiches Programmieren (2007 - 2008).

Im Projekt werden jährliche Schulungspläne für die Mitarbeiter/-innen erstellt.

Supervision

Das Team des BEW-FK führte im Jahr 2007 monatlich Fall- und Teamsupervisionen durch. 

Die Supervision ist ein unverzichtbarer Bestandteil der fachlichen Arbeit. Sie gewährleistet die 

notwendigen fachlichen Diskussionen zur Reflexion eigenen Handelns und sichert besonders 

in der Einzelfallarbeit die Möglichkeit der Einhaltung von angemessener Nähe und Distanz im 

Rahmen einer fachlich fundierten Gestaltung der Betreuung. Darüber hinaus bietet die 

Supervision für die Erhaltung von Sicherheit und Verlässlichkeit im Team eine produktive 

Basis.

Qualitätssicherung in der Versorgungsregion

Der Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte ist seit dem 13.11.2001 nach DIN EN ISO 

9001:2000 zertifiziert (TÜV CERT). Qualitätspolitik, Leitbilder, fachliche Standards sowie die 

Prozesse der Dienstleistungserbringung sind im Qualitätsmanagement-Handbuch und in den 

Verfahrensanweisungen verbindlich festgeschrieben. Der Nachweis über deren Einhaltung 

wird jährlich durch ein Audit erbracht.

Selbstevaluation

Die Selbstevaluation ist Bestandteil des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses innerhalb des 

Qualitätsmanagementsystems. Das BEW-FK ist im Selbstevaluationszirkel „CMA“ des GB 

Soziale Räume & Projekte vertreten. Im Jahr 2007 wurden allgemeine Standards für den 

Abschlussbericht bezüglich entlassener Klienten/-innen festgelegt und evaluiert. Dabei ging es 

um den Nachweis der Effektivität und Wirksamkeit einer Maßnahme und die Erfassung aller 

wesentlichen klientenbezogenen Daten.

Vorhaben 2008

Für das Jahr 2008 wird sich das BEW-FK im Rahmen der Selbstevaluation und von QM mit 

den Themen Gender Mainstreaming, regionale Zusammenarbeit und Entkommunalisierung im 

gesamten Geschäftsbereich bezogen auf die Projektangebote befassen. Auch 

Mitarbeiterschulungen in Bezug auf Gender Mainstreaming sind geplant. Darüber hinaus wird 

die vorhandene Dokumentationsstruktur einer Überprüfung unterzogen werden. Durch diese 

Form der Betrachtungsweise sollen Verbesserungspotentiale für die alltägliche Arbeit erkannt 

und verbessert werden.
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14. Wohngemeinschaft „Übernberg“

Wohnen für Suchtkranke in Friedrichshain-Kreuzberg

Das zurückliegende Jahr 2007 war ein arbeitsintensives und erfolgreiches Jahr. Die 

qualitätsgerechte Betreuung der Klienten und die effiziente Nutzung der vorhandenen 

Ressourcen standen im Focus unserer Teamarbeit. Die Arbeitsaufnahme des geplanten 

Fallmanagements der Eingliederungshilfe des Amtes für soziale Dienste in Friedrichshain-

Kreuzberg, nach § 53 des SGB XII – Sozialhilfe -, war 2007 in seiner neuen Arbeitsweise noch 

nicht installiert. Das hatte aber keinen nachteiligen Einfluss auf die Versorgung der Klienten. 

Die Zusammenarbeit mit den Fallmanagern des Jobcenters Friedrichshain-Kreuzberg war 

Klienten bezogen und Ressourcen orientiert. 

Die Mitarbeiterzahl blieb konstant bei vier Mitarbeitenden mit 3,125 Stellen und einer 

Verwaltungskraft mit sechs Stunden/Woche. Im Jahr 2007 gab es hauptsächlich Aufnahmen 

von Suchtkranken aus Friedrichshain-Kreuzberg in die Therapeutische Wohngemeinschaft 

(TWG). Somit wurde erneut im zurückliegenden Jahr die Grundversorgung im Bezirk 

stabilisiert. 2007 kam es erstmals zu einer vermehrten Vermittlung von Klienten durch den 

Sozialdienst des Bezugskrankenhauses Vivantes-Klinikum am Urban. Die Belegungssituation 

zeigte sich stabil und es gab keine Therapieabbrüche.

Die Anwendung des implementierten Qualitätsmanagementverfahrens nach DIN EN ISO 

9001:2000 ist weiterhin ein zentrales Anliegen des TWG-Teams. Die Arbeitsaufgaben der 

Einrichtung blieben im zurückliegenden Berichtszeitraum in ihrer Grundstruktur erhalten. Das 

vom Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg als Pilotprojekt angebotene Trägerübergreifende 

Persönliche Budget (TPB) wurde in der TWG im zurückliegenden Jahr mit fünf Klienten/-

innen im Rahmen der Nachsorge bevorzugt wahrgenommen.   

Die TWG wendet sich an alkohol- und medikamentenabhängige Frauen und Männer im Alter 

von 18 bis 50 Jahren, die den Willen haben, abstinent und suchtmittelfrei zu leben. 

Therapieziele sind die Aufarbeitung der Alkoholproblematik, die Stabilisierung einer 

abstinenten Lebensweise und die soziale Reintegration in die Gesellschaft und in die 

Arbeitswelt.

Arbeitsschwerpunkte sind:

– Auseinandersetzung mir der Lebensrealität,

– Reflektion über suchtbezogene Verhaltensmuster,

– Förderung sozialer Kontakte und Beziehungsfähigkeit,

– Entwicklung neuer Handlungsstrategien für die Bewältigung persönlicher Krisen und 

Konflikte (Rückfallprophylaxe),

– soziale Reintegration (Familie, Partnerschaft, Freundschaften, Beruf).

Methoden und Vorgehensweisen:

– personenbezogene Hilfeplanung,

– Gruppen- und Einzelgespräche,

– sozialarbeiterische und sozialpädagogische Unterstützung,

– Soziotherapie,

– Vermittlung in Selbsthilfegruppen,

– Freizeitangebote und Gruppenreise,

– 24-stündige Rufbereitschaft,

– Angehörigenarbeit,

– Nachsorge im Rahmen des TPB (Gruppen- und Einzelgespräche, sozialarbeiterische 

Betreuung),

– Ehemaligentreffen.
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Statistische Angaben zur TWG

Im Jahr 2007 bewohnten die Einrichtung 14 männliche Klienten (Zu- und Abgänge). Im Monat 

waren durchschnittlich 12 Plätze belegt. Im Jahr 2007 erreichte die TWG eine 

Bettenauslastung von 91 %. Das entspricht gegenüber dem Vorjahr einem Plus von 1 %. Im 

Berichtszeitraum wurden sechs diagnostische Erstgespräche und 24 Informationsgespräche mit 

interessierten Bewerbern geführt (telefonische Auskünfte ausgenommen). Häufig folgten dem 

Bewerbungsgespräch ein bis zwei weitere, modifizierte Vorgespräche.

Das Jahr 2007 war geprägt von Kontinuität in der Verweildauer der Klienten. Im Ergebnis 

dessen wurden im zurückliegenden Jahr zwei Klienten in die TWG aufgenommen. 4 Klienten 

zogen im Jahr 2007 aus der TWG aus. Drei Klienten verließen die TWG mit Beendigung der 

Kostenübernahme und bezogen nach dem Betreuungsende eine eigene Wohnung. Ein Klient 

wurde auf eigenen Wunsch in eine Einrichtung für psychisch Kranke vermittelt. Bei Einzug in 

die TWG waren alle Klienten langzeitarbeitslos. Von den Klienten, die mit Beendigung der 

Kostenübernahme die TWG verließen, befand sich ein Klient zu diesem Zeitpunkt in einer 

MAE-Maßnahme, die in ein festes Arbeitsverhältnis umgewandelt wurde. Ein Klient 

absolvierte eine MAE-Maßnahme und war für eine Ausbildung für den ersten Arbeitsmarkt 

vorgemerkt. Ein Klient war krankheitsbedingt unbefristet berentet. Alle Klienten, die in der 

Einrichtung lebten, besuchten pro Woche ein- bis zweimal eine Selbsthilfegruppe für 

Alkoholkranke. Insgesamt fünf Klienten nahmen übers Jahr verteilt im Rahmen des TPB die 

angebotene Nachsorge in Form von Gruppen- und Einzelgesprächen sowie sozialarbeiterischer 

Betreuung in Anspruch. Auch im Jahr 2007 kam es bei den Klienten weder zu körperlichen 

noch psychischen Gewaltauseinandersetzungen. Die ständige Erreichbarkeit der Mitarbeiter/

-innen über das Bereitschaftstelefon machte es möglich, kurzfristige 

Kriseninterventionsgespräche sowohl per Telefon als auch vor Ort zu führen.

Inhaltliche Schwerpunkte

Kontinuierliche Bemühungen des Teams führten wieder zu einer zufrieden stellenden 

Auslastung der TWG. Gegenüber dem Vorjahr gab es wiederum einen deutlichen Anstieg der 

Hilfebedarfsleistungen. Dies erforderte die Einstufung in höhere Hilfebedarfsgruppen (HGB). 

Im Jahr 2007 gab es regelmäßige Informationsveranstaltungen im Vivantes-Klinikum am 

Urban. Im KEH Herzberge führten die Mitarbeiter/-innen regelmäßige Klienten-

Kontaktgespräche. Zu allen einschlägigen Krankenhäusern, Sozialämtern (auch anderer 

Bezirke) und Beratungsstellen für Suchtkranke besteht regelmäßiger Kontakt.

Das Team stellte sich das Ziel, eine qualitativ hochwertige Arbeit zu leisten, sie zu reflektieren 

und fachlich begleiten zu lassen. Dazu gehörten die wöchentlichen Fallbesprechungen im 

Team und die monatliche Supervision. 

Qualifizierung und Weiterbildungen gehören im Team zur kontinuierlichen Qualitätssicherung. 

Im Jahr 2007 qualifizierten sich die Mitarbeiter/-innen des Teams in folgenden Bereichen:

– fortlaufende Qualifizierung im Bereich des Qualitätsmanagements,

– interne fachgebietsbezogene Fortbildungen,

– Weiterbildung zum Sozialtherapeuten Sucht (verhaltenstherapeutisch) - Gesamtverband 

für Suchtkrankenhilfe (GVS),

– Fortbildung zum Thema: Hartz IV korrekt,

– regelmäßige Teilnahme einer Mitarbeiterin einmal monatlich an einer Intervisionsgruppe.

Im Rahmen der Selbstevaluation und zur Qualitätssicherung der Projektarbeit überarbeiteten 

die Mitarbeiter/-innen Fragebögen der Diagnostischen Erstgespräche und entwarfen ein neues 

Instrumentarium zur Anamnesearbeit. Zudem wurden die Aufnahmebedingungen der TWG 

verifiziert. Die im Rahmen der Qualitätsverbesserung eingeführten Helferkonferenzen 

erfolgten auch im Jahr 2007 turnusgemäß und mit positiver Resonanz seitens aller Beteiligten 

(Bewährungshelfer, Sozialpsychiatrischer Dienst und Amtsbetreuer).
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Gute Zusammenarbeit gab es auch im vergangenen Jahr mit den bestellten Betreuern, den 

Staatsanwaltschaften (auch außerhalb Berlins), den Gerichtshilfen, den 

Schuldnerberatungsstellen, den Sozialämtern, Beratungsstellen der Arbeiterwohlfahrt und den 

freien Bildungsträgern für Fort- und Weiterbildung der Klienten.

Schwerpunkte im Bereich sozialarbeiterische Betreuung:

– Durch die Neuregelung der bezirklichen Zuständigkeiten durch Fallmanager in den 

Jobcentern wurde die Verfahrensweise für alle Beteiligten verbessert. Die 

Zusammenarbeit mit dem Jobcenter Friedrichshain-Kreuzberg hat sich im vergangenen 

Jahr spürbar verbessert. Die Klienten/-innen wurden bei ihren Beratungsterminen von den 

Sozialarbeitern begleitet. Dies führte zu noch intensiverem Kontakt zu den Fallmanagern 

und letztlich zu Ressourcen orientierten Vermittlungen der Klienten in Umschulung, 

Weiterbildung und MAE-Maßnahmen. Leider gab es zum Jahresende hin strukturelle 

Veränderungen innerhalb der Jobcenter und alle Klienten waren plötzlich von Wechseln 

ihrer Fallmanager betroffen. Es fanden nicht immer gute Übergaben der Akten statt, 

zuweilen verzögerten sich Sachverhalte und integrative Prozesse zu Arbeitsmaßnahmen 

wurden verschleppt oder negiert. Das waren im Rahmen unserer 

Arbeitsintegrationsbemühungen keine ressourcenorientierte Prozesse und bedeuteten auch 

für die Sozialarbeiter/-innen erheblichen Mehraufwand.

– Im Jahr 2007 wurden auch Klienten/-innen mit starken physischen Schädigungen

(HIV positiv, Hepatitis C, Epilepsie) aufgenommen. Damit einher ging ein erhöhter 

Arbeitsaufwand in allen Arbeitsbereichen. Die Begleitung der Klienten/-innen bei 

Besuchen von Behörden und Ärzten wurde häufig erforderlich, da viele von ihnen auf 

Grund von Überforderungen und Unwissenheit nicht in der Lage waren, ihre Interessen 

eigenständig zu vertreten.

– Der Kontakt zu Ärzten, Fachärzten, Rentenversicherungsträgern und dem Versorgungsamt 

musste intensiviert werden, da drei Klienten/-innen betreut wurden, die auf Grund ihrer 

körperlichen Schädigungen Erwerbsminderungsrente beantragen mussten.

– Durch die vermehrte Vermittlung der Klienten/-innen in MAE-Jobs, die meist nur von 

kurzer Dauer sind, wird es zunehmend schwieriger, den arbeitsintegrativen Ansatz 

entsprechend der Konzeption für die Klienten/-innen umzusetzen. Das gleiche gilt für die 

Klienten/-innen, die mit erheblichen physischen Beeinträchtigungen in 

Erwerbsunfähigkeitsberentung vorübergehend enden.

– Eine weitere Zielstellung war die Vermittlung und Aufnahme ehrenamtlicher Tätigkeit für 

Klienten/-innen, die körperlich und psychisch dazu in der Lage waren. Ein Klient arbeitete 

ehrenamtlich als Hilfskoch in einer Sozialküche in Friedrichshain-Kreuzberg.

– Die häufig auftretende krankheitsbedingte Verschuldung machte auch im Jahr 2007 eine 

enge Zusammenarbeit mit der Schuldnerberatungsstelle DILAB e.V. erforderlich.

Tragende, erfolgreiche Elemente der Arbeit sind die Tages- und Wochenstruktur: 

morgendliche Plena, Organisationsplenum, Gruppen- und Einzelgespräche, sozialarbeiterische 

Betreuung, Soziotherapie, 24-stündige Rufbereitschaft und Klienten-Nachsorge. 

Die Soziotherapie fand an allen Freitagen von 10.00 bis 12.00 Uhr statt. Die Themen wurden 

vierteljährlich während eines gemeinsamen Arbeitsfrühstücks mit den Klienten/-innen geplant. 

Grundständig ist die Soziotherapie darauf angelegt, die Klienten/-innen mit unterschiedlichen 

kreativen Arbeitsmethoden und -inhalten zur Gestaltung eines reflektierten abstinenten 

Lebensalltags zu motivieren. Dazu gehören auch alltagsstabilisierende Aufgaben wie Kochen 

und das Ausrichten von Festtagen. Im Jahr 2007 gab es zwei regelmäßig wiederkehrende 

Arbeitsschwerpunkte: Körpertherapie und Musiktherapie. In diesem Rahmen fanden 

Körperbildarbeiten, Körperwahrnehmungsübungen, Heilyoga und bioenergetische 

Grundübungen statt. Die Klienten/-innen bekamen die Möglichkeit, sich mit den Mitteln der 

kreativen Soziotherapie wie beispielsweise Persönlichkeitskisten und Triptichonarbeiten auf 

kreative Weise auch sprachlos ihren Krankheitsbildern zu nähern und diese zu reflektieren. 
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Durch gemeinsames Kochen sind sie an eine bewusste und gesunde Ernährung herangeführt 

worden. Besonders wertvoll zeigten sich diese Aktivitäten für Klienten/-innen mit Diabetes.

Die gemeinsame Gartenpflege ist in den Alltagsablauf der Klienten/-innen integriert. Mit 

dieser Tätigkeit wurde auch im Jahr 2007 die finanzielle Grundlage für die Gruppenreise 

erwirtschaftet. Die Reise führte wieder auf die Insel Usedom in das Ostseebad Bansin. Als 

Urlaubsthema wählten die Klienten/-innen die Erkundung der Halbinsel Usedom mit dem 

Fahrrad und per pedes. Die kontinuierlichen Ehemaligentreffen erfreuten sich wieder großer 

Beliebtheit. Auch Weihnachten und Silvester gestalteten die Klienten/-innen gemeinsam. Die 

neuen Klienten/-innen erlebten die Feiertage zum Teil erstmals abstinent.

Der Vertrag zur Gartenarbeit wurde zum Jahresende von der Wohnungsbaugesellschaft aus 

Einsparungsgründen aufgekündigt. Der Berliner Senat verpflichtete die städtischen 

Wohnungsbausgesellschaften zu Europaweiten Ausschreibungen der Gartenanlagen. Damit 

wurden den Klienten/-innen vor allen Dingen eine sinnvolle Freizeitaktivität und eine 

arbeitsintegrative Maßnahme zur körperlichen Selbstüberprüfung im Rahmen der Therapie 

genommen.

Vernetzungsstruktur

Im Jahr 2007 arbeitete das Projekt in der vernetzten Struktur der Suchtkrankenhilfe sowohl im 

Bezirk als auch bezirksübergreifend.

In der ersten Jahreshälfte gab es einen gemeinsamen Teamtag aller SPI Projekte des 

Suchthilfeverbunds Friedrichshain mit dem Anliegen, die Vernetzungsmöglichkeiten dieser 

Projekte im Sinne einer klientenorientierten Ressourcenförderung zu überprüfen und 

gegebenenfalls zu installieren. Im Ergebnis wurde eine optimierte Vernetzung gewünscht und 

mit vier unterschiedlichen Arbeitsgruppen installiert:

– Kooperationsgruppe für den Regionalverbund,

– Kooperationsprojekt Freizeit Ergotherapie,

– Kooperationsprojekt Vertretung,

– Kooperationsprojekt Öffentlichkeitsarbeit.

Diese Arbeitsgruppen tagen und arbeiten seither regelmäßig. Weiterhin trifft sich der Verbund 

vierteljährlich zum Regionaltreffen zu Arbeitsbesprechungen und zum Erfahrungsaustausch. 

Die Mitarbeiter/-innen nahmen regelmäßig an bezirklichen Gremien (Gesundheitsmarkt, AG 

Sucht, Steuerungsgruppe, PSAG) teil.

Aussichten für das Jahr 2008

Das Team der TWG wird auch im kommenden Jahr zielstrebig und frühzeitig die Akquirierung 

von Klienten/-innen als oberste Priorität ansehen, um die planmäßige Budgetauslastung zu 

gewährleisten. Weiterhin ist es das Ziel, möglichst allen Klienten/-innen die Nachsorge im 

Rahmen des TPB anzubieten.

Um den Wünschen der Klienten/-innen gerecht zu werden, wird es im Rahmen des 

Qualitätsmanagement eine Analyse der Gesamtsituation der Therapeutischen 

Wohngemeinschaft und der Arbeitssituation der Mitarbeiter/-innen auf „Gender 

Mainstreaming“ hin geben. Die Mitarbeiter/-innen werden hierzu Fortbildungen besuchen und 

einen gemeinsamen Teamtag veranstalten. Gegebenenfalls wird es im Rahmen dessen zu 

konzeptionellen Veränderungen kommen, die eine qualitätsverbessernde Wirkung haben 

werden und die Grundversorgung der alkohol- und medikamentenabhängigen Klientel im 

Bezirk optimiert.
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15. Tagesstätte für Suchtkranke Friedrichshain

Die Tagesstätte für Suchtkranke Friedrichshain betreut Suchtkranke, z. T. mit 

Mehrfachschädigungen, bei denen andere Maßnahmen bisher erfolglos blieben oder die 

Motivation für höherschwellige Angebote nicht ausreichte. 

Charakterisierend für die Zielgruppe sind:

– eine Verharmlosung der Suchtmittelabhängigkeit,

– geringe Abstinenzmotivation,

– chronifizierte Suchterkrankung,

– kaum oder keine sozialen Kontakte außerhalb des Trinkermilieus,

– langjährige Arbeitslosigkeit,

– Leben in Armut,

– Schulden,

– psychische und physische Folgeerkrankungen,

– Probleme bei Haushaltsführung, Körperpflege und Behördenangelegenheiten,

– häufig Verwahrlosungstendenzen.

Vereinzelt wurden auch Menschen vermittelt, bei denen eine konzentrierte Abklärung und 

Vorbereitung auf weiterführende Angebote erfolgen sollte.

Aufgaben der Betreuung

Durch den Besuch der Tagesstätte sollen die Betroffenen ohne Abstinenzanspruch in das 

soziale Hilfesystem eingebunden und in der Führung einer menschenwürdigen Existenz 

unterstützt werden. Langfristig soll möglichst eine Wiedereingliederung in das 

gesellschaftliche Leben erfolgen. Dennoch finden sich unter den Besucher/-innen einige, bei 

denen durch die Maßnahme einzig eine Verschlechterung ihrer bisherigen Situation verhindert 

werden kann. 

Durch die Tagesstrukturierung werden den Besucher/-innen Alternativen zu ihren bisherigen 

Lebensweisen aufgezeigt und erprobt. Die Möglichkeit zu sozialen Kontakten im

pädagogischen Umfeld ermöglicht eine Loslösung aus dem Trinkermilieu. Grundlegende 

Fähigkeiten werden durch die unterschiedlichen Angebote gefördert und durch 

Erfolgserlebnisse der täglichen Anforderungen wird die Selbstwahrnehmung positiv 

beeinflusst. 

Die Auseinandersetzung mit dem Suchtverhalten erfolgt individuell nach Bedarf. Der 

Gruppenzusammenhalt bietet Unterstützung in kritischen Phasen, soziotherapeutische 

Gespräche decken bisherige Mechanismen in der Lebensführung und Trinkmuster auf.

Angebote

Die Betreuung erfolgt nach einem festen Tages- bzw. Wochenplan. Neben den verpflichtenden 

Rahmenangeboten besteht für die Besucher/-innen nach persönlichem Interesse die 

Möglichkeit, zusätzliche Kurs- und Gruppenangebote wahrzunehmen. Die regelmäßige 

Wiederholung aller Abläufe bietet unseren Klienten/-innen einerseits Sicherheit vor 

„unangenehmen Überraschungen“, anderseits die Basis, sich auch auf Neues einzulassen mit 

dem Wissen einer zeitlichen Begrenzung. Die Angebote stärken die Ressourcen der Klienten/

-innen, decken Defizite auf und vermitteln neue Kenntnisse und Fertigkeiten.

Die Zielsetzung wird für den einzelnen individuell gemeinsam festgelegt, der Weg wird durch 

die Entwicklungsfähigkeit vorgegeben. Den Besucher/-innen werden so wenig wie möglich 

Hilfestellungen geboten, um ihre eigenen Kompetenzen nicht zu schwächen und eine 

Erweiterung der persönlichen Fähigkeiten zu fördern.
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Die Palette des Angebots beinhaltet grundlegende Anforderungen des täglichen Lebens 

(Körperpflege, Haushaltsführung, Selbstversorgung), ergotherapeutische Maßnahmen, 

flankierende Lernprozesse zur Verselbständigung (Erledigung behördlicher 

Angelegenheiten/Schriftverkehr) sowie zusätzlich kompetenzerweiternde Aufgaben 

(Gedächtnis- und Konzentrationstraining, Entspannungstraining, Kochkurs). Die sozialen 

Kompetenzen werden durch die Gruppensituation der Einrichtung, tägliche Morgengruppe, 

themenzentrierte Gesprächsgruppe und Einzelgespräche erweitert. Durch den Aufbau eines 

selbstzufriedenen Lebens vermittelt die Einrichtung den Besucher/-innen eine sinnvolle 

Alternative zum bisherigen, durch Alkoholabusus geprägten Alltag.

Statistik

Im Vergleich zu den Vorjahren war in der Einrichtung  in der zweiten Hälfte ein auffälliger 

Rückgang bezüglich der Auslastung zu verzeichnen. Dies war einerseits durch ungeplante 

Abgänge, wie der Tod einer Klientin, Abbruch beziehungsweise die Überleitung in andere 

therapeutische Angebote zu erklären. Andererseits war auffällig, dass sich die Veränderungen 

im Sozialsystem, insbesondere die Überleitung von Sozialhilfe in Arbeitslosengeld II jetzt 

bemerkbar macht. Über den Sozialpsychiatrischen Dienst und das Bezugskrankenhaus 

Vivantes-Klinikum am Urban fand so gut wie keine Vermittlung mehr statt. 

Eine intensive Analyse machte zum einen deutlich, dass die Akzeptanz und Vermittlung 

alkoholkranker Menschen in geeignete ambulante Maßnahmen im Bezirk zu sinken scheint 

und zum anderen, dass dieses spezielle Klientel, wenn es nicht besonders im gesellschaftlichen 

Umfeld auffällig wird, nicht mehr oder nur schwer erreicht wird. 

Um der Problematik entgegenzutreten, organisierte die Tagesstätte gemeinsam mit der 

Suchthilfe des SPI Friedrichshain-Kreuzberg und in Zusammenarbeit mit anderen bezirklichen 

Trägern den Fachtag „Vom Abseits ins Rampenlicht – Behandlungsansätze und psychosoziale 

Versorgungsstrukturen für alkoholkranke Menschen auf dem Prüfstand“ und akquirierte andere 

Kooperationspartner, damit alkoholkranke Menschen wieder die Aufmerksamkeit bekommen, 

die sie benötigen.

Aus unserer Sicht ist es im Suchthilfesystem weiterhin dringend notwendig, dieser Klientel die 

Möglichkeit zur Veränderung zu geben – eine Versorgung durch rechtliche Betreuung und 

Pflegedienste reicht nicht aus.

Insgesamt nahmen neun Interessenten/-innen an einem Informationsgespräch über unser 

Angebot teil. Zwei Klienten/-innen wurden im Berichtsjahr in der Tagesstätte für Suchtkranke 

Friedrichshain aufgenommen. 

Ein Großteil der nicht übernommenen Interessenten/-innen war teilweise nur auf Druck der 

vermittelnden Institution erschienen und zeigte keine Veränderungsmotivation oder es erwies 

sich im Gespräch, dass andere therapeutische Angebote geeigneter wären. Zur weiteren 

Abklärung leiteten wir diese Betroffenen an die Suchtberatung oder den Sozialpsychiatrischen 

Dienst (SpD) weiter. 

Die Anzahl der langfristigen Betreuungen nahm im Berichtsjahr zum Vorjahr zu. Zum Stichtag 

wurden 12 Klienten/-innen länger als 12 Monate bis zu 5 Jahren betreut.

Die Besucherstruktur der Tagesstätte setzte sich aus zwei Frauen und elf Männern zusammen. 

Die Altersspanne der Klienten/-innen lag zwischen 44 und 65 Jahren. Sie stammten 

überwiegend aus dem Ostteil der Stadt und wohnten großteils seit mehr als 25 Jahren im 

Bezirk Friedrichshain. Die Klienten/-innen bewohnten meist eine eigene Wohnung 

unterschiedlichen Standards, ein Klient lebt derzeit im Obdach.

Die Suchterkrankung setzte im Alter von 20 bis 30 Jahren ein. Fast alle Klienten/-innen sind 

seit mehr als 20 Jahren abhängig. Als Folge liegen unterschiedliche chronifizierte 

Begleiterkrankungen vor. 
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Die Maßnahme bewirkte bei acht Klienten/-innen eine Abstinenz von mehr als 6 Monaten. 

Nach den ersten Monaten der Betreuung schränkt sich erfahrungsgemäß auch der 

Alkoholkonsum nicht abstinenzfähiger Klienten/-innen massiv ein. Rückfälle reduzieren sich 

und in Trinkphasen wird über Hausbesuche weiterhin der Kontakt zu den Betroffenen gehalten.

Der Betreuungsbedarf der einzelnen ist unterschiedlich hoch: Einige der Besucher/-innen 

benötigen z. B. bei behördlichen Angelegenheiten oder Schuldenregulierung nur 

unterstützende Gespräche zur Absicherung des weiteren Vorgehens, während andere Klienten/

-innen Beratung und Motivation schon bei alltäglichen Anforderungen (Körperpflege, 

Haushaltsreinigung) benötigen.

Vernetzung und Kooperationspartner

Die Einrichtung nimmt an allen fachspezifischen Gremien des Bezirks Friedrichshain-

Kreuzberg und stiftungsinternen Runden teil. Die Tagesstätte ist über gezielte 

Informationskampagnen im Bezirk sehr gut bekannt. Die Kooperation in der vernetzen 

Struktur der Suchtkrankenhilfe im Bezirk verläuft positiv und wird weiter ausgebaut.

Die Kooperation der SPI Projekte im Bezirk wurde intensiviert. Zum Beispiel fand ein 

gemeinsamer Klausurtag statt, projektübergreifende Projekte wurden entwickelt. Diese 

Entwicklung wird auch im nächsten Jahr einen hohen Stellenwert bekommen.

Region Treptow-Köpenick

16. Haus Strohhalm - Sozialtherapeutisches Wohnen in Treptow-Köpenick

Die Klienten/-innen

Das ”Haus Strohhalm”, ein niedrigschwelliges, stationäres Unterbringungsangebot für 

Wohnungslose im Bezirk Treptow-Köpenick, bietet insgesamt 38 Betreuungsplätze für 

alleinlebende, zumeist suchtmittelabhängige Hilfesuchende über 18 Jahre, im Bedarfsfall auch 

für Familien, an.

Im Rahmen des bezirklichen Katastrophenschutzes können auch Menschen, die durch ein 

plötzliches, unvorhersehbares Ereignis ihre Wohnung verlassen müssen, „rund–um–die–Uhr“ 

aufgenommen werden.

Die Einweisung der Klienten/-innen erfolgt über die Fachabteilungen der Wohnungslosenhilfe 

der jeweils zuständigen Berliner Sozialämter; die „Berliner Unterbringungsleitstelle für 

Wohnungslose” des LaGeSoz koordiniert Berlin-weit die Belegungskapazitäten.

Im Berichtsjahr 2007 wurden insgesamt 73 Klienten/-innen im Haus betreut: Von der für den 

Bezirk Treptow-Köpenick zuständigen kommunalen Fachabteilung, der „Koordinationsstelle 

zur Vermeidung und Behebung von Wohnungsverlust“ wurden 64 Klienten/-innen, aus 

anderen Bezirken 9 Klienten/-innen überwiesen.

Die Unterbringung erfolgte entsprechend der fachlichen Konzeption auf drei verschiedenen 

Etagen:

Auf der I. Wohnetage wurden „rund-um-die-Uhr” 15 überwiegend chronisch 

alkoholabhängige, mehrfach beeinträchtigte Klienten/-innen betreut, die in der Aufnahmephase 

meist deutlich sichtbare Verwahrlosungstendenzen aufwiesen; zeitweise waren auch drogen-

und medikamentenabhängige Klienten untergebracht, die begleitend Alkohol konsumierten 

bzw. noch andere psychische Erkrankungen aufwiesen.

Die hohe Betreuungsintensität ermöglichte das schnelle Einleiten von Erste-Hilfe- und anderen 

gesundheitsstabilisierenden Maßnahmen für akut gefährdete Klienten; u. a. musste im 
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Berichtsjahr 23-mal die Feuerwehr bzw. der Bereitschaftsarzt gerufen werden. Die häufigsten 

Ursachen hierfür waren zerebrale Anfälle im Entzugssyndrom, aber auch alkoholbedingte 

Stürze mit gefährlichen Folgeverletzungen und diabetische Schockzustände.

Auf der II. Wohnetage, die über 15 Betreuungsplätze verfügt, wurden Klienten/-innen mit 

einem schädlichen Missbrauchsverhalten gegenüber Alkohol oder anderen Suchtmitteln 

betreut.

Auf der III. WE standen für jeweils 8 Klienten/-innen mit einem Abstinenzvorsatz oder einem 

unauffälligen Verhalten gegenüber Suchtmitteln die entsprechenden Betreuungsplätze zur 

Verfügung.

Als sog. „Beheimatungsfälle“ waren 8 Bewohner/-innen im Haus durchgängig untergebracht.

Das Personal

Den Klienten/-innen standen wochentags von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr und samstags von 6.00 

Uhr bis 14.00 Uhr durchgängig mindestens ein/e fachlich kompetente/r Mitarbeiter/in zur 

Verfügung. Zwei Mitarbeiter/-innen bildeten jeweils ein Bezugsbetreuerteam. In den 

Nachtstunden und in der verbleibenden Zeit am Wochenende waren Studenten/-innen, die 

vorwiegend in den Fächern Sozialpädagogik und Sozialarbeit studieren, betreuend tätig.

Wertvolle, zusätzliche Unterstützung erhielten die Mitarbeiter/-innen durch das Engagement 

eines ehemaligen Bewohners, der über eine MAE-Maßnahme im haushandwerklichen Bereich 

tätig war.

Die Angebote

Zur existenzsichernden Grundversorgung gehörten:

– die Unterbringung in vollständig ausgestatteten und modern eingerichteten Ein- bzw. 

Mehrbettzimmern als alkohol- und drogenfreier Lebensraum,

– die Sicherung des Lebensunterhalts durch Hilfen bei der Antragstellung und beim Umgang 

mit den eigenen finanziellen Mitteln,

– die Anleitung und Begleitung in allen lebenspraktischen Angelegenheiten,

– die Krisenintervention sowie

– die Vermittlung zu externen Fachstellen.

In der Aufnahmephase wurde für jede/n Klienten/in eine Sozialanamnese angefertigt. 

Spätestens nach 4 Wochen erfolgte dann erstmalig die gemeinsame Erstellung des Hilfeplans 

und in der Folge deren Forschreibung.

Über die vorgehaltenen täglich bzw. wöchentlich wiederkehrenden, sozialtherapeutischen 

Angebote wurden alle Klienten/-innen u. a. mittels eines Wochenplans, der an einer zentralen 

Stelle im Haus positioniert ist, durchgängig informiert. Diese waren:

– festterminierte Gesprächsrunden für die Klienten/-innen auf den jeweiligen Wohnetagen,

– tägliche Teilnahme am Kleintierprojekt für Interessierte,

– Gestaltung von Festen/Feiertagen (Herstellung der Dekoration, Übernahme von 

Verantwortlichkeiten),

– Sport-Aktiv-Tag mittwochs bzw. donnerstags (Bowlen, Tischtennis, Billard etc.),

– Spiele- und Quizabend jeweils am Freitag als Gedächtnistraining.

Für die monatlich stattfindenden Etagenversammlungen, die einen zentralen fachlichen, jedoch 

lebensweltenorientierten Schwerpunkt haben, bestand eine Teilnahmeverpflichtung für alle 

Klienten/-innen. Hierbei wurden der Verlauf und die Beschlüsse protokolliert und ausgewertet.

Unsere fünfte, einwöchige Gruppenreise führte uns im Juni des Jahres 2007 wiederum auf die 

Insel Usedom. An ihr nahmen 12 Klienten/-innen teil.
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Die Ergebnisse

Für die in der Einrichtung untergebrachten Klienten/-innen kann für das Berichtsjahr 

eingeschätzt werden, dass sich die Chancen auf eine Wiederanmietung von Wohnraum weiter 

verbesserten; deshalb gelang fast 30 % der Klienten/-innen die Anmietung einer Wohnung.

Für alle Klienten/-innen, die Krankheitseinsicht bezüglich ihrer Abhängigkeitsproblematik 

entwickelten, erfolgte fortwährend die Thematisierung im Einzel- und Gruppensetting mit dem 

Ziel, die diesbezügliche Motivation für die gezielte Nutzung der regionalen und überregionalen 

Suchthilfeangebote zu erhöhen.

Die vorgehaltenen sozialtherapeutischen Angebote waren fester Bestandteil des Projektalltags. 

Sie wurden von den Mitarbeiter/-innen mit viel Optimismus, Kreativität und hohem 

Engagement umgesetzt; sie unterlagen hinsichtlich ihrer Wirkungen fortwährend einer 

ständigen Überprüfung und Verbesserung.

Es kann festgestellt werden, dass das Qualitätsmanagementsystem des GB im Projekt 

erfolgreich implementiert wurde. Die Überprüfung erfolgte im Juni 2007 durch den TÜV 

Österreich per Audit.

Die Statistik 

Im Berichtsjahr wurden im Vergleich zum Vorjahr 13 untergebrachte Hilfesuchende weniger 

betreut.

Das Durchschnittsalter aller Klienten/-innen lag bei 40,7 Jahren. 23 Klienten/-innen waren 

jünger als 25 Jahre und 8 Klienten/-innen älter als 65 Jahre.

Auf die Frage nach der individuellen Wohnsituation vor der Maßnahme gab u. a. 10 % der 

Klienten/-innen an, aus einem ungesicherten Mitwohnverhältnis zu kommen, 22 % der 

Klienten/-innen lebte zuvor in einer anderen betreuten WG und 36 % der Klienten/-innen hatte 

zuvor die Zwangsräumung ihrer eigenen Wohnung erlebt.

Nach dem Ende der Betreuung im Haus bezogen 22 Klienten/-innen eine angemietete 

Wohnung. Nur 8 Klienten/-innen brachen das Betreuungsverhältnis ab und verzogen an einen 

unbekannten Ort.

Die mediale Aufenthaltsdauer veränderte sich nicht wesentlich und betrug 147 Kalendertage.

Ca. 90 % aller Klienten/-innen waren vor und auch nach der Maßnahme arbeitslos.

Nach unserer Einschätzung waren zwei Drittel aller Klienten/-innen von Suchtmitteln abhängig 

bzw. zeigten ein schädliches Missbrauchsverhalten. 7 Klienten/-innen befanden sich während 

des Betreuungszeitraums mindestens einmal in diesbezüglicher stationärer Behandlung. 

Die kalkulierte Auslastung des Projektes wurde im Berichtsjahr nicht erreicht.

Die Zusammenarbeit

Enge fachliche und kollegiale Beziehungen bestanden zu den Mitarbeiter/-innen der Kontakt-

und Begegnungsstätte „Treffpunkt Strohhalm” sowie den sozial- bzw. suchttherapeutischen 

Wohnprojekten des Geschäftsbereiches.

Enge Kontakte gab es im Weiteren zu allen Sozialdiensten der Krankenhäuser in der 

Versorgungsregion und über den Fachaustausch in den Gremien der Wohnungslosen- und 

Suchtkrankenhilfe des Bezirks Treptow-Köpenick.
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Der Ausblick

Aufgrund der o. g. Auslastungsschwierigkeiten wurde schon zum Ende des Berichtsjahres 

begonnen, passgerechte, neue Angebote für einen Teil der Zielgruppe zu konzipieren. Die 

fachliche Abstimmung mit dem Bezirksamt Treptow-Köpenick verlief erfolgreich, sodass im 

Jahr 2008 die Umsetzung erfolgen kann.

17. Treffpunkt Strohhalm

Der Treffpunkt Strohhalm hat sich seit seiner Eröffnung im Jahre 2000 zu einem festen und 

wichtigen Bestandteil in der sozialen Infrastruktur Schöneweides und Köpenicks entwickelt 

und wird nun schon seit über 7 Jahren sehr gut von der entsprechenden Klientel angenommen.

Hierzu zählen in erster Linie Menschen aus dem näheren Umfeld des Treffpunktes und dem 

Bezirk Treptow-Köpenick, welche die Kontakt- und Freizeitangebote nutzen. Bis auf wenige 

Ausnahmen sind alle Klienten/-innen Bezieher von Transferleistungen, hauptsächlich nach 

SGB II. Oberschöneweide stellt nach wie vor einen sozial besonders belasteten Stadtteil dar. 

Weiterhin ist der Treffpunkt Strohhalm aber auch über die Bezirksgrenzen hinaus bekannt und 

gehört zu einer wichtigen Station für viele Wohnungslose des gesamten Stadtgebietes.

Die Problemlagen der Klientel sind vielgestaltig. Die Schwerpunkte hier sind Sucht und 

Armut. Im Jahr 2007 kamen, wie schon in den Vorjahren, deutlich mehr Familien mit Kindern 

in den Treffpunkt um hier in erster Linie die Primärangebote wie zum Beispiel das sehr 

preiswerte Mittagessen wahrzunehmen. Aber auch die Kleiderkammer wird diesbezüglich 

stärker genutzt als noch vor zwei Jahren. Die Nachfrage, aber auch die Spenden an Bekleidung 

und auch Kindertextilien sind hier gestiegen.

Oberstes konzeptionelles Gebot ist ein niedrigschwelliger Zugang für alle Angebote. Die 

Einrichtung versteht sich als Raum für Begegnung und Kommunikation, frei von Drogen und 

Gewalt.

Der Treffpunkt Strohhalm wurde im Jahr 2007 über Zuwendung vom Bezirksamt Treptow-

Köpenick von Berlin finanziert.

Auftrag und Angebote

Die Primärangebote im Treffpunkt Strohhalm, die niedrigschwellig für alle Klienten/-innen 

zugänglich sind, sollen einerseits direkte Not lindern helfen, und dienen gleichfalls dem Abbau 

von Schwellen- und Kontaktängsten gegenüber den weiterführenden Angeboten wie 

Einzelfallberatung, Hilfestellung und Unterstützung sowie Vermittlung an spezialisierte 

Beratungsstellen. 

Für viele Klienten/-innen ist der Aufenthalt im Treffpunkt Strohhalm, gerade wegen der 

Primärangebote, wie Kleiderkammer, Duschmöglichkeit, sehr preiswertes Frühstück und 

Mittagessen, aber auch diverser Freizeitangebote und Möglichkeiten für Eigeninitiativen, 

wesentlicher Bestandteil der Alltagsplanung und Hilfe zur Tagesstruktur.

Die Arbeit hier orientiert sich an den Bedürfnissen, Gewohnheiten und Möglichkeiten der 

Klienten/-innen.
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Wichtige Beratungsschwerpunkte im Jahr 2007 waren vor allem:

– Hilfe und Vermittlung bei Suchterkrankungen,

– Sicherung und Erhalt des Wohnraumes und der Wohnqualität sowie Unterstützung bei der 

Wohnungssuche,

– Hilfestellung bei der Integration in den Arbeitsmarkt, Arbeitssuche, Bewerbungen,

– Begleitung und Unterstützung im Umgang mit Ämtern,

– Gesundheitsvorsorge,

– Hilfen bei der Haushaltsführung,

– Vermittlung zu Schuldner- und Rechtsberatungen,

– Hilfen bei Straffälligkeit, Haftstrafenvermeidung.

Auch die beratende Unterstützung von ehemaligen Bewohner/-innen, des im selben Gebäude 

angesiedelten Sozialtherapeutischen Wohnens „Haus Strohhalm“, im Sinne einer 

Nachbetreuung für die erste Zeit im eigenen Haushalt hat sich im Jahr 2007 weiterführen und 

vertiefen lassen.

Ein wesentlicher, inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit im Treffpunkt ist die Vermeidung und 

Unterstützung von Lebenslagen in denen Hilfen zum Lebensunterhalt erforderlich oder zu 

erwarten sind. Dies bedeutet Unterstützung bei Bewerbungen und der Suche nach 

Beschäftigung, sowie intensive Zusammenarbeit mit den entsprechenden Stellen wie Jobcenter, 

Sozialämtern und Trägern der Straffälligenhilfe. Im Jahr 2007 fungierte der Treffpunkt hier als 

Beschäftigungsgeber und Einsatzstelle für Freie Tätigkeit (Arbeit statt Strafe) und Praktika. 

Bereits im Jahr 2006 wurde die Angebotspalette im Treffpunkt Strohhalm um die 

Beschäftigungsmöglichkeiten nach SGB II erweitert. In einem geschützten Rahmen und unter 

Anleitung können Menschen hier Arbeit (wieder)-erlernen und so erheblich dazu beitragen, die 

breite Angebotspalette des Treffpunktes zu ermöglichen und zu gestalten. In verschiedenen 

Arbeitsbereichen werden Menschen, die schon längere Zeit arbeitslos waren, wieder an 

Arbeitsprozesse, Strukturen und Anforderungen herangeführt. Schwerpunkte dabei sind 

individuelle Anleitung und Unterstützung sowie die Übertragung von Verantwortung und 

eigenen Aufgabenbereichen. Teamsitzungen und Einzelgespräche werden regelmäßig 

durchgeführt. 

Im Jahr 2007 kamen 3 Praktikanten/-innen, Studenten/-innen der Sozialarbeit hier zum Einsatz.

Die Mitarbeiter/-innen konnten feststellen, dass viele der hier beschäftigten Menschen und 

viele „Besucher/-innen“ sich gut mit der Einrichtung identifizieren können. Dies äußert sich in 

der Zunahme eigener Aktivitäten der Klienten/-innen, zeigt sich aber auch anhand von mehr 

ehrenamtlicher Beschäftigung. Dies ist erfreulich und hilfreich zugleich, da das Bestehen eines 

intakten Großteams die breite Angebotspalette des Treffpunktes garantiert.

Alkoholsucht und Missbrauch sind Problemlagen, die unsere Klientel zu einem großen Teil 

betreffen. Die Mitarbeiter/-innen des Treffpunktes arbeiten diesbezüglich vermittelnd, aber 

auch motivierend und aufklärend. Der Treffpunkt bietet hier Raum und Unterstützung für 

Selbsthilfegruppen. Regelmäßig nahmen Mitarbeiter/-innen mit Vertretern der 

Selbsthilfegruppen und Mitarbeiter/-innen des Wohnprojektes an Vorstellungsrunden in der 

Abteilung für Suchterkrankungen des Krankenhauses Hedwigshöhe teil.

Wie schon im Vorjahr nutzten auch im Jahr 2007 zwei Selbsthilfegruppen unsere Räume für 

ihre wöchentlichen Treffen.

Zielstellungen

Bedingt durch die hohe Klienten/-innenzahl und die niedrigschwelligen, eher unspezialisierten 

Angebote des Treffpunktes variieren die Ziele in der Arbeit hier erheblich. Priorität besitzt aber 

immer die Mobilisierung eigener Ressourcen und das Aufzeigen individueller Möglichkeiten 

bei den Klienten/-innen. Die Integrierung in Abläufe, Strukturen und reale Arbeitsprozesse soll 

die Wiedererlangung sozialer Kompetenzen wie z. B. Konfliktfähigkeit, Übernahme von 
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Verantwortung unterstützen und fördern, sowie die Klienten/-innen befähigen, individuelle 

Lösungsstrategien zur Alltagsbewältigung zu entwickeln.

Kooperation, Vernetzung

Gute Kontakte bestehen zu anderen Trägern, insbesondere zu spezialisierten Beratungsstellen 

wie Suchtberatung, und Schuldnerberatungen aber auch zur „Plattengruppe“, einem 

bezirklichen Wohnungslosenprojekt. Wie in der Vergangenheit wurde der Treffpunkt von 

verschieden konfessionellen Gemeinden der Region mit umfangreichen Sachspenden, 

insbesondere zur Weihnachtszeit bedacht. Gemeinsame Aktivitäten haben sich hier aber nicht 

ergeben. Aufgrund der Angebote der Küche des Treffpunktes arbeiten wir eng mit der Berliner 

Tafel e.V. und dem Sozialladen des Sozialvereins Friedrichshain e.V. zusammen.

Da der Treffpunkt auch als Beschäftigungsgeber für Freie Tätigkeit anerkannt ist, gibt es rege 

Kooperation mit den Sozialen Diensten der Justiz, der Freien Hilfe e.V. sowie mit der 

Straffälligen -und Bewährungshilfe e.V. 

Neue Kontakte gibt es zur Ziegner-Stiftung und zu anderen Beschäftigungsträgern. Hier geht 

es um den direkten Austausch von Angeboten und Sachspenden.

Intensive Zusammenarbeit bestand zum Jobcenter auf Grund der hier eingesetzten MAE-

Teilnehmer.

Zu den betreffenden Stellen im Sozialamt und Jobcenter wurden durch gegenseitige Besuche 

und Vorstellungsrunden die bestehenden Kontakte ausgebaut. Regen fachlichen Austausch gibt 

es mit den Kollegen/-innen des Hauses Strohhalm und anderen SPI-Projekten, insbesondere zu 

den Kontaktläden.

Auch im Jahr 2007 präsentierte sich der Treffpunkt gemeinsam mit dem „Haus Strohhalm“ auf 

dem lokalen Sozialmarkt.

Ausgewählte Statistik

Im Jahr 2007 arbeiteten im Treffpunkt 13 Menschen im Rahmen einer MAE-Maßnahme. Drei 

Studenten/-innen konnten hier Praktika ableisten. 

Im selben Zeitraum leisteten ebenfalls 13 Personen Freie Tätigkeit ab. Im Jahr 2007 wurden im 

Treffpunkt Strohhalm 16.558 Mittagessen ausgegeben. Die durchschnittliche Besucherzahl lag 

bei 67 Menschen, die den Treffpunkt täglich aufsuchten.

Ausblick

Wichtig im Treffpunkt Strohhalm sind nach wie vor Fragen zum SGB II und zum SGB XII. 

Weiterhin gibt es im Freizeitbereich Bestrebungen die Angebotspalette zu erweitern. In 

nächster Zeit wollen wir hier verstärkt mit ehrenamtlich engagierten Menschen

zusammenarbeiten, und erhoffen uns dadurch eine deutliche Erweiterung der bestehenden 

Angebote.

Wie im Jahr 2004 bereits erstmalig durchgeführt, sollen auch in Zukunft mit den hier 

beschäftigten Menschen und Klienten/-innen wieder Ausflüge unternommen werden.

Auch die bisher sehr gut genutzte Notübernachtung für 10 wohnungslose Menschen wird im 

Jahr 2008 weiter betrieben.
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Stiftung SPI

Jahresbericht 2007/2008

Soziale Räume & Projekte

Lebenslagen

- Jugend, Familie und Alte

- Arbeit, Ausbildung und Beruf

- Demographischer Wandel und Haushalte

mit Transfereinkommen



132

Zuordnung Projekte

II. Kernbereich Lebenslagen

Jugend, Familie und Alte

Arbeit, Ausbildung und Beruf

Demographischer Wandel und Haushalte mit Transfereinkommen

  1. Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei

  2. Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik Berlin

  3. Flucht nach vorn - Bildung, Beratung und Betreuung junger

Flüchtlinge

  4. Genderagentur Berlin-Brandenburg

  5. MÄDEA - Interkulturelles Zentrum für Mädchen und junge

Frauen

  6. Fallschirm - Hilfen für straffällige Kinder und Jugendliche

  7. Das Berliner Büro für Diversionsberatung und -vermittlung

  8. HundeDoc

  9. Ostkreuz - Mobiles Beratungsteam für Demokratieentwicklung,

Menschenrechte und Integration

Polis* - Bezirkliche Koordinierungsstelle gegen demokratiegefährdende Phänomene 

und Rechtsextremismus Marzahn-Hellersdorf

Vielfalt gestaltet - für Toleranz und Demokratie

10. Veranstaltungshaus „Werk 9“

11. Abenteuerspielplatz „Stadt der Kinder“

12. Platzmanagement Alexanderplatz

13. Schulsozialarbeit im Verbund

14. new way

15. VBO - Vertiefte Berufsorientierung in Berlin-Mitte
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II. Kernbereich Lebenslagen

1. Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei

Jugendhilfe und Polizei tragen mit ihren spezifischen Aufträgen und Handlungsweisen ebenso 

wie die Bereiche Schule und Justiz in unterschiedlichen Ausprägungen zur Prävention von 

Jugendgewalt und -kriminalität bei. Eine erfolgreiche Bekämpfung von Kinder- und 

Jugenddelinquenz erfordert eine koordinierte Gewalt- und Kriminalitätsprävention der 

beteiligten Berufsgruppen. Voraussetzung dafür ist eine Kommunikationskultur, die von 

gegenseitigem Verständnis für die unterschiedlichen Aufgaben und Handlungsstrategien und 

von grundsätzlicher Verständigungsbereitschaft gekennzeichnet sein muss und deren Qualität 

sich im konkreten Einzelfall erweist. Dabei müssen die unterschiedlichen gesellschaftlichen 

Aufträge und die entsprechenden gesetzlichen Grundlagen berücksichtigt werden, die das 

Handeln des jeweiligen Gegenübers legitimieren. Sie definieren den konkreten Arbeitsauftrag 

der Akteure und drücken sich unter anderem in relevanten Handlungsprinzipien aus, wie 

beispielsweise im Legalitätsprinzip der Polizei und im Vertrauensschutzprinzip gegenüber 

Klienten/-innen im Bereich der Jugendhilfe. Eine von außen häufig nur schwer überschaubare 

Behörden-, Träger- und Zuständigkeitsstruktur, unzureichende Kenntnisse über die Aufgaben, 

Rechte und Pflichten von Angehörigen der jeweils anderen Berufsgruppen sowie eigene 

Handlungsunsicherheiten können Begegnungen zwischen Mitarbeitern/-innen der Jugendhilfe, 

der Polizei, aber auch der Schulen sowie der Justiz erschweren.

Vor diesem Hintergrund hat die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei den Auftrag, den Dialog 

zwischen Jugendhilfe und Polizei in Berlin anzuregen, zu erhalten und auszubauen und die 

Akzeptanz für das jeweils andere Berufsfeld zu stärken. Darüber hinaus ist es ihre Aufgabe, 

eine Vernetzung zwischen Angehörigen der beiden Berufsgruppen und in bestimmten 

Bereichen Kooperationen zwischen ihnen herzustellen, sofern dies von den Akteuren 

gewünscht wird. Die Zielsetzung dieses Auftrags besteht in der kontinuierlichen Verbesserung 

der Beziehungen zwischen Jugendhilfe und Polizei in Berlin und der Institutionalisierung 

tragfähiger Kommunikationsstrukturen. Damit soll mittelbar präventiv Einfluss genommen 

werden auf die Entwicklung von Jugendgewalt und -delinquenz in Berlin. Zudem leistet die 

Arbeit der Clearingstelle einen Beitrag zur Umsetzung des § 81 SGB VIII, dem zu Folge die 

Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit anderen Stellen, zum Beispiel den Polizei- und 

Ordnungsbehörden, kooperieren sollen. Mit der stetigen Aktualisierung des Konzepts der 

Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei sind in den vergangenen Jahren auch die Bereiche Schule 

und Justiz stärker in den Fokus der Projektarbeit geraten. Insgesamt unterstützt die Arbeit der 

Clearingstelle die Bemühungen des Landes Berlin um eine koordinierte Gewalt- und 

Kriminalitätsprävention.

Jugenddevianz und -delinquenz kann weder allein mit polizeilichen noch allein mit den Mitteln 

der Jugendhilfe begegnet werden, für ein Erfolg versprechendes Reagieren ist ein 

koordiniertes, auf Kooperation ausgerichtetes Handeln beider Berufsgruppen notwendig. Dabei 

ist – auch für die Praxis der Clearingstelle – stets zu berücksichtigen, dass die jeweiligen 

beruflichen Grenzen aller Beteiligten eingehalten werden und es nicht zu einer Aufweichung 

berufsethischer und -praktischer Standards kommt. Mitarbeiter/-innen der Jugendhilfe dürfen 

keinerlei polizeiliche Aufgaben übernehmen und Polizeibeamte/-innen keine originären 

Aufgaben der Jugendhilfe bzw. der Sozialarbeit.

Direkte Adressaten/-innen der Clearingstelle sind Polizeibeamte/-innen der Schutz- und 

Kriminalpolizei des Landes Berlin, in Berliner Dienststellen tätige Mitarbeiter/-innen der 

Bundespolizei sowie Sozialarbeiter/-innen und -pädagogen/-innen, Erzieher/-innen und andere 

pädagogisch Tätige bei freien und öffentlichen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe in Berlin. 

In den vergangenen Jahren waren zunehmend auch Schulräte/-innen, Schulleiter/-innen, 

Lehrer/-innen und Schulpsychologen/-innen sowie Jugendrichter/-innen und in Jugendsachen 

tätige Staatsanwälte/-innen Adressaten/-innen der Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei, 

wenngleich sich diese Berufsgruppen nicht im Namen des Projektes wiederfinden. 

Auftrag und Zielsetzung der Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei sind mit einer Steuerungsrunde 

abgestimmt, die aus Vertretern/-innen der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 
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Forschung, der bezirklichen und freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe, der Berliner 

Polizei sowie der Stiftung SPI besteht.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei existiert seit Mai 1994. Derzeit sind drei Mitarbeiter/

-innen, ein Diplom-Politologe und Mediator, eine Diplom-Pädagogin sowie eine Diplom-

Pädagogin, Kriminologin und Mediatorin, die derzeit während ihrer Elternzeit durch eine 

Diplom-Sozialarbeiterin/-pädagogin (FH) vertreten wird - auf 1,95 Personalstellen beschäftigt.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei arbeitet nach folgenden Prinzipien:

− Neutralität: Die Clearingstelle tritt in allen beschriebenen Handlungsfeldern als neutrale, 

allparteiliche Stelle zwischen Jugendhilfe und Polizei auf. Diese Position sichert ihr die 

Akzeptanz beider Berufsgruppen und der relevanten Behörden, ohne die die Zielsetzung 

gefährdet wäre. 

− Vertraulichkeit: Die Mitarbeiter/-innen der Clearingstelle sichern allen Adressaten/-innen 

ihrer Arbeit einen vertraulichen Umgang mit sensiblen Informationen oder Sachverhalten 

zu.

− Transparenz: In konflikthaften Situationen zwischen Mitarbeitern/-innen der Jugendhilfe 

und der Polizei legt die Clearingstelle allen Beteiligten ihre bisherigen und beabsichtigten 

Arbeitsschritte offen und stimmt sie mit den Konfliktparteien ab.

− Betroffenenbeteiligung: Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei bezieht in allen 

Arbeitsbereichen die spezifischen Interessen der Adressaten/-innen ihrer Arbeit ein. 

Die Arbeit der Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei dient in keinem Fall der Zuarbeit für 

strafverfolgende Zwecke.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei arbeitet mit folgenden Angebotsbereichen:

Organisation und Moderation von Arbeitsgremien

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei ist von der damaligen Senatsverwaltung für Bildung, 

Jugend und Sport mit dem Rundschreiben Jug Nr. 3/2004 beauftragt worden, bezirkliche 

Jugendämter bei der Initiierung und Etablierung kontinuierlich arbeitender 

Kooperationsgremien zur Kinder- und Jugenddelinquenzprävention zeitlich befristet zu 

unterstützen. Diese sollen aus Vertretern/-innen des Jugendamtes, der örtlich zuständigen 

Polizeidirektion und weiterer, mit dem Thema besonders befasster Institutionen bzw. Einrich-

tungen (z. B. Jugendstaatsanwaltschaft, Jugendrichter, Schulpsychologen für 

Gewaltprävention) bestehen. Ziel dieser Präventionsgremien ist der regelmäßige Austausch 

über die aktuellen Entwicklungen der Kinder- und Jugenddelinquenz im Bezirk, die 

Erarbeitung daraus abzuleitender Handlungsstrategien, die Bedarfsermittlung in Bezug auf 

konkrete Präventionsmaßnahmen, deren Koordinierung und ggf. eine gemeinsame 

Öffentlichkeitsarbeit. Die Etablierung eines etwa alle zwei Monate tagenden Präventionsrates 

zur Verminderung von Kinder- und Jugenddelinquenz in Treptow-Köpenick wurde im 

September 2007 begonnen und wird im Juni 2008 abgeschlossen. In Marzahn-Hellersdorf 

konnte das Engagement der Clearingstelle nach der Etablierung des 2005 gegründeten 

Präventionsrates für Kinder- und Jugenddelinquenz dank der finanziellen Unterstützung durch 

das Jugendamt auch 2007 fortgesetzt werden. In den Bezirken Mitte und Pankow organisiert 

und moderiert die Clearingstelle mit dem Arbeitskreis Jugendhilfe-Schule-Polizei-Justiz (JSPJ) 

Mitte (Turnus vierteljährlich) und der Koordinationsrunde Pankow (Turnus alle vier Monate) 

bereits seit dem Jahr 2003 Präventionsgremien zur Kinder- und Jugenddelinquenz. Diese 

Arbeit wurde 2007 übergangsweise fortgesetzt und wird aus Gründen der Gleichbehandlung 

mit den anderen Bezirken mit dem Jahr 2008 ebenfalls auf Finanzierungen durch die Bezirke 

umgestellt. Nach Friedrichshain-Kreuzberg im Jahr 2006 hat die Clearingstelle im Mai 2007 

auch in Lichtenberg die Organisation und Moderation des Präventionsrates zur Kinder- und 

Jugenddelinquenz an das Jugendamt abgegeben, unterstützt die Arbeit beider Gremien aber 

durch fachliche Beratung und nimmt auch weiterhin an deren Sitzungen teil.

Neben den Präventionsgremien zur Kinder- und Jugenddelinquenz organisiert und moderiert 

die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei seit vielen Jahren zwei weitere, regelmäßig stattfindende 
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Arbeitskreise, in denen für Sozialarbeiter/-innen und Polizeibeamte/-innen die Möglichkeit zur 

Erörterung fachlich relevanter und aktueller Fragestellungen besteht. Hier können frühzeitig 

Konflikte an der Schnittstelle Jugendhilfe/Polizei erkannt und Lösungen herbeigeführt werden, 

ohne dass gesonderte Klärungsgespräche (siehe unter Angebotsbereich Konfliktvermittlung 

und -beratung) notwendig sind. Durch die regelmäßige Teilnahme fester Ansprechpartner/

-innen aus den einzelnen Einrichtungen und Dienststellen wird die Verbindlichkeit der 

Umsetzung getroffener Vereinbarungen erhöht:

Im Arbeitskreis City-Bahnhöfe (Turnus monatlich) bilden problematische städtische Gebiete, 

insbesondere Bahnhöfe, den gemeinsamen Schnittpunkt der Teilnehmerschaft, die sich 

hauptsächlich aus Straßensozialarbeitern/-innen und Mitarbeitern/-innen von 

Polizeidienststellen aus dem Umfeld der großen Berliner Bahnhöfe rekrutiert. Durch die 

kontinuierlichen Treffen ist es im Verlauf des zwölfjährigen Bestehens des Arbeitskreises 

gelungen, Hemmnisse in der Kommunikation zwischen den Beteiligten abzubauen und eine 

Kultur des gegenseitigen Respekts und der punktuellen Kooperation aufzubauen. Neben der 

Behandlung von Schwerpunktthemen wie beispielsweise Sexualdelikte und Prostitution, dem

Präventionskonzept der Berliner Polizei, dem Netzwerk Kinderschutz und Stalking reagiert der 

Arbeitskreis City-Bahnhöfe stets auf aktuelle Tendenzen und Veränderungen der 

Arbeitsbedingungen im Bereich der Bahnhöfe.

Im Arbeitskreis „Notdienste-Polizei“ (Turnus vierteljährlich) steht die Verbesserung der 

Koordination zwischen dem Notdienstesystem, den Jugendämtern und den relevanten 

Fachdienststellen des Landeskriminalamts im Vordergrund. Arbeitsschwerpunkte waren im 

Berichtszeitraum unter anderem

− Entwicklungen im Drogenkonsumverhalten von Jugendlichen,

− das Drogenpräventionskonzept der Berliner Polizei.

Zu Beginn des Jahres 2008 ist die Arbeitsweise des Gremiums umgestellt worden: Seine 

bisherigen Teilnehmer/-innen treffen sich nun nicht mehr vierteljährlich, sondern veranstalten 

stattdessen eine jährliche Fachtagung für ein breiteres Fachpublikum. Die Teilnehmer/-innen 

haben zusätzlich die Möglichkeit, den Arbeitskreis bei Bedarf kurzfristig über die 

Clearingstelle zusammenzurufen.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei war bis zu ihrer Beendigung im Februar 2007 Mitglied 

der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Kinder- und Jugenddelinquenz nach § 78 SGB VIII, die 

im Februar 2007 ihre Arbeit eingestellt hat. Die Clearingstelle hatte in diesem Gremium den 

stellvertretenden Vorsitz übernommen und war maßgeblich an der Erstellung des 

Abschlussberichtes für den Landesjugendhilfeausschuss (LJHA) beteiligt. In der im April 2008 

neu gegründeten LAG ist die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei erneut Mitglied.

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei arbeitete auch im Jahr 2007 in einer Arbeitsgruppe der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt zur besseren Vernetzung zwischen bezirklichen 

Präventionsräten mit. Sie hat einen von der Landeskommission durchgeführten Fachtag aller

Präventionsgremien zu einem systematischen Erfahrungsaustausch der verschiedenen 

Organisatoren solcher Arbeitsgremien im November 2007 mit vorbereitet.

Darüber hinaus arbeiteten Mitarbeiter/-innen der Clearingstelle regelmäßig im Präventionsrat 

Reinickendorf und in der Arbeitsgruppe Jugendhilfe-Polizei des Jugendamtes Steglitz-

Zehlendorf mit. 

Informations- und Fortbildungsveranstaltungen

Die Clearingstelle bietet zur Konsolidierung des sich verbessernden Verhältnisses zwischen 

Jugendhilfe und Polizei bedarfsorientiert Informations- und Fortbildungsveranstaltungen für 

Sozialarbeiter/-innen und Polizisten/-innen, gegebenenfalls auch für weitere Akteure der 

Delinquenzprävention (Schule, Justiz und andere) an. Konkrete Bedarfe nach Information und 

Fortbildung ergeben sich häufig aus den beschriebenen Arbeitsgremien und betreffen vor allem 
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die gesetzlichen Grundlagen und strukturellen Rahmenbedingungen sowie die jeweiligen 

Ansätze der beteiligten Berufsgruppen zur Eindämmung von Jugendgewalt und -delinquenz.

Im Zentrum standen im Jahre 2007 zwei Veranstaltungen: eine Informationsbörse 

„Hospitationen“ für Polizeibeamte/-innen und Sozialarbeiter/-innen öffentlicher und freier 

Träger der Jugendhilfe sowie ein Workshop „Jugendhilfe und Polizei – Entwicklung von 

Handlungsorientierungen und Positionierung für Streetworker, Schulsozialarbeiter/-innen und 

Leiter/-innen von Jugendfreizeiteinrichtungen in Neukölln, Region Südwest“. Darüber hinaus 

hat die Clearingstelle im Jahr 2007/Anfang 2008 drei Fortbildungsmodule zum Thema 

Prävention von Jugenddelinquenz für angehende Präventionsbeauftragte der Berliner 

Polizeiabschnitte angeboten, jeweils in Kooperation mit der Zentralen Serviceeinheit 

ZSE IV B 4 der Berliner Polizei, dem Kick-Projekt und dem Berliner Büro für 

Diversionsberatung und -vermittlung.

Konfliktvermittlung und -beratung

Bei Konfliktfällen zwischen Mitarbeitern/-innen der Jugendhilfe und der Polizei steht die 

Clearingstelle als Ansprechpartnerin zur Verfügung. Sie hat die Aufgabe, als neutrale, 

allparteiliche Vermittlerin gemeinsam mit den Konfliktparteien einerseits den Konflikt zu 

bearbeiten und andererseits Lösungen zu entwickeln, die auch in der Zukunft tragfähig sind. 

Bei der Konfliktbearbeitung werden verschiedene Methoden der Gesprächsführung, der

Moderation und insbesondere der Mediation angewendet. Die Konfliktparteien werden dabei 

unterstützt, selbstständig Lösungsansätze für die jeweilige Problemstellung zu entwickeln und 

entsprechend umzusetzen. Im Jahr 2007 bearbeitete die Clearingstelle vier aufwändigere 

Konfliktfälle (Clearingfälle mit mindestens einem Ausgleichsgespräch), von denen eine 

Konfliktvermittlung erfolglos abgebrochen werden musste. In einem anderen Fall ist die 

weitere Bearbeitung der im Klärungsgespräch deutlich gewordenen fachlichen Problematik in 

die Verantwortung der zuständigen Senatsverwaltung übergeben worden. Über die direkte 

Konfliktfallbearbeitung hinaus bietet die Clearingstelle einzelnen Einrichtungen, Dienststellen 

etc. und ihren Mitarbeitern/-innen Konfliktberatungen an. Dabei handelt es sich um intensive, 

von Fall zu Fall auch langfristigere Beratungsaufträge oder um – in der Regel telefonische –

Kurzberatungen. In diesem Bereich wurde die Clearingstelle Jahr 2007 in mehr als 30 Fällen 

um Unterstützung angefragt. Der Umfang der Beratungstätigkeit (Konfliktberatungen und 

allgemeine Beratung zum Themenfeld Jugendhilfe-Polizei) bewegte sich damit im Vergleich 

zu den Vorjahren auf gleich bleibend hohem Niveau.

Bereits im Jahr 2006 hatte die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei eine umfangreiche Befragung 

von 123 Sozialarbeitern/-innen zu Umfang, Themenbreite und sozialarbeiterischen 

Einschätzungen polizeilicher Beratungsangebote für Jugendliche durchgeführt. Die Befragung 

ist im Jahr 2007 ausgewertet und in der Steuerungsrunde in Hinblick auf sich daraus für die 

Clearingstelle ergebende Arbeitsaufträge abschließend beraten worden. 

Hospitationen

Hospitationen im jeweils anderen Berufsfeld tragen sehr zum gegenseitigen Verständnis bei, da 

das unmittelbare Kennen lernen wichtige Einblicke ins andere Aufgabengebiet und eine andere 

Sichtweise auf Jugendliche bieten kann. Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei bietet 

Polizeibeamten/-innen und Mitarbeitern/-innen der Jugendhilfe die Vermittlung und fachliche 

Begleitung von Hospitationen im jeweils anderen Arbeitsbereich an. Dieses Angebot haben im 

Jahr 2007 unter anderem ein Seminar der Evangelischen Fachhochschule Berlin und 

Mitarbeiter/-innen eines Polizeiabschnittes wahrgenommen. Außerdem wurden diversen 

Einzelinteressenten/-innen Hospitationsplätze im jeweils anderen Arbeitsbereich vermittelt.

Die Clearingstelle steht Kontaktpersonen aus Dienststellen und Einrichtungen der Jugendhilfe 

und der Polizei, die mit der Durchführung von Hospitationsmaßnahmen beauftragt sind, 

beratend zur Verfügung und unterstützt sie durch die Bereitstellung entsprechender 

Befragungsinstrumente auch bei der Auswertung der Hospitationen. Dabei steht ihr als 

Arbeitsmaterial ein Leitfaden für Multiplikatoren/-innen bzw. mit innerbetrieblichen 
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Fortbildungen beauftragte Mitarbeiter/-innen zur Verfügung, den sie unter dem Titel 

„Einsichten – Hospitationen zwischen Jugendhilfe und Polizei. Ein Leitfaden zur Durch-

führung von Hospitationen“ veröffentlicht hat.

Öffentlichkeitsarbeit und Herausgabe fachspezifischer Informationsmaterialien

Die von der Clearingstelle herausgegebenen Infoblätter zu rechtlichen und strukturellen 

Themen aus Jugendhilfe und Polizeiarbeit, die an alle Jugendverwaltungen, diverse 

Dienststellen der Polizei und freie Träger der Jugendhilfe sowie an zahlreiche weitere 

Interessierte verteilt werden, haben wie in den Vorjahren eine kontinuierliche 

Auflagensteigerung erfahren. Sie werden vereinzelt für die Ausbildung von Polizeibeamten/-

innen und Sozialarbeitern/-innen eingesetzt. Das Periodikum ist auch als Download auf der 

Homepage der Stiftung abrufbar sowie als CD-ROM (Ausgaben Nr. 1 - 45) erhältlich. Im Jahr 

2007 sind insgesamt vier Ausgaben der Info-Blätter erschienen.

Im Jahr 2007 hat die Clearingstelle die 4. aktualisierte Auflage der Plakate und Faltblätter 

„Krisennotdienste für Kinder und Jugendliche auf einen Blick“ für Polizeidienststellen, 

Jugendverwaltungen, freie Träger der Jugendhilfe sowie ausgewählte Berliner Schulen fertig 

gestellt und in einer Auflage von 1.500 Plakaten und 19.000 Faltblättern herausgegeben.

Dank einer zusätzlichen Finanzierung durch die Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft 

und Forschung hat die Clearingstelle im Jahr 2007 mit dem Newsletter „UMSICHTEN –

Berliner Newsletter zur Prävention von Kinder- und Jugenddelinquenz“ eine regelmäßig 

aktualisierte, Internet-basierte Informationsplattform etabliert. Auf ihr werden aktuelle Berlin-

relevante Tendenzen, Ereignisse, Themen und geplante Aktivitäten aus dem Bereich der 

Kinder- und Jugenddelinquenzprävention in einer technisch leicht zugänglichen Form 

aufbereitet und für alle interessierten Einrichtungen, Träger und Institutionen zur Verfügung 

gestellt. Der Newsletter, der zurzeit alle acht Wochen an über 1.000 Personen oder 

Institutionen versendet wird, dient über die Informationsvermittlung hinaus der Vernetzung der 

Akteure im Bereich der Prävention. Seine Fortsetzung und weitere Verbreitung im Jahr 2008 

ist vorgesehen.

Darüber hinaus gab die Clearingstelle auch im Jahr 2007 weiterhin das Faltblatt 

„Ansprechpartner/-innen der Polizei für die Bezirke ...“ heraus, deren Erscheinen aufgrund 

immer wieder auftretender Nachfragen auch künftig fortgesetzt wird. Die Faltblätter werden 

regelmäßig aktualisiert und überwiegend an interessierte Mitarbeiter/-innen der Jugendhilfe 

sowie Lehrer/-innen verteilt.

Die Mitarbeiter/-innen der Clearingstelle haben im Jahr 2007 mehrmals Vorträge auf 

Fachveranstaltungen gehalten:

– zum Thema „Prävention durch Kooperation – Umgang mit jugendlichen Intensivtätern in 

Berlin“ in der Evangelischen Akademie Loccum,

– zum Thema „Kooperation im Fall von jugendlichen Mehrfach- und Intensivtätern –

Entwicklung und Erprobung von fallbezogenen, tragfähigen Kooperationsverfahren 

zwischen Jugendhilfe, Schule, Polizei, Justiz, Gesundheit“ im Haus des Jugendrechts in 

Ludwigshafen,

– zum Thema „Clearingstelle zwischen Jugendhilfe und Polizei“ in der Hochschule 

Esslingen im Rahmen eines Hochschultages,

– zum Thema „Die Intensivtäterdiskussion in Berlin und ihre Auswirkungen auf die 

Prävention“ in einem Arbeitskreis des 27. Deutschen Jugendgerichtstages in Freiburg, 

– zum Thema „Präventionsgremien zur Kinder- und Jugenddelinquenz in den Bezirken“ bei 

der Veranstaltung „Welche Wege geht die kommunale Kriminalprävention in Berlin?“ der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt.

Darüber hinaus hat die Clearingstelle zwei Informations- und Diskussionsveranstaltungen zur 

Arbeit an der Schnittstelle von Jugendhilfe und Polizei für Studierende organisiert. 
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Mit dem Ziel der Wiederinanspruchnahme des Platzes Helle Mitte in Hellersdorf durch die 

Öffentlichkeit nach Übergriffen rechtsorientierter Jugendlicher ist im September ein „Runder 

Tisch Helle Mitte“ gegründet worden. Die Teilnehmer/-innen aus den Bereichen Jugendhilfe, 

Polizei, Ordnungsamt und Politik (sowie weiteren Akteuren) haben die Clearingstelle 

Jugendhilfe/Polizei mit der Moderation mehrerer Sitzungen des Gremiums beauftragt. 

Die Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei hat im Jahr 2007 außerdem die Dokumentation der 

Fachveranstaltung „Informationsweitergabe zwischen Straßensozialarbeit und Polizei –

Möglichkeiten und Grenzen des Datenschutzes“ herausgegeben. 

Ausblick

Die in den Vorjahren erfolgte Schwerpunktverlagerung auf den Bereich Organisation und 

Moderation von Arbeitsgremien (insbesondere zur Prävention von Kinder- und 

Jugenddelinquenz) hat das Profil der Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei als intermediäres 

Projekt an den Schnittstellen verschiedener Akteure der Prävention von Jugenddelinquenz 

(insbesondere Jugendhilfe und Polizei) geschärft. Nach der Umstellung einiger 

Präventionsgremien auf bezirkliche Finanzierungen wird sich die Clearingstelle 

Jugendhilfe/Polizei im Jahr 2008 auf die Verstärkung der Angebote in den Bereichen Beratung, 

Moderation von Kooperationsprozessen sowie auf Fortbildungsveranstaltungen (vor allem für 

Träger der Jugendhilfe und Polizeidienststellen) konzentrieren. Neben der Beibehaltung der 

anderen Angebotsbereiche ist die weitere Etablierung des Newsletters UMSICHTEN zu einer 

Informationsplattform für die Akteure der Kriminalitätsprävention vorgesehen.

2. Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik Berlin

Hintergrund

Das Projekt Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik arbeitet seit seiner Einrichtung 1993 in der 

Funktion eines landesweiten Büros für Kinder- und Jugendpolitik und -beteiligung im Auftrag 

der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport und wird durch diese gefördert.

Kinder- und Jugendpolitik ist zum einen Politik für Kinder und Jugendliche, zum anderen trägt 

sie als Politik mit und durch junge Menschen dem Art. 12 der UN-Kinderrechtskonvention 

Rechnung, die 1992 von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert wurde.

Der Art. 12 fordert die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an sie betreffenden 

Entscheidungen. Kinder und Jugendliche werden als handelnde Subjekte wahrgenommen und 

als Experten/-innen für ihre eigenen Belange anerkannt.

Im Sinne des § 8 SGB VIII und § 5 AG KJHG Berlin hat die Drehscheibe Kinder- und 

Jugendpolitik vom Land Berlin den Auftrag, in Kooperation und in Abstimmung mit den 

Bezirken und dem Land und der Zweigliedrigkeit des Jugendamtes mit öffentlichen und freien 

Trägern der Kinder- und Jugendhilfe die Partizipation von Kindern und Jugendlichen in den 

Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe, aber auch in allen anderen sie betreffenden 

Gesellschafts- und Politikfeldern zu implementieren.

Die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik setzt sich in diesem Sinne für eine Politik für, mit 

und durch Kinder/n und Jugendliche/n ein.

Kinder- und Jugendpartizipation erfordert dabei nicht nur spezifische Methodenkenntnisse, um 

zielgruppengenau Partizipationsprozesse zu planen und durchzuführen. Sie stellt auch hohe 

Anforderungen an die kommunikativen Fähigkeiten von Fachkräften. Sie müssen zum einen 

die Sprache von Kindern und Jugendlichen sprechen, die Lebenswelten von Mädchen und 

Jungen unterschiedlicher sozialer und ethnischer Herkunft erfassen und in angemessene 

Vorgehensweisen transportieren, sich zum anderen aber auch administrativen 

Zusammenhängen bewegen und Strategien zur Durchsetzung von Kinder- und 

Jugendinteressen entwickeln. Die Organisation und gegebenenfalls die Qualifizierung von
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Fachkräften als eine Form der strukturellen Verankerung ist damit auch Teilziel bzw. Aufgabe 

der zentralen Koordinierungsstelle für Partizipation.

Gesetze und Richtlinien, in denen Kinder- und Jugendinteressen und die Partizipation junger 

Menschen rechtlich verankert sind, sind Voraussetzung dafür, dass diese Aspekte in 

Entscheidungen von Politik und Verwaltung berücksichtigt werden. Gleichzeitig bedarf es 

einer Konkretisierung, damit Beteiligungsansätze tatsächlich in den Alltag, in Verwaltungsakte 

und Entscheidungen einfließen. 

Die Drehscheibe sammelt Informationen über die vielfältigen Ausgestaltungsformen, 

informiert und sensibilisiert Entscheidungsträger/-innen, initiiert den Dialog und die 

Entwicklung entsprechender Verfahrensweisen. In diesem Rahmen entwickelt sie in 

Kooperation mit den Berlin- und bundesweiten Partner/-innen beispielhafte Praxismodelle und 

entwickelt ein Konzept für eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit zur Partizipation in Berlin.

Kinder- und Jugendliche brauchen starke Partner und Bündnisse. Dementsprechend schafft, 

moderiert und pflegt die landesweite Koordinierungsstelle Drehscheibe Berliner Netzwerke.

Ziele

Ziel der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik ist es, durch Koordination, Vernetzung, 

Kooperation, Qualifizierung und Motivation die Beteiligung junger Menschen auf allen 

Ebenen zu fördern und zu ihrer Verstetigung beizutragen. 

Die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik Berlin ist die landesweite Koordinierungsstelle für 

die Partizipation junger Menschen in Berlin.

Sie vernetzt, qualifiziert und befördert die strukturelle Verankerung von Kinder- und 

Jugendinteressen und Partizipation auf Bezirks- und Landesebene. 

Die Drehscheibe setzt damit im Auftrag und in Absprache mit der Senatsverwaltung für 

Bildung, Wissenschaft und Forschung die gesetzlichen Vorgaben um, die die Partizipation 

junger Menschen und die besondere Berücksichtigung der Interessen junger Menschen 

betreffen.

Das Leitziel der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik ergibt sich aus dem gesetzlichen 

Auftrag.

Zum einen soll also eine Politik für Kinder und Jugendliche umgesetzt werden, die an dem 

Leitbild eines kind- und jugendgerechten Berlins ausgerichtet ist.

Zum anderen soll diese Politik gemeinsam mit Kindern und Jugendlichen umgesetzt werden 

und damit ihre Partizipationsrechte verwirklicht werden.

Die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik zielt mit ihrer Arbeit auch auf die Verbesserung 

der Qualität und Förderung der Nachhaltigkeit von Beteiligungsprojekten und –initiativen.

Im Sinne der Kernidee von Beteiligung als Übernahme gesellschaftlicher und politischer 

Verantwortung und damit einhergehender Stärkung der zivildemokratischen Einstellung junger 

Menschen stellt die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik ihr Angebot Projekten, Initiativen 

und jungen Menschen mit Beteiligungsideen zur Verfügung. 

Darüber hinaus strebt die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik die Wahrnehmung und 

Berücksichtigung von Kinder- und Jugendinteressen auch in den gesellschaftlichen Bereichen 

an, die sich nicht primär mit diesen befassen, aber einen bedeutenden Einfluss auf die 

Lebenssituation junger Menschen haben. Hierzu zählen beispielsweise Maßnahmen der 

Stadtentwicklung oder der Wirtschaft.
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Schwerpunkte

Im Mittelpunkt der Netzwerkaktivitäten und Unterstützungsleistungen der Drehscheibe 

Kinder- und Jugendpolitik stehen Initiativen und Projekte auf Bezirks- wie Landesebene bei 

öffentlichen und freien Trägern. Die von der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik betriebene 

Zusammenführung der verschiedenen Aktivitäten und Strukturen im Land Berlin in eine 

koordinierend tätige Kontakt- und Informationsdrehscheibe und Kooperationsagentur dient der 

Herstellung von Synergieeffekten. 

Gemeinsame Ziel- und Ergebnisorientierung sowie effektiver Austausch über die Schaffung 

von Arbeitskontakten optimiert Handlungsabläufe, minimiert Schwierigkeiten und Probleme, 

erweitert den Wirkungsgrad und dient durch so frei werdende Arbeitskapazitäten innerhalb der 

Initiativen und Projekte der Qualitätssteigerung sowie der Vergrößerung des Adressaten/

-innenkreises. 

Im Auftrag und in Abstimmung mit der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und 

Forschung nimmt die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik die ihr übertragenen Aufgaben 

zur Koordination, Entwicklung und Vernetzung insbesondere in folgenden Feldern wahr:

– Etablierung der Kinder- und Jugendrechte als Bürgerrechte in Umsetzung der UN-

Kinderrechtskonvention,

– Ausbau der Kind- und Jugendgerechtigkeit Berlins, auch im Sinne der Berliner Leitlinien 

für eine kinder- und familienfreundliche Stadt,

– modellhafte Entwicklung von Partizipationsformen und -methoden sowie

– Entwicklung und Beförderung von Qualitätsstandards in allen Handlungsfeldern der 

Kinder- und Jugendhilfe,

– Entwicklung und Durchführung von Qualifizierungsangeboten für Mitarbeiter/-innen der 

Berliner Jugendhilfe und Menschen aus weiteren Fachressorts.

Das Ziel der strukturellen Verankerung durch die Institutionalisierung von Kinder- und 

Jugendpartizipation wurde im Berichtszeitraum erheblich befördert. Die Drehscheibe führte in 

allen Bezirken ohne Kinder- und Jugendbüro/Koordinierungsstelle unterstützende Gespräche 

auf politischer und administrativer Ebene. Sie beriet den Aufbau von Partizipationsstrukturen, 

vermittelte fachkundige Partner/-innen und führte auf Wunsch in Kooperation mit der 

Sozialpädagogischen Fortbildungsstätte des Landes Berlin Qualifizierungsmaßnahmen durch. 

Die meisten Berliner Bezirke haben es jetzt geschafft, in ihren Zuständigkeitsbereichen 

Partizipationsstrukturen zu entwickeln, die die Drehscheibe zum Teil mit gestaltet und 

entwickelt hat.

Diese Strukturen weisen immerhin in fünf Bezirken strukturell arbeitende Kinder- und 

Jugendbüros auf (Mitte, Marzahn-Hellersdorf, Neukölln, Steglitz-Zehlendorf, neu in 

Friedrichshain Kreuzberg), zudem gibt es Koordinierungsstellen in Pankow und Lichtenberg, 

die Bezirke Mitte und Friedrichshain-Kreuzberg haben ebenso Koordinierungsstellen 

zusätzlich zu den bestehenden Kinder- und Jugendbüros benannt.

In den Bezirken Tempelhof-Schöneberg und Charlottenburg-Wilmersdorf sind zudem Kinder-

und Jugendparlamente als eine Form von Partizipation eingerichtet worden. Mit den 

zuständigen Kollegen/-innen entwickelt die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik momentan 

eine Handreichung zu notwendigen Standards zur Begleitung von Kinder- und 

Jugendparlamenten.

In Tempelhof-Schöneberg, Spandau und Mitte wurde die Drehscheibe Kinder- und 

Jugendpolitik gebeten, fachlich zu begleiten, bzw. eine Qualifizierung für Jugendeinrichtung 

und Partizipationsbegeisterte und -neugierige durchzuführen. 

Diese Form der Qualifizierung gelang der Drehscheibe unter anderem in enger Kooperation 

mit der Sozialpädagogischen Fortbildungsstätte Berlin Brandenburg.

Durch diese Kooperation gelang es der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik auf die 

Bedürfnisse der Bezirke zugeschnittene Angebote mit zu entwickeln, die die von der 
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Senatverwaltung finanzierte Arbeit zunehmend unterstützt und befördert. Auch die in diesem 

Zusammenhang entwickelte Qualifizierung zur Prozessmoderation unterstützt die 

Strukturentwicklung in den Bezirken maßgeblich.

Das durch diese Maßnahmen unterstütze Berliner Netzwerk agiert zunehmend zuverlässig. Neu 

eingerichtete Stellen, wie in Lichtenberg, können somit auf eine belastbare Struktur 

zurückgreifen, als sich auch fachliche Impulse für den Neuaufbau von Partizipationsstrukturen 

im eigenen Bezirk aneignen. Somit kann ein deutlicher Erfolg in der Berliner Netzwerkarbeit 

von Seiten der Drehscheibe konstatiert werden.

Methoden und Arbeitsformen waren:

– Beratung über Möglichkeiten der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen und der 

Institutionalisierung von Beteiligung auf kommunaler Ebene,

– thematische Arbeitsgruppen und –foren,

– Einzelgespräche mit Akteuren, Bezirks- oder Landesvertreter/-innen,

– Planung und Durchführung von Projekten und Initiativen zur Umsetzung und 

Dissemination des Beteiligungsgedankens,

– Referate und Vorträge zu spezifischen Themen (z. B. Partizipation, Kinder- und 

Jugendfreundlichkeitsprüfungen),

– Vorbereitung und Organisation eines Fachaustausches (in Zusammenarbeit mit anderen 

Akteuren),

– Veröffentlichung von Informationsmaterial,

– Vernetzung der verschiedenen Akteure im Handlungsfeld,

– Qualifizierung von pädagogischen und jugendlichen Multiplikatoren.

Projekte

Beispielhaft für die Arbeit der Drehscheibe können folgende Projekte benannt werden:

Förderprogramm Mitbestimmung Fördern

Das Förderprogramm Mitbestimmung Fördern!, das gemeinsam mit der Jugend- und 

Familienstiftung des Landes Berlin (jfsb) entwickelt und von der Kreuzberger Kinderstiftung 

mitgetragen wird, arbeitet seit dem Jahr 2006 mit dem Ziel der Förderung von 

Partizipationsstrukturen in den Bezirken. In den Jahren 2006 und 2007 wurden neu entstandene 

Kinder- und Jugendbüros (Beteiligungsbüros) und Koordinierungsstellen für Beteiligung mit 

einer Starthilfe von 5.000,00 Euro gefördert. So in den Bezirken Pankow, Friedrichshain-

Kreuzberg, Mitte, Neukölln, Marzahn-Hellersdorf, Steglitz-Zehlendorf. Beantragt hat: 

Charlottenburg-Wilmersdorf.

Voraussetzung für die Förderung ist die Gründung einer Kinder- und/oder Jugendjury in einem 

transparenten und öffentlichen Verfahren, z. B. in der Folge eines Jugendforums oder einer 

Zukunftswerkstatt in einer Jugendfreizeiteinrichtung oder Schule. Die Jugendjury/Kinderjury 

entwickelt Förderkriterien und Entscheidungsverfahren und wird dabei pädagogisch durch das 

Kinder- und Jugendbüro begleitet. Die Jugendjury fördert Jugendinitiativen und Projekte im 

Bezirk mit max. 500,00 Euro.

Die Drehscheibe übernimmt als Kooperationspartner die fachliche Begleitung der Anträge und 

die gemeinsame Weiterentwicklung des Förderprogramms.

Das Programm wird aktuell durch einen Wettbewerb zum kinder- und jugendfreundlichsten 

Bezirk und einem Experimentierfonds ergänzt.
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Qualifizierung

In Kooperation mit der Sozialpädagogischen Fortbildungsstätte Berlin-Brandenburg und des 

Förderprogramms Mitbestimmung Fördern! unterstützte die Drehscheibe Kinder- und 

Jugendpolitik in Berlin die erste berufsbegleitende Ausbildung zur Prozessmoderator/in für 

Kinder- und Jugendbeteiligung. Das Qualifizierungsangebot richtete sich an Mitarbeiter/-innen 

der neu entstandenen Kinder- und Jugendbüros, Mitarbeiter/-innen von 

Jugendfreizeiteinrichtungen, die einen Schwerpunkt „Partizipation“ in ihren Einrichtungen 

schaffen wollen, Mitarbeiter/-innen der bezirklichen Jugendämter mit dem entsprechenden 

Aufgabengebiet, und Mitarbeiter/-innen, die mit dem Aufbau von Partizipationsstrukturen in 

der Schule und im Bereich Hilfen zur Erziehung betraut sind. Die Ausbildung findet in 5 

aufeinander aufbauenden Modulen mit insgesamt 100 Ausbildungsstunden statt und beinhaltet 

die Durchführung eines Praxisprojektes und dessen Dokumentation.

Zusätzlich wurden/werden Fortbildungen zur fachlichen Weiterentwicklung von Kinder- und 

Jugendpartizipation für das bestehende Berliner Netzwerk entwickelt, sowie bezirkliche 

Qualifizierungen durchgeführt, bzw. begleitet (s. o.).

An der Fachhochschule für Sozialarbeit/Sozialpädagogik in Potsdam gestalteten die 

Mitarbeiter/-innen der Drehscheibe im Rahmen eines Lehrauftrages ein Seminar im 

Wintersemester und konnten einen ersten Schritt zur Implementierung des Themas in der Lehre 

vollziehen.

Fachveranstaltungen 

Mit der landesweiten Fachtagung „Demokratie macht Schule - Schule macht Demokratie“, die 

die Drehscheibe gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung im Rathaus veranstaltete, konnten 

fast 300 Jugendliche und Mitarbeiter/-innen aus Schule, Jugendarbeit und Verwaltung 

angesprochen werden. Die Drehscheibe initiierte eine fachbereichs- und 

generationenübergreifende Arbeitsgruppe, die die Veranstaltung inhaltlich vorbereitete. Die 

vielfältigen Impulse mündeten in einem bislang einmaligen Veranstaltungskonzept mit 

insgesamt 13 verschiedenen Workshops, die gemeinsam von jugendlichen und erwachsenen 

Experten/-innen geleitet wurden. Gleichzeitig präsentierte die Drehscheibe die gleichnamige 

Handreichung, die mit Vertreter/-innen der Landesarbeitsgemeinschaft Mitbestimmung von 

Kindern und Jugendlichen und der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung 

gemeinsam erarbeitet und durch den Senator durch ein Vorwort eingeleitet wurde.

Kriterienentwicklung

Ein weiterer Schwerpunkt dieser Zusammenarbeit war die Entwicklung von Verfahren zur 

Umsetzung der Leitlinien für eine kinder- und jugendfreundliche Stadt. Ein in diesem 

Zusammenhang entwickelter Vorschlag für ein Verfahren der Kinder-, Jugend- und 

Familiengerechtigkeitsprüfung wurde von verschiedenen zu beteiligenden Verwaltungen als 

unrealisierbar eingeschätzt.

Daher hat die Drehscheibe in Kooperation mit der LAG Mitbestimmung und Berliner 

Spielplatzplaner/-innen einen Projektplanungsbogen zur strukturellen Beteiligung von Kindern 

und Jugendlichen bei Gestaltung von Spielplätzen und Freiflächen erarbeitet. Dieser 

Projektplanungsbogen soll nun, auch nach Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses in die 

tägliche Arbeit der Bezirke implementiert werden. Zudem begleitet die Drehscheibe den 

Prozess zur strukturellen Beteiligung junger Menschen in dem Bereich von Straßenquerungen.

U18

Das Projekt, im Kern ein Projekt der politischen Bildungsarbeit, ermöglicht verstärkt 

Partizipation und Partizipationsmöglichkeiten in den Bezirken zu kommunizieren und zum Teil 

zu etablieren.
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Daher brachte sich die Drehscheibe im Netzwerk U18 und in die 

Konzeptionsweiterentwicklung ein und wird die Vorbereitungen der Bundestagswahl weiterhin 

unterstützen.

Weitere Aktivitäten

Im Rahmen der Steuerungsrunde für das Berliner Jugendforum im Abgeordnetenhaus 

unterstützte die Drehscheibe das Jugendforum mit Ideen und eingebrachten Hinweisen.

Zudem wurde gemeinsam mit den Kollegen von respectABel Coaching ein 

Multiplikatorenworkhop während des Jugendforums angeboten.

Hier sollten vor allem die Strukturen des Berliner Netzwerkes für Beteiligung und die Struktur 

der LAPs stärker miteinander in Kontakt gebracht werden.

Leider gelang es nur vereinzelt, die Begleitausschüsse der LAP in Berlin einzubinden.

Für das Jahr 2008 soll sowohl der Multiplikatoren/-innenworkshop weiterentwickelt werden, 

als auch die enge Zusammenarbeit mit dem Projekt respectABel Coaching gesucht werden.

Jugendräte

Das vom Geschäftsbereich Stadtentwicklung der Stiftung SPI initiierte Projekt wurde durch die 

Mitarbeiter/-innen der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik fachlich begleitet.

Informationskultur

Die Mitarbeiter/-innen der Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik wurden im Berichtszeitraum 

mehrfach als Referenten/-innen und Sachverständige für Kinder- und Jugendpartizipation 

angefragt. Anfragen kamen aus den Bezirken, z. B. den Jugendhilfeausschüssen, dem 

Deutschen Institut für Urbanistik, der Technischen Universität, Institut für Stadt- und 

Regionalplanung der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung und dem 

Landesjugendring.

In ihrer Funktion als Drehscheibe für Informationen und Vermittlung von 

Kooperationspartner/-innen stand die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik für in- und 

ausländische Studiengruppen und Anfragen aus Presse und Rundfunk zur Verfügung. Mit dem 

Ziel der Verbesserung der fachpolitischen und fachlichen Diskussion wurde die 

Informationssammlung „Forum Kinder- und Jugendpolitik“ auch in diesem Berichtszeitraum 

veröffentlicht. 

Aufgrund der knappen personellen Ressourcen und dem ausgedehnten Aufgabenbereich 

konnten im vergangenen Jahr nur zwei statt der bisherigen vier Ausgaben realisiert werden. 

Hierbei liegt neben der Weitergabe wichtiger Informationen aus dem Gebiet der Kinder- und 

Jugendpolitik und Kinder- und Jugendbeteiligung in Berlin ein Schwerpunkt auf der 

Veröffentlichung relevanter Fachbeiträge, wissenschaftlicher Ergebnisse und Hintergründe 

sowie Beiträgen aus dem Bund, anderen Ländern und der EU. Das Forum Kinder- und 

Jugendpolitik unterstützt auf diese Weise die Arbeit der mit ihm angesprochenen Zielgruppe -

auch mit Blick auf Qualität und Anspruch der Arbeit. 

Ergänzt werden diese Informationen durch einen monatlichen E-Mail-Newsletter, der 

kurzfristige Termine und Fördermöglichkeiten für Partizipationsprojekte weiterleitet. Der 

Rücklauf nach einer Befragung der Interessenten zum Weiterbestehen dieser 

Informationsmethoden ergab, dass vor allem von Seiten der Politik ein starkes Interesse an 

dem weiteren Bezug geäußert wurde, um sich wichtige Informationen kompakt herausarbeiten 

zu können. Zudem kann die wöchentliche Erweiterung des Newsletterverteilers registriert 

werden.
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Internet

Die Internetseite des Berliner Beteiligungsnetzwerkes wurde im Berichtszeitraum aktualisiert 

und in einem neuen Layout online gestellt.

Die Seite wird als Fachforum von Seiten der Senatsverwaltung Bildung, Wissenschaft und 

Forschung, der LAG Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen und der Drehscheibe vor 

allem einem Fachpublikum zur Verfügung gestellt.

Durch eine Neugliederung des Seitenaufbaus ist eine bessere Übersichtlichkeit gewährleistet, 

die Projekte in den Bezirken werden besser gefunden.

Zielgruppen

Die Drehscheibe richtet sich in ihrer Arbeit an erwachsene Koordinatoren/-innen und 

Multiplikatoren/-innen von Beteiligungsprozessen, Landes- und Bezirkspolitiker/-innen und 

Mitarbeiter/-innen in den Verwaltungen auf Landes- und Bezirksebene. Sie ist Informations-

und Servicestelle und übernimmt ihre Aufgaben in der Schnittstellenfunktion zwischen dem 

Land Berlin und seinen Bezirken, Projekten, Initiativen und jungen Menschen, und fungiert so 

als Berlin-weite Kooperationsagentur zum Ziele der Beteiligung junger Menschen an 

gesellschaftlichen und politischen Prozessen.

Junge Menschen werden indirekt durch Aktionen, Initiativen und Projekte, an deren Planung 

und Durchführung die Drehscheibe beteiligt ist, erreicht, beispielsweise die U18-Wahl oder der 

Aktionstag Weltspieltag auf dem Alexanderplatz.

Adressaten/-innen und Partner/-innen

– Politik und Verwaltung auf Bezirks- sowie Landesebene,

– öffentliche und freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe,

– bezirkliche und landesweite Gremien,

– Wissenschaft und Wirtschaft,

– Öffentlichkeit und Presse,

– Kinder und Jugendliche.

Aktuelle Entwicklungen

Konzeptionelle Entwicklung

Entsprechend der konzeptionellen Weiterentwicklung der Drehscheibe Kinder- und 

Jugendpolitik wurde im Berichtszeitraum verstärkt auf eine interdisziplinäre Zusammenarbeit 

insbesondere mit der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und dem Bereich Schule der 

Senatsverwaltung Bildung, Wissenschaft und Forschung hingewirkt.

Die Weiterentwicklung der Konzeption befindet sich in der Abstimmung mit der 

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

Thematische Schwerpunkte

Netzwerktätigkeit

Die Drehscheibe arbeitete im Berichtszeitraum weiterhin an dem Aufbau verschiedener 

Netzwerke, um die Verfestigung des Ansatzes der Partizipation junger Menschen in Berlin zu 

unterstützen und synergieschaffende Effekte hervorzurufen, indem die bestehenden Netzwerke 

nach Möglichkeit mit einander verbunden werden.
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In der Regel fungiert die Drehscheibe als Fachstelle, Scharnier und Informationsträger.

Zu diesen Netzwerken zählen:

– respectABel, inkl. Jugendforum,

– LAG Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen, inkl. UAGs,

– Freiraumprojekt Lichtenberg,

– U18,

– Agenda 21,

– M!tbestimmung Fördern.

Öffentlichkeitsarbeit

– Flyer und Plakate,

– regelmäßig erscheinende Informationssammlung „Forum Kinder- und Jugendpolitik 

Berlin“,

– Herausgabe eines Newsletters „Kinder- und Jugendpolitik Berlin“,

– Präsentation der Arbeit der Drehscheibe in Fachgremien (Fachforum Partizipation, 

National Coalition, Fachtreffen der Kinderbeauftragten der Länder etc.) bei auswärtigen 

Studien- und Expertengruppen,

– regelmäßige Teilnahme an Arbeitskreisen (z. B. Landesarbeitsgemeinschaft 

Mitbestimmung von Kindern und Jugendlichen, Fachforum Partizipation der Lokalen 

Agenda),

– Präsentation auf der Internetseite der Stiftung SPI (www.stiftung-spi.de).

Vernetzung/Kooperation

Die Drehscheibe arbeitet als Vernetzungsbüro intensiv mit anderen Trägern und 

Organisationen im Themengebiet Kinder- und Jugendpolitik, -beteiligung, -rechte, Kinder- und 

Jugendkulturarbeit, Spielraum und Stadtgestaltung sowohl auf Bezirks- wie auch auf Landes-

und Bundesebene zusammen. 

Als Beispiele für eine bundesweite Zusammenarbeit sind die National Coalition für die 

Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention, das Bundesjugendkuratorium, das Deutsche 

Jugendinstitut, das Deutsche Kinderhilfswerk, die Deutsche Liga für das Kind und die 

Kinderkommission des Bundestages anzuführen. 

Auf Bezirks- und Landesebene Berlins sind beispielhaft die Kinder- und Jugendbüros der 

Bezirke Mitte, Marzahn - Hellersdorf, Neukölln, Friedrichshain-Kreuzberg oder Steglitz-

Zehlendorf, die Koordinatorinnen der beiden Kinder- und Jugendparlamente Tempelhof-

Schöneberg und Charlottenburg-Wilmersdorf und die Servicestelle Jugendbeteiligung in 

Pankow und die Koordinierungsstelle im Bezirk Lichtenberg zu erwähnen. Zudem bestehen 

enge Kooperationen zu den zuständigen Mitarbeiter/-innen der Jugendförderungen der Bezirke 

Spandau, Treptow-Köpenick, Friedrichshain-Kreuzberg, Reinickendorf, Marzahn-Hellersdorf, 

Lichtenberg-Hohenschönhausen, Mitte, Neukölln, Pankow, Steglitz-Zehlendorf und 

Tempelhof-Schöneberg.

Gerade über den Landeskoordinierungskreis und die LAG Mitbestimmung verfügt die 

Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik über ein enges Netz zu anderen Trägern und 

Institutionen im Handlungsfeld.

Über das Programm Mitbestimmung Fördern ist eine stabile Kooperation mit der JFSB und der 

Kreuzberger Kinderstiftung zu verzeichnen.

In der kinder- und jugendpolitischen Landschaft Berlins ist die Drehscheibe Kinder- und 

Jugendpolitik entsprechend der verfügbaren Ressourcen jederzeit präsent, beispielsweise durch 

Engagement in der Vorbereitung des Jugendforums, im respectABel-Programm oder der 
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Kooperation mit der Landesarbeitsgemeinschaft nach § 78 SGB VIII „Mitbestimmung von 

Kindern und Jugendlichen“.

Zudem wurde die Kooperation mit dem Geschäftbereich Stadtentwicklung der Stiftung SPI 

weiter intensiviert.

Berliner Jugendforum

Die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik ist im Rahmen einer Steuerungsrunde an der 

Ausgestaltung des Landesförderprogramms respectABel beteiligt.

In diesem Zusammenhang bietet die Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik in Vorbereitung 

des Berliner Jugendforums Hilfe und Unterstützung an.

Perspektiven

Der Demografische Wandel und das zunehmende „Kinder- und Jugendfremdeln“ in vielen 

Teilen der Stadt bedarf einer verstärkten öffentlichen Auseinandersetzung mit dem Thema 

Kinder und Jugendlichen und deren Beteiligung. 

Fachöffentlich werden immer stärker Kinder-, Jugend- und Familienfreundlichkeitsprüfungen 

angeführt, die Umsetzung der Leitlinien für eine kinder- und jugendfreundliche Stadt und die 

Aufnahme der Kinderrechte in die Verfassung diskutiert. Ein (ressort)übergreifendes und 

öffentliches Konzept zur Beteiligung von jungen Menschen in Berlin, unter Einbeziehung von 

Politik, Verwaltungen und Aktiven auf Bezirks- und Landesebene wäre wünschenswert. In 

Initiativen wir kinder- und jugendfreundliches Baden-Württemberg, Spielleitplanung in 

Rheinland-Pfalz etc. könnten dafür vergleichende Ansätze sein.

Ergebnis könnte ein Berliner Programm zur Förderung der Beteiligung von Kindern und 

Jugendlichen sein. 

3. Flucht nach vorn – Bildung, Beratung und Betreuung junger Flüchtlinge

Zielgruppen des Projekts

Die Zielgruppe des Projektes „Flucht nach vorn“ sind junge Flüchtlinge bis zum 

25. Lebensjahr, die nach Beendigung der Schulpflicht über keinen Schulabschluss verfügen 

bzw. keinen Zugang zur beruflichen Bildung gefunden haben. Die Flüchtlinge, die im Projekt 

„Flucht nach vorn“ qualifiziert, beraten und betreut werden, stellen keine homogene Gruppe 

dar, sondern differieren hinsichtlich Alter, soziokulturellem Hintergrund und religiösen 

Traditionen. Auch divergieren ihre schulischen Qualifikationen in einem bedeutenden Maße. 

Diese vorhandenen bzw. fehlenden Qualifikationen reichen von der Schwierigkeit mit dem 

lateinischen Alphabet bis hin zu einem begonnenen Universitätsstudium in dem jeweiligen 

Herkunftsland.

Projektziel

Ziel des Projektes „Flucht nach vorn“ ist es, jungen Flüchtlingen durch qualifizierende 

Bildungsangebote die Integration in unsere Gesellschaft bzw. die Rückkehr in die 

Heimatländer zu erleichtern. Dieses Vorhaben setzen wir mit den Jugendlichen in Form von 

Bildung, Beratung und Betreuung durch folgende konkrete Arbeitsschritte um:

– Klärung der Motivation,

– Klärung der Sprachkompetenz,

– Beratung bezüglich der Möglichkeiten schulischer und beruflicher Bildung,
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– Integration in unser Bildungsprogramm bzw. Weiterleitung in andere 

Bildungsmaßnahmen,

– Förderung der Bildungsmotivation,

– Erhöhung der Schlüsselqualifikationen,

– Alphabetisierung,

– Sprachförderung,

– Kursangebote verschiedener Fachrichtungen (Mathematik, Englisch, Computer etc.),

– Vorbereitung auf Schulabschlusskurse bzw. berufliche Qualifizierungsmaßnahmen,

– sozialpädagogische Betreuung der Teilnehmer/-innen unseres Bildungsprogramms im 

Rahmen ihres schulischen Alltags.

Beratung für Qualifizierung und Ausbildung

Der Beratungs- und Qualifizierungsbedarf bezüglich schulischer und beruflicher Bildung 

junger Flüchtlinge ist in dieser Stadt sehr hoch. In Berlin existiert zwar Schulpflicht bis zur 

Vollendung des 16. Lebensjahres, das Schulsystem ist aber nicht auf minderjährige 

Flüchtlinge, die als Quereinsteiger in die Regelschule kommen, eingerichtet. Im Allgemeinen 

gelingt es den Jugendlichen trotz vorhandener Förderkurse nur selten einen Schulabschluss zu 

erwerben.

Für die wenigen, die in der Herkunftssprache oder einer Fremdsprache kompetent und 

lernerfahren sind, mag es noch möglich sein, diese Barrieren zu überwinden. Für diejenigen, 

die durch zerrissene Bildungsbiographien nur einen niedrigen Bildungsstand erreicht haben 

bzw. über keine oder nur mangelnde Schulbildung in ihren Herkunftsländern verfügen, ist der 

Besuch der Schule oft lediglich eine Warteschleife, um der Schulpflicht Genüge zu tun. Die 

Berufsausbildung junger Flüchtlinge ist geprägt durch repressive Einschränkungen. 

Ausbildungen auf dem ersten Arbeitsmarkt bzw. Qualifizierungsmaßnahmen nach dem SGB 

III sind den Jugendlichen nicht möglich. Ausbildungen nach § 13 SGB VIII werden durch die 

Bezirksjugendämter vergeben. Die schulische Berufsqualifizierung steht den Jugendlichen 

offen. 

Aktuelle Entwicklung

Die Situation für junge Flüchtlinge hat sich auch im Jahr 2007 nicht gravierend verändert. 

Lernerfahrene Jugendliche haben die Chance, einen Schulabschluss auf dem zweiten 

Bildungsweg zu erwerben. Lernunerfahrene benachteiligte Jugendliche, z. B. die Gruppe der 

nicht in unseren Schriftzeichen alphabetisierten jungen Flüchtlinge, die nicht nach dem SGB 

VIII gefördert werden, sind von der Bildung ausgeschlossen. Sie haben keine Chancen, lesen 

und schreiben zu lernen, geschweige denn, ihre sonstigen Bildungslücken zu schließen.

In der Berufsausbildung sieht es weiterhin prekär aus. Diese wird durch aufenthaltsrechtliche 

Beschränkungen bzw. Probleme mit der Arbeitserlaubnis erschwert. Trotz der Änderungen im 

Arbeitserlaubnisverfahren haben die Jugendlichen weiterhin Probleme, da das 

Nachrangigkeitsprinzip Deutsche, EU-Bürger oder Ausländer mit längerem Aufenthalt 

bevorzugt. Zudem steht die Kurzfristigkeit der Aufenthaltserlaubnisse der jungen Flüchtlinge 

einer dreijährigen Berufsausbildung entgegen bzw. sichert der Besuch einer schulischen 

Berufsausbildung nicht den Aufenthalt bis zum Abschluss dieser Maßnahme. Bei den oben 

genannten Ausbildungen nach § 13 SGB VIII ist es zudem zu den ersten Einschränkungen 

durch die Arbeitsagenturen gekommen.

Bildung

Das Kurssystem ist in drei Blöcke aufgeteilt. Der erste Block umfasst die Alphabetisierungs-

und „Deutsch-Vorkurse“. Diese sind für nicht bzw. nur unzureichend alphabetisierte Schüler/

-innen vorgesehen und wird für einige Jugendliche durch die Bezirksjugendämter nach dem 

SGB VIII finanziert. 
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Der zweite Block besteht aus dem Anfänger- und Aufbaukurs, in denen gute Kenntnisse des 

lateinischen Schriftsystems Voraussetzung sind. In diesem Lernabschnitt wird zusätzlich 

Unterricht im Fach „Mathematik“ erteilt. Die Teilnahme am Abschlusskurs, dem dritten Block, 

erfordert einen erfolgreich bestandenen internen Test. Dieser Kurs dient der Vorbereitung auf 

die Hauptschulabschlusskurse zweier Berliner Volkshochschulen, mit denen wir in enger 

Kooperation stehen. Neben „Deutsch als Fremdsprache“ und „Mathematik“ wird das Fach 

„Englisch“ optional angeboten. Die Finanzierung dieser Kurse erfolgt durch das 

Landesjugendamt.

Die Einstufung der Lernenden erfolgt mittels eines Aufnahmegesprächs und eines schriftlichen 

Tests. Die unterschiedlichen Bildungsressourcen der Lernenden ergeben die Notwendigkeit, 

diese abzufragen und die Ergebnisse zu dokumentieren. Dadurch gelingt es den Lehrern/

-innen, den Bildungsstand der Schüler/-innen besser einzuschätzen. Diese Maßnahme ist 

besonders wichtig, da die Anzahl der Schüler/-innen, die in ihrem Heimatland keine oder nur 

eine geringe schulische Grundbildung erhalten haben, seit Jahren kontinuierlich gestiegen ist.

Für den zweiten und dritten Block besteht für den Bereich „DaF“ ein Rahmenplan, der 

allerdings nicht – wie für die Regelschulen – einen verbindlichen Charakter hat, sondern an 

den jeweilig vorhandenen Bildungsressourcen der Teilnehmer/-innen ansetzt und jeweils 

aktualisiert werden muss.

Durch aktuelles Informationsmaterial der einschlägigen Verlage ist ein hoher 

Fortbildungsstand der Dozentinnen und Dozenten bei „Flucht nach vorn“ gewährleistet. Dieses 

sichert einen aktuellen Informationsstand über die neuesten Entwicklungen auf dem Markt 

„Deutsch als Fremdsprache“. Durch das vergrößerte Angebot in diesem Bereich lässt sich ein 

spannender und auf die Zielgruppe der Jugendlichen zutreffender Unterricht gestalten.

Aktuelle Entwicklung des Projektes

Im Jahr 2007 haben insgesamt 91 Jugendliche im Projekt „Flucht nach vorn“ eine 

Bildungsmaßnahme begonnen. Diese kamen aus 28 verschiedenen Herkunftsländern. 

24 Schüler/-innen kamen aus Asien, davon kamen allein 12 Jugendliche aus dem Vietnam, und 

21 Jugendliche kamen aus Schwarzafrika, dabei wurde jeweils der arabische Sprachraum nicht 

beachtet. Aus dem arabischen Sprachraum kamen insgesamt 26 Jugendliche. Aus Osteuropa 

besuchten 14 Schüler/-innen das Projekt „Flucht nach vorn“. 6 Jugendliche konnten den obigen 

Kategorien nicht zugeordnet werden. Das Verhältnis von Jungen zu Mädchen betrug 67 % zu 

33 %.

Von diesen 91 Schüler/-innen brachen 17 Jugendliche unser Kursangebot vorzeitig ab, bevor 

sie für weitere Schul- bzw. Ausbildungsmodule qualifiziert waren, davon 4 Jugendliche aus 

nicht persönlich zu verantwortenden Gründen (Ausreise, Erkrankung, familiäre Gründe, 

Abschiebung, etc.).

56 Schüler/-innen wechselten zum nächsten Jahr in einen höheren Kurs bzw. beendeten das 

Projekt erfolgreich, nur 8 Schüler/-innen mussten einen Kurs wiederholen. Von der 

Abschlussklasse, also von denen, die die Leistungskurse des Projektes erfolgreich beenden, 

konnten 10 Schüler/-innen in weiterführende schulische Einrichtungen vermittelt werden, d. h. 

sie wechselten in die Hauptschulabschlusskurse an den Berliner Volkshochschulen 

Friedrichshain-Kreuzberg, Tempelhof-Schöneberg oder in eine Regelschule. 

Insgesamt haben sich die Bildungsvoraussetzungen der Schüler/-innen, die in das Projekt 

„Flucht nach vorn“ eintreten, im Vergleich zum Jahr 2006 zwar verbessert, sind aber nach wie 

vor mit einem Anteil von 28 % der Schüler/-innen mit fehlender oder geringer Vorbildung, 

gering. Gleichzeitig sank der Anteil der Jugendlichen, die zwischen 7 bis über 10 Jahre eine 

Schule im Heimatland besuchen konnten, im Vergleich zum Vorjahr auf einen Anteil von 

41 %.



149

Zusätzlich zu den Schüler/-innen, die bei „Flucht nach vorn“ eine Qualifizierung beginnen 

konnten, haben sich 5 Jugendliche angemeldet. 4 von ihnen wurden in andere Maßnahmen 

(z. B. Berufsorientierung, Regelschule etc.) vermittelt. 

Betreuung

Das Konzept von „Flucht nach vorn“ sieht vor, dass die Kursleiter/-innen als erste 

Ansprechperson für die Jugendlichen fungieren. Die im Einzelfall auftretenden Probleme 

werden in Zusammenarbeit mit der sozialpädagogischen Fachkraft bearbeitet. Diese Form der 

Aufteilung hat sich seit Jahren bewährt, da die Kursleiter/-innen in der Regel großes Vertrauen 

bei den Schüler/-innen genießen. Ein weiterer Aspekt der Arbeit ist eine enge Kooperation mit 

den Betreuungseinrichtungen, um eine effektive Arbeit zu gewährleisten und klassische 

Doppelbetreuung zu vermeiden. Nach wie vor bekommen die Unterbringungseinrichtungen 

wöchentlich per Fax die Anwesenheit der Schüler/-innen mitgeteilt. Bei eventuellen Fehlzeiten 

kann somit sofort interveniert werden. Diese Vorgehensweise hat sich sehr bewährt und die 

Fehlzeiten der Jugendlichen gesenkt. Hinzu kommt eine Beurteilung der Probezeit, was dann 

den Unterbringungseinrichtungen in einem Formblatt „Testphase“ zur Kenntnis gegeben wird. 

Dieses Formblatt steht den Kostenträgern über die Unterbringungseinrichtungen ebenfalls zur 

Verfügung. 

Die enge Kooperation mit anderen Beratungsstellen hat eine große Bedeutung, da junge 

Flüchtlinge neben entwicklungsbedingten Problemen zusätzlich mit ihrem ungesicherten 

Aufenthaltsstatus konfrontiert sind.

Die kursübergreifenden Gruppenaktivitäten für die Jugendlichen werden von der 

sozialpädagogischen Fachkraft koordiniert.

Entwicklung des schulischen Alltags

Allgemein ist festzustellen, dass sich das Lernniveau der Schülerinnen und Schüler von „Flucht 

nach vorn“ weiter verschlechtert hat. Die Hintergründe hierfür sind äußerst vielfältig. Vermehrt 

sind Jugendliche mit einem ungesicherten Aufenthalt im Projekt. Auffällig ist, dass dieser 

ungesicherte Aufenthalt die Lernmotivation nach unten drückt. Die Jugendlichen äußern in 

Einzelgesprächen oft ihre Sorge, auch durch einen weiteren Spracherwerb keine Perspektive zu 

haben. Hinzu kommt eine weitere Erfahrung, dass verstärkt Jugendliche mit weniger 

Bildungserfahrung nach Deutschland kommen. Das heißt, sie müssen hier erst lernen zu lernen. 

Des Weiteren ist augenscheinlich, dass immer mehr Jugendliche weder lesen noch schreiben 

können. Über das Angebot der Alphabetisierung stellen sich für dieses Klientel rasche Erfolge 

ein, was sie dann auch motiviert, in den weiteren Leistungskursen gute Ergebnisse zu erzielen.

Weitaus schwieriger ist die Lage, wenn Jugendliche als Analphabeten ein Jahr in 

Eingliederungsklassen verbringen, ohne dass das Analphabetentum erkannt und beobachtet 

wird. Diese Jugendlichen sind sehr schwer zu motivieren und benötigen eine längere 

Verweildauer im Alphabetisierungskurs. 

Verallgemeinernd ist festzustellen, dass viele Jugendliche einen belasteten Lebensweg hatten 

und mit diesen Folgen hier in Deutschland weiter zu kämpfen haben. Besonders die Mädchen 

stehen unter einem hohen Druck und der Kontrolle der Familie. Hier versucht „Flucht nach 

vorn“ durch sozialpädagogische Hilfestellungen im Schulalltag stabilisierend einzuwirken.

Nach wie vor ist „Flucht nach vorn“ für seine Schülerinnen und Schüler ein Ort, wo sie sich 

wohl fühlen, Lernerfolge erzielen können und ein Stück unbelastete Jugendlichkeit leben 

können.

Dies belegt die hohe Identifikation der Jugendlichen mit dem Projekt „Flucht nach vorn“. Sie 

begreifen die Einrichtung als ihre Schule. Dies zeigt  sich auch darin, dass es keinen Vandalismus 

gibt und ebenso auch kaum gewalttätige Auseinandersetzungen. 

Die Einrichtung bietet mit ihren vielfältigen Angeboten einen Ort des positiven Lernens. Hier 

können die Jugendlichen nach ihren Möglichkeiten zu ihren Stärken finden. Die Potentiale der 
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Jugendlichen sind vielfältig und sehr ausbaufähig. Wenn die Jugendlichen für sich erkannt

haben, dass Wissensaneignung an sich einen Wert hat, dann ergibt sich daraus eine intrinsische 

Lernmotivation, die unabhängig von einer zunächst noch unklaren Perspektive zum Erfolg 

führt.

Viele Jugendliche, die „Flucht nach vorn“ in seiner Gänze durchlaufen haben, sind in weitere 

Bildungsmaßnahmen vermittelt worden und konnten somit ihren Bildungsgrad erheblich 

verbessern.

Abschließend ist festzustellen, dass „Flucht nach vorn“ nach wie vor an seiner 

Kapazitätsgrenze arbeitet und immer noch über eine Warteliste verfügt. Ebenso ist das aktuelle 

Kursangebot nicht weiter binnendifferenziert zu öffnen, da hier die finanziellen Mittel fehlen. 

„Flucht nach vorn“ versucht über einen Nachhilfe- und Förderunterricht diesem Mangel etwas 

entgegenzusetzen. 

Im freizeitpädagogischen Bereich existieren drei Arbeitsgemeinschaften, die auch nach 

unterschiedlichen geschlechtsbezogenen Interessen durchgeführt werden:

– Computerunterricht allgemein,

– computergestütztes Lernprojekt,

– interne Schülerzeitung (Projekt im Jahr 2007 beendet).

Der Computerkurs und das computergestützte Lernen sind als geschlossene Gruppen 

konzipiert, da sie eine kontinuierliche Mitarbeit erfordern. Der Computerkurs, der an 

7 Rechnern durchgeführt wird, dient der Einführung in die Arbeit mit dem Computer und der 

Erlernung der Programme Microsoft Word und Microsoft Excel. So wird gewährleistet, dass 

auch die Gruppe der jungen Flüchtlinge nicht von der Erlangung der heute gängigen 

Schlüsselqualifikationen ausgeschlossen bleibt. Für diese Kurse können sich die Jugendlichen 

fortlaufend anmelden. 

Neben diesen Angeboten legt das Projekt „Flucht nach vorn“ weiter hohen Wert darauf, die 

Flüchtlinge mit Berliner Kultur- und Bildungseinrichtungen bekannt zu machen. So werden 

regelmäßig von den Kursleiter/-innen Museums- und Galeriebesuche durchgeführt.

Projektbezogene Qualitätssicherung

In Erweiterung des laufenden Qualitätsmanagementprozesses beim Geschäftsbereich Soziale 

Räume und Projekte, dem auch das Projekt „Flucht nach vorn“ unterliegt, wurde Ende des 

Jahres 2002 ein Schüler/-innenerfassungsbogen entwickelt, mit dem die Anwesenheit, die 

Leistungsentwicklung und die Entwicklung der so genannten sozialen Kompetenz bei den 

einzelnen Schüler/-innen dokumentiert und ausgewertet wird. Dieses Formblatt findet in der 

täglichen Projektarbeit als Instrument der Selbstevaluation auch im Jahr 2007 weiterhin 

Anwendung. Weiter wird das Projekt „Flucht nach vorn“ innerhalb der Stiftung SPI mit Hilfe 

von Intervisionsgruppen in einem ständigen Prozess der Qualitätssicherung und 

Qualitätsentwicklung fortgeschrieben.

Kooperationen/Weitere Arbeitsfelder

Die erfolgreiche Arbeit von „Flucht nach vorn“ wäre ohne Kooperationspartner nicht möglich. 

Als wichtigste Partner sind die Betreuungseinrichtungen der Jugendlichen (siehe dazu auch den 

Punkt „Betreuung“) und den Bezirksjugendämtern zu nennen. Die Zusammenarbeit konnte hier 

weiter ausgebaut werden. Weiter arbeiten wir eng mit den Volkshochschulen der Bezirke 

Tempelhof-Schöneberg und Friedrichshain-Kreuzberg zusammen, an denen die 

Hauptschulabschlusskurse stattfinden. 

Durch die enge Zusammenarbeit aller beteiligten Institutionen ist aus unserer Sicht ein 

effektiver finanzieller Mitteleinsatz mit einer hohen Nachhaltigkeit gegeben. Es ist zu 

begrüßen, wenn sich die Zusammenarbeit auch im Jahr 2008 erfolgreich weiter gestalten wird.
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„Flucht nach vorn“ ist in vielen Gremien vertreten, die für die Belange unbegleiteter 

minderjähriger Flüchtlinge eintreten. Auf Landesebene sind dies die verschiedenen 

Arbeitskreise des Flüchtlingsrates und der Fachverband „Soziale Dienste für junge Flüchtlinge 

Berlin-Brandenburg e.V.“ Auf Bundesebene arbeitet „Flucht nach vorn“ im 

„Bundesfachverband für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge“ mit.

Projekterweiterung 

Schülerzeitung „Sprachrohr“

In Anlehnung an das im Jahr 2006 durchgeführte Buchprojekt „Von einer Welt in die andere“ 

wurde im Herbst 2006 die interkulturelle Schülerzeitung „Sprachrohr“ ins Leben gerufen. Das 

Projekt wurde am 30.04.2007 mit der zweiten Ausgabe der Schülerzeitung beendet. In den 

beiden Ausgaben der Schülerzeitung wirkten insgesamt 21 Schüler/-innen im Alter von 17 und 

19 Jahren mit.

Um den Jugendlichen eine aktive Teilhabe in unserer Mediengesellschaft zu ermöglichen, lag 

der Schwerpunkt der Projektarbeit auf einer grundlegenden Medienerziehung. Hierbei ging es 

sowohl um die Sensibilisierung der eigenen Wahrnehmung und Fähigkeit sowie um die 

Vermittlung von Formatwissen. Im eher theoretisch ausgerichteten Teil Medienkunde wurde 

der Frage „Wie funktioniert eine Zeitung?“ nachgegangen. Ziel war es, die 

Rezeptionskompetenz der Schüler/-innen zu stärken.

Der deutlich umfangreichere praktische Teil wurde der Vermittlung von Medienkompetenz und 

der Mediengestaltung gewidmet. Hier lernten die Teilnehmer/-innen neben den Grundlagen des 

journalistischen Arbeitens auch die Anwendung zeitungsspezifischer Ausdrucks- und 

Gestaltungsmöglichkeiten kennen. Durch die informationstechnische Grundbildung und 

Medienerziehung erlangten die Jugendlichen nicht nur einen kompetenteren Umgang mit dem 

Medium Zeitung, sondern lernten auch, dass ein Medium nicht nur konsumiert, sondern auch 

aktiv gestaltet werden kann. Der Aufbau der Medienkompetenz beinhaltete ebenso die Planung 

und Produktion der eigenen Zeitung.

Mit der Produktion und Herausgabe zweier Ausgaben der Schülerzeitung „Sprachrohr“ wurden 

mehrere Ziele erreicht. Neben dem Aufbau von Medienkompetenz wurde die berufliche 

Qualifizierung unterstützt durch Vermittlung von technischen und sprachlichen 

Kommunikationstechniken.

Zu den weiteren, sekundären Zielen gehören:

– Kennen lernen von gesellschaftlichen und kulturellen Partizipationsmöglichkeiten,

– die Verbesserung der interkulturellen Kommunikation innerhalb der Schülerschaft,

– Realisierung und Nutzung des eigenen kreativen Potentials,

– Ermutigung zum selbständigen Arbeiten und Handeln.

Den meisten Teilnehmern bedeutete die Projektteilnahme – neben all den gewonnenen 

Erkenntnissen und Fähigkeiten – auch eine erfrischende Abwechslung von ihrem Schulalltag. 

Sie sind stolz, aus eigenerer Kraft eine Zeitung produziert zu haben und das in einer fremden 

Sprache. Viele von ihnen baten um weitere Exemplare, um ihr Produkt in der Familie oder im 

Freundeskreis vorzeigen zu können.

Mit dem Projekt „Sprachrohr“ ist es außerdem gelungen, Kommunikationshemmungen zu 

durchbrechen, sowohl auf sprachlicher als auch auf sozialer Ebene.

Computergestütztes Lernen

Im Oktober 2007 wurde mit einem neuen Projekt begonnen, welches sich mit 

computergestütztem Lernen befasst.
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Das Projekt findet einmal in der Woche im Anschluss an den regulären Unterricht statt und 

geht über zwei Unterrichtsstunden. Da nur acht Computer vorhanden sind, ist die 

Teilnehmerzahl entsprechen limitiert.

Ziel des Kurses ist es einerseits, lernschwache Schüler/-innen anhand des Mediums zum 

vertiefenden Lernen zu motivieren. Andererseits soll auf individuelle Lernproblematiken 

eingegangen werden, da dies (bedingt durch die Teilnehmerzahlen) im regulären Unterricht 

häufig zu kurz kommt.

Vorteil des computergestützten Lernens ist es, dass jede/r Schüler/in aus einem extrem 

umfangreichen Aufgabenpool Übungen wählen kann, die dem persönlichem Interesse bzw. 

Kenntnisstand entsprechen. Hauptquellen hierbei sind:

– www.schuber-verlag.de/aufgaben/indes.htm,

– www.interdeutsch.de,

– www.deutsch-online.de,

– www.lerndeutsch.com.

Diese Websites stellen eine Vielzahl von Online-Übungen zu allen Grammatikbereichen, zur 

Rechtschreibung sowie zu den Themen Aussprache, Wortschatz und Lesekompetenz zur 

Verfügung. Als besonderer Vorteil erweist sich, dass die meisten dieser Übungssammlungen 

die unterschiedlichen Lernniveaus übersichtlich bedienen.

Ist eine Übung ausgesucht, kann sie unmittelbar online bearbeitet werden. Im Anschluss hieran 

findet eine Leistungskontrolle statt, in der die Antworten der Teilnehmer auf ihre Richtigkeit 

hin überprüft werden. Wurden Aufgaben falsch gelöst, wird zunächst eine Fehlermeldung 

gegeben und der Teilnehmer erhält die Möglichkeit, seine Antwort zu revidieren. Stattdessen 

oder auch im Anschluss an einen zweiten Versuch, kann die korrekte Antwort abgefragt 

werden.

Die bisherigen Erfahrungen mit dieser Form des Lernens sind sehr positiv. Die meisten Schüler/

-innen fühlen sich alleine durch die Nutzung des modernen Mediums angesprochen und sind 

interessierter bei der Sache als beim herkömmlichen Unterricht. Auch Schüler/-innen ohne 

Computerkenntnisse sind sehr schnell in der Lage, eigenständig in den Übungssammlungen zu 

navigieren und das entsprechende Übungsmaterial zu finden. Als größter Vorteil ist jedoch

anzusehen, dass zur gleichen Zeit Teilnehmer/-innen, die sich auf unterschiedlichen Lernniveaus 

befinden und ebenso unterschiedliche Lernkompetenzen mitbringen, dennoch individuell 

gefördert werden können.

E-Learning

Im Sommer 2007 wurde für einen Kurs das E-Learning eingerichtet. E-Learning bezeichnet 

alle Formen von Lernen, bei denen digitale Medien für die Präsentation und Distribution von 

Lernmaterialien und/oder zur Unterstützung zwischenmenschlicher Kommunikation zum 

Einsatz kommen.

Der E-Learning-Platz bei dem Projekt „Flucht nach vorn“ versteht sich als ergänzende, 

computerbasierte Trainingsanwendung für Deutsch als Fremdsprache. Die Lernsoftware stellt 

den Lernenden fachspezifische, multimediale Lerninhalte (wie z. B. eine Lernreise) zur 

Verfügung. Es handelt sich hier um eine nichttutorielle Form des E-Learning, bei dem das 

Selbststudium im Vordergrund steht. 

Hauptbestandteil ist eine nach den Kriterien des Europäischen Referenzrahmens aufgebaute 

Grammatik-Lernsoftware mit vielfältigen Funktionen, von Lückentexten zu grammatikalischen 

Problematiken, über Vokabeltrainer bis hin zu Aufgaben der Selbstevaluation.
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Der E-Learning-Platz beinhaltet ebenfalls eine Software, mit der selbstständig das 10-Finger-

System des Schreibmaschinenschreibens erlernt werden kann sowie Links zu kostenloser, 

webbasierter Lernsoftware und einen Sehtest.

E-Learning kann und soll die traditionellen Lernformen nicht ersetzen. Insbesondere bei der im 

modernen Sprachunterricht maßgebenden kommunikativen Didaktik ist das gemeinsame Lernen 

von Mensch zu Mensch unersetzlich. Hybride Lernarrangements kombinieren erfolgreich E-

Learning mit der personalen Vermittlung und zwischenmenschlichen Lernsituation. Dieses so 

genannte integrierte Lernen kann für einige Lernende eine sinnvolle Unterstützung im Lernprozess 

sowie berufsbildende Maßnahme sein.

4. Genderagentur Berlin-Brandenburg

Hintergrund des Projektes

Nachdem Gender Mainstreaming im Jahr 1999 vom Bundeskabinett als strukturierendes 

Leitprinzip anerkannt wurde, gewann die Umsetzung dieser neuen gleichstellungsorientierten 

Strategie auch auf der Berliner kommunalen Ebene an Bedeutung. Im Land Berlin, in dem die 

Implementierung von Gender Mainstreaming in Politik und Verwaltung seit Mai 2002 auf der 

Grundlage eines landesweiten 3-Stufenmodells erfolgt, wird die Umsetzung dieser Strategie 

sowohl auf Landesebene als auch in den verschiedenen Berliner Bezirken verfolgt, d. h. über 

die 2005 abgeschlossene modellhafte Erprobung in einzelnen Politikbereichen ausgewählter 

Bezirksämter (Stufe 1), der nachfolgenden Einbeziehung einzelner Politikbereiche aller 

Bezirksämter (Stufe 2) wird seit Ende des Jahres 2006 eine flächendeckende Implementierung 

von Gender Mainstreaming verfolgt (Stufe 3). Diese 3. Stufe wurde in vielen Berliner Bezirken 

aufgrund der Landtagswahl von Anfang auf Ende des Jahres 2006 verschoben. Der Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe zeigt sich aufgrund seiner gleichstellungsorientierten Tradition im 

Rahmen dieses Umsetzungsprozesses als ein bevorzugtes politisches Handlungsfeld. Trotz 

dessen hatten Ende des Jahres 2007 nur drei Berliner Bezirke den Bereich der Kinder- und 

Jugendhilfe auch als einen ihrer „Modellbereiche“ ausgewiesen. 

Die dargestellte Kontur der Umsetzung von Gender Mainstreaming im Land Berlin und seiner 

Bezirke hatte insgesamt Auswirkungen auf die Breite und Tiefe der Umsetzung dieser neuen 

gleichstellungsorientierten Strategie. Diese Auswirkungen lassen sich sowohl auf Seiten der 

öffentlichen Träger als auch auf Seiten der freien Träger der Wohlfahrtspflege dokumentieren. 

So wird die Umsetzung von Gender Mainstreaming in den Bezirken, die den Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe als Modellbereich identifiziert haben, nicht nur seitens der 

öffentlichen, sondern auch von den freien Trägern wesentlich nachhaltiger und konsequenter 

verfolgt als in den Bezirken, die nur einzelne Pilotprojekte in Bezug auf die Erprobung der 

Umsetzung dieser Strategie benannt haben. 

Bezogen auf die Nachfrage nach Qualifizierungsangeboten durch die Genderagentur Berlin-

Brandenburg hatte diese politische Ausgangslage relevante Auswirkungen. Zwar lassen sich im 

Blick auf die Berliner Bezirke keine einzelnen Bezirke hervorheben, deren Projekte und 

Einrichtungen die Genderagentur Berlin-Brandenburg quantitativ besonders nachgefragt haben. 

Es gab aber deutliche bezirkliche Unterschiede hinsichtlich der qualitativen Nachfrage. So lässt 

sich konstatieren, dass aus den Bezirken, die den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe als 

Modellbereich identifiziert hatten, die Qualifizierungsangebote umfangreicher und 

längerfristiger nachgefragt wurden. Aus diesen benannten Bezirken kamen deutlich mehr 

Anfragen nach einer längerfristigen Prozessbegleitung oder auch nach Unterstützung bei der 

Implementierung von Strategien einer geschlechterbezogener Organisationsentwicklung, d. h. 

die Genderagentur konnte in ihrer Arbeit, die hier geleistet wurde, in den meisten Fällen schon 

auf vorhandene Kenntnisse bzw. Erfahrungen mit der Strategie Gender Mainstreaming 

aufbauen.



154

Zielgruppen („Kunden“) des Projektes

Am 01.04.2005 ging das Projekt „Erprobung von Gender Mainstreaming-Modulen bei freien 

gemeinnützigen Trägern“ unter dem operationalen Titel „Genderagentur Berlin-Brandenburg“ 

an den Start. Aufgrund der bereits vorhandenen bzw. bevorstehenden Verpflichtung zur 

Umsetzung von Gender Mainstreaming erwies sich dieser Zeitpunkt der Einrichtung einer 

Genderagentur zur Unterstützung der freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe als gut 

terminiert. Im Zuge der Durchführung des Projektes wurden in einem ersten Schritt die großen 

Träger der freien Wohlfahrtspflege (DPWV-Landesverband, Caritas Berlin-Brandenburg, 

Diakonie, AWO-Landesverband) in die Umsetzung des Projektes einbezogen. Mit den jeweils 

zuständigen Referenten/-innen der Verbände wurden die jeweiligen Fortbildungsbedarfe für 

die Projekte und Einrichtungen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe eruiert und 

abgestimmt. Teilweise wurden auch Anfragen aus anderen Bereichen der Verbände z. B. der 

Suchthilfe an die Genderagentur Berlin-Brandenburg herangetragen. Diese konnten aufgrund 

der Ausrichtung des Projektes auf den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe allerdings nur 

partiell erfüllt werden. In einem nächsten Schritt wurde das Angebot der Genderagentur auf 

solche Träger und deren Einrichtungen ausgeweitet, die eher lokal in einzelnen Berliner 

Bezirken situiert sind, d.h. keinem der benannten Spitzenverbände angehören. Gleichzeitig 

gelang es ebenfalls, Träger zu erreichen, die im Land Brandenburg tätig sind. Dies waren in der 

Regel Träger, die Projekte über eine ESF-Förderung durchführten und die vor diesem 

Hintergrund zur Beachtung und Umsetzung der Strategie Gender Mainstreaming verpflichtet 

wurden. Neben einzelnen Trägern haben auch Trägerverbünde und Trägernetzwerke die 

Angebote der Genderagentur genutzt. Gleiches gilt für institutionalisierte Arbeitsgruppen nach 

§ 78. Letztere Nachfragen hatten den Vorteil, dass damit eine bestimmte Breitenwirkung im 

Sozialraum bzw. im Bezirk erzielt werden konnte.

Neben den freien Trägern der Kinder- und Jugendhilfe haben auch angrenzende Institutionen 

die Angebote der Genderagentur genutzt. So hat z. B. die Fachschule der Bundeswehr, die u. a. 

in der Erzieherausbildung tätig ist, über die gesamte Laufzeit des Projektes Beratung und 

Angebote seitens der Genderagentur genutzt, um die Thematik „Gender“ in den 

Ausbildungssettings der Fachschule nachhaltig zu implementieren. Auch gab es Kontakte zu 

Akteuren/-innen, die bei der Erstellung und Weiterentwicklung des Berliner 

Bildungsprogramms für Kindertagesstätten engagiert sind, um die Gender-Thematik im 

Rahmen dieses Programms deutlicher zu akzentuieren. Die öffentlichen Träger der Kinder- und 

Jugendhilfe wurden weitgehend in ihrer Rolle und Funktion von Multiplikatoren/-innen 

genutzt, d. h. die Kontakte mit den öffentlichen Trägern gestalteten sich dahingehend, die 

Angebote der Genderagentur an freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe weiterzuleiten, vor 

allem an solche Träger, deren Projekte nicht über die großen Verbände der freien 

Wohlfahrtspflege zu erreichen waren. Dieses Einbinden der öffentlichen Träger erwies sich als 

eine Form der Öffentlichkeitsarbeit, die in den verschiedenen Berliner Bezirken 

unterschiedlich gut zum Tragen kam.

Nachdem in der Planung des Projektes erwogen wurde, die Angebote auf die Handlungsfelder 

offene Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und Hilfen zur Erziehung zu begrenzen und zu 

verdichten, hat sich während der Durchführung der Angebote diese Ausrichtung als grobe 

Einschränkung erwiesen. Nachfragen nach Unterstützung und Qualifizierung kamen aus allen 

Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe. Dementsprechend wurden Projekte und 

Einrichtungen des gesamten Spektrums der Kinder- und Jugendhilfe in die Angebotsstruktur 

der Genderagentur einbezogen. Für die Durchführung des Projektes hatte das zur Folge, dass 

die Mitarbeiterinnen der Genderagentur sich eine Handlungsfeldkompetenz aneignen mussten, 

mit der gleichfalls das gesamte Spektrum der Kinder- und Jugendhilfe abzudecken war, denn 

ohne konkrete Handlungsfeldkompetenz ist nur eine unspezifische Umsetzung von Gender 

Mainstreaming in Projekten und Einrichtungen zu erreichen. Die unterschiedlichsten 

politischen Erfahrungen mit der Umsetzung dieser neuen geschlechterpolitischen Strategie 

zeigen immer wieder, dass eine gelungene Implementierung im starken Maße mit der 

Handlungsfeldkompetenz derjenigen Akteure/-innen korreliert, die eine solche 

Implementierung vornehmen, begleiten und forcieren.
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Umsetzung der Angebote

Mit der Einrichtung der Genderagentur Berlin-Brandenburg wurde von Anfang an eine 

vielfältige modualisierte Angebotsstruktur etabliert. Mit dieser Angebotsstruktur konnte 

genauso dem jeweiligen „Entwicklungsstand“ eines Trägers und seiner Projekte bzw. 

Einrichtungen gerecht wie dessen jeweilige Nachfrage konkretisiert werden. Um ein gezieltes 

und passgenaues Angebot den Trägern und ihren jeweiligen Einrichtungen und Projekten 

offerieren zu können, wurden vorab einer konkreten Fortbildung bzw. eines 

Qualifizierungsangebotes die Träger vor Ort aufgesucht und ein umfangreiches 

Sondierungsgespräch geführt, mit dem die jeweilige Ausgangslage des Trägers eruiert, Ziele 

bestimmt und mögliche Maßnahmen der Fortbildung bzw. des Qualifizierungsangebotes 

vorbesprochen wurden, unabhängig davon ob ein kurz- oder langfristiges Angebot in Anspruch 

genommen wurde. War diese Herangehensweise nicht zu realisieren, wie z. B. bei einzelnen 

Trägern im Land Brandenburg, wurde im Rahmen ausführlicher Telefonate eine genaue 

Bestimmung der Fortbildungsziele vorgenommen. Während der gesamten Laufzeit des 

Projektes wurden folgende Angebotsmodule seitens der freien Träger nachgefragt:

– Informationsveranstaltungen zu der Strategie Gender Mainstreaming bei freien 

gemeinnützigen Trägern und ihren Einrichtungen und Projekten, die ganz am Anfang der 

Umsetzung stehen.

– Erprobung von Strategien der Organisationsentwicklung in Bezug auf die Integration von 

Gender Mainstreaming (Leitbildentwicklung, Qualitätsmanagementprozesse, 

Organisationsevaluation, Öffentlichkeitsarbeit).

– Erarbeitung von verbandlichen Umsetzungskonzepten.

– Durchführung von Teamcoachings in Projekten und Einrichtungen.

– arbeitsfeldbezogene Beratung der Umsetzung von Gender Mainstreaming.

– Information verschiedener Arbeitsgemeinschaften nach § 78 etc. hinsichtlich der 

Umsetzung von Gender Mainstreaming in ihrem jeweiligen Aufgabenfeld.

– Durchführung von Gender-Analysen und Evaluation der Umsetzung von 

gleichstellungsorientierten Arbeitsansätzen in Einrichtungen und Projekten der freien 

gemeinnützigen Träger.

Wie der Darstellung dieser Angebotsstruktur zu entnehmen ist, waren die einzelnen 

Angebotsmodule von unterschiedlicher Breiten- und Tiefenwirkung. Singuläre Beratungen und 

reine Informationsveranstaltungen wurden besonders am Anfang von den Trägern (weniger 

von einzelnen Projekten und Einrichtungen) nachgefragt. Dieses mag damit korrespondieren, 

dass gerade zu Beginn des Projektes die Strategie Gender Mainstreaming für viele Träger und 

ihre Projekte und Einrichtungen noch Neuland war und deren Akteuren/-innen sich zunächst 

über Form und Inhalt dieser neuen geschlechterpolitischen Strategie informieren wollten. 

Gegen Ende der Laufzeit des Projektes wurde die Nachfrage nach reinen 

Informationsveranstaltungen deutlich weniger. Im Rahmen dieser Informationsveranstaltungen 

wurde seitens der Genderagentur zum einen über die Herkunft von Gender Mainstreaming als 

Strategie der internationalen Frauenbewegung aufgeklärt. Zum anderen wurden deren 

Wirkungsebenen skizziert, d. h. Gender Mainstreaming als Strategie der 

Organisationsentwicklung, als Strategie der Personalentwicklung und als Strategie der 

Qualifizierung der Arbeitsfelder. Und darüber hinaus wurden im Rahmen dieser 

Informationsveranstaltungen die verschiedenen Ansatzpunkte dieser Strategie für die 

unterschiedlichen Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe vermittelt.

Im Kontext der projekt- und einrichtungsbezogenen Qualifizierungen, die sich auf die 

Arbeitsfeldebene der Einrichtungen bzw. der Projekte bezogen, wurde Gender Mainstreaming 

als zielorientiertes Verfahren umgesetzt. In diesem Zusammenhang wurde von der 

Genderagentur die Methode einer „genderorientierten Projektplanung“ entwickelt, die sich an 

sechs Wirkungszielen orientiert, die vorab projekt- und einrichtungsübergreifend bezogen auf 

sechs Bereiche eines Projektes/einer Einrichtung definiert wurden (Konzeption, Zielgruppen, 

Angebotsstruktur, Interaktion und Kommunikation, Teamreflexion, Selbstevaluation). Dieses 

von den Mitarbeiterinnen der Stiftung SPI entwickelte Verfahren wird nicht nur auch in 

anderen deutschen Städten angewandt. Selbst in der Stadt Zürich wird die Strategie Gender 

Mainstreaming im gesamten Bereich der offenen Jugendarbeit zurzeit auf diesem Wege 

implementiert.
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Am Anfang einer genderorientierten Projektplanung erfolgte die sogenannte Gender-Analyse. 

Im Zuge dessen wurde mit Hilfe von Schlüsselfragen, die den sechs Wirkungszielen 

zugeordnet wurden, von den Mitarbeiter/-innen der Einrichtungen bzw. der Projekte überprüft, 

inwieweit ihre Einrichtung/ihr Projekt eine genderorientierte Projektplanung bereits realisiert. 

Im Anschluss und nach Auswertung dieser Gender-Analyse wurde mit den Mitarbeiter/-innen 

der Einrichtungen bzw. der Projekte ein Zielfindungsprozess eingeleitet. Ausgehend von den 

sechs Wirkungszielen wurden für die jeweiligen Projekte bzw. die jeweiligen Einrichtungen 

praxistaugliche Handlungsziele definiert und präzisiert, mit denen die Wirkungsziele projekt-

bzw. einrichtungsbezogen operationalisiert wurden. Diesen Handlungszielen wurden in einem 

weiteren Schritt konkrete Maßnahmen zugeordnet, die ihrerseits wiederum mit genauen 

Indikatoren unterlegt wurden. In einem letzten Schritt dieses Zielfindungsprozesses wurden 

abschließend die Rahmenbedingungen der Umsetzung (Zeitplan, Zuständigkeiten, Einsatz von 

personellen und finanziellen Ressourcen) festgelegt. 

Diese Form der genderorientierten Projektplanung wurde auf allen Fortbildungen umgesetzt, 

die auf die Arbeitsfeldebene der Projekte bzw. der Einrichtungen ausgerichtet waren. Die 

jeweilige Wirkung der einzelnen Fortbildungen korrespondierte deutlich mit dem Umfang und 

der Dauer der jeweils durchgeführten Qualifizierung. Bei eintägigen Fortbildungen konnte nur 

ein Ausschnitt der gesamten genderorientierten Projektplanung realisiert werden. Dieser 

Ausschnitt bezog sich in der Regel darauf, dass die Mitarbeiter/-innen der Projekte bzw. der 

Einrichtungen sich auf einen der sechs Bereiche konzentrierten, d. h. gleichsam exemplarisch 

bezogen auf einen Bereich die genderorientierte Projektplanung durchführten. Damit hatten sie 

ein Know-how erworben, das gleichfalls für die anderen Bereiche nutzbar gemacht werden 

konnte. Im Zusammenhang mit der Auswahl eines Bereiches, haben sich die Mitarbeiter/-innen 

in fast neunzig Prozent aller projekt- und einrichtungsbezogenen Fortbildungen für den vierten 

Bereich, den Bereich der „Interaktion und Kommunikation“ entschieden. Diese Auswahl 

korrespondiert entschieden mit dem Tatbestand, dass in den Feldern der sozialen Arbeit, unter 

die der Bereich der Kinder- und Jugendhilfe fällt, ein Großteil der erbrachten Leistungen als 

„Beziehungsarbeit“ erbracht wird. Die Fortsetzung bzw. Weiterführung der genderorientierten 

Projektplanung wurde mit Abschluss der Fortbildungen den einzelnen Projekten bzw. 

Einrichtung übertragen. Es wurden ihnen diesbezüglich die notwendigen 

Fortbildungsinstrumente (Wirkungsziele mit Schlüsselfragen) von der Genderagentur zur 

Verfügung gestellt. 

Im Rahmen der prozessorientierten Fortbildungen, die mehrere Tage überspannten, konnte 

diese Form der genderorientierten Projektplanung weitaus umfangreicher durchgeführt werden. 

Neben dem erweiterten Umfang konnte im Rahmen dieser Fortbildungen ein weiterer 

Schwerpunkt auf die Abgrenzung der „Handlungsziele“ von der Maßnahmeplanung gelegt 

werden, eine Abgrenzung, die sich für Mitarbeiter/-innen in der Praxis der sozialen Arbeit 

manchmal als schwierig erweist. Dieser Arbeitsschwerpunkt war auch deshalb bedeutsam, da 

mit einer präzisen Abgrenzung der Handlungsziele von den Maßnahmen eine 

Zielerreichungskontrolle wesentlich genauer durchgeführt werden konnte. 

Erfahrungen und Ergebnisse

Mit den Angeboten der Genderagentur Berlin-Brandenburg konnten während ihrer dreijährigen 

Laufzeit Träger, Einrichtungen und Projekte aus allen Feldern der Kinder- und Jugendhilfe 

erreicht werden. Auch konnte durch die individuelle Ausrichtung der jeweiligen Fortbildungen 

konkret auf die jeweils individuelle Nachfrage einzelner Träger und ihrer Einrichtungen bzw. 

Projekte eingegangen werden. Neben reinen Informationsveranstaltungen, in denen ein 

allgemeines Wissen über die Strategie Gender Mainstreaming vermittelt wurde, konnte mit den 

Fortbildungen vor allem Einfluss auf die konkrete Arbeitspraxis der Einrichtungen bzw. der 

Projekte genommen werden. Was im Rahmen der Fortbildungen allerdings nur sehr begrenzt 

zu vermitteln war, war der theoretische Hintergrund, der mit der Kategorie „Gender“ 

verbunden wird. Diesbezüglich war bei den Praktiker/-innen nur ein geringes Interesse 

gegeben. Dies erwies sich als eine Problematik, die deshalb hervorzuheben ist, weil ohne eine 

gelingende Vermittlung der diskursiven und historisierenden Herstellungsprozesse der 

Geschlechtsidentitäten, wie sie im Kontext der Frauen- und Geschlechterforschung ermittelt 

wurden, generell die Gefahr besteht, dass sich bei den Teilnehmer/-innen von Gender-
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Fortbildungen die Vorstellung verfestigt, als handele es sich bei Männern und Frauen um 

gleichsam „natürliche“ Geschlechtsidentitäten. 

Eine weitere Schwierigkeit, die im Rahmen der unterschiedlichen Fortbildungen zu Tage trat, 

war die Tatsache, dass sich zwar einzelne engagierte Personen eines Trägers für die 

Implementierung und Umsetzung von Gender Mainstreaming verantwortlich fühlten, die 

konkreten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einer Einrichtung bzw. eines Projektes diesem 

Vorhaben teilweise aber mehr als skeptisch gegenüberstanden. Mit anderen Worten, während 

vor allem Personen auf der mittleren Leitungsebene eines Trägers die Umsetzung der Strategie 

forciert haben, widersetzten sich die Mitarbeiter/-innen in den Projekten bzw. den 

Einrichtungen (zunächst) diesem Engagement ihrer Leitungen. Im Rahmen der Fortbildungen 

zeigte sich ein Widerstand, der bereits schon vor der „Erfindung“ der Strategie Gender 

Mainstreaming im Rahmen der Umsetzung geschlechtsbezogener Arbeitsansätze bekannt war. 

Vor allem den Mitarbeiter/-innen, die in der konkreten Praxis tätig waren, war erst im Verlauf 

der Fortbildungen plausibel zu vermitteln, dass eine systematische Überprüfung der 

Projektarbeit unter Gender-Gesichtspunkten nicht nur eine weitere „Mehrarbeit“ ist, sondern 

tatsächlich zur Verbesserung der eigenen Praxis beitragen kann. In gut der Hälfte aller 

Fortbildungen, die sich auf die Ebene des Arbeitsfeldes bezogen, war es dementsprechend 

notwendig, die Mitarbeiter/-innen für die Gender-Thematik erst einmal „aufzuschließen“.

Eine - abschließend - letzte Schwierigkeit, die auch die Arbeit der Genderagentur nicht 

unberührt ließ, zeigt sich insgesamt auf Seiten des öffentlichen Trägers. Zwar wurde im Land 

Berlin und seinen Bezirken eine flächendeckende Implementierung von Gender Mainstreaming 

in allen Politikbereichen beschlossen, aber auf die Steuerung hatte dieser Beschluss bisher nur 

begrenzten Einfluss. Noch fehlt der Nachdruck seitens des öffentlichen Trägers – auch im 

Bereich der Kinder- und Jugendhilfe – die Umsetzung von Gender Mainstreaming wirklich 

verpflichtend zu machen. Das hatte und hat zur Folge, dass bei einem Teil der freien Träger, 

die Strategie Gender Mainstreaming und ihre Umsetzung nicht wirklich ernst genommen und 

schon gar nicht nachhaltig verfolgt wird.

Das Projekt „Genderagentur Berlin-Brandenburg“ der Stiftung SPI Berlin wurde nach einer 

Laufzeit von drei Jahren am 31. März 2008 beendet.

5. MÄDEA – Interkulturelles Zentrum für Mädchen und junge Frauen

Kurzportrait

Das interkulturelle Zentrum für Mädchen und junge Frauen wendet sich vorrangig an 

Schülerinnen von 8 bis 18 Jahren in der Region Gesundbrunnen des Bezirks Mitte von Berlin. 

Die Konzeption von MÄDEA ist ganzheitlich orientiert und umfasst: Interkulturelle Bildungs-

und Kulturarbeit, schulbezogene Mädchensozialarbeit, aktivierende Mütterarbeit, Elternarbeit 

und Familienhilfe.

MÄDEA steht in der fachlichen Tradition des interkulturellen Mädchenladens Weddings, der 

Berlins 1. Mädchenladen (1980 - 1997) war, und formuliert als Ziele: Gleiche Chancen und 

Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern und Kulturen, Mitgestalten einer 

mädchenrelevanten Kinder- und Jugendpolitik, Verbesserung schulischer Leistungen sowie 

Förderung der Kompetenz in Deutsch und neuen Medien. MÄDEA arbeitet zu Jahresthemen 

mit einem interkulturellen und interdisziplinären Team.

Zielgruppen 

Die Besucherinnen MÄDEAs sind Schülerinnen und einige Auszubildende im Alter von 8 bis 

18 Jahren aus Grund-, Haupt- Real- und Gesamtschulen, Gymnasien und Berufsbildenden 

Maßnahmen. Darunter befinden sich Mädchen mit Lernschwierigkeiten, Mädchen aus 

schwierigen sozialen Verhältnissen, Mädchen, deren Vater oder Mutter psychisch krank sind, 

Mädchen aus überschuldeten Haushalten und Neuzuwanderinnen ohne deutsche 

Sprachkenntnisse. Fast alle gehören zu sozial benachteiligten gesellschaftlichen Gruppen und 
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benennen einen großen individuellen Hilfebedarf trotz der zusätzlichen Möglichkeiten 

MÄDEAs zur Förderung nach § 13.1 Schulbezogene Mädchensozialarbeit und der ambulanten 

Familienhilfe nach § 27 ff. Auch Familienhelferinnen anderer Träger nutzen MÄDEA als 

Chance zur Integration von Mädchen in schwierigen Lebenslagen. Einige haben bis zu zehn 

Geschwister. Sie sind Migrantinnen, Asylbewerberinnen, Töchter von Arbeitslosen und 

kommen häufig aus Familien mit geringen ökonomischen und Bildungsressourcen. Inzwischen 

haben 98,7 % der aktuellen Besucherinnen Migrationshintergrund. Grundproblem bei nahezu 

allen Mädchen ist ihre mangelnde Sprachkompetenz in Deutsch, die als Schlüsselqualifikation 

maßgeblich den schulischen Erfolg beeinflusst. Das Interesse der Mädchen und ihrer Eltern ist 

stark auf Bildung ausgerichtet, ausgelöst durch Misserfolge in der Schule. Auch haben die 

Eltern ihre eigene nicht ausreichende Schul- bzw. Ausbildung als Ursache für ihre 

Erwerbslosigkeit erkannt. Gemeinsam verbindet Töchter und Eltern der Wunsch nach sozialem 

Aufstieg.

Das bedeutet für die pädagogische Praxis: Stärkung des Selbstwertgefühls von Mädchen, 

konsequenter Einsatz für Bildung und Kultur, schulische und außerschulische Bildung, 

Integration von Mädchen mit Lernschwierigkeiten, Integration von Mädchen mit 

Körperbehinderung, Stärkung der Erziehungskompetenz von Eltern, Intensivierung der 

Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung, Bereitstellung von verschiedenen miteinander 

verzahnten Hilfsangeboten und Förderung der Gesundheitsprävention.

Jahresthema 2007: Gleiche Chancen

Mädchen fordern „Gleiche Chancen!“ in Bildung, Ausbildung und Lebensqualität und machen 

auf sich aufmerksam. Sie initiieren Meinungsbildungsprozesse durch Umfragen zu „Häusliche 

Gewalt“, „Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen verschiedener kultureller Herkunft im 

Bezirk Mitte“, „Freizeitmöglichkeiten und -verhalten von Mädchen und Jungen“, „Lehrkörper 

- Ein fremder Planet?“ und „Bist Du mit MÄDEA zufrieden?“ mit überraschenden 

Ergebnissen, die sie in die Fachpolitik weiterleiten.

Im Rahmen der Videoproduktion „Me-DE(A)s - Visionen“ setzen sie sich mit der Diskrepanz

zwischen gefühlter Realität und den Entwicklungsmöglichkeiten als Mädchen mit 

Migrationshintergrund in der BRD auseinander. Sie produzieren MAZ-Beiträge und eine Live-

Sendung im Offenen Kanal Berlin mit drei Ausstrahlungen. Integriert wird die Ausdruckstanz-

Choreographie ihres Modern-Dance-Projektes. „Me-DE(A)s Visionen - Grenzerfahrungen“ ist 

die Weiterentwicklung zur Video-Rauminstallation, die sie bei der Veranstaltung: 

„Menschenrechte in Mitte – Ist das Recht auf Bildung gewährleistet?“ am 19.12.07 im Rathaus 

Mitte präsentierten. Im Gesangsprojekt „Wir in der Mitte von Berlin“ reflektieren sie ihre 

eigenen Erfahrungen und Verhaltensmuster zu Toleranz. Das ist der Stoff für ihren RAP, für 

ihre CD und Dokumentation. Ihrer Lebenswelt entstammen auch die Liedtexte zu Familie und 

Schule im Gesangsprojekt „Angst verlieren, Mut gewinnen“, die inzwischen als CD vorliegen. 

Auf einer DVD präsent sind sie mit ihrem Auftritt im Theaterstück „Freundschaft ist …“ von 

Café Pink.

„Mein 1. Buch“ fördert die Sprach- und Ausdruckskompetenz durch Schreiben und Malen. Es 

entstehen ausdrucksstarke, individuelle Skizzenbücher mit eigenen Bildern und Gedichten über 

Tiere und Menschen von und für 8- bis 11-jährige Mädchen. 

Die TEK-STIL EXPERTINNENkooperationen bieten Mädchen eine Chance zur beruflichen 

Orientierung. In diesem Modedesign-Workshop arbeiten sie  mit an der Entwicklung von 

Mode-Prototypen. Der moslemische Hut-Prototyp eines Mädchens von MÄDEA wird 

ausstellungsrelevant. Angeregt durch die Design-Werkstatt entwickelt MÄDEA das 

Taschendesign-Projekt  „made in mädea“, Filztaschen nach eigenen Entwürfen. 30 individuelle 

Taschen werden auf der 2. Kinder- und Jugendmesse des Bezirks Mitte „Ganz nah dran“

ausgestellt. Gestaltend wirken die Mädchen mit bei Berlin Flowers im Haus der Kulturen der 

Welt mit einer Ausstellung im Rahmen der Asien Pazifik Wochen.

„Netzdetektivinnen“ ist das Angebot einer Praktikantin zu kindgerechten Recherchen im Netz, 

ebenso Trommelbau und Arbeiten mit Speckstein.
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Die Partizipationsprojekte von Mädchen für Mädchen genießen einen hohen Stellenwert. In der 

Ressourcenbörse informieren Mädchen von 8 bis 10 Jahren öffentlich über ihre Fähigkeiten 

und Kenntnisse und organisieren selbständig eine vielfältige Angebotsreihe vom Nudelsalat bis 

zum Mathematikwettbewerb. Die Ressourcenorientierung setzt sich als Prinzip durch. 

Mädchen erarbeiten neue Regeln und eine Hausordnung „MÄDEA zum Wohlfühlen“, die von

allen unterschrieben wird.

Jahresthema 2008: Interkultureller Dialog

Der interkulturelle Dialog bezieht die historische und künstlerische Erkundung des 

Sozialraums mit ein. Mädchen setzen sich auseinander mit Menschenfeindlichkeit und 

Rechtsextremismus. Sie sehen die Filme: Die Welle und Neonazistinnen, befassen sich mit 

Biographien rechter Mädchen, recherchieren im Internet nach Deportationen jüdischer Kinder 

von Berlin-Wedding, machen sich auf Spurensuche im  Stadtteil, folgen den Stolpersteinen, 

besuchen den Zug der Erinnerung in Schöneweide und entdecken, dass „Jude, Zigeuner, 

behindert“ als Schimpfwort ihre Wurzeln in rechtsradikalem Denken haben. Die 

Auseinandersetzung mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit wollen sie fortführen im 

Haus der Wannseekonferenz und dem Konzentrationslager Sachsenhausen. Die individuelle 

Auseinandersetzung erfolgt in Workshops zu Diversity. 

Die Partizipations-, Ressourcen- und Peer-Orientierung wird ausgebaut. Besonders erfolgreich 

ist ein HipHop-Projekt, angeleitet durch 16- und 17-jährige Schülerinnen, die auch das 

Programm für die Elterneinladung in eigener Regie gestalten.

Seit dem Jahr 2008 bieten Studentinnen auf ehrenamtlicher Basis Nachhilfe an. 

Mütter- und Elternarbeit

Die Jahre 2007/2008 stehen für die Weiterentwicklung aktivierender Mütterarbeit mit dem Ziel 

einer besseren Verständigung zwischen Müttern und Töchtern: Regelmäßige thematische 

Müttertreffen zu pädagogischen Fragestellungen, gemeinsame Erarbeitung pädagogischer 

Lösungen für zu Hause und bei MÄDEA. Die Themen bestimmen die Mädchen, die Mütter 

und die Pädagoginnen. Die gewählte Methode der Umfrage ermöglicht, die Themen der 

Mädchen bei den Müttern ins Zentrum zu stellen und gemeinsame Lösungen zu finden. Sie 

nimmt Mädchen die Angst vor möglicher Identifizierung mit folgenschweren Sanktionen. 

Gemeinsam mit Müttern und Vätern arbeitet MÄDEA an der Stärkung ihrer 

Erziehungskompetenz und intensiveren Wahrnehmung ihrer Erziehungsverantwortung. Im 

Rahmen der Hilfen zur Erziehung entwickelt das Projekt ein sozialräumlich orientiertes 

Konzept zur Familienhilfe für Familien mit Migrationshintergrund. Für Mütter mit 

Migrationshintergrund adaptiert MÄDEA das erfolgreiche sog. Stadtteilmütterkonzept unter 

dem Namen „Mütter in Bewegung“ für das Planungsgebiet Osloer Straße.

Fortbildung

Die Mitarbeiterinnen bilden sich weiter zu Früherkennung seelischer Erkrankungen bei 

Kindern und Jugendlichen, Verwandtschaftsrat, Gender, Sozialraumorientierung,

Stadtteilmütterkonzepten und Elternarbeit.

Öffentlichkeitsarbeit

Die pädagogischen, kulturellen und fachpolitischen Erfahrungen MÄDEAs sind gefragt bei 

Fortbildungsveranstaltungen wie „Unbeschreiblich weiblich“, „Ist our turn! Junge Frauen für 

die Politik und Wirtschaft von morgen“, bei der Projektpräsentation für die Evangelische 

Fachhochschule für Sozialarbeit in Nürnberg, bei Features für den SWR und den Aktionstagen 

„Unabhängig bleiben“ der Fachstelle für Suchtprävention im Land Berlin. Hier wird eine 

MÄDEA – Skulptur bemalt und anschließend in der Fachstelle ausgestellt.
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Einen hohen Stellenwert haben die eigenen Produktionen und Auftritte der Mädchen, ihre 

gesellschaftskritischen Umfragen mit Weiterleitung der Ergebnisse in die Fachpolitik sowie die 

Kulturproduktionen: Lieder, Texte, Bilder, Skulpturen, Tanzchoreographien, Theaterszenen 

und Videoproduktionen, die ihre Lebenswelt beschreiben.

Vernetzung und Kooperation

MÄDEA engagiert sich im Jugendhilfeausschuss Berlin-Mitte als Bürgerdeputierte für Kinder-

und Jugendarbeit sowie in der bezirklichen Jugendhilfeplanung in den Arbeitsgemeinschaften 

nach § 78 KJHG: Mädchen und junge Frauen in Mitte, Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit, 

Schulbezogene Jugendsozialarbeit, Interkulturelle Kinder- und Jugendarbeit, Hilfen zur 

Erziehung und in der Regionalen Arbeitsgemeinschaft Soldiner Str./Gesundbrunnen als 

Sprecherin. Des Weiteren im Beirat für Migranten/-innen und Flüchtlinge, im Arbeitskreis 

Migration und Menschenrechtsbildung beim Ausländerbeauftragten des Bezirksamtes Mitte 

und im Begleitausschuss für Jugend, Vielfalt, Toleranz und Demokratie für das Planungsgebiet 

Osloer Str. mit der Chance auf die Entwicklung eines nachhaltigen sozialräumlichen 

Konzeptes. Berlin-weit ist MÄDEA Mitglied im Arbeitskreis Feministisch-Interkulturelle 

Mädchenarbeit e.V., den sie in der Bundesarbeitsgemeinschaft Mädchenpolitik e.V. vertritt mit 

dem Ziel einer nachhaltigen Qualifizierung der interkulturellen Mädchenarbeit.

6. Fallschirm - Hilfen für straffällige Kinder und Jugendliche

Die Gründung des Projektes Fallschirm erfolgte 1998 aufgrund einer zu diesem Zeitpunkt 

akuten Problemlage: Eine größere Gruppe stark vernachlässigter, delinquenter Kinder fand 

eine erhöhte mediale Aufmerksamkeit. Fallschirm wurde als ein Berlin-weit agierendes, 

besonderes Angebot für Kinder, die vielfältige Defizite in den Bereichen Familie, Schule und 

soziale Kompetenzen aufwiesen, gegründet. Um eine flexible, intensive Betreuung dieser 

besonderen Zielgruppe zu gewährleisten, war und ist ein großer Arbeits- und Zeitaufwand 

notwendig, jedoch auch eine kostenintensive Hilfe.

Fallschirm, das als Modellprojekt gegründet und in den ersten 3 Jahren aus Lottogeldern 

finanziert wurde, schloss im November 2004 mit dem Berliner Senat für Bildung, Jugend und 

Sport eine Leistungs- und Qualitätsentwicklungsvereinbarung gemäß dem „Berliner 

Rahmenvertrag“ ab. Die Einrichtung arbeitet überregional in den Berliner Bezirken und verfügt 

über eine Kapazität von bis zu 6 Plätzen in Anlehnung an den § 32 SGB VIII. Die Zielgruppe 

der Einrichtung sind vor allem Mehrfach- und Intensivtäter unter 14 Jahren, aber auch Kinder, 

die in ihrer Schule durch erhebliche Aggressivität oder Verweigerung auffallen 

(„Schuldistanz“). In Anlehnung an die Definition der Berliner Polizei: Mehrfachtäter ist, wer in 

den letzten 6 Monaten 6 Straftaten, Intensivtäter, wer in den vergangenen 12 Monaten 10 

Straftaten begangen hat, wobei mindestens eine dieser Straftaten von besonderer Schwere sein 

muss.

Durch eine intensive und hochflexible Betreuung sollen diejenigen Kinder erreicht werden, die, 

obwohl noch nicht strafmündig, bereits jetzt schon durch ein außergewöhnlich hohes Maß an 

Straftaten auffallen. 

Seit September 2005 ist es außerdem möglich, dass Fallschirm auch jugendliche Intensiv- und 

Mehrfachtäter, die 14 - 16 Jahre alt sind und bei denen ein erheblicher erzieherischer Bedarf 

sowie sozialkognitive Entwicklungsverzögerungen vorliegen, in die Betreuung aufnimmt.

Es ist immer wieder zu betonen, dass es sich bei der Gruppe der straf(un)mündigen Mehrfach-

und Intensivtäter um ein äußerst schwieriges Klientel der Jugendhilfe handelt. Es sind häufig 

Kinder oder Jugendliche, die sowohl durch Beziehungsabbrüche, emotionale und materielle 

Verwahrlosung, Armut und konfliktbelastete Familien geprägt sind, als auch durch eine nicht 

ausreichende Präsenz, Inkonsequenz und Hilflosigkeit der Eltern bei der Durchsetzung 

altersgemäßer Regeln.
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Bilanz: Erweiterung der Zielgruppe und des Angebots

Seit dem Jahr 2004 war ein Rückgang der Vermittlungen von strafunmündigen Mehrfach- und 

Intensivtätern in die Einrichtung und, damit verbunden, auch eine rückläufige Auslastung der 

vorhandenen Platzkapazitäten zu verzeichnen.

Aufgrund der veränderten Nachfragesituation aus den einzelnen Bezirksämtern wurden in 

Absprache mit der Steuerungsrunde (ein Fallschirm begleitendes fachübergreifendes Gremium, 

das sich aus Mitgliedern der Bezirksjugendämter, der Senatsverwaltung für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung, der Senatsverwaltung für Inneres, der Staatsanwaltschaft, des 

Landeskriminalamtes, den Polizeidirektionen, der Schulaufsicht und der Trägerleitung der 

Stiftung SPI zusammensetzt) folgende Maßnahmen beschlossen:

Erweiterung der Angebotspalette der Hilfen und ihrer Finanzierungsgrundlagen; neben der 

Arbeit in Anlehnung an den § 32 (Tagessatz) war es nun möglich, zusätzlich Hilfen nach §§ 

29, 30, 31 oder 35 SGB VIII (Fachleistungsstunden) anzubieten;

Erweiterung der Zielgruppe – neben Kindern werden nun auch über 14-Jährige mit 

Entwicklungsverzögerungen in die Hilfen einbezogen, wie es bis zum Jahr 2003 bereits 

möglich war; gleichzeitig sollen auch die jüngeren Geschwister von der Hilfe profitieren, nicht 

nur die „auffälligen“ älteren Kinder; 

„Schuldistanz“ (und damit zusammenhängende Problemlagen) sollen nach wie vor ein 

Kriterium für die Aufnahme in die Einrichtung sein (siehe Trägervertrag November 2007);

es erfolgt eine enge Zusammenarbeit mit dem Jugendamt Mitte (Sozialraumorientierung).

Die Erweiterung der Zielgruppe und des Angebots wurde sehr gut angenommen. Insbesondere 

die Jugendsachbearbeiter/-innen der Polizei begrüßten eine Öffnung der Altersgrenze nach 

oben hin, denn sie machen immer wieder die Erfahrung, dass Jugendliche bei Vernehmungen 

nicht  nur abwehrend und uneinsichtig sind, sondern manche auch etwas verändern wollen und 

dabei den Wunsch nach Unterstützung äußern.

Statistische Auswertung 2007

Fallschirm betreute im Jahr 2007 insgesamt 20 Kinder bzw. Jugendliche (6 davon weiblich) 

und 1 Familie. Bei der Aufnahme war 1 Kind 11 Jahre alt, 4 Kinder 12 Jahre alt, 5 Kinder 13 

Jahre alt, 5 Jugendliche 14 Jahre alt, 4 Jugendliche 15 Jahre alt und 1 Jugendlicher 16 Jahre alt. 

Das Durchschnittsalter lag somit bei 13,5 Jahren. Von den 2007 betreuten Kindern und 

Jugendlichen waren folglich zu Beginn der Betreuung 10 strafunmündig und 10 strafmündig.

Die Anlässe für die Betreuungen waren folgende: 

5 Kinder/Jugendliche waren Intensivtäter, 11 Kinder/Jugendliche waren Mehrfachtäter und 

3 Kinder/Jugendliche waren auf Grund von Schulschwierigkeiten bei Fallschirm in Betreuung. 

Bei 1 Kind und der Familie handelte es sich um Präventionsfälle.

Die zuständigen Jugendämter verteilten sich auf:

Mitte: 14 Kinder/Jugendliche und 1 Familie

Tempelhof-Schöneberg:   2 Kinder/Jugendliche

Reinickendorf:   3 Kinder/Jugendliche

Charlottenburg:   1 Jugendlicher.

Davon wurde 1 Fall bereits im Jahr 2005 und 5 Fälle (einschließlich der Familie) im Jahr 2006 

an Fallschirm vermittelt, die weiteren 15 Neuzugänge kamen im Jahr 2007 über die 

Jugendämter (8), als Selbstmelder (2) oder durch die Polizei (5) in die Betreuung. 

Insgesamt erfolgten im Jahr 2007 31 Anfragen bei Fallschirm. Dabei handelte es sich 14-mal 

um Anfragen der Polizei, 12-mal um Anfragen seitens des Jugendamtes, 2-mal wies die Schule 

auf Schwierigkeiten hin und 3 Anfragen wurden von Eltern oder Kindern/Jugendlichen selbst 
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gestellt. Letzten Endes mündete knapp die Hälfte der Anfragen in Betreuungen durch 

Fallschirm.

Die statistische Auswertung zeigt, dass Fallschirm im Jahr 2007 wieder vermehrt von den 

Jugendämtern angefragt wurde. Im Jahr 2007 führten 12 Anfragen der Jugendämter in 9 Fällen 

zu einer Betreuung, während im Jahr 2006 nur 5 von 10 Anfragen zu einer Betreuung durch 

Fallschirm führten. Bei der Polizei führte nur gut ein Drittel der Anfragen (insgesamt 14) zu 

Hilfevereinbarungen (5), was in etwa den Ergebnissen des Vorjahres entspricht, wo sich aus 

16 Meldungen ebenfalls nur 5 Hilfen ergaben.

Die Hilfearten verteilten sich 2007 wie folgt: Bei 18 Fällen handelte es sich um 

Betreuungshilfen nach § 30, in einem Fall um eine sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31 

und eine Hilfe wurde in Anlehnung an den § 32 durchgeführt.

Die Herkunft aller im Jahr 2007 betreuten Kinder/Jugendlichen und Familien verteilte sich auf 

Deutschland (7), Libanon/Palästina (4), Türkei (6), Pakistan (1), Bosnien (1), Syrien (1) und 

kurdische Volkszugehörigkeit/Türkei (1).

Im Jahr 2007 beendeten 8 Kinder/Jugendliche und 1 Familie die Hilfe. Die Hilfen endeten wie 

folgt: 

– bei einem jugendlichen Intensivtäter kam es zur Aufgabe der Straftaten, er besuchte zum 

Ende der Hilfe wieder regelmäßig eine neue Schule und löste sich aus seinem alten 

Freundeskreis, 

– bei drei Kindern/Jugendlichen endete die Betreuung regulär, da die Eltern sich nun, nach 

Verbesserung der schulischen Leistungen und Reduzierung der Straftaten, besser in der 

Lage sahen, ihrer erzieherischen Verantwortung nachzukommen,

– ein Jugendlicher wurde in ein Berufsorientierungsprojekt der Jugendhilfe vermittelt, 

– Vermittlung eines Kindes in die ambulante Kinder- und Jugendpsychiatrie zur 

diagnostischen Abklärung, 

– bei zwei Familien fand keine Verlängerung der Hilfe statt, da die Eltern die Mitarbeit 

verweigerten, 

– eine Hilfe endete durch den Umzug der Familie in eine andere Stadt.

Die durchschnittliche Betreuungsdauer der 2007 beendeten Fälle lag bei ca. 8,6 Monaten, 

wobei die Dauer der Hilfezeiträume zwischen 3 und 17 Monaten variierte.

Erfahrungen der pädagogischen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen

Mit dem Begehen von Straftaten gefährden Kinder und Jugendliche im erheblichen Maße ihre 

Entwicklung, zumal sich das auffällige Verhalten in allen von Fallschirm betreuten Fällen auch 

auf den schulischen Bereich erstreckt. Sie verbauen sich so häufig die Möglichkeit, auf legalem 

Weg erfolgreich zu sein, einen Schulabschluss zu schaffen bzw. unabhängig von staatlichen 

Transferleistungen zu leben. Das Ergebnis des schulischen Scheiterns ist dabei nicht nur ein 

Mangel an fachlichem Grundwissen und Allgemeinbildung, sondern es fehlen auch soziale 

Kompetenzen wie z. B. Frustrationstoleranz, Rücksichtsnahme und Empathie.

Seit über zwei Jahren hat Fallschirm seine Zielgruppe erweitert und arbeitet nun auch mit 

straffälligen Jugendlichen. Wie die Statistik verdeutlicht, war die Hälfte der 

Kinder/Jugendlichen bei Aufnahme in die Betreuung über 14 Jahre alt. Mit dem Überschreiten 

der Schwelle der Strafmündigkeit können die Jugendlichen vom Staat erstmals zur 

Verantwortung gezogen werden und erfahren nun, dass ihr Fehlverhalten auch strafrechtliche 

Konsequenzen nach sich ziehen kann. 

In der pädagogischen Arbeit ist es somit umso wichtiger, die Konsequenzen der Straftaten 

aufzuzeigen und das System der Strafverfolgung zu erläutern und gleichzeitig mit den 

Jugendlichen an einer erhöhten Verantwortungsübernahme zu arbeiten. Jugendliche müssen 

erleben, dass ihr Handeln positive oder negative Konsequenzen nach sich zieht und sie diese 

im Voraus erwägen müssen. Sie erleben folglich eine Selbstwirksamkeit, durch die sie sich 
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ernst genommen fühlen, weil ihnen von Eltern und Pädagogen nichts mehr abgenommen wird. 

Die für ihre persönliche Entwicklung notwendigen Schritte sollten deshalb überwiegend vom 

Jugendlichen selbst eingefordert werden.

Bei der Hilfeabklärung wird an den Jugendlichen der Anspruch gestellt, eigene Ziele zu 

benennen, die er verwirklichen möchte. Ausgehend davon lässt sich ein wirkungsvolles 

Arbeitsbündnis schneller installieren und die Umsetzung der Hilfe kann sich an den Zielen des 

Jugendlichen orientieren. In der ersten Phase der Hilfevereinbarung wird vom Jugendlichen 

verlangt, einen realistischen Blick auf sich selbst zu richten und über das eigene Verhalten zu 

reflektieren. Den Jugendlichen wird an dieser Stelle deutlich, dass sie auch selbst etwas 

verändern müssen, um z. B. nicht noch mehr in Konflikte mit dem Gesetz zu geraten.

Verkürztes Hilfeplanverfahren

Jedoch gibt es immer wieder Familien, die einem Hilfsangebot der Jugendhilfe skeptisch 

gegenüber stehen, sei es, weil sie von befreundeten Familien gehört haben, dass ohne 

nachvollziehbare Gründe Kinder aus der Familie genommen werden, oder weil sie wenig 

Veränderungsmotivation haben.

Deswegen kann zu Beginn einer Betreuung die erste Hürde schon in der Kontaktaufnahme zu 

den Kindern bzw. ihren Familien bestehen. Hier ist es wichtig, behutsam durch die oft mühsam 

aufrecht erhaltene Abwehr der Familien zu dringen und ein Kind (und seine Eltern) nach und 

nach zu motivieren, eine Hilfe anzunehmen. 

Aus diesem Grund beschreitet Fallschirm einen unkonventionellen Weg, der die Einrichtung 

gegenüber anderen ambulanten Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff.) besonders auszeichnet: Seit 

dem Übergang in die Leistungsfinanzierung im Jahr 2001 ist es möglich, dass Fallschirm die 

Betreuung von Familien, die der Jugendhilfe eher ablehnend gegenüberstehen, mit der 

vorherigen Zustimmung des Jugendamtes – und nur für den Zeitraum von 6 Wochen – über ein 

„vereinfachtes Hilfeplanverfahren“ beginnt. 

Bei Jugendlichen, die sich noch sehr kindlich verhalten und denen bisher noch kein Angebot 

der Jugendhilfe unterbreitet wurde, kann es in einigen Fällen ebenfalls sinnvoll sein, diesen 

besonderen Weg zu gehen.

Es erfolgt hierbei zuerst die Abstimmung zwischen dem Jugendamt und Fallschirm darüber, ob 

das Kind (das z. B. durch die Polizei oder eine Schule vermittelt wird) der Zielgruppe von 

Fallschirm angehört, ein grundsätzlicher Hilfebedarf gesehen wird und Fallschirm aus Sicht 

des Jugendamtes das hierfür geeignete Angebot ist. 

Trifft dies zu, versucht Fallschirm, den Kontakt zur Familie herzustellen und ihre Bereitschaft, 

Hilfe anzunehmen, abzuklären. Ist die Familie grundsätzlich bereit, mit Fallschirm 

zusammenzuarbeiten, wird (ab einem bestimmten Stichtag) mit der Betreuung begonnen, 

innerhalb einer „Startphase“ von 6 Wochen ein stabiler Kontakt zum Kind bzw. seinen Eltern 

hergestellt und ein reguläres Hilfeplanverfahren durchgeführt, in dem die Eltern auch den 

formalen Hilfeantrag stellen. Die Finanzierung der Hilfe erfolgt dann rückwirkend ab dem 

Beginn des vereinfachten Hilfeplanverfahrens. 

Die Erfahrungen aus den letzten Jahren zeigen, dass sich diese Vorgehensweise insofern 

bewährt hat, dass auch teilweise sehr schwer erreichbare Familien durch den Kontakt zu 

Fallschirm den Weg ins Jugendamt fanden.

Denn ca. 90 % der von Fallschirm betreuten Kinder stammen aus Familien mit 

Migrationshintergrund. Zumeist gehören die Eltern noch der 1. Generation an, d. h. sie wurden 

noch im Herkunftsland sozialisiert und übertragen nun die traditionellen, patriarchalischen 

Erziehungskonzepte auf die Erziehung ihrer Kinder, die jedoch unter völlig anderen 

Bedingungen als ihre eigene stattfindet. 
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Durch die Vermittlung und Unterstützung der Eltern bei den Kontakten mit dem Jugendamt 

sollen bei den Eltern Ängste bzw. Vorurteile abgebaut und Offenheit und Vertrauen gegenüber

Hilfen von außen aufgebaut werden, so dass sie sich auch auf für sie ungewohnte oder zuerst 

unverständliche Verfahren einlassen können. Dieser Weg ist häufig die einzige Möglichkeit, 

diese besonders schwer zugängliche Zielgruppe zu erreichen.

Schwerpunkt schulische Integration

Die Kinder werden, wenn nötig, beim Schulbesuch unterstützt. Dies ist bei den Fallschirm-

Kindern, von denen über 60 % stark schuldistanziert sind (also länger als 6 Monate nicht oder 

nur sporadisch im Unterricht erschienen), ein äußerst wichtiger Bestandteil der 

Betreuungsarbeit. Oftmals müssen sie wegen Verweigerung oder aggressivem Verhalten die 

alte Schule verlassen und eine neue Schule finden, was bei der aktuellen Schulsituation in 

Berlin nicht einfach ist. Nur wenige Schulen oder Schulprojekte sind noch bereit, “schwierige 

Kinder“ aufzunehmen.

Deshalb stellte das Schulamt Mitte Fallschirm von 2002 bis August 2007 eine Projektlehrerin 

zur Verfügung, die mit 7 Wochenstunden bei Fallschirm tätig war. Im September 2007 wurde 

sie vom Schulamt Tempelhof-Schöneberg übernommen, kann die Tätigkeit bei Fallschirm 

jedoch immer noch mit 10 Stunden pro Woche weiterführen. 

Die Projektlehrerin sucht - nach einer umfassenden Einschätzung der Kinder und Jugendlichen 

- die passenden Schulen bzw. Schulprojekte und stellt den Kontakt zu ihnen her. Wurde eine 

passende Schule gefunden und ist diese bereit, das Kind aufzunehmen, kann es, wenn 

notwendig, einige Wochen lang vom Bezugsbetreuer morgens abgeholt und zur Schule 

gebracht bzw. auch für 2 - 3 Stunden in der Schule begleitet werden. 

Seit Juni 2006 besteht eine Kooperationsvereinbarung mit der Theodor-Plievier-Schule im 

Wedding. Außerdem bestehen gute Kontakte zu den anderen angrenzenden Schulen wie 

beispielsweise der „Oberschule am Brunnenplatz“. Des Weiteren kam es zu einer guten 

Zusammenarbeit mit Schulprojekten wie beispielsweise „Move plus“ oder dem 

Berufsorientierungsprojekt „Aqua“ der Zukunftsbau gGmbH. In der Zusammenarbeit mit den 

einzelnen Lehrer/-innen und Schulsozialarbeiter/-innen soll die Basis dafür gelegt werden, sich 

gegenseitig Rückmeldungen über das aktuelle Verhalten zu geben und weitere Interventionen 

gemeinsam zu planen. Dadurch wird erreicht, dass das Helfersystem koordiniert 

zusammenarbeitet und das Kind/der Jugendliche ein einheitliches Gegenüber erlebt.

Methoden und Inhalte der pädagogischen Arbeit

Fallschirm arbeitet, wie oben erwähnt, eher niedrigschwellig. Jedoch gehört es ebenso zu 

unserer Arbeit, konsequent und normverdeutlichend auf regelwidriges Verhalten zu reagieren. 

Rationalisierungen von Straftaten (wie: „Der hat mir das Handy geschenkt!“ oder  „Die 

Geldbörse gehörte doch keinem!“) werden nicht hingenommen. Fallschirm begleitet die Kinder 

zu ihren Anhörungsterminen bei der Polizei und trägt durch eigene Interventionen (z. B. 

Rückgabe von Diebesgut mit dem Kind) dazu bei, dass sich die Kinder mit ihrer Tat und ihrer 

Verantwortung dafür auseinander setzen müssen. Bei Straftaten, die von Jugendlichen berichtet 

werden, muss berücksichtigt werden, dass sie strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 

werden können. Die Betreuer geraten an diesem Punkt in den Konflikt zwischen der 

Verpflichtung zur Wahrheit und der notwendigen Wahrung der pädagogischen Beziehung. Es 

hat sich als positiv erwiesen, mit den Jugendlichen, aber auch Kindern, bei Betreuungsbeginn 

eine Vereinbarung hinsichtlich eines Vorgehens bei von ihnen begangenen Delikten zu treffen. 

Den Kindern und Jugendlichen ist somit klar, dass bei berichteten Straftaten eine Mitteilung an 

die Polizei erfolgt.

In der Betreuung gilt grundsätzlich das Prinzip der Trennung von Person und Delikt. Die 

Beziehung zum Kind wird auch bei Straftaten nicht in Frage gestellt, die Betreuung nicht 

abgebrochen (abgesehen von dem Fall, wenn das Kind nach seinem 14. Geburtstag in 

Untersuchungshaft kommt).
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Fallschirm folgt dem systemisch-ressourcenorientierten Ansatz und bietet Entlastung, ohne die 

Kinder und ihre Familien aus der Verantwortung zu entlassen. Die bisher gefundenen 

Lösungen der Familien werden geachtet. Die Haltung der Pädagogen/-innen ist zugewandt, 

offen und authentisch. Die Kinder und Jugendlichen fühlen sich in ihrer Person angenommen 

und ernst genommen. Kinder und Jugendliche, die einem authentischen Erwachsenen 

begegnen, können im nächsten Schritt lernen, in ihrem Leben verantwortungsvoll zu handeln 

und es als wertvoll zu erleben. Dabei wird das gesamte soziale Umfeld des Kindes, seine 

Freunde, die Eltern und die Schule in die Arbeit einbezogen (Mehrebenenansatz).

Als Voraussetzung für einen günstigen Hilfeverlauf ist ein konsequenteres Erziehungsverhalten 

der Eltern und ihre Motivation, selbst etwas zu verändern, maßgeblich. Wie reagieren die 

Eltern auf die Straftaten ihres Kindes? Verurteilen sie z. B. vordergründig sein delinquentes 

Verhalten, schmunzeln jedoch insgeheim über das „gewitzte“ Verhalten ihres Sohnes? Ist es 

ihnen wichtig, dass ihr Kind zur Schule geht oder denken sie, ihr Kind kommt auch ohne 

Schulbildung durchs Leben (so wie sie selbst)?

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen: Wenn die Eltern auch selbst bereit sind, in ihren 

Reaktionen auf das Kind Lernprozesse durchzumachen und ihr eigenes Verhalten aktiv zu 

verändern, ist die Prognose für das Kind, mit dem delinquenten Verhalten aufzuhören, 

günstiger. Aus diesem Grund arbeitet Fallschirm sehr intensiv mit den Eltern, in regelmäßigen 

Abständen (mindestens alle zwei Wochen) werden Elterngespräche geführt. Eine große Rolle 

spielen dabei elterliche Präsenz, eine zuverlässige Kontrolle und das Etablieren altersgemäßer 

Pflichten und Rechte des Kindes.

In der Gruppen- und Einzelarbeit geht es vor allem um den Aufbau einer hoch verbindlichen 

Beziehung, die auch aggressives und distanziertes Verhalten der Kinder aushält (wenn die 

Kinder z. B. nicht zu den verabredeten Terminen erscheinen, werden sie aufgesucht oder ein 

neuer Termin wird zeitnah angeboten; aggressives Verhalten führt nicht zur Beendigung der 

Betreuung). 

Während des Hilfeverlaufs stellt sich immer wieder heraus, dass die Kinder selbst sich nur 

schwer für schulische Ziele oder ihnen unbekannte Aktivitäten motivieren lassen, oder dass sie 

insbesondere in konfliktreichen und konfrontativen Situationen einen Abbruch der Hilfe 

provozieren. An diesen entscheidenden Wendepunkten der Betreuung ist die Kooperation mit 

der/dem zuständigen Sozialarbeiter/in im Jugendamt äußerst wichtig, denn dem Kind muss hier 

vermittelt werden, dass diese Auseinandersetzungen ein Teil des Veränderungsprozesses sind.

Für die Erreichbarkeit in Krisensituationen (z. B. einen Konflikt mit den Eltern oder den 

Aufenthalt auf der Wache nach einer Straftat) hält Fallschirm eine 24-stündige Rufbereitschaft 

aufrecht, die die Kinder oder ihre Eltern jederzeit nutzen können.

Das Verhältnis von Gruppen- zu Einzelterminen mit dem Bezugsbetreuer wird flexibel und je 

nach Bedarf und Möglichkeiten gehandhabt – manche Kinder brauchen eher einen intensiven 

Einzelkontakt, andere mehr Gruppengeschehen, um ihr Selbstvertrauen zu stärken. Während 

im Einzelkontakt die Betonung mehr auf der Beziehung zu einer älteren Bezugsperson liegt, 

bieten die Gruppennachmittage einen geschützten Rahmen zum Ausprobieren von sozialen 

Kompetenzen im Kontakt zu Gleichaltrigen. Hilfen nach §§ 30 und 31 finden zweimal in der 

Woche statt. In der Regel werden beim Angebot nach § 32 den Kindern je drei wöchentliche 

Termine angeboten, die dann individuell verteilt und genutzt werden.

Um die Arbeit von Fallschirm qualitativ zu verbessern und das konzeptionelle Angebot zu 

erweitern, wurde im Zeitraum Oktober 2004 bis September 2005 ein Einzeltraining für 

Konfliktlösungsstrategien („fairhandeln“) entwickelt, das speziell auf die Bedürfnisse der 

Fallschirm-Kinder abgestimmt ist.

Dieses Training soll einen Rahmen schaffen, in dem das Kind angeregt wird, Gefühle bei sich 

und anderen wahrzunehmen, sich mit unterschiedlichen Problemsituationen und Konflikten 

auseinander zu setzen und verschiedene Perspektiven einzunehmen, so dass sich sein 

moralisches Urteilsvermögen und seine Handlungsmöglichkeiten in Konfliktsituationen 

erweitern.
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Die Anwendung des Trainings erfordert eine Bereitschaft des Kindes, sich auf eine 

strukturierte Situation, in der es keine Vorgaben machen kann, sondern sich selbst leiten lassen 

muss, einzulassen. Das fällt den meisten nicht leicht, zumal sie gerade aus diesem Grund nicht 

regelmäßig die Schule besuchen oder dort immer wieder aufgrund ihres Verhaltens auffällig 

werden.

Fallsteuerung und Evaluation

Wie auch in den beiden Jahren zuvor erfolgte im letzten Jahr die individuelle Fallsteuerung auf 

der Grundlage eines Fallsteuerungskonzeptes. Hierbei wird anhand einer von Fallschirm 

erarbeiteten Checkliste geprüft, ob die für das Kind im Hilfeplan festgelegten Teilziele (im 

Bezug auf die einzelnen Bereiche Delinquenz, Schule, Familie, Freizeit und soziale Kontakte) 

erreicht werden konnten oder nicht.

Aus dieser alle zwei bis drei Monate erfolgenden Fallsteuerung lassen sich positive bzw. 

negative Entwicklungen ableiten, so dass man weitere Handlungsschritte für die nächsten 

Monate festlegen kann. Notwendige Veränderungen, Stagnationen und Rückschritte können so 

rechtzeitig erkannt werden, eine größtmögliche Transparenz in der Hilfeplanung wird 

gewährleistet. Insbesondere bei negativem Hilfeverlauf ist es indiziert, in Absprache mit dem 

Sozialpädagogischen Dienst vorzeitige Hilfekonferenzen einzuberufen und ggf. gemeinsam 

neue Interventionen festzulegen.

Ausblick für das Jahr 2008

Wie in den Jahren zuvor liegt der Schwerpunkt der Arbeit auf der Gewährleistung einer 

kontinuierlich hohen Prozessqualität. Besonders wichtig für erfolgreiche Hilfeprozesse ist 

dabei die erreichte Qualität der Kooperation mit den Eltern und dem Kind, denn die Qualität 

des Arbeitsbündnisses mit dem Adressaten der Hilfe ist maßgeblich entscheidend für deren 

Wirksamkeit und Erfolgsprognose.

Erfreulich ist, dass Fallschirm sich als ein Angebot für straffällige Kinder und Jugendliche über 

die Jahre etabliert hat. Dabei ist jedoch festzustellen, dass seitens der Jugendämter keine 

Anfragen hinsichtlich eines verkürzten Hilfeplanverfahrens mehr gestellt werden, mit dem 

auch Familien und Kinder erreicht werden können, die einem Hilfsangebot der Jugendhilfe 

sehr ablehnend gegenüber stehen. Fallschirm will dieses wirkungsvolle Angebot –

insbesondere für die Zielgruppe straffälliger Kinder und Jugendlicher – jedoch weiterhin 

vorhalten.

7. Das Berliner Büro für Diversionsberatung und -vermittlung

Ausgangssituation

Fast alle Jungen und die meisten Mädchen begehen als Jugendliche Straftaten. Delinquentes 

Verhalten im Jugendalter wird nach gängiger Lehrmeinung als entwicklungsbedingt, überall 

verbreitet und vorübergehend eingestuft. Viele Verfehlungen bleiben dabei im Dunkelfeld. 

Typische Jugenddelikte sind meist auf leichtsinniges und unbekümmertes sowie ziel- und 

planloses Handeln zurückzuführen. Dabei spielen Abenteuerlust, Gruppendruck, der Wunsch, 

Grenzen auszutesten, Langeweile und Konsumwünsche eine Rolle. 

Die allermeisten Jugendlichen werden nach ein bis drei Verstößen gegen Gesetze oder 

Ordnungsvorschriften nicht mehr auffällig. Bei Delikten im Bagatellbereich reichen die 

Peinlichkeiten des Entdecktwerdens, die Erfahrung der Strafanzeige und die Missbilligung des 

sozialen Umfelds aus, damit es zu keiner Wiederholung der Tat kommt. 

Wenn Jugendliche aber mit schwerwiegenderen Delikten oder wiederholt auffällig werden, 

dann ist es sinnvoll, in erzieherischem Sinne normverdeutlichend zu reagieren, Grenzen zu 

setzen und Verhaltensalternativen aufzuzeigen. Wichtig ist eine individuelle und adäquat 
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gestaltete Reaktion, die schnell nach der Tat erfolgt und sich auf die Tat bezieht. Diese 

Reaktion soll deutlich sein, aber nicht zu massiv, da dann die Gefahr einer Stigmatisierung 

droht. Das Signal an die Jugendlichen soll also sein „so nicht, mach anders“, keinesfalls „du 

bist ein Krimineller“.

Das Jugendgerichtsgesetz (JGG) ermöglicht mit dem § 45 JGG die so genannte Diversion 

(wörtlich: Ablenkung), d. h. ein Absehen vom förmlichen Gerichtsverfahren zugunsten einer 

schnellen, erzieherisch ausgerichteten Reaktion. Nach § 45 Abs. 2 kann die Staatsanwaltschaft 

ein Strafverfahren gegen einen Jugendlichen oder einen Heranwachsenden einstellen, wenn 

eine erzieherische Maßnahme bereits erfolgt ist oder eingeleitet wurde oder wenn sich der 

Beschuldigte bereits um einen Ausgleich mit dem Geschädigten bemüht hat. Für Berlin regelt 

die Diversionsrichtlinie den Umgang mit Verfahren nach § 45 JGG. (Die Richtlinie ist als 

Download unter www.stiftung-spi.de/diversion, dort Seite „Veröffentlichungen/Links“,

erhältlich.)

Das Projekt

Seit April 1999 beraten Sozialarbeiter/-innen bzw. Sozialpädagogen/-innen der Stiftung SPI 

Jugendliche und Heranwachsende, die eine Straftat begangen haben, was sie tun können, um 

„die Sache wieder in Ordnung zu bringen“. Diese Sozialarbeiter/-innen heißen 

Diversionsmittler/-innen und haben ihre Beratungsräume direkt in den sechs Berliner 

Polizeidirektionen. Die Finanzierung erfolgt über die Senatsverwaltung Bildung, Wissenschaft 

und Forschung, die Polizei stellt die Räume und einen Teil der Ausstattung, federführend für 

die Diversionsrichtlinie ist die Senatsverwaltung für Justiz. Die Diversionsmittler/-innen 

beraten, führen erzieherische Gespräche, unterstützen die Jugendlichen bei Entschuldigung und 

Schadensausgleich, machen ggf. weitere Lernangebote und vermitteln die Jugendlichen oder 

ihre Eltern bei Bedarf an weiterführende Angebote der Jugendhilfe. Die Diversionsmittler/-

innen sollen einen Rahmen von höchstens drei Kontakten innerhalb von zehn Tagen einhalten; 

sie sind in der Auswahl der erzieherischen Maßnahmen autonom.

Die schnelle erzieherische Reaktion der Diversionsmittler/-innen soll bewirken, dass die 

Beschuldigten den Zusammenhang zwischen Tat und Reaktion erfassen und daraus etwas 

lernen können. Dafür ist es wichtig, dass die Jugendlichen sich mit der Tat und den Folgen für 

das Opfer und für sich selbst auseinandersetzen, Verhaltensalternativen überlegen und die 

Verantwortung und die Wiedergutmachung dafür übernehmen. Am Beispiel dieser 

Schadenswiedergutmachung üben die Jugendlichen verantwortliches und wertegeleitetes 

Handeln. Wenn die Maßnahme der Diversionsmittler/-innen erfolgreich ist, stellt die 

Staatsanwaltschaft das Verfahren ein. 

Ziele des Diversionsbüros:

– Schnelle und spezifische erzieherische Reaktion auf Straftaten Jugendlicher und 

Heranwachsender,

– Diversion nach § 45 Abs. 2 JGG in mehr Fällen ermöglichen, Beschleunigung der 

Verfahren,

– (Sekundäre) Spezialprävention der Jugenddelinquenz,

– Unterstützung der Jugendlichen in ihrer Entwicklung, Prävention von Fehlentwicklungen,

– Berücksichtigung der Opferperspektive, Wiederherstellung des sozialen Friedens.

Der Ablauf eines Diversionsverfahrens mit Hilfe der Diversionsmittler sieht wie folgt aus: Der 

polizeiliche Sachbearbeiter schätzt ein, ob es sich um einen – laut Diversionsrichtlinie –

geeigneten Fall handelt. Er ruft den zuständigen Staatsanwalt an. Stimmt der Staatsanwalt zu, 

dann führt der Sachbearbeiter ein normverdeutlichendes Gespräch mit dem beschuldigten 

Jugendlichen. Er bietet ihm an, zu einem Diversionsmittler zu gehen und sich beraten zu 

lassen, wie er den Schaden wieder gutmachen kann. Der Jugendliche hat eine Woche Zeit, um 

sich beim Diversionsmittler zu melden. Dessen Möglichkeiten sind vorab beschrieben. Nach 

Abschluss der Maßnahme schreibt der Diversionsmittler einen Bericht an den Staatsanwalt, der 
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der polizeilichen Akte beigefügt wird. Die Entscheidung, ob das Verfahren tatsächlich 

eingestellt wird, trifft der zuständige Staatsanwalt erst im Nachhinein nach Aktenlage.

Fallbeispiel

Die 14-jährige Karina (Name geändert) war mit einer 13-jährigen Freundin unterwegs. Die 

beiden Mädchen wollten in einem Kaufhaus mit hochwertiger Bekleidung Waren im Wert von 

600 € stehlen. In einer Umkleidekabine trennten sie Etiketten und Sicherungen heraus. Dabei 

wurden die Kleidungsstücke beschädigt. Die Mädchen wurden vor und nach Betreten der 

Kabine von Ladendetektiven beobachtet und vor Verlassen des Geschäftes gestellt. 

Die Diversionsmittlerin führte mit den beiden Mädchen ein erzieherisches Gespräch. Die 

Mädchen wollten mit teurer Marken- und Designerbekleidung bei den Gleichaltrigen Eindruck 

machen, hatten aber nicht über die Folgen nachgedacht. Dies holten sie im Gespräch nach. 

Karina schrieb daraufhin einen Entschuldigungsbrief. Die Diversionsmittlerin organisierte ein 

Entschuldigungsgespräch im Kaufhaus, in dessen Rahmen Karina den Brief überbrachte. Die 

Mutter von Karina bot an, den auf Karina entfallenden Schaden von ca. 450 € in kleinen Raten 

abzubezahlen. Karina bot alternativ an, den Schaden abzuarbeiten. Der Kaufhaus-Filialleiter 

reagierte auf die Kooperationsbereitschaft, indem er auf den Schadensersatz verzichtete, und 

schlug stattdessen einen symbolischen Arbeitseinsatz von sechs Stunden im Reinigungsdienst 

vor. Dieser Einsatz wurde dann auch zur Zufriedenheit aller Beteiligten durchgeführt.

Für die 13-jährige Mittäterin galt das Jugendstrafrecht nicht. In diesem Fall wurde die 

13-jährige Mittäterin auf Wunsch der Eltern nach dem Erstgespräch nicht weiter mitbetreut 

(möglich gewesen wäre es).

Die 14-jährige Karina übernahm also die Verantwortung für das Geschehene und machte 

einige Lernerfahrungen dazu, wie verantwortliches Handeln aussieht. Die geschädigte Firma 

war von Karinas ehrlichem Bedauern überzeugt und kam ihr sehr großzügig entgegen. 

(Fall notiert von einem Diversionsmittler-Praktikanten.)

Entwicklung seit 1999 und in den Jahren 2006 und 2007

Nach erfolgreicher dreijähriger Modellphase (1999 - 2002) wurde das Projekt fortgesetzt und 

in den Jahren 2003/2004 die Diversionsrichtlinie entsprechend den Erfahrungen aus der 

Modellphase aktualisiert und veröffentlicht. Die Zahl der Jugendlichen und Heranwachsenden 

in der Diversionsberatung ist seitdem erheblich gestiegen und erreichte im Jahr 2007 den 

bisherigen Höchstwert von 1225 Jugendlichen und Heranwachsenden. In neun Jahren 

Diversionsberatung (von April 1999 bis April 2008) bekamen 6.423 Jugendliche und

Heranwachsende die Chance, sich bei einem der Diversionsmittler/-innen beraten zu lassen.

Es gab in den Jahren 2007 und 2008 weiterhin zahlreiche Kontakte zu Firmen oder 

Gewerbetreibenden, bei denen jugendliche Straftäter z. B. einen Ladendiebstahl oder eine 

Sachbeschädigung begangen hatten. Häufig war eine Entschuldigung möglich. Darüber hinaus 

war es teilweise möglich, dass die Jugendlichen den Schaden „abarbeiten“ können. 

Waren Privatpersonen geschädigt, nahmen die Diversionsmittlern/-innen Kontakt auf und 

regten einen Schadenausgleich zwischen Beschuldigtem und Opfer an. Die Diversionsmittler/

-innen begleiteten, wenn nötig, die Jugendlichen zu einem Entschuldigungsgespräch oder 

moderierten Ausgleichsgespräche. Die Erfahrung zeigt, dass die Geschädigten ein großes 

Interesse daran haben, sich im Beisein der Diversionsmittler mit den jungen Straftätern zu 

treffen, um diesen zu vermitteln, wie sie die Tat erlebt haben und welche Gefühle das 

Geschehene bei ihnen ausgelöst hat. Darüber hinaus bietet sich die Gelegenheit, zivilrechtliche 

Ansprüche zu regeln und auszugleichen. Das entlastet die Beschuldigten und entschädigt die 

Opfer. 

Sehr wichtig ist die Zusammenarbeit mit dem Berliner Opferfonds des Evangelischen Jugend-

und Fürsorgewerks gGmbH (www.ejf.de). Der Opferfonds wird aus Bußgeldern gespeist.



169

Jugendliche Beschuldigte können eine Anzahl von Stunden gemeinnützig arbeiten, die 

Arbeitsstunden werden mit 6,00 Euro pro Stunde multipliziert, die Geschädigten erhalten dann 

unbürokratisch das Geld aus dem Fonds als Schadensersatz.

Seit dem Jahreswechsel 2005/2006 reichte die personelle Kapazität der Diversionsmittler nicht 

mehr aus. In der Folge begannen die Maßnahmen erheblich länger zu dauern. Die 

Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung überließ deshalb dem 

Diversionsbüro befristet mehrere Sozialarbeiter aus dem Überhang im öffentlichen Dienst zur 

Verstärkung des Stammteams. Angekündigt sind zwei zusätzliche Stellen. Bei weiter 

steigenden Fallzahlen reicht dies jedoch nicht aus, um eine kurze Bearbeitungszeit zu 

gewährleisten.

Statistik der Jahre 2006 bis 2008

Fallzahlen: Im Jahr 2007 wurde 1225 Jugendlichen und Heranwachsenden eine 

Diversionsberatung angeboten, was gegenüber dem Vorjahr 2006 einen Anstieg um 6 % 

bedeutet. Von Januar bis April 2008 waren es bereits 514 Jugendliche und Heranwachsende. 

Dies heißt, die Zahlen steigen weiter deutlich an.

Erfolg: In 77 % der Fälle im Jahr 2006 schlossen die Jugendlichen die Diversionsmaßnahme 

erfolgreich ab. (Für 2007 ist die Auswertung noch nicht fertig.) Die Erfolgsrate liegt etwas 

niedriger als in den Vorjahren. Die Diversionsmittler führen dies auf die weniger intensive 

Betreuung und die Verlängerung der Maßnahmedauer zurück – beides, weil es zu wenig 

Personal gab.

Delikte: Bei den Delikten (Tatvorwürfen) im Jahr 2007 handelte es sich bei etwa 31 % der 

Fälle um Diebstahl (überwiegend Ladendiebstahl), in 23 % der Fälle um Sachbeschädigung, 

häufige weitere Delikte waren Körperverletzung, Beförderungserschleichung, Beleidigung und 

Raub/räuberische Erpressung. 

Maßnahmen: Im Jahr 2006 bestand die Maßnahme wie in den Vorjahren bei etwa einem Drittel 

der Fälle aus einem erzieherischen Gespräch, einer Entschuldigung und 

Schadenwiedergutmachung, bei etwa einem weiteren Drittel aus einem erzieherischen 

Gespräch und einer Entschuldigung, bei etwa einem Fünftel war keine Entschuldigung 

möglich. Zusätzlich wurden bei ungefähr einem Drittel der Fälle weitere Maßnahmen 

durchgeführt, das war häufiger als in den Vorjahren. (Die Maßnahmen des Jahres 2007 sind 

zum Berichtszeitpunkt noch nicht ausgewertet.)

Verkürzung der Verfahren und bessere Ausschöpfung des § 45 Abs. 2 JGG

Durch den Einsatz der Diversionsmittler/-innen konnten die Jugendverfahren nachweislich 

verkürzt werden (leider liegen die Informationen der Staatsanwaltschaft über die endgültige 

Dauer der Verfahren nur bis zum Jahr 2001 vor): Im Jahr 2001 erfolgte die erzieherische 

Maßnahme im Median sieben Wochen nach der Anzeige. (Der Median gibt an, dass die Hälfte 

der Verfahren kürzer und die andere Hälfte länger dauerte.) Insgesamt dauerte es im Median 

weniger als drei Monate von der Anzeige bis zur Entscheidung der Staatsanwaltschaft. Der 

Vorteil schnellerer Verfahren liegt in der besseren erzieherischen Wirkung und gleichzeitig in 

der geringeren Belastung der Jugendlichen. Allerdings werden solche Ergebnisse in Zukunft 

nur zu erreichen sein, wenn ausreichend Personal zur Verfügung steht, um die Jugendlichen zu 

betreuen. 

Auch das Ziel der Diversionsrichtlinie, den § 45 Abs. 2 JGG - Erziehungsmaßnahmen und 

Ausgleich statt Strafe - besser als bisher auszuschöpfen, wurde erreicht: 79 % der Fälle wurden 

nach § 45 Abs. 2 JGG eingestellt, weitere 11 % nach § 45 Abs. 1. 
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8. HundeDoc - Tierärztliche Versorgung an Berliner Brennpunkten

Ausgangssituation

Viele junge Menschen, die so genannten Randgruppen angehören, lehnen jegliche Hilfe oder 

Einflussnahme auf ihre Lebenssituation ab. Punks, Obdachlose und Trebegänger/-innen 

bringen diese Haltung häufig offensiv zum Ausdruck, insbesondere dann, wenn sich eine 

ausgeprägte „Null-Bock-Mentalität“ mit Formen problematischen Konsums von Alkohol oder 

illegalen Drogen verbindet. Doch auch in diesen Gruppen gibt es junge Menschen, die Hilfen 

gegenüber noch nicht resistent sind und um die soziale Institutionen bemüht sein müssen. Die 

Straßensozialarbeit bzw. aufsuchende Jugendarbeit ist seit langem bestrebt, hier mit 

unterschiedlichen Strategien Einfluss zu gewinnen und Hilfsangebote zu unterbreiten. 

Tiere – vor allem Hunde - haben besonders für diese Gruppen einen sehr hohen Stellenwert. 

Sie sind oft das Synonym für Zuverlässigkeit sowie Partnerschaft, und sie sind häufig die 

einzige Konstante in einem durch Brüche gekennzeichneten Lebenslauf. Für viele ist das Tier 

der einzige „Sozialpartner“, ohne den die jungen Menschen sozial noch mehr verelenden 

würden. Die Erfahrung von Sozialarbeitern/-innen zeigt, dass gerade Punks, Obdachlose und 

Trebegänger/-innen eine besondere Fürsorge und ein hohes Maß an Verantwortung für ihre 

Tiere entwickeln können. Hier liegt der Ansatz für das Projekt „HundeDoc - Tierärztliche 

Versorgung an Berliner Brennpunkten“, das diese Klienten/-innen sozialer Arbeit durch 

Anknüpfen an die Beziehung Mensch-Tier dazu motiviert, die Eigenverantwortung für ihre 

persönlichen und sozialen Belange in stärkerem Maße wahrzunehmen. 

Neben der reinen medizinischen Versorgung der Tiere steht Beratung und wenn möglich Hilfe 

für den/die Halter/in im Vordergrund der Arbeit. Die medizinische Versorgung der Tiere soll 

als Brücke zwischen Sozialarbeitern/-innen und den sich am Rande der Gesellschaft 

befindlichen Tierhaltern/-innen dienen. Mittels tierärztlicher Behandlung und Informationen 

über Ernährung, Pflege sowie Erziehung kann Einfluss genommen werden. Über das Tier soll 

der Mensch erreicht werden. Durch eine kostenlose veterinärmedizinische Grundversorgung 

wird ein besserer sozialarbeiterischer Zugang zu den genannten Personenkreisen ermöglicht. 

Die Voraussetzung ist eine enge Vernetzung und Kooperation mit verschiedenen Projekten der 

Straßensozialarbeit, da öffentliche Plätze und Bahnhöfe beliebte Treffpunkte für junge 

Menschen aus gesellschaftlichen Randgruppen sind. 

Öffentliche Plätze sowie Bahnhöfe und deren Umgebung üben eine hohe Anziehungskraft auf 

junge Menschen aus, die die Straße aus unterschiedlichsten Motiven zu ihrem 

Lebensmittelpunkt gemacht haben. Das gilt für Berliner Jugendliche, aber auch für junge 

Menschen aus dem Umland, anderen Bundesländern und dem europäischen Ausland. Zugleich 

stehen diese Jugendlichen und ihr auf viele Bürger problematisch oder störend wirkendes 

Verhalten immer wieder und je nach Anlass im Mittelpunkt des Interesses von Anwohnern/

-innen, Gewerbetreibenden, Lokalpolitikern/-innen, Medien, Ordnungsbehörden und anderen 

Gruppen. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn die jungen Menschen in auffälliger Weise 

mit ihren Hunden im öffentlichen Bereich bzw. auf Bahnanlagen auftreten. Das Projekt 

„HundeDoc - Tierärztliche Versorgung an Berliner Brennpunkten“ sucht Jugendliche mit ihren 

Tieren an markanten öffentlichen Plätzen auf und bahnt den mit dem Projekt kooperierenden 

Sozialarbeiter/-innen einen Zugang zu dieser Klientel. Ein besonderer Bezug des Projektes auf 

die Situation der in Berlin lebenden jungen Menschen mit Lebensmittelpunkt Straße ist damit 

gewährleistet.

Projektalltag

Der Kontakt zu den Jugendlichen und ihren Tieren mit Terminvergabe für die Behandlung 

erfolgt fast ausschließlich über die Vermittlung der mit HundeDoc kooperierenden 

Sozialarbeiter/-innen, die auf das Angebot hinweisen. Die Beziehung der Tierhalter/-innen zu 

den Sozialarbeitern/-innen ist zu diesem Zeitpunkt häufig noch sehr vage, denn für die 

Tierhalter/-innen steht eindeutig das kostenlose veterinärmedizinische Angebot für ihre Tiere 

(in den meisten Fällen Hunde) im Vordergrund, nicht das sozialpädagogische 

Unterstützungsangebot. Dadurch, dass die Tierhalter/-innen beinahe zwingend mit 
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Sozialarbeitern/-innen in Kontakt treten müssen, um das veterinärmedizinische Angebot in 

Anspruch nehmen zu können, eröffnet sich die Möglichkeit zur sozialpädagogischen 

Einflussnahme und Intervention. Ziel ist die Anbindung dieses Personenkreises an die 

jeweiligen sozialpädagogischen Kooperationspartner. Der Kontakt zwischen Klientel und 

Sozialarbeitern/-innen wird garantiert, und gleichzeitig werden Verbindlichkeiten aufgebaut, 

die die Einhaltung von Terminen und Behandlungen seitens der Tierhalter/-innen betreffen.

Die veterinärmedizinischen Untersuchungen und Behandlungen finden in einem ehemaligen 

Rettungswagen statt, der zu einem Behandlungs- und Operationsfahrzeug umgebaut wurde. 

Die tierärztliche Versorgung kann dadurch jahreszeiten- und wetterunabhängig durchgeführt 

werden. Mit dem Fahrzeug steuert die Tierärztin wöchentlich vier verschiedene Standorte an, 

an denen sie die Tiere der Klienten/-innen behandelt. Die Standzeiten und Orte sind:

– montags von 12.00 bis 14.00 Uhr im Wagendorf Wuhlheide (Köpenick);

– dienstags von 16.00 bis 18.30 Uhr beim Straßensozialarbeitsprojekt Karuna/Drugstop-

Mobil in Friedrichshain;

– donnerstags von 16.00 bis 19.00 Uhr am KLIK (Kontaktladen für Straßenkinder), nahe 

dem Alexanderplatz;

– donnerstags von 20.00 bis 22.30 Uhr beim KuB (Kontakt und Beratung)-Center für 

Straßenjugendliche nahe dem Bahnhof Zoologischer Garten.

Darüber hinaus vereinbart die Tierärztin außerhalb der Standzeiten Termine für gesonderte 

zeitaufwändigere Behandlungen und Eingriffe. 

Zielumsetzung im Berichtszeitraum

Es bestand und besteht nach wie vor ein extrem großer Bedarf an Antiparasitika, Impfungen, 

der Versorgung kleinerer Wunden, Behandlung von Infektionen im Allgemeinen und der 

Aufklärung im Umgang mit den Tieren. Das gesetzte Ziel der Dezimierung der Population 

durch Kastrationen in Abhängigkeit zum der Tierärztin entgegengebrachten Vertrauen seitens 

der Punks und zur räumlichen und technischen Umsetzungsmöglichkeit bestand weiterhin. Die 

verschiedenen Kontaktpunkte in der Stadt fuhr die Tierärztin weiterhin mit dem Krankenwagen 

an.

Das Angebot der kostenlosen Beratung bzw. Therapie sprach sich auch in diesem Jahr wieder 

bei Jugendlichen, die neu in der Szene sind, schnell herum. Die Terminvergabe liegt weiterhin 

fast ausschließlich in den Händen der Sozialarbeiter/-innen, das Abarbeiten erfolgt dann streng 

nach Warteliste. Die Vorteile sind folgende:

– bessere Kontrolle über die Zielgruppe des Projektes;

– Entlastung der Tierärztin bezüglich des „Aussortierens“ von nicht in Frage kommenden 

Tierhaltern/-innen;

– weniger Mitläufer/-innen am Karuna-Mobil am Alexanderplatz und dadurch bessere 

Arbeitsbedingungen für die Sozialarbeiter/-innen. 

Kastrationen an Hündinnen, Rüden, Katzen und Katern wurden weiterhin vorgenommen. Die 

Operationen der männlichen und weiblichen Tiere fanden im Jahr 2007 hauptsächlich „vor 

Ort“ statt, d. h. im Wagendorf, aber auch auf offenem Straßenland in Mitte und Friedrichshain, 

je nach (vorübergehender) Wohnlage der Klienten/-innen, vor dem KLIK oder dem KuB-

Center. Da die Tierärztin jedoch bei Hündinnen eine fachkundige Assistenz benötigt und die 

Klienten/-innen sich wenigstens für einige Tage eine feste Unterkunft besorgen müssen, ist das 

Abarbeiten der Kastrationswarteliste aus rein organisatorischen Gründen beschränkt. Hinzu 

kommt, dass bei der Teilzeitstelle der Tierärztin Kastrationen oder andere kleinere Operationen 

oft mit unbezahlter Mehrarbeit verbunden sind. Als Assistentin stand glücklicherweise auch in 

diesem Jahr eine bisher unentgeltlich arbeitende Tierärztin zur Verfügung.

Neben der reinen medizinischen Versorgung verwandte die Tierärztin wie in den Jahren zuvor 

einen großen Teil der Zeit auf Beratung und wenn möglich Erziehung. Die verschärften 

polizeilichen Kontrollen aufgrund der Hundehalte-Verordnung an diesen Brennpunkten kamen 
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ihrer Arbeit ohne Frage zugute, liefern doch gerade die häufigen Kontrollen das 

schlagkräftigste Argument dafür, sich an bestimmte Regeln zu halten wie: Kennzeichnung von 

Hunden und Katzen mittels Mikrotransponder, Ordnung in den Unterlagen (sprich 

Impfausweisen) ihrer Tiere zu halten, auf die ausgegebenen Tollwutmarken zu achten, 

Halsband und Leine bei sich zu führen etc., um so zusätzliche Unannehmlichkeiten zu 

vermeiden. Anhand der Impf- und Entwurmungsstatistik lässt sich am ehesten ein Überblick 

über die Anzahl der von der Tierärztin durchgeführten Behandlungen erhalten. Erklärend sei 

angemerkt, dass Tiere, bei denen die letzte Impfung mehr als 16 Monate zurückliegt, 

grundimmunisiert werden müssen, d. h. es sind zwei Impfungen im Abstand von drei bis vier 

Wochen notwendig, Welpen benötigen sogar drei Impfungen. Von im Jahr 2007 508 

durchgeführten Impfungen entfielen allein 184 auf erstmals vorgestellte Tiere, davon waren 

159 Tiere Hunde. Es wurden außerdem 532 Wurmkuren durchgeführt, wobei anzumerken ist, 

dass einige sehr zuverlässige Klienten/-innen die Entwurmung mehrmals im Jahr anfordern. 

Trotz der wiederum umfangreichen Öffentlichkeitsarbeit und des damit verbundenen 

Zeitaufwandes konnten im Jahr 2007 zwölf Hündinnen und sieben Rüden kastriert werden. 

Dies ist umso erstaunlicher, als dass deren Besitzer/-innen diesen Eingriff in der Regel 

ablehnen.

Finanzielle Situation und Ausblick 

Der Sponsor B.O.S.S. Sicherheitssysteme und Service GmbH musste seine Unterstützung für 

HundeDoc im Juni 2007 überraschend wieder einstellen, wodurch die Finanzierung des 

Projektes für dieses Jahr vorübergehend erneut in Frage gestellt war. Die Peter Dussmann AG 

& CoKG a.A. sicherte seine Finanzierung für ein weiteres Jahr zu, ebenso die 

Tierschutzorganisation Europäischer Tier- und Naturschutz e.V. (ETN). Das starke 

Medieninteresse der vergangenen beiden Jahre hielt 2007 fast ungemindert an, so dass noch 

weitere Fernsehbeiträge und Berichte in Zeitschriften und Zeitungen, darunter das Magazin 

„Dogs“, folgten. Zusammen mit diversen kleineren und mittleren Spenden, vorwiegend von 

Privatpersonen, war die Existenz des Projektes für das Jahr 2007 damit weitgehend gesichert. 

Für das Jahr 2008 erhielt das Projekt wiederum die Zusicherung der Finanzierung durch den 

ETN e.V. und die Firma Albrecht Tiergesundheit, die von Beginn an zu den stillen Sponsoren 

durch Spenden in Form von Arzneimitteln zählt, während die Firma Peter Dussmann AG & 

CoKG a.A. aufgrund ungewisser Auftragslagen noch keine verbindliche Zusage für 2008 

machen konnte. Einen erheblichen Beitrag zur Fortführung des Projekts leistete im Jahr 2007 

der Allianz Kinderhilfsfonds Berlin/Leipzig e.V., der durch seine großzügige Unterstützung die 

dringend erforderliche Ersatzbeschaffung eines gebrauchten Rettungsfahrzeugs ermöglichte.

Die positive Resonanz des Projektes bei den Adressaten/-innen der Arbeit, den 

Kooperationspartnern/-innen, aber auch den, beispielsweise für das Wagendorf zuständigen, 

Behörden, der starke Andrang bereits bekannter und immer neuer Klienten/-innen, die leider 

immer noch viel zu hohe Geburtenrate unter den Hunden und die Existenz des Krankenwagens 

als Behandlungs- und Operationsraum geben berechtigten Anlass zu der Annahme, dass das 

Projekt auch in den kommenden Jahren weiterhin notwendig sein wird. 

Um den starken Nachfragen nach Kastrationen nachzukommen, ist die bestehende halbe 

Tierarztstelle im Mai 2007 trotz der angespannten finanziellen Situation auf 60 % der 

regelmäßigen Arbeitszeit erhöht worden. Die Kontinuität, die von der Klientel verlangt wird, 

ist jedoch trotz dieser Maßnahmen kaum zu gewährleisten. Deshalb wird neben der weiterhin 

erforderlichen Konsolidierung der auf Sponsoring und Spenden basierenden Finanzierung des 

Projekts auch in Zukunft die Akquise weiterer Unterstützer eine aktuelle Aufgabe bleiben.

9. »Ostkreuz« - Mobiles Beratungsteam für Demokratieentwicklung, 

Menschenrechte und Integration

Das Mobile Beratungsteam (MBT) »Ostkreuz« ist ein Beratungsfachdienst zur Unterstützung 

lokaler Akteure, die sich – im Sinne der Grundwerte einer freiheitlich-demokratischen 

Menschenrechtskultur – für ein friedliches und gleichberechtigtes Zusammenleben im 

Gemeinwesen engagieren, bei der Prävention und Intervention gegen antidemokratische 
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Bestrebungen und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (GMF). „Gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit“ bezeichnet ein „Syndrom“, das Antisemitismus, Islamophobie, 

„Fremdenfeindlichkeit“, Rassismus, Abwertung von Obdachlosen (Sozialchauvinismus), 

Einforderung von Etabliertenvorrechten, Abwertung von Behinderten 

(Behindertenfeindlichkeit), Homophobie (Schwulenfeindlichkeit) und Sexismus umfasst (so 

die Forschungsgruppe um W. Heitmeyer).

Die Arbeit des MBTs „Ostkreuz“ zielt auf die Entwicklung und Unterstützung von Konzepten, 

Strukturen und Handlungen, die eine menschenrechtsorientierte Kultur im Gemeinwesen 

fördern und demokratiegefährdenden Tendenzen entgegentreten.

Beim MBT »Ostkreuz« angesiedelt sind seit Anfang 2006 das (ganz überwiegend durch das 

Bezirksamt geförderte) Teilprojekt „Polis* - Bezirkliche Koordinierungstelle Marzahn-

Hellersdorf gegen demokratiegefährdende Phänomene und Rechtsextremismus“ und seit 

September 2007 das im Rahmen des Bundesprogramms „Vielfalt tut gut – Jugend für Vielfalt, 

Toleranz und Demokratie“ durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend geförderte Modellprojekt „VIELFALT GESTALTET – für Toleranz und Demokratie“.

Das MBT »Ostkreuz« wurde im Jahr 2001 gegründet und etablierte sich in den Folgejahren als 

Dienstleistungsplattform für Recherchen und Analysen, Fachinformation, Beratung, 

Fortbildung und Praxisbegleitung, Vernetzung und Koordinationsaufgaben zu den 

Themengebieten „Demokratieentwicklung, Integration und Menschenrechte“, 

„Auseinandersetzung mit Diskriminierung, gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und 

demokratiegefährdenden Phänomenen“, „Prävention und Intervention gegen 

Rechtsextremismus, Rassismus, Xenophobie und Antisemitismus“, „Partizipation und 

bürgerschaftliches Engagement“ sowie „Gestaltung des Zusammenlebens in Vielfalt“.

Im Jahr 2007 endete zur Jahresmitte mit dem Bundesmodellprogramm „CIVITAS – initiativ 

gegen Rechtsextremismus in den neuen Bundesländern“ die Förderung des Projektes durch das 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Seit dem 01.07.2007 wird das 

MBT »Ostkreuz« ausschließlich durch den Integrationsbeauftragten des Senats von Berlin im 

Rahmen des Landesprogramms gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und 

Antisemitismus (aus dem das MBT bereits seit 2004 kofinanziert wurde) gefördert.

Mit dem Auslaufen der Bundesförderung waren einerseits für das MBT »Ostkreuz« z. T. 

schmerzliche Veränderungen verbunden. So führte der Umstand, dass die Aufstockung der 

Landesförderung den Wegfall der Bundesförderung im zweiten Halbjahr 2007 nicht 

vollständig kompensierte, dazu, dass dem Projekt bis Ende 2007 nur ein spürbar reduzierter 

Sachmitteletat und rund ein Drittel weniger Arbeitsstunden als im ersten Halbjahr zur 

Verfügung standen. Vor diesem Hintergrund sowie mit Blick auf die Anforderungen des 

Zuwendungsgebers, der auf die Kohärenz und Schlüssigkeit seiner Förderstrategie zu achten 

hat, stand das MBT »Ostkreuz« im Jahr 2007 vor der Herausforderung, die konzeptionelle 

Ausrichtung, Schwerpunksetzung und Eingrenzung seiner Arbeit fortlaufend den 

Rahmenbedingungen entsprechend weiter zu entwickeln. Andererseits – und vor allem – ist das 

ehemalige CIVITAS-Projekt aber im Jahr 2007 in der vom Land Berlin geförderten 

Projektelandschaft angekommen. Mit der im Jahr 2008 (und die Folgejahre) in Aussicht 

gestellten Aufstockung der Landesförderung hat es die Chance, sich mit seiner ursprünglichen 

Personalstärke zu einem dauerhaften „Kompetenzzentrum“ in Berlin mit klar definierten 

Tätigkeitsfeldern zu entwickeln. So wird der vom MBT »Ostkreuz« in den fünf Jahren seiner 

Förderung als Modellprojekt im Rahmen des Bundesprogramms CIVITAS entwickelte 

Arbeitsansatz im Rahmen der Maßnahmen des Landes Berlin zur Auseinandersetzung mit 

GMF und demokratiegefährdenden Phänomenen auf Dauer erhalten.

Das MBT »Ostkreuz« arbeitet mit einem breiten inhaltlichen Ansatz, der sich nicht auf die 

Stärkung ausdrücklicher Gegner des Rechtsextremismus beschränkt, sondern sich mit den 

Erscheinungsformen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, autoritärer Orientierungen 

sowie von Ideologien der Ungleichheit und Ungleichwertigkeit auch mit Blick auf deren 

Hintergründe und Entwicklungsbedingen in der autochthonen Mehrheitsgesellschaft sowie 

entsprechende Problemlagen in verschiedenen Migrantenmilieus auseinandersetzt. Dabei 

bezieht sich das MBT »Ostkreuz« vor allem positiv auf die aktive Gestaltung von Vielfalt und 
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Zusammenhalt in der multikulturellen Einwanderungsstadt Berlin und stärkt Partizipation und 

menschenrechtsorientierte Demokratieförderung in der Gemeinwesen- und 

Organisationsentwicklung.

Hinsichtlich seiner Arbeitsform setzt das MBT »Ostkreuz« insbesondere auf die Organisation 

dialogischer Prozesse auf unterschiedlichen Ebenen, wobei es jeweils versucht, Akteure aus 

unterschiedlichen Bereichen und mit unterschiedlichen Hintergründen auf gleicher Ebene 

zusammen zu bringen sowie einbeziehende Prozesse der Beteiligung zu fördern.

Dieser Arbeitsansatz des MBTs »Ostkreuz« wurde von der wissenschaftlichen 

Begleitforschung zum CIVITAS-Programm als wirksam und leistungsfähig bewertet. Im 

Abschlussbericht zur Umsetzung des Aktionsprogramms „Jugend für Toleranz und 

Demokratie“ in den Teilprogrammen CIVITAS und Entimon (Stand 31.10.2006) wurde dann 

auch das MBT »Ostkreuz« neben den Regionalen Mobilen Beratungsteams Sachsen als 

beispielhaftes Projekt im Programmformat „mobile Beratung“ angeführt.

Das MBT »Ostkreuz« hat nun die Gelegenheit, sich auf seine spezifischen Stärken zu 

konzentrieren und seine Angebote in den Feldern weiter zu entwickeln, in denen ein 

besonderer Bedarf zu erkennen ist – etwa für die Entwicklung gemeinwesenbezogener 

Dialogstrategien zur Prävention und Intervention in ethnisierte und konfessionalisierte 

Konflikte oder für die Übertragung des „Managing Diversity“ auf eine demokratiefördernde 

Gestaltung von Vielfalt in Schulen und Einrichtungen der Berufsorientierung, 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung.

Mobile Beratung für menschenrechtsorientierte Demokratie

Berlin ist eine Stadt der Vielfalt: Die Berliner Stadtgesellschaft zeichnet sich durch eine große 

Vielfalt verschiedener Traditionen, Milieus, Lebenswelten und Lebensstile aus. Diese Vielfalt 

beschränkt sich nicht nur auf ethnische Herkünfte und Identitäten der Berliner/-innen, sondern 

bildet die gesamte Vielschichtigkeit moderner Stadtgesellschaften ab. Migranten/-innen tragen 

aber zu dieser Vielfalt wesentlich bei. Dabei stellen sie keine homogene Gruppe dar. Die 

vielfältigen Kulturen und Milieus jener über 20 Prozent der Berliner/-innen mit einem 

Migrationshintergrund verändern sich und passen sich den jeweiligen Lebensverhältnissen an, 

vermischen sich mit verschiedenen Kulturen und Milieus der alteingesessenen (Ost- und 

West-)Berliner/-innen und lassen neue hybride Kulturen entstehen, die gerade zu 

Erkennungszeichen moderner Stadtgesellschaften geworden sind.

Diese Verschiedenartigkeit birgt aber auch ein Potenzial für soziale Verwerfungen und 

Konflikte, das in der vorherrschenden Wahrnehmung stärker betont wird als ihre Chancen. An 

diese Wahrnehmung knüpfen extremistische Ideologien und populistische Kampagnen an, die 

letztlich eine Ungleichheit und Ungleichwertigkeit von Menschen nach 

Gruppenzugehörigkeiten behaupten und die Zugehörigkeit ethnischer und religiöser 

Minderheiten zum Gemeinwesen bestreiten. So ist die „Trennung der Ethnien“, d. h.: die 

Segregation nach Maßgabe einer „Identität kraft Abstammung und Schicksal“, (etwa in ihrem 

Berliner Wahlprogramm 2006) ein wesentliches Leitmotiv der rechtsextremen NPD. Der 

völkisch-nationalistische Rechtsextremismus wendet sich sowohl gegen die Anerkennung und 

Gestaltung von Vielfalt als auch gegen den Zusammenhalt einer Bürgergesellschaft auf der 

Grundlage einer freiheitlichen, rechtsstaatlichen und den Menschenrechten verpflichteten 

Demokratie.

Mit Parolen, die solche Inhalte propagieren, stoßen Rechtsextremisten nicht nur an den 

sozialen und politischen Rändern auf Resonanz. Die Verbreitung von Einstellungen, die dem 

„GMF-Syndrom“ und autoritären Orientierungen zuzuordnen sind, reicht bis in die „Mitte der 

Gesellschaft“. Die Verbreitung einer zumindest latenten Zustimmung zu den Motiven – d. h.: 

rechtsextremistischer, rassistischer und fremdenfeindlicher Deutungsmuster und 

Wertvorstellungen – trägt wiederum wesentlich zum atmosphärischen Hintergrund von 

Hasskriminalität bei, die vor allem von männlichen Jugendlichen und Heranwachsenden mit 

geringer Bildung in ihrem näheren Wohnumfeld spontan aus Gruppen heraus begangen wird.
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Angehörige von ethnischen Minderheiten mit Migrationshintergrund sind allerdings

grundsätzlich für eine Ausprägung des GMF-Syndroms, von autoritären Orientierungen und 

Demokratiedistanz nicht weniger anfällig als die Mehrheitsbevölkerung. Auch männliche 

Jugendliche und Heranwachsende aus bildungsfernen Einwanderermilieus leben – als 

statistische Gruppe – solche Haltungen überproportional häufig in Gewalttaten aus und 

orientieren sich dabei teilweise sogar an den gleichen Feindbildern (Juden, Homosexuelle, 

Schwarze, Nonkonformisten usw.) wie die des deutsch-völkischen Rechtsextremismus. So 

berücksichtigt das Berliner Landesprogramm gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit 

und Antisemitismus ausdrücklich, „dass ethnische und kulturelle Minderheiten sowohl 

potenzielle Opfer von Übergriffen sind, als auch Ausgangspunkt demokratiefeindlicher 

Erscheinungen sein können“.

Die Täter/-innen, die zumeist auch in dem Gefühl handeln, einen mehr oder weniger 

stillschweigenden Mehrheitswillen „ihrer“ ethnischen oder soziokulturellen 

Bevölkerungsgruppe zu vollstrecken, sind in der Regel nicht in feste Organisationsstrukturen 

eingebunden und haben zumeist kein ideologisch gefestigtes Weltbild – so wenig wie der 

jeweilige soziokulturelle Mainstream, der insofern zum atmosphärischen Hintergrund von 

Hasskriminalität beiträgt, da in ihn einzelne Elemente extremistischer Hassideologien 

„eingesickert“ sind.

Dieser Problemlage begegnet das MBT »Ostkreuz« mit einem inhaltlich entsprechend breiten 

Ansatz der mobilen Beratungsarbeit und Prozessbegleitung, der auf die Verankerung, Stärkung 

und Verteidigung der Werte und Normen einer freiheitlichen, menschenrechtsorientierten und 

rechtsstaatlichen Demokratie in der und durch die (jeweilige) „Mitte der Gesellschaft“ – unter 

Einbeziehung der Perspektiven der Opfer von Diskriminierung und Hasskriminalität – abzielt.

Das MBT »Ostkreuz« versteht seine Arbeit als einen Beitrag zu Veränderungsprozessen, die 

jeweils da anzusetzen haben, wo die Akteure stehen, und ihre Handlungsfähigkeit sowie ihr 

Zusammenwirken im Sinne einer menschenrechtsorientierten demokratischen Kultur fördern. 

Mobile Beratung ist Arbeit mit Menschen. Ihr wesentliches Arbeitsinstrument ist die 

Organisation und Moderation von Kommunikationsprozessen, durch welche die Akteure dabei 

unterstützt werden, ihre Wahrnehmung einer Situation zu überprüfen, eine sie betreffende 

und/oder interessierende Problemlage zu analysieren und zu reflektieren, eigene Werte und 

Haltungen zu reflektieren, Ziele zu definieren und strukturiert zu verwirklichen. Mobile 

Beratung ist somit ein Instrument der Hilfe zur Selbsthilfe verantwortlicher Akteure im

Gemeinwesen.

Da autoritäre, rechtsextreme, rassistische, antisemitische, xenophobe und 

minderheitenfeindliche Einstellungen die gesellschaftliche Normalität bis weit in die „Mitte 

der Gesellschaft“ mitbestimmen, versucht Mobile Beratung, ein möglichst breites Spektrum 

von Akteuren zu erreichen, die Ansprechpartner/-innen und Handelnde vor Ort sind.

Im Kern unterstützt, organisiert und moderiert das MBT »Ostkreuz« Anlässe, Bedingungen 

und Prozesse zur Förderung der gemeinwesen- und/oder fachbezogenen Verständigung,

Kooperation und Vernetzung von unterschiedlichen Akteuren, in deren Rahmen die Akteure 

(idealtypisch)

– Erfahrungen, Ideen und konzeptionelle Ansätze austauschen,

– sich auf gemeinsame Leitbilder (Vision) verständigen,

– ihre Stärken und Schwächen (Bedarf) analysieren,

– gemeinsame Ziele und Handlungskonzepte entwickeln,

– konkrete Maßnahmen, Standards und Indikatoren vereinbaren und schließlich,

– die Umsetzung auswerten und Ergebnisse veröffentlichen.

In der Praxis hat sich die Beratung allerdings flexibel dem konkreten Bedarf und den 

Interessen, Anliegen und Wünschen der Beratungsnehmer/-innen anzupassen, die letztlich für 

die Ziele und Ergebnisse der Beratung verantwortlich bleiben.



176

Entwicklung des MBTs »Ostkreuz« im Jahr 2007

Wie zum Jahreswechsel 2005/2006 gab es auch zum Jahresbeginn 2007 kurzfristige 

Personalveränderungen im Team. Zwei Mitarbeiter verließen das MBT »Ostkreuz« am 

31.12.2006 bzw. im Februar 2007, um neue Arbeitsverhältnisse einzugehen. Infolge des 

kurzfristigen Ausscheidens der beiden Mitarbeiter wurde der Stellenzuschnitt bezüglich der 

Wochenarbeitszeiten innerhalb des Teams verändert und neue Mitarbeiterinnen eingestellt. So 

begann auch das Jahr 2007 mit einer Phase der Teambildung, mit der die Konkretisierung des 

Projektkonzepts in die Arbeitsplanung verbunden werden sollte. Die Schwerpunktsetzungen 

und Aktivitäten im ersten Halbjahr 2007 ergaben sich vor allem aus der Nachfrage von Seiten 

der Zielgruppen, den vorhandenen (personellen) Ressourcen und den konkreten Ansatzpunkten 

und Möglichkeiten zur Verwirklichung der konzipierten Ziele, nämlich insbesondere für

– die Fortsetzung der Begleitung des Dialogprozesses zwischen unterschiedlichen Akteuren 

im Zusammenhang des Konfliktes um das Moscheebauprojekt in Pankow-Heinersdorf, 

namentlich die Fortsetzung der beratenden Begleitung der Initiative „Heinersdorf öffne 

dich” und die Organisation weiterer Dialogrunden/Veranstaltungen zur Entwicklung von 

Zukunftsperspektiven;

– die Fortsetzung und den Abschluss der Prozessbegleitung (Managing Diversity) an der 

Walter-Gropius-Schule;

– die Beratung und Unterstützung der Initiative „InterReligiöser Dialog in Kreuzberg“ bei 

der Entwicklung eines Jahresprojektes zur konkretisierenden Arbeit mit der „Kreuzberger 

Charta der Religionen“;

– die Fortführung des Teilprojektes „Polis* - Bezirkliche Koordinierungstelle gegen 

demokratiegefährdende Phänomene und Rechtsextremismus Marzahn Hellersdorf“;

– die fortgesetzte Gewährleistung von Informations-, Beratungs- und Fortbildungsangeboten 

einschließlich Projekttagen, Lehrer/-innenfortbildung und Beratung von Gremien;

– die Organisation mindestens einer Dialogrunde zwischen Akteuren aus Politik und 

Verwaltung, Medien und Wissenschaft sowie Berliner Projekten im ersten Halbjahr 2007 

und

– die Beratung und Unterstützung von Bezirksämtern bei der Entwicklung und Umsetzung 

lokaler Aktionspläne für menschenrechtsorientierte Demokratieentwicklung und 

Integration.

Dabei hatte sich das MBT »Ostkreuz« in Anbetracht der Tatsache, dass für seine Tätigkeit in 

Heinersdorf keine zusätzlichen Honorarkräfte, sondern insgesamt spürbar weniger personelle 

Ressourcen als 2006 zur Verfügung standen, in seinem Konzept für das erste Halbjahr 

formulierten Zielen insgesamt wohl zuviel vorgenommen. Vollständig oder im Wesentlichen 

realisiert wurden rund drei Viertel der im Konzept aufgeführten (darunter alle o. a.) 

Handlungsziele. Die zentralen Arbeitsvorhaben, wie die Fortführung der Bezirklichen 

Koordinierungsstelle Polis*, die Fortsetzung und der Abschluss der Prozessbegleitung an der 

Walter-Gropius-Schule und die Unterstützung der Stabilisierung der Initiative „InterReligiöser 

Dialog in Kreuzberg“, wurden jedoch erfolgreich umgesetzt bzw. – mit Blick auf die 

moderierende Intervention in Pankow-Heinersdorf (Zukunftskonferenz Heinersdorf) – bis zur 

Jahresmitte zumindest weiter auf einem Erfolg versprechenden Weg voran gebracht.

Im Sommer 2007 stand das MBT »Ostkreuz« vor der Aufgabe, den Übergang vom durch das 

Bundesprogramm CIVITAS geförderten Modellprojekt zum spezialisierten 

Beratungsfachdienst im Land Berlin zu gestalten und durch seine besonderen Stärken die 

deutliche Erhöhung der Landesförderung auf Dauer zu rechtfertigen. Dabei musste das Team 

mit den zunächst erheblich reduzierten Ressourcen, dem zeitweiligen Ausscheiden einer 

Mitarbeiterin (die in den Mutterschutz und dann für ein Jahr in die Elterzeit ging) und einer 

Zuspitzung der – inzwischen veränderten – Konfliktlage in Pankow-Heinersdorf umgehen. 

Zeitgleich musste erst die Beantragung von Fördermitteln für das Bundesmodellprojekt 

„VIELFALT GESTALTET“ und dann der Beginn der Implementierung dieses Projektes (das 

die Übertragung des an der Walter-Gropius-Schule entwickelten Grundansatzes zur 

demokratiefördernden Gestaltung von Vielfalt auf andere Schulen und Einrichtungen der 

Berufsorientierung, Berufsvorbereitung und Berufsausbildung erprobt) bewältigt werden.
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Darüber hinaus stand für den Herbst 2007 die Durchführung mehrerer Vorhaben und 

Veranstaltungen an, nämlich im Rahmen

– einer Kooperation mit der Friedrich-Ebert-Stiftung (Veranstaltung „Fußball und 

Rassismus“),

– der Zusammenarbeit mit der urban-consult gGmbH (Fachkonferenz „Schule als 

Integrationssystem des demokratischen Gemeinwesens“),

– der Begleitung der Initiative „InterReligiöser Dialog in Kreuzberg“ („Kreuzberger Charta 

der Religionen“/Präventionstag im Jugendhaus CHIP),

– der 5. Berliner Tage des interkulturellen Dialogs (Dialogrunde „Gibt es Antisemitismus in 

Kreuzberg?“),

– der Mitarbeit im Migrantenbeirat Marzahn-Hellersdorf (Gründung der Arbeitsgruppe 

„Interkulturelle und antirassistische Arbeit – gegen Rechtsextremismus“),

– der Mitarbeit der Projektleitung des MBTs »Ostkreuz« im Begleitausschuss des Lokalen 

Aktionsplans Marzahn-Mitte (Überarbeitung und Diskussion der Ziele),

– der Zusammenarbeit mit der Polizei bzw. der Landespolizeischule (Fortbildung für

Präventionsbeamtem/-innen zum Themenfeld „Rechtsextremismus, gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit und autoritäre Orientierungen“) sowie

– Mitwirkung am Jugendkongress der Abteilung Verfassungsschutz der Senatsverwaltung 

für Inneres zum Thema „Rechtsextremismus“.

Mit Blick auf die Schwerpunkte und gesteckten Ziele ist die Arbeit des MBTs »Ostkreuz« im 

2. Halbjahr 2007 als insgesamt erfolgreich zu bewerten, auch wenn nicht alle (allerdings alle 

o. a.) Ziele vollständig realisiert werden konnten und – dem Anstieg der Zahl der insgesamt 

erreichten Adressaten des Projektes im Vergleich zum ersten Halbjahr zum Trotz – die Zahl 

der in intensivere Tätigkeiten des MBTs einbezogenen Akteure tatsächlich zurückging.

Im Jahr 2007 führte das MBT »Ostkreuz« jeweils über ein Dutzend (Kooperations-) 

Veranstaltungen und (auch in Zusammenarbeit mit seinem Teilprojekt Polis*) Schulprojekttage 

durch. Darüber hinaus beteiligte es sich mit Referaten und/oder Moderationen an neun 

Veranstaltungen und beriet (in unterschiedlichem Umfang bis hin zur prozessbegleitenden 

Projektberatung) über 100 Akteure. Die Anzahl der von Akteuren aus den o. a. Zielgruppen in 

Anspruch genommenen Einzeldienstleitungen (Veranstaltungen, Beiträge zu Veranstaltungen, 

Workshops und Beratungen) ist nahezu zu verdoppeln, wenn man die Aktivitäten des 

Teilprojektes Polis* hinzurechnet.

Insgesamt wurden die Angebote des MBTs »Ostkreuz« im Jahr 2007 von rund 1.650 Personen 

– etwa zu gleichen Teilen männlichen (52 %) und weiblichen (48 %) – Personen genutzt, von 

denen knapp ein Viertel Ausländer/-innen und Deutsche mit Migrationshintergrund waren. 

Zusammen mit den Teilprojekten „Polis* – Bezirkliche Koordinierungsstelle Marzahn-

Hellersdorf gegen demokratiegefährdende Phänomene und Rechtsextremismus“ und 

„VIELFALT GESTALTET – für Toleranz und Demokratie“ wurden über 3.000 Adressaten/

-innen erreicht.

Zentrale Arbeitsvorhaben und Aktivitäten im Jahr 2007

Die Schwerpunkte des MBTs »Ostkreuz« lagen im Jahr 2007 auf den folgenden sieben 

Arbeitsvorhaben:

Begleitung des Dialogprozesses im Zusammenhang des Konfliktes um den Moscheebau in

Pankow-Heinersdorf: Zukunftskonferenz Heinersdorf

Im Ortsteil Heinersdorf des Berliner Bezirks Pankow führte der positive Bescheid einer 

Voranfrage zum Bau einer Moschee der Ahmadiyya Muslim Gemeinde im Frühjahr 2006 zu 

erheblicher Unruhe: Ein großer Teil der alteingesessenen Heinersdorfer/-innen – für die zu 

sprechen eine Bürgerinitiative (Interessengemeinschaft Pankow-Heinersdorfer Bürger e.V. 

i.G./ipahb) für sich in Anspruch nimmt – protestierte mit Vehemenz gegen dieses 

Bauvorhaben. Dieser Bürgerprotest wurde von unterschiedlichen Seiten instrumentalisiert –
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auch von Gruppierungen, die vom Verfassungsschutz eindeutig als rechtsextremistisch 

eingestuft werden. Die Heinersdorfer Bürger/-innen und die führenden Vertreter/-innen der 

ipahb waren mehrheitlich deutlich bemüht, sich von Rechtsextremisten abzugrenzen. Ihre 

Argumentation weckte aber teilweise auch Assoziationen zu – bis weit in die „Mitte der 

Gesellschaft“ verbreiteten – Stereotypen und Feindbildern, auf denen rechtsextreme Ideologien 

aufbauen und durch die sich Rechtsextremisten zur Instrumentalisierung des Bürgerprotestes 

eingeladen fühlen.

»Ostkreuz« nahm, auch aufgefordert vom Integrationsbeauftragten des Berliner Senats, im 

April 2006 Kontakt zunächst zur Ahmadiyya Gemeinde, dann zu Heinersdorfer/-innen, die den 

Moscheebau als praktizierte Religionsfreiheit tolerieren und schließlich zur ipahb auf. Nach 

diversen Vorgesprächen mit lokalen und bezirklichen Akteuren organisierte und moderierte das 

Mobile Beratungsteam »Ostkreuz« der Stiftung SPI vor Ort mehrere Gesprächsrunden, die 

dem Kennenlernen und kritischen Dialog dienen sollten und an denen neben Vertreter/-innen 

der Ahmadiyya vor allem Heinerdorfer Bürger/-innen (sowohl Mitglieder der ipahb als auch 

Heinersdorfer/-innen v. a. aus der „bürgerlichen Mitte“, die das Bauvorhaben als legitime 

Ausübung der Religionsfreiheit betrachten) teilnahmen. Im Verlauf dieses Gesprächsprozesses 

gründete sich die Initiative „Heinersdorf, öffne Dich“, die im Herbst 2006 mit einer 

Plakataktion im Ortskern von Heinersdorf an die Öffentlichkeit trat. Die Initiative „Heinersdorf 

öffne Dich“ regte die Durchführung einer Zukunftswerkstatt für Heinersdorf an, die im 

November 2006 vom MBT »Ostkreuz« der Stiftung SPI organisiert wurde und aus der eine 

eigene Initiative – die „Zukunftswerkstatt Heinersdorf“ – hervorging. Die Initiative 

„Zukunftswerkstatt Heinersdorf“ regte wiederum die Planung einer Zukunftskonferenz an, die 

ursprünglich im Sommer 2007 stattfinden sollte und für deren Organisation und Durchführung 

wiederum das MBT »Ostkreuz« Mittel beim Integrationsbeauftragten des Berliner Senats 

beantragte.

Die Mittel wurden bewilligt und die Umsetzung des Vorhabens wurde mit 

Vorbereitungstreffen im April und Mai 2007 begonnen. In die Vorbereitungstreffen wurden 

neben der Initiative „Zukunftswerkstatt Heinersdorf“ und der Initiative „Heinersdorf, öffne 

Dich“ sowohl Vertreter/-innen des Bezirksamtes (etwa der Bezirksbürgermeister) sowie 

Heinersdorfer Einrichtungen (z. B. der örtlichen Grundschule) und Initiativen (z .B. die „AG 

Verkehr“) auch Vertreter/-innen der ipahb sowie Vertreter/-innen der CDU (Pankow) und der 

Pfarrer der evangelischen Kirchengemeinde Heinersdorf einbezogen, die als lokale Akteure vor 

allem durch ihre Ablehnung des Moscheebaus in Erscheinung getreten waren. Als zentrale,

übergeordnete Themen wurden beim ersten Vorbereitungstreffen „Stadtentwicklung & 

Bürger/-innenbeteiligung“ und „Zusammenleben von Menschen mit unterschiedlicher 

Herkunft, Sprache, Weltanschauung in Heinersdorf“ benannt.

Das Aufeinandertreffen von unterschiedlichen Bürgergruppen, deren öffentliche 

Auseinandersetzung vor allem um den Moscheebau der Ahmadiyya Muslim Gemeinde von 

verletzender Polemik, demagogischen Zuspitzungen und unbelegten Unterstellungen nicht frei 

war, machte allerdings einige Klarstellungen notwendig, die das MBT »Ostkreuz« am Ende 

des ersten Vorbereitungstreffens mündlich und danach auch schriftlich vornahm. Die 

fortgesetzte öffentliche Darstellung der Initiativen „Heinersdorf, öffne Dich“ und 

„Zukunftswerkstatt“ als ferngesteuerte „Marionetten-Bürger-Initiative, samt dazugehöriger 

‚Zukunftswerkstatt‘“ auf der Website der iphab e.V. und die Behauptung, bei der 

Zukunftskonferenz gehe es nur vorgeblich um die Probleme Heinersdorfs, „oberstes Ziel“ sei 

es aber, „die Bürger hier für die Ahmadiyya-Sekte und für die Moschee zu gewinnen und den 

Widerstand der Menschen zu brechen“ zwangen das MBT »Ostkreuz« jedoch schließlich dazu, 

die Vertreter/-innen der ipahb e.V. dazu aufzufordern, von der Teilnahme an den weiteren 

Treffen der Vorbereitungsgruppe abzusehen.

An diesem Punkt – nämlich beim zweiten Vorbereitungstreffen – wurde von den in der 

Vorbereitungsgruppe verbliebenen Akteuren festgestellt, dass das Treffen nicht weiter wie 

geplant ablaufen konnte. So wurden der Prozess der Planung einer Zukunftskonferenz 

unterbrochen und zweiseitige Gespräche zwischen der Initiative “Zukunftswerkstatt 

Heinersdorf” und der ipahb initiert, um die Voraussetzungen für die Zunkunftskonferenz 

miteinander zu diskutieren. Allerdings führten auch diese Gespräche nicht dazu, die 

Grundlagen für eine vertrauensvolle und partnerschaftliche Zusammenarbeit zur Vorbereitung 
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einer Zukunftskonferenz herzustellen. Der Wunsch nach einer Zukunftskonferenz bestand aber 

seitens des Forums “Zukunftswerkstatt Heinersdorf” weiter. Die Initiative war überzeugt, dass 

eine Zukunftskonferenz organisiert werden könnte, die auch ohne eine direkte Mitwirkung der 

ipahb ein breites und plurales Spektrum einbeziehen und es ermöglichen werde, gemeinsame 

Zukunftsvisionen relevanter Teile der Heinerdorfer Bürgerschaft sowie deutungsmächtiger 

bezirklicher Akteure zu entwickeln und zu gestalten.

Vor diesem Hintergrund beantragte das MBT »Ostkreuz« beim Integrationsbeauftragten des 

Berliner Senats, die Bewilligung der zweckgebundenen Zuwendung für die 

„Zukunftskonferenz Heinersdorf 2007“ vom 18.04.2007 für den Zeitraum bis zum 30.11.2007 

zu verlängern. Diesem Antrag wurde entsprochen, so dass die Organisation der 

Zukunftskonferenz neu angegangen werden konnte. So wurde noch im Sommer 2007 eine neue 

Planungsgruppe gebildet, die sich im Kern aus Mitgliedern der bisherigen Planungsgruppe
45

ohne die Vertreter/-innen der ipahb sowie ohne ein zuvor beteiligtes CDU-MdA aus Pankow 

und den Pfarrer der evangelischen Kirchengemeinde Heinersdorf bestand. Diese 

Planungsgruppe verständigte sich nun ausdrücklich (ganz im Sinne des Veranstaltungsformates 

„Zukunftskonferenz“) darauf, nur Einzelpersonen zur Zukunftskonferenz einzuladen, die zwar 

Akteursgruppen zuzuordnen wären, aber persönlich – nicht als Repräsentanten/-innen von 

Organisationen und Institutionen – angesprochen werden sollten. In Abstimmung mit dem 

MBT »Ostkreuz« erarbeitete die Planungsgruppe einen Einladungsverteiler, der zeitweise weit 

über 120 Namen umfasste und von Anfang September bis Mitte November 2007 immer wieder 

überarbeitet wurde. Die Einladungen wurden von Mitte September an von Mitgliedern der 

Planungsgruppe und Mitarbeiter/-innen des MBTs »Ostkreuz« zugestellt. So wurden die Ziele 

und Themen der Konferenz in deren Vorfeld über einem Prozent der Heinersdorfer 

Bevölkerung (darunter auch führenden Mitgliedern der ipahb und des Gemeindekirchenrates) 

unmittelbar in persönlichen Gesprächen bekannt gemacht. Bis Mitte November lagen 

schließlich über achtzig Anmeldungen vor.

Die Zukunftskonferenz Heinersdorf „Gemeinsam die Zukunft gestalten“ fand dann am 

Wochenende vom 16. bis 18.11.2007 im Pankower Ortsteil Heinersdorf statt. Veranstalter 

waren das MBT »Ostkreuz« in Kooperation mit dem Bezirksamt Pankow von Berlin und der 

Initiative „Zukunftswerkstatt Heinersdorf“. Zum Beginn der Konferenz war die Ausgangslage 

in Heinersdorf augenscheinlich: Etwa achtzig bis hundert Anhänger/-innen der 

„Interessengemeinschaft Pankow-Heinersdorfer Bürger“ (ipahb) demonstrierten mit Parolen 

wie „Imam Tariq zurück nach Pakistan“ gegen „die Einführung und Etablierung der 

Ahmadiyya-Sekte in Pankow-Heinersdorf“. Zwischen der ipahb-Kundgebung und der 

Grundschule am Wasserturm, in der die Konferenz stattfand, standen rund hundert 

Einsatzkräfte der Polizei. Vor diesem Hintergrund begrüßte Wolfgang Thierse als Schirmherr 

der Zukunftskonferenz die über siebzig Teilnehmer/-innen. Zur Konferenz waren ein breites 

Spektrum von Heinersdorfer Bürger/-innen, verschiedene Akteure aus Politik und Verwaltung 

sowie auch zwei Mitglieder der Ahmadiyya Muslim Gemeinde eingeladen. So fanden Bürger/

-innen mit ganz verschiedenen Ansichten und Anliegen auch mit Pankower Politiker/-innen 

von SPD, Linkspartei, Bündnis‘90-Grünen und CDU zu Gesprächen zusammen, die über die 

Entwicklung gemeinsamer Visionen schließlich zu konkreten Zielen und Projekten führten –

nämlich zur Gründung von Arbeitsgruppen zu Themen wie „Verkehrskonzept“, 

„Naherholungspark“, „Schule“ und „Straßenfest“.

Das zentrale Ergebnis der Zukunftskonferenz ist die Gründung des Bürgervereins Heinersdorf, 

durch den das bürgerschaftliche Engagement für das nachbarschaftliche Miteinander von 

Menschen unterschiedlichster Herkunft und die konstruktive Partizipation der Heinersdorfer 

Bürger/-innen an der Entwicklung ihres Gemeinwesens feste Formen annimmt. So stand am 

Ende von drei Tagen Zukunftskonferenz, die nach dem angespannten Auftakt weitgehend 

störungsfrei in sehr guter und konstruktiver Atmosphäre verliefen, ein neuer Aufbruch, der 

keiner externen Begleitung bedarf und somit nicht nur die Anschubphase der 

Zukunftskonferenz (die als Prozess mittels Nachfolgetreffen, die für weitere Interessierte 

geöffnet werden, noch weiter zu führen ist), sondern auch der subsidiär unterstützenden Arbeit 

des MBTs »Ostkreuz« in Heinersdorf insgesamt erfolgreich abschließt.

45

An deren Arbeit hatten sich neben Mitgliedern der Initiative „Zukunftswerkstatt“ auch Akteure der 

Pankower Kommunalpolitik und Heinersdorfer/-innen beteiligt, die weder der ipahb noch den 

Initiativen „Heinersdorf öffne dich“ und „Zukunftswerkstatt Heinersdorf“ zuzuordnen waren.
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Damit wurde auch das Ziel des MBTs »Ostkreuz« verwirklicht, die im Jahr 2006 begonnenen 

gemeinwesenorientierten Kommunikations- und Kooperationsprozesse vor Ort in 

selbsttragenden zivilgesellschaftlichen Strukturen weiter zu entwickeln, die ohne eine 

kontinuierliche externe Begleitung auskommen – also den Rückzug des MBTs »Ostkreuz« 

ermöglichten. Das MBT »Ostkreuz« wird zwar auf Anfrage im Einzelfall auch weiterhin für 

die Beratung der Akteure zur Verfügung stehen, beendete aber mit dem Auswertungstreffen 

am 6. Dezember 2007 sein im Frühjahr 2006 begonnenes Engagement in Heinersdorf in der 

bisherigen Form.

Das MBT »Ostkreuz« zog sich aus der kontinuierlichen Begleitung von Dialog- und 

Verständigungsprozessen in Heinersdorf zurück, da

– die zwei von drei lokalen Honoratioren, die im Frühjahr 2006 noch als führende 

Repräsentanten/-innen des Bürgerprotestes gegen den Moschee auftraten, sich aus diesem 

Engagement zurückgezogen haben – und sich z. T. auf den mit der Zukunftskonferenz 

verbundenen Prozess im weiteren oder engeren Sinne eingelassen haben;

– die Mobilisierungsfähigkeit der ipahb (deren Islamkritik sich in immer weiter zu 

radikalisieren scheint) im Vergleich zum Vorjahr deutlich abzunehmen scheint;

– das Meinungsmonopol der Moscheebaugegner/-innen in Heinersdorf nachhaltig in Frage 

gestellt ist;

– ein selbsttragendes zukunftsorientiertes Bürger/-innenengagement für das 

nachbarschaftliche Miteinander (ohne pauschale Ausgrenzung der Ahmadiyya Muslim 

Gemeinde) und eine konstruktive Beteiligung der Heinersdorfer/-innen an der Gestaltung 

ihres Gemeinwesens Raum zu greifen beginnt; und

– sich das Bezirksamt Pankow von Berlin für die lokale Öffentlichkeit sichtbar auf gleicher

Ebene in einem konstruktiven und ergebnisorientierten Dialog mit diesen Heinersdorfer 

Bürger/-innen („Zukunftswerkstatt Heinersdorf“ und Arbeitsgruppen der 

Zukunftskonferenz) befindet.

Initiative „InterReligiöser Dialog in Kreuzberg“ (IRDiK) – Kreuzberger Charta der 

Religionen

In der Initiative „InterReligiöser Dialog in Kreuzberg“ arbeiten Vertreter/-innen bzw. 

Mitglieder des Jugendhauses CHIP, der Evangelischen Martha Gemeinde, der Jüdischen 

Gemeinde (Synagoge Fraenkelufer), der Merkez-Moschee (DITIB), des Kulturzentrums 

Anatolischer Aleviten e.V. – Berlin und der Katholischen Gemeinde St. Michael/St. Marien-

Liebfrauen zusammen, um sichtbar gemeinsam als Bürgerinnen und Bürger mit ihrer 

unterschiedlichen religiösen Identität für die Verbesserung des Zusammenlebens von 

Menschen unterschiedlicher religiöser Identität und Herkunft in ihrem Gemeinwesen 

einzutreten. Das Mobile Beratungsteam »Ostkreuz« der Stiftung SPI Berlin unterstützt, berät 

und begleitet diese Initiative seit ihrer Entstehung im Oktober 2003.

Im Jahr 2006 hatte sich die Initiative vorgenommen, einen Diskussionsprozess über eine 

gemeinsame „Kreuzberger Charta der Religionen“ zu beginnen, der unter möglichst breiter 

Beteiligung der in der IRDiK vertretenen Glaubensgemeinschaften über die gemeinsame 

Erarbeitung von Grundregeln für das Miteinander hinaus auch zu Vereinbarungen über die 

gemeinsame Wahrnehmung von Verantwortung für das Zusammenleben im Gemeinwesen 

führen sollte. An diesem Vorhaben arbeitete die Initiative im Jahr 2007 weiter.

Sie präsentierte ihr Projekt auf dem 7. Präventionstag Friedrichshain-Kreuzberg am 7. 

November 2007 im Jugendhaus CHIP und beantragte – mit Erfolg – beim Lokalen Aktionsplan 

Friedrichshain-Kreuzberg Fördermittel zur Verbreitung und Intensivierung der Diskussion über 

die „Kreuzberger Charta der Religionen“. In diesem Projekt ist nun über die evangelische 

Martha Gemeinde, die Jüdische Gemeinde (Synagoge Fraenkelufer), die Merkez-Moschee 

(DITIB), das Kulturzentrum Anatolischer Aleviten e.V. und die Katholische Gemeinde St. 

Michael/St. Marien-Liebfrauen hinaus auch die Islamische Föderation Berlin vertreten. Das 

Projekt zielt auf die Organisation eines nachhaltigen Prozesses der Diskussion und 

Einbeziehung und etabliert neue Arbeitsstrukturen, die es dem MBT »Ostkreuz« bis Ende 2008 
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ermöglichen werden, sich ohne Gefahr für die Stabilität der Arbeitsstrukturen aus der 

unterstützenden Begleitung des Charta-Prozesses heraus zu ziehen.

Zusammenarbeit mit der Polizei zur Optimierung der polizeilichen Präventionsarbeit im 

Themenfeld „Rechtsextremismus, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und 

autoritäre Orientierungen“

Im ersten Halbjahr 2007 wirkte das MBT »Ostkreuz« an einer Fortbildungsveranstaltung der 

Zentralen Serviceeinheit IV (ZSE IV Referat D/SG „Politik“) der Berliner Polizei für 

Präventionsbeamten/-innen zum Themenfeld „Rechtsextremismus, gruppenbezogene 

Menschenfeindlichkeit und autoritäre Orientierungen“ mit. Die diesbezügliche Anfrage der 

ehem. Landespolizeischule hatte nicht zuletzt die langjährige Zusammenarbeit des 

Fortbildungsbereiches der ZSE IV mit dem MBT »Ostkreuz« bei Veranstaltungen zur 

Menschenrechtsbildung und Fortbildungen zum Thema „Rechtsextremismus“ zur Grundlage.

Aufbauend auf die Veranstaltung im ersten Halbjahr 2007 wurde vom Fortbildungsbereich der 

ZSE IV in Kooperation mit dem MBT »Ostkreuz« zunächst eine Fortbildung für (rund 30) 

Präventionsbeamten/-innen geplant und im Dezember 2007 durchgeführt, aus der sich Ideen 

und Ansätze für eine fortgesetzte Zusammenarbeit – zunächst für eine weitere Fortbildung, ggf. 

einer Fortbildungsreihe und die Unterstützung der polizeilichen Präventionsarbeit (einzelner 

Abschnitte oder Direktionen) mit Jugendlichen und Heranwachsenden zum o. a. Themenfeld 

an Schulen – ergaben, die allerdings bis Ende 2007 noch nicht in eine konkrete 

Kooperationsvereinbarung umgesetzt werden konnten.

Abschluss der Prozessbegleitung an der Walter-Gropius-Schule und Übertragung der 

Erfahrungen auf die demokratiefördernde Gestaltung von Vielfalt in anderen 

Bildungseinrichtungen

Managing Diversity ist ein Managementansatz aus der Wirtschaft, der darauf abzielt, die 

soziale und organisationale Vielfalt und Verschiedenheit in einer Organisation und ihrer 

Belegschaft in produktiver Weise zu erschließen. Die positive Anerkennung von Vielfalt im 

Managing Diversity beschreibt gleichzeitig eine veränderte Perspektive mit der bestimmte 

Zugehörigkeiten nicht länger als per se defizitär betrachtet werden.

Das MBT »Ostkreuz« hatte im Jahr 2006 mit seinem Vorhaben „Vielfalt gestaltet Schule – für 

Toleranz und Demokratie“ eine Übertragung dieses Ansatzes auf den (Non-Profit-) Bereich der 

schulischen Bildung, nämlich auf die Walter-Gropius-Schule, angeregt und – als einen Prozess 

der Beteiligung und Vernetzung, der Vielfalt und Verschiedenheit sowie demokratische 

Normen als Ressource für die Gestaltung des Zusammenlebens erfahrbar zu machen, begleitet.

Infolge der Personalveränderungen im MBT »Ostkreuz« konzentrierte sich die Umsetzung des 

Handlungszieles „Fortsetzung der Beratung und Begleitung des Prozesses zum ‚Managing 

Diversity‘ an der Walter-Gropius-Schule“ im ersten Halbjahr 2007 vor allem auf die Beratung 

der Schulleitung (nicht zuletzt bei der Darstellung des Projektes „Vielfalt gestaltet Schule“ auf 

der Website der Schule), die Unterstützung der Vernetzung und Zusammenarbeit mit 

außerschulischen Kooperationspartnern und die beratende Begleitung des Projektes „Raum für 

Eltern“, dessen Good-Practice Sammlung „Donuts for Dads“ das MBT »Ostkreuz« in einer 

kleinen Auflage für Beratungszwecke drucken ließ.

Insgesamt hat das Arbeitsvorhaben „Vielfalt gestaltet Schule“ an der Walter-Gropius-Schule 

bis zur Jahresmitte 2007 deutliche und offenbar fortwirkende Impulse für die Entwicklung der 

Schule im Sinne der Projektziele gegeben – sowohl hinsichtlich der Bildung von 

Projektgruppen an der Schule als auch mit Blick auf die Vernetzung mit außerschulischen 

Partnern. Die Fortführung des Projektes zum Ende des ersten Habjahres 2007 erfolgte in 

alleiniger Verantwortung der schulischen Akteure. D. h.: Die beratende Begleitung durch das 

MBT »Ostkreuz« ist zum Ende seiner Finanzierung durch das Bundesprogramm CIVITAS 

abgeschlossen.
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Im September 2007 wurde mit der Umsetzung des neuen Projektes „VIELFALT GESTALTET 

– für Toleranz und Demokratie“ begonnen, das durch Mittel des MBTs »Ostkreuz« (d.h.: die 

Förderung durch den Integrationsbeauftragten des Senats im Rahmen des Landesprogramms 

gegen Rechtsextremismus) kofinanziert wird.

Zunächst wurde ein Projekt-Flyer erstellt und an einer Homepage gearbeitet, die seit Oktober 

2007 unter www.stiftung-spi.de/vielfalt.gestaltet online ist, über das Projekt informiert und in 

Zukunft den Projektverlauf darstellen wird. Der Flyer wurde auf mehreren Fachtagungen und 

Fortbildungen/Workshops verteilt, bei denen das beim MBT »Ostkreuz« angesiedelte Projekt 

„VIELFALT GESTALTET - für Toleranz und Demokratie“ zum Teil auch kurz vorgestellt 

werden konnte. Ein Großteil der Projektarbeit in den ersten vier Monaten des Projekts floss in 

die Zusammenarbeit mit den Kooperationspartnern. Nach den ersten Gesprächen erwies es sich 

als sinnvoll, die angedachte Zusammenarbeit auszuweiten, vor allem zunächst mit „Eine Welt 

der Vielfalt“ und dann maßgeblich mit „Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage“, um als

deren Kooperationspartner mit einer klaren Aufgabenverteilung an die Schulen heranzutreten.

Die diesbezüglichen Kooperationsverhandlungen nahmen mehr Zeit in Anspruch als 

eingeplant. So kam es im Jahr 2007 noch zu keiner festen Kooperationsvereinbarung mit einer 

Schule/Ausbildungseinrichtung. Allerdings führten erste Vorgespräche mit der Hedwig-

Wachenheim-Gesellschaft und der Arbeiterwohlfahrt Friedrichshain-Kreuzberg zur 

Vorvereinbarung über die Zusammenarbeit zur Umsetzung des Projekts VIELFALT 

GESTALTET in Maßnahmen zur Aktivierung und Berufsorientierung dieser Träger zum 

Beginn des Jahres 2008.

Fortführung des Teilprojektes „Polis* - Bezirkliche Koordinierungstelle Marzahn-

Hellersdorf gegen demokratiegefährdende Phänomene und Rechtsextremismus“

Das Teilprojekt Polis* konnte seine 2006 begonnene Arbeit auch im Jahr 2007 fortsetzen. Die 

bezirklichen Mittel, durch die das Projekt hauptsächlich finanziert wird, wurden bis Ende 2007 

bewilligt. Die Weiterentwicklung der Bezirklichen Koordinierungsstelle wurde und wird –

auch mit Blick auf die Zusammenarbeit mit der Lokalen Koordinierungsstelle für den Lokalen 

Aktionsplan Marzahn-Mitte –fortlaufend mit dem Bezirksamt (Migrantenbeauftragte und 

Bezirksbürgermeisterin) abgestimmt. Auf der Grundlage dieser inhaltlichen Abstimmung 

wurde die Weiterförderung von Polis* durch das Bezirksamt auch über das Jahr 2008 hinaus in 

Aussicht gestellt.

Über die bereits erwähnten Tätigkeiten (in unmittelbarer Kooperation mit dem MBT-

Kernteam) hinaus führte Polis* im Jahr 2007 rund ein Dutzend eigene (bzw. Kooperations-) 

Veranstaltungen – wie z. B. eine Fachtagung in Kooperation mit der Rosa-Luxemburg-Stiftung 

zum Thema „Großsiedlung und Rechtsextremismus“ im Mai 2007 in der Alice-Salomon-

Fachhochschule (ASFH) – sowie eine Reihe von Fortbildungen für unterschiedliche 

Zielgruppen durch und beteiligte sich mit Vorträgen und Fachbeiträgen an weiteren 

Veranstaltungen.

Neben ihren Angeboten zur Beratung und Fortbildung, Schulprojekttagen (zu Themen wie 

z. B. „Rechtsextreme Codes und Symbole“, „Rechtsextreme Musik“ oder auch „Was ist 

deutsch?“) sowie Einführungsveranstaltungen in die „Subversive Verunsicherungspädagogik“ 

zum Umgang mit rechtsextrem orientierten Jugendlichen für interessierte Lehrer/-innen und 

Sozialpädagogen/-innen begann die Bezirkliche Koordinierungsstelle Polis* im 2. Halbjahr 

2007 drei Schwerpunktvorhaben: Das Filmprojekt „Sinn City“, den „Runden Tisch Helle 

Mitte“ und das „Verzeichnis rechtsextremer Aktivitäten und Erscheinungen“ im Bezirk 

Marzahn-Hellersdorf.

Filmprojekt „Sinn City“

Seit vielen Jahren gibt es in dem Kino „Kiste“, dem einzigen Programmkino Marzahn-

Hellersdorf, ein Schulfilmprojekt. Jeden Monat bietet die „Kiste“ drei Filme für alle 

Schulklassen an. Das Filmangebot reicht vom aktuellen Kinderfilm über Spielfilm bis hin zu 

politischen Filmen. Seit September 2007 bietet Polis* unter dem Label „Sinn City“ in 
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Zusammenarbeit mit der „Kiste“ ein Erweiterung des Schulfilmprojektes um einen Film im 

Monat an. Bei der Erweiterung der Filmreihe geht es inhaltlich um Menschenrechte, 

Demokratie und Rechtsextremismus. Für jeden Monat wurde ein Film ausgesucht mit dem 

Schulklassen an den unterschiedlichen Themen wie Holocaust, Zivilcourage, Faschismus, 

Homosexualität, Gewalt und Identität arbeiten können. Das Angebot geht über den 

Geschichtsunterricht hinaus, bietet Anknüpfungsmöglichkeiten für die Fächer Biologie, 

Erdkunde, Politik, Deutsch, Sozialkunde und Philosophie. Für alle Filme gibt es ein 

didaktisches Arbeitsmaterial für Lehrer/-innen von der Bundeszentrale für politische Bildung. 

Polis* steht mit seinem Schulprojektangebot allen Schulklassen für eine Vor- bzw. 

Nachbereitung zur Verfügung. Nach dem Film kann vor Ort ein Filmgespräch mit Polis* 

geführt werden, das zur Festigung des Gesehenen und zur Klärung offener Fragen beitragen 

soll. So trägt dieses Angebot von Polis* zur Erschließung lokaler Ressourcen insbesondere für 

Schulen aus Marzahn-Hellersdorf bzw. zur Vernetzung von Schulen mit einer Einrichtung der 

Jugendförderung im Bezirk bei.

Runder Tisch Helle Mitte

In Marzahn-Hellersdorf gibt es Kneipen, Läden, Plätze die von Rechtsextremisten besetzt sind. 

Es sind Orte, an die sich viele, vor allem Menschen, die scheinbar „nichtdeutsch“ aussehen, 

nicht trauen. Diese Räume wieder für alle Menschen zu öffnen, ist Aufgabe der 

demokratischen Zivilgesellschaft in Zusammenarbeit mit den Organen der örtlichen 

Verwaltung. Da selten eine strafrechtliche Relevanz vorliegt, müssen solche rechtsextremen 

Aktivitäten zunächst einmal – über den Bereich von Polizei und Verfassungsschutz hinaus –

öffentlich wahrgenommen und thematisiert werden. 

Durch die Verbindung mit der gewaltbereiten „aktionsorientierten“ Kameradschaftsszene ist 

die NPD militanter geworden – bzw.: es finden sich vermehrt auch gewalttätige Neonazis in 

den Reihen und Vorständen der NPD und ihrer Jugendorganisation JN. Die Mehrzahl von 

Gewaltstraftaten, bei denen die (mutmaßliche) Nationalität, ethnische und/oder religiöse 

Identität, politisch-kulturelle Gruppenzugehörigkeit, Abstammung oder Hautfarbe, die sexuelle 

Orientierung, die Behinderung oder der soziale Status des Opfers für das Motiv des Täters 

(mit-) entscheidend sind, wird aber ungeplant aus Gruppen – ohne feste Organisationsstruktur 

– männlicher Jugendlicher und junger Erwachsener mit einer eher latent rechtsextremen 

Weltanschauung heraus begangen.

Um dieser rechtsextremen Präsenz im öffentlichen Raum mit einem breiten Bündnis zu 

begegnen, kommen Menschen aus unterschiedlichen Arbeits- und Lebenszusammenhängen an 

einem „Runden Tisch“ zusammen. Ein Akteur, der das Problem wahrnimmt, lädt Akteure aus 

der Umgebung ein. So ein „Runder Tisch“ kann eine einmalige Aktion sein, indem das 

Gefährdungspotential öffentlich gemacht wird. Es kann aber auch eine Runde sein, in welche 

die zuständigen Behörden einbezogen werden und in der administrative und 

zivilgesellschaftliche Akteure mit längerfristiger Perspektive zusammen an der Veränderung 

der Situation arbeiten. Der „Runde Tisch“ kann so zu einem Arbeitsinstrument einer 

konzertierten Aktionsplanung werden. Dies ist zumindest eine mögliche 

Entwicklungsperspektive etwa für den Runden Tisch „Helle Mitte“, der von Polis* 2007 ins 

Leben gerufen wurde.

Mit einem Anschreiben machte Polis* in Zusammenarbeit mit der „AG Politische Alice“ der 

ASFH, Mitarbeiter/-innen von Wohnungsunternehmen, Vertreter/-innen des Bezirksamts, der 

Polizei, aus Sozial- und Jugendeinrichtungen und Gewerbetreibenden sowie Lehrenden und 

v. a. Studierenden der ASFH über die Situation um die Helle Mitte aufmerksam. Beim ersten 

Treffen des Runden Tisches wurde dann anhand eines Impulsreferats thematisiert, ob und 

wenn ja, in welcher Form es Angsträume in der „Hellen Mitte“ gibt und wie der Runde Tisch 

damit umgehen könnte. Nachdem am 18. August 2007 an mehreren Orten in Marzahn-

Hellersdorf, darunter das Markplatzcenter in der Hellen Mitte, Transparente des „Nationalen 

Widerstandes“ hingen, die auf den Todestag des ehemaligen Hitler-Stellvertreters Rudolf Hess

aufmerksam machten, sahen sich die Mitglieder des Runden Tischen aufgefordert, diesen 

Erscheinungsformen mit eigenen Aktivitäten entgegen zu treten. Bei einem weiteren Treffen

wurde der Platz im Zentrum des Ortsteils Hellersdorf als öffentlicher Raum für die 
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Freizeitgestaltung junger Menschen, als Ansiedlungsgebiet für Handel und Gewerbe, als 

Tätigkeitsgebiet sozialer Arbeit sowie als Forum für – eben auch rechtsextreme – politische 

Gruppen thematisiert. Mit diesem multiperspektivischen Blick auf die Helle Mitte sollen nun 

im Jahr 2008 Projekte wie das Aufstellen einer mobilen Skaterbahn, das „offenen Mikro –

Bühne für Kleinkunst“ und ein „Infostand zivilgesellschaftliche Kräfte“ auf allen Volksfesten 

angegangen werden.

Verzeichnis

In der breiten Öffentlichkeit werden rechtsextreme Aktivitäten zumeist erst dann 

wahrgenommen, wenn sie gewalttätig werden. Insofern kann die Auswertung von 

Pressemeldungen allein keine gesicherte Lageeinschätzung gewährleisten. Grundlegende 

Quellen für die regelmäßige Einschätzung der Lage bezüglich des Rechtsextremismus und 

demokratiegefährdender Tendenzen nach standardisierten Kriterien sind der 

Verfassungsschutzbericht und die (auch auf Direktionen bezogene) polizeiliche Statistik zur 

„politisch motivierten Kriminalität – rechts“ (PMK-rechts). Abgesehen von der Schwierigkeit, 

aus diesen Quellen bezirksbezogene Daten zu gewinnen, spiegelt die PMK-rechts auch nur 

Straftaten wider, die angezeigt und entsprechend eingeordnet wurden. Viele Tatbestände aus 

dem Phänomenbereich PMK-rechts werden aber gar nicht angezeigt. Darüber hinaus sind auch 

viele Erscheinungsformen des Rechtsextremismus – obwohl sie sich spürbar auf das soziale 

Klima und sich insbesondere auf die Lebenswirklichkeit potenzieller Opfer auswirken – im 

strafrechtlichen Sinne irrelevant. Weitere Erscheinungsformen bewegen sich an der Grenze der 

Legalität und verletzen immer wieder gesetzliche Normen (etwa das Diskriminierungsverbot), 

sind aber nur mit großem Aufwand in juristische Tatbestände zu fassen und noch schwerer 

rechtskräftig zu beweisen. Um die für die Kultur des Zusammenlebens im Gemeinwesen 

relevanten Aktivitäten und Erscheinungsformen des Rechtsextremismus in ihrer ganzen Breite 

erfassen und einschätzen zu können, bedarf es also weiterer Instrumente.

Als ein solches Instrument entwickelt die Bezirkliche Koordinierungsstelle Polis* in 

Zusammenarbeit mit einer Gruppe von beruflich oder/und politisch in Marzahn-Hellersdorf 

engagierten Akteuren das Arbeitsvorhaben „Verzeichnis rechtsextremer Aktivitäten und 

Erscheinungen in Marzahn-Hellersdorf“. Es besteht wesentlich im Aufbau eines Netzwerkes 

zwischen Akteuren aus unterschiedlichen Tätigkeitsbereichen und Regionen, in das gezielt 

engagierte Akteure aus freien Trägern und Nichtregierungsorganisationen, lokalem Gewerbe 

(KMUs), zivilgesellschaftlichen Initiativen und Parteien, der Verwaltung etc. einbezogen 

werden. Durch dieses Netzwerk werden fortlaufend Informationen über den 

Rechtsextremismus betreffende Vorkommnisse, Aktivitäten und Beobachtungen gesammelt, 

ausgetauscht und verbreitet, so dass ein detailliertes Bild über das Ausmaß von rechtsextremen 

Vorfällen erstellt, für rassistische und antisemitische Diskriminierung sensibilisiert und die 

Wahrnehmung solcher Vorfälle durch direkte Mitarbeit möglichst vieler Beteiligter am 

Verzeichnis geschärft werden kann.

Anlaufstellen für das Verzeichnis sind verschiedene Einrichtungen, Gruppen, Initiativen und 

Akteure, bei denen Betroffene und Zeugen/-innen Vorfälle melden. Von dort aus können die 

Betroffenen dann auch an Opferberatungsstellen und/oder an die Polizei weiter vermittelt 

werden. Ziel soll also nicht nur die Dokumentation von Vorfällen sein, sondern auch die Hilfe 

für Opfer rechter Gewalt. Die Verzeichnis-Partner/-innen informieren sich untereinander über 

die von ihnen wahrgenommenen rechtsextremen Erscheinungen. Dadurch werden ein breites

„Öffentlich-Machen“ der menschenverachtenden Ideologien der extremen Rechten und ein 

„Sichtbarmachen“ von Bedrohungssituationen von potentiellen Opfern rechtsextremer Gewalt 

organisiert.

Nach dem Aufruf sich dem Verzeichnis anzuschließen, meldeten sich über 20 Institutionen. 

Fast alle Bereiche des öffentlichen Lebens sind im Verzeichnis vertreten. Die Schirmherrschaft 

hat Frau Bezirksbürgermeisterin Pohle, die regelmäßig in der Bezirksverordnetenversammlung

über die Ergebnisse der Verzeichnisarbeit berichtet.

Im Jahr 2007 arbeiteten sich die Beteiligten in einer ersten Phase des Arbeitsvorhabens in die 

Thematik ein. Mit einer Fortbildung „Lifestyle, Symbole und Codes der extremen Rechten“ 
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begann die inhaltliche Auseinandersetzung. Darüber hinaus erhielten die beteiligten Akteure 

einen Ordner mit wichtigen Adressen, Handlungsempfehlungen und einen Überblick über 

rechtsextreme Aktivitäten im Vorjahr. Für das Jahr 2008 ist geplant, auch durch Flyer und 

Internetpräsentationen an die Öffentlichkeit zu gehen. Weiterhin wird es Fortbildungsangebote 

für alle Akteure zum Thema „Opferberatung“ und  „Anzeigen bei Polizei und Justiz“ geben.

Beratung und Unterstützung bei der Entwicklung und Umsetzung lokaler 

Aktionspläne(LAP-Coaching)

Im Rahmen des Bundesprogramms „Vielfalt tut gut – Jugend für Vielfalt, Demokratie und 

Toleranz“ werden in zehn ausgewählten Regionen Berlins die Entwicklung und Umsetzung 

von lokalen integrierten Strategien aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend gefördert. Das Land Berlin hat im Rahmen des Landesprogramms 

»respectABel« dabei die Aufgabe übernommen, die Projektträger bei der Entwicklung und 

Umsetzung ihrer Lokalen Aktionspläne in verschiedenen Phasen zu begleiten und zu coachen. 

Das Coaching wird durch einen Verbund der Jugend- und Familienstiftung des Landes Berlin, 

der Stiftung Demokratische Jugend und dem Geschäftsbereich Soziale Räume & Projekte der 

Stiftung SPI umgesetzt. In diese, Ende des 1. Quartals 2007 zustande gekommene Kooperation 

konnten Erfahrungen und Kompetenzen des Mobilen Beratungsteams »Ostkreuz« durch die 

zeitweilige teilweise Freistellung einer »Ostkreuz«-Mitarbeiterin für das „respectABel 

coaching“ der Lokalen Aktionspläne in Berlin eingebracht werden. Diese Mitarbeit führte zwar 

einerseits zu weiteren kurzfristigen Personalveränderungen, die eine kontinuierliche und 

strukturierte Projekt- und Personalentwicklung erschwerten, andererseits aber wog die Teilhabe 

an den im LAP-Coaching erarbeiteten Kenntnissen, Kompetenzen, Kontakten und Erfahrungen 

sowie die Einbeziehung in den gegenseitigen Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen 

den Kooperationspartnern des „respectABel coachings“ den zusätzlichen Aufwand bei weitem

auf. Zudem konnte über die Beteiligung am „respectABel coaching“ ein wesentlicher Beitrag 

zur Umsetzung des Handlungszieles „Beratung und Unterstützung von Bezirksämtern bei der 

Entwicklung und Umsetzung lokaler Aktionspläne für menschenrechtsorientierte 

Demokratieentwicklung und Integration“ des MBTs »Ostkreuz« realisiert werden.

Neben der Beteiligung am „respectABel coaching“ wurde dieses Handlungsziel auch durch die 

Mitarbeit der Projektleitung des MBTs »Ostkreuz« im Begleitausschuss des Lokalen 

Aktionsplans Marzahn-Mitte umgesetzt. Diese Mitarbeit trug zu einer intensiven fachlichen 

Diskussion über die (Leit-, Mittler- und Rahmen-) Ziele und Qualitätskriterien in diesem 

Gremium bei, die zu einer weitgehenden Überarbeitung des Aktionsplanes (Antrag für 2008) 

führte.

Gewährleistung von Informations-, Beratungs- und Fortbildungsangeboten einschließlich 

Projekttagen/wochen, Lehrer/-innenfortbildung und Mitarbeit in Gremien

Nachdem es bei den Berliner Wahlen 2006 rechtsextremen Parteien gelungen war, in vier 

Bezirksverordnetenversammlungen einzuziehen - so nämlich in Marzahn-Hellersdorf 

(NPD/Fraktion), Lichtenberg (NPD/Fraktion), Treptow-Köpenick (NPD/Fraktion), Neukölln 

(NPD/Gruppe) und Pankow (REP/ein BVO) -gab es beim MBT »Ostkreuz« zum Beginn des 

Jahres 2007 Anfragen von Gliederungen und Arbeitsgemeinschaften demokratischer, im 

Abgeordnetenhaus vertretener Parteien, bei denen es um Beratungen, Fortbildungen und 

Trainings zum Thema „NPD/NPD in BVVen“ bzw. „Was tun gegen Rechtsextremismus?“ 

ging. Ansätze zur Förderung oder Stärkung einer nachhaltigen Vernetzung und 

Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen lokalen Akteuren für eine positive Zielsetzung 

ergaben sich dabei z. B. im Zusammenhang der Beratung einer Arbeitsgruppe Tempelhofer 

Sozialdemokraten.

Beratungen und Fortbildungen zur Wahrnehmung rechtsextremer Erscheinungsformen sowie 

zum Umgang mit rechtsextremen Orientierungen führte das MBT »Ostkreuz« auch für eine 

Gruppe von Pädagogen/-innen eines überbetrieblichen Ausbildungsträgers in Lichtenberg 

durch. Workshops und Vorträge zu diesem Themenbereich wurden auch von einer 

Parteizentrale und Schulen/Ausbildungseinrichtungen (etwa im Rahmen von Projekttagen) 
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nachgefragt. Dieser Nachfrage – insbesondere nach Schulprojekttagen – wurde z. T. (im Sinne 

einer direkten gegenseitigen Unterstützung) gemeinsam von Mitarbeiter/-innen des MBT-

Kernteams und dem Vor-Ort-Koordinator des Teilprojekt Polis* entsprochen. Weitere 

Beratungen, Fortbildungen und Veranstaltungsbeiträge bezogen sich inhaltlich auf die 

Themengebiete „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, Gewalt und 

demokratiegefährdende Erscheinungen in Einwanderermilieus“ und „Islam und Islamismus“ 

bzw. „kulturübergreifende Verständigung, Integration und Partizipation“ sowie „Religion und 

Integration“. Nachgefragt wurden diese Leistungen u. a. von einer evangelischen 

Kirchengemeinde in Schöneberg, einer Arbeitgemeinschaft von Migranten/-

innenorganisationen in Tempelhof-Schöneberg, einer Begegnungs- und Sozialberatungsstelle 

für Vietnamesen/-innen in Marzahn, einem Wohlfahrtsverband, einer Jugendfreizeiteinrichtung 

und einem Migranten/-innenverein in Kreuzberg. Darüber hinaus war das MBT »Ostkreuz« im 

Jahr 2007 durch Beiträge (Referat/Moderation) an Veranstaltungen diverser weiterer Akteure/ 

Kooperationspartner beteiligt – etwa an Veranstaltungen des Deutschen Instituts für 

Menschenrechte, einer Kreuzberger Sozialraum-AG, des Projektes „Schule OHNE Rassismus 

– Schule MIT Courage“ und der Abteilung Verfassungsschutz der Senatsverwaltung für 

Inneres.

Auch im Jahr 2007 wurde die »Ostkreuz«-Website aktualisiert und etwa 300 Akteure erhielten 

weiterhin etwa alle vier bis sechs Wochen (nämlich im Jahr 2007 in neun Ausgaben) per 

E-Mail den »Ostkreuz«-Newsletter.

Über den Begleitausschuss des Lokalen Aktionsplans Marzahn-Mitte hinaus war (und ist) das 

MBT »Ostkreuz« auch im Beirat für Migranten/-innenangelegenheiten des Bezirksamtes 

Marzahn-Hellersdorf sowie – seit dessen Konstituierung im September 2007 – im Berliner 

Beratungsnetzwerk (der Landeskoordination der Mobilen Intervention gegen 

Rechtsextremismus im Rahmen des Bundesprogramms „Vielfalt tut gut“) vertreten.

Projektergebnis 2007

Das MBT »Ostkreuz« hat im Jahr 2007 damit begonnen, den Übergang vom 

bundesgeförderten Modellprojekt zu einem landesgeförderten Beratungsfachdienst mit den 

Schwerpunkten „moderierende Begleitung und Unterstützung gemeinwesenorientierter 

Verständigungsprozesse im Umgang mit ethnisierten und konfessionalisierten Konflikten“ und 

„prozessbegleitende Beratung von Schulen und Einrichtungen zur Berufsorientierung, 

Berufsvorbereitung und Berufsausbildung zur menschenrechtsorientierten, 

demokratiefördernden und einbeziehenden Gestaltung von Vielfalt“ erfolgreich zu meistern. 

Zugleich hat es sich zum Kern eines Projektverbundes entwickelt, zu dem nach dem 

Teilprojekt Polis* im Jahr 2007 das Bundesmodellprojekt VIELFALT GESTALTET 

hinzukam.

Somit hat das MBT »Ostkreuz« nicht nur die wesentlichen Ziele seines Arbeitskonzepts für das 

Jahr 2007 realisiert, sondern sich – auch durch seine Leistungen in den o. a. sieben 

Tätigkeitsschwerpunkten – die Aussicht auf eine längerfristige Förderung durch das Land 

Berlin erarbeitet. Es steht nun vor der Herausforderung, sich auf der Basis seiner als CIVITAS-

gefördertes Modellprojekt erworbenen Erfahrungen und Kompetenzen, in neue Aufgaben 

einzuarbeiten und seine Angebote für die Felder weiter zu entwickeln, in denen in Berlin ein 

besonderer Bedarf zu erkennen ist.

10. Veranstaltungshaus „Werk 9“

Werk 9 ist ein Kooperationsprojekt zwischen dem Bezirksamt Mitte von Berlin und dem 

Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte und bezieht sich auf eine 

Jugendfreizeiteinrichtung. Die Angebote werden ständig weiterentwickelt und auf die 

Bedürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer abgestimmt. Im Sinne einer kontinuierlichen Prüfung 

der Wirkung wird von Zeit zu Zeit ein Meinungsbild zu den Angeboten, deren Nachfrage bzw. 

Nutzung erfasst. Gleichzeitig wird die Entwicklung der Jugendlichen durch die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewertet.
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Zielgruppenbeschreibung

Das Werk 9 wird von Jugendlichen im Alter von 14 - 27 Jahren besucht, die ihre Freizeit aktiv 

mit Musik und/oder Theater, der kreativen Gestaltung von Medien oder im Umgang mit 

Technik verbringen wollen. Werk 9 ist kein ausschließlich kiezorientierter Klub mit 

entsprechendem Profil, sondern wird von Jugendlichen aus dem gesamten Bezirk und aus 

anliegenden Bezirken besucht. Durch gemeinsame Interessen werden Jugendliche aus 

sämtlichen sozialen Strukturen und Lebenslagen angesprochen. Die Angebote orientieren sich 

dabei an den Bedürfnissen der Jugendlichen. Die vorgehaltenen Angebote bieten den 

Jugendlichen den Freiraum den sie brauchen und benötigen, ihn teilweise auch einfordern, weil 

viele Dinge nicht so funktionieren, wie Jugendliche sich das vorstellen, um sich in ihrer 

Persönlichkeit zu entwickeln. Dabei ein gesundes Selbstvertrauen zu erlangen, sich aber auch 

gleichzeitig mit der eigenen Lebenssituation und der anderer Personen auseinander zu setzen,

ist mehr als ein gewünschter Nebeneffekt, sondern sehr erwünscht und konzeptionell verankert. 

So hilft es Jugendlichen, wenn sie sich gerade in der Orientierungsphase ihres Lebens für einen 

bestimmten Zeitraum mit jugendtypischen Dingen auseinander setzen. Dabei stellt natürlich 

auch dieses Angebot Anforderungen. Im konkreten Fall kann es nötig sein, eine entsprechende 

Person mit der Betreuung zu betrauen, zumindest einen Ansprechpartner oder eine 

Ansprechpartnerin vorzuhalten. Diese Person wird dabei nach ihrem Genderverhalten 

ausgewählt. Generell sind unsere Angebote so ausgerichtet, dass sie sich an den Interessen und 

Bedürfnissen der Jugendlichen orientieren und nur dort Grenzen setzen, wo es geboten 

erscheint.

Zielsetzung und Methoden 

Das Medium „Rockmusik“ ist ein besonders stark identitätsstiftendes und motivierendes 

Erfahrungsfeld für Jugendliche. Das Projekt „Mixtour im Werk 9“ beabsichtigt durch den 

kontinuierlich begleiteten Aufbau von Jugendbands, Theatergruppen und Veranstaltungen 

spezifische Freizeitinteressen von Jugendlichen zu befriedigen, um so eine Ebene der 

Selbstentfaltung, Selbstdarstellung und Selbsterfahrung zu schaffen.

Methodische Schwerpunktsetzungen

– Herstellen eines Sozialisationsklimas, in dem Jugendliche Kreativität und individuellen 

Ausdruck entwickeln können,

– Stärkung von Selbstvertrauen und Selbstachtung,

– Bildung eines Zusammenhalts der Gruppe, Identifizierung des Einzelnen mit der Gruppe 

und Stärkung der individuellen Position des einzelnen Gruppenmitgliedes,

– Entwicklung eines eigenen Bewusstseins, einer eigenen Identität,

– Übernahme von Verantwortung bei der Organisation und Durchführung von Aktivitäten,

– Einbeziehung und Mitbestimmung der Jugendlichen in Entscheidungsprozesse des Hauses 

und die Förderung selbst organisierter Aktionen und Veranstaltungen Jugendlicher,

– Geschlechtsdifferenzierte Arbeit als Bestandteil des pädagogischen Wirkens,

– Einbringen und Umsetzen der Gender-Aspekte.

Die aufgeführten Ziele werden durch folgende Angebote umgesetzt:

– betreute Bandproben,

– unbetreute Bandproben,

– Einzelunterricht – Musikschule,

– Veranstaltungen,

– Gruppenfahrten,

– Theater,

– Technik- und Gestaltungsprojekt.

In direkter Zusammenarbeit mit dem Bezirksamt Mitte von Berlin bieten wir internationalen 

Austausch sowie kulturelle und politische Bildung. So erfolgte im Jahr 2007 ein Austausch 

nach Tokyo und in die Ukraine. Für alle Angebote sind Formen der Beteiligung von 
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Jugendlichen vorgesehen und fester Bestandteil der Arbeit. Im Werk 9 gibt es viele 

Jugendliche, die sich für die Angebote interessieren und darüber hinaus auch Interesse an 

einem persönlichen Gestaltungsspielraum haben. Dieser erstreckt sich von der Besprechung

der Themen für Musik und Fahrten, der Erarbeitung des Rahmens für Theaterstücke etc. Dabei

stehen verschiedene Bausteine zur Disposition. Das Schülercafé ist größtenteils selbstverwaltet 

und ist fast eigenverantwortlich in einem überschaubaren Zeitraum geöffnet. Wir bieten Raum 

für Schulpraktika und stellen auch besonders dabei auf Eigenverantwortlichkeit ab. Diese 

Prozesse werden im Rahmen der wöchentlichen Dienstberatungen vorbereitet und entwickelt. 

Das Leistungsangebot

Personal: 1 Mitarbeiter (Dipl.-Sozialpädagoge, 40 Stunden/Woche) sowie diverse 

Honorarkräfte.

Fachliche Leistung

Im Werk 9 stehen drei komplett eingerichtete Proberäume zur Verfügung, die wie folgt 

ausgestattet sind: Schlagzeug, Bassverstärker, Gitarrenverstärker, Gesangsanlage bestehend aus 

Mikrofonen, Verstärker und Monitorboxen sowie Abspielmöglichkeiten für CD und Tape. 

Jugendliche, die kein eigenes Instrument zur Verfügung haben, können entsprechende 

Instrumente für die Zeit ihres Aufenthalts kostenfrei ausleihen. Optional stehen Keyboards, 

Perkussionsinstrumente und weitere Mikrofone zur Verfügung. Diese technische Ausstattung 

ermöglicht somit allen interessierten Jugendlichen, in einer Band zu spielen und sich 

musikalisch auszuprobieren. Ein Proberaum kann auch gleichzeitig als Tonstudio genutzt 

werden und ist mit Aufnahmetechnik ausgestattet. Zwei Nebenräume werden als Musikräume 

genutzt, um in Form des Einzelunterrichtes oder in kleinen Gruppen zu arbeiten. Im 

Veranstaltungsraum können Veranstaltungen für ca. 200 Personen stattfinden. Die 

entsprechende Veranstaltungstechnik ist vorhanden. Für Theaterveranstaltungen kann der 

Bühnenbereich genutzt werden. Dabei finden ca. 100 Personen Platz.

Regelmäßige wöchentliche Angebote 

Regelmäßige wöchentliche Angebote:

Bandproben, Einzelunterricht, Theaterkurs, Gestaltungsprojekt, Technikkurs, Schülercafe

Öffnungszeiten und Projektarbeit wöchentlich:

Montag bis Donnerstag von 14.00 – 21.00 Uhr, ggf. bis 22.30 Uhr.

Veranstaltungen:

Freitag, Samstag, Sonntag: für Veranstaltungen

Tage der offenen Tür, Open Air Konzerte, Aktionstage, Schulfest, vermittelte Konzerte, etc.

Das Werk 9 als bezirkliches Kooperationsprojekt blickt auf eine mehr als zehnjährige Tradition 

zurück. Diese resultiert aus der positiven Zusammenarbeit zwischen Bezirksamt und 

Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte. So ist es durch die Bereitstellung von Mitteln, 

Arbeitskraft und Know how möglich, Angebote für Jugendliche bereitzuhalten. Dabei tragen 

die Kooperationspartner qualitativ und quantitativ zum Gelingen der Arbeit bei. So ist Werk 9 

ein anerkanntes Haus für Jugendliche. Eine Kundenbefragung dient von Zeit zu Zeit zur 

Erhebung spezifischer Daten. Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit sind unsere Arbeiten 

vielfältig aufgegliedert. Wir gestalten eine Internetseite, Werbematerial für diverse Anlässe, 

Plakate für Konzerte und Theaterstücke und versuchen von Zeit zu Zeit durch Kontakte zu den 

Medien auf die Arbeit und besondere Höhepunkte aufmerksam zu machen.
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Evaluation und Dokumentation der Arbeit 

Im Rahmen des Qualitätsmanagements führen wir seit dem Jahr 2003 eine Selbstevaluation 

durch. Ziele im Rahmen des Qualitätsmanagements waren und sind: Prüfung der 

Qualitätskriterien auf ihre Relevanz, Befragung der Jugendlichen zu den Angeboten im März 

2006, fortlaufende Erhebung der Sozialdaten der Projektteilnehmer/-innen, fortlaufende 

Einschätzung und Bewertung der Jugendlichen aus Sicht der betreuenden Mitarbeiter/-innen.

Vernetzung im Stadtraum

Die Anzahl der Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für gemeinsame Veranstaltungen 

ist vielfältig. Sie reicht von pädagogischen Koordinatorinnen bis zu Projektleitern, von 

Schülervertretungen und Schulleitungen bis zum Geschäftsführer. Sie erstreckt sich in die 

verschiedenen Bereiche von Schule und Jugendarbeit. Kooperationspartner im Sinne von 

Zusammenarbeit sind das anliegende und andere Gymnasien im Bezirk, andere Projekte der 

Stiftung SPI, freie Theatergruppen, Projekte und Einrichtungen der Jugendförderung und des 

Bezirksamtes Mitte. Wir bieten Unterstützung bei Schulfesten, Tagen der offenen Tür, bieten 

Rahmenbedingungen für Theaterstücke und Konzerte, organisieren Bandauftritte bei 

Veranstaltungen außer Haus, unterstützen Schulen in ihren Bemühungen bei Veranstaltungen 

etc. Intern arbeiten wir mit den entsprechenden Verwaltungs- und Koordinationsstellen des 

Bezirksamtes und des Geschäftsbereichs Soziale Räume und Projekte zusammen. Hier sind die 

entsprechenden Projektleiterrunden zur Koordinierung wesentlich und stellen die notwendige 

Basis für Anregungen, Austausch und Absprachen dar. So ist für den Zeitraum bis 2010 eine 

neue Herausforderung durch den Umzug bzw. die Zusammenlegung des angrenzenden 

Gymnasiums entstanden. Hier wollen wir einerseits den guten Kontakt nicht verlieren und 

andererseits auch am neuen Ort mit dem bekannten Partner zusammenarbeiten. Neue Impulse 

sind durch die Sozialraumorientierung gegeben und eröffnen weitere Beiträge für die 

Jugendlichen und die ihnen zugedachten Angebote.

11. Abenteuerspielplatz „Stadt der Kinder“ 

Der Abenteuerspielplatz „Stadt der Kinder“ (ASP) ist ein pädagogisch betreuter Spielplatz für 

Mädchen und Jungen im Alter von 6 - 14 Jahren in Berlin-Mitte. Seit Mai des Jahres 2005 hat 

der ASP seinen Standort an der Rosenthaler Straße, in direkter Nachbarschaft eines 

öffentlichen Sport- und Spielplatzes. Er ist von Wohnhäusern und von Gastronomie und 

Einzelhandelsgeschäften für den gehobenen Lebensstandard umgeben.

Zielgruppe

Die Zielgruppen des ASP sind Kinder und Jugendliche im Alter von 6 - 14 Jahren. Kinder 

unter 6 Jahren sind auf dem ASP in Begleitung Erwachsener willkommen. Schulklassen, 

Hortgruppen und andere Kindergruppen besuchen den ASP nach Absprache.

Der überwiegende Teil der Kinder, die den ASP besuchen, hat einen familiären Hintergrund 

mit wenig materiellen und finanziellen Ressourcen. Beengte Wohnräume, viele Geschwister, 

Arbeitslosigkeit oder hohe Arbeitsbelastung der Eltern und daraus resultierende familiäre 

Konflikte prägen häufig den Alltag der Kinder. Ein geringer Teil sind Kinder aus Familien mit 

guter finanzieller Ausstattung, die mit hohem Wohnstandard leben und meist auf zahlreiche 

Bildungs- und Freizeitgestaltungsmöglichkeiten zurückgreifen können. Diese Schere spiegelt 

die Zusammensetzung der Bewohnerstruktur im näheren Einzugsbereich wider.

Die Belastungen und sozialen Notlagen, die im Kontext von Arbeitslosigkeit bzw. Bezug von 

Hartz IV den Alltag der meisten Kinder und Familien prägen, sind für die pädagogische Arbeit 

des ASP bestimmend.
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Besucher/-innen 2007

Den ASP besuchten insgesamt 9.396 Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren. Davon waren 3.745 

Mädchen (mit 36 % Migrationshintergrund) und 5.651 Jungen (mit 34 % 

Migrationshintergrund). Bei Kindern unter 6 Jahren (in Begleitung Erwachsener) waren es 

1.276.

Ziele

Der ASP versteht sich als Lern- und Erfahrungsfeld für Kinder, in dem sie mit fachlicher 

Begleitung in der Entwicklung ihrer sozialen, motorischen und kognitiven Kompetenzen 

erfahren.  Die Prinzipien Offenheit, Bedürfnisorientierung und Freiwilligkeit beziehen sich 

nicht nur auf die Angebots- und Platzgestaltung, sie sind auch Grundprinzip der pädagogischen 

Interventionen. Die Pädagoginnen und Pädagogen sind Begleiter/-innen und Unterstützer/

-innen, aber auch Vermittler/-innen und Anwälten/-innen bei der Formulierung und Vertretung 

der Interessen der Kinder. 

Die Kinder

– wachsen an handwerklichen, sportlichen und kreativen Herausforderungen,

– erleben soziales Miteinander,

– lernen und üben demokratische Grundregeln und

– erleben Umwelt, Tiere und Natur praktisch und hautnah.

Die „Stadt der Kinder“ ist eine Oase inmitten der Großstadt; sie ermöglicht es den Kindern, ein 

Stück Freiheit und Wildheit zu erleben – beim Bauen und Kochen genauso wie bei der Pflege 

der Tiere, der Arbeit im Garten oder der Betreuung des Kinderkiosks. Durch praktische 

Erfolgserlebnisse verbessern die Kinder ihr Wissen und Können ganz nebenbei.

Angebote

Der ASP arbeitete mit folgenden Schwerpunkten:

Mitbestimmung und Partizipation - Was heißt Demokratie? 

Die Kinder haben die Möglichkeit, ein demokratisches Verständnis zu entwickeln und 

demokratische Grundregeln in einem transparenten und für sie nachvollziehbaren 

Zusammenhang zu erleben und zu erlernen. 

Wie wichtig das ist, wurde auch im Jahr 2007 am großen Reibungspotential der täglichen 

Arbeit deutlich. Nicht nur bei Interessensausgleichen und Konflikten erleben und erlernen die 

Kinder demokratische Regeln und Verfahren, sie sind auch an der Auswahl der täglichen 

Angebote sowie an der Entstehung und Umsetzung von Aktivitäten und Projekten maßgeblich 

beteiligt. 

Durch die Mitbestimmungs- und Beteiligungsmöglichkeiten bei der Gestaltung der eigenen 

Hütten oder gemeinschaftlichen Bauten wie Tiergehege, Kompostanlage, Gemüsebeet, etc. 

lernen die Kinder, eigene Ideen und Wünsche zu formulieren und erfahren Unterstützung bei 

der Verwirklichung ihrer Projekte. Daran knüpft sich ggf. ein hohes Maß an Verantwortung, 

z. B. beim gemeinsamen Einkaufen und Kochen, bei der Versorgung der Tiere, bei 

Gartenarbeiten oder beim Feuerholz machen. 

Innerhalb des ASP wurden auch Räume für eigene Verantwortungsbereiche zeitlich begrenzt 

freigegeben, so dass die Kinder hier in geschütztem und begleitetem Rahmen Erfahrungen mit 

Selbstorganisation, dem Aushandeln von gemeinsamen Regeln und Konfliktlösungen machen 

können (z. B. Kinderkiosk, Tanzproben).
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Mädchen und Jungen ermuntern und stärken

Das Ziel der pädagogischen Arbeit ist die Förderung und Entwicklung von sozialen, 

handwerklichen und lebenspraktischen Fähigkeiten von Mädchen wie von Jungen. Dabei 

werden geschlechterstereotype Fähigkeiten und Aktivitäten bewusst hinterfragt oder ergänzt. 

Der Schwerpunkt der Angebote im Bereich Bauen und Handwerken, sowie der große Anteil 

von Aktivitäten im Freien ermöglicht Jungen z. B. oft einen leichteren Zugang zu den 

Angeboten eines Abenteuerspielplatzes. 

Mädchen wie Jungen erhalten Zugang zu allen Formen von handwerklichen, kreativen, 

sozialen, künstlerischen, sportlichen und kommunikativen Erfahrungs- und Lernfeldern des 

ASP. Dazu gehören Angebote, die ausschließlich Mädchen bzw. Jungen offen stehen, ebenso 

wie die gezielte Ermunterung einer Gruppe zu bestimmten Aktivitäten sowie die Wahl von 

Angebotsformen, die keiner geschlechtsstereotypen Zuordnung unterliegen. 

Ganzheitliche Lernchancen – Experimentieren, Begreifen und Verstehen

Das Entwickeln und Herausbilden von kognitiven, sozialen, handwerklichen und 

lebenspraktischen Kompetenzen auf dem ASP hilft, die eigene Identität und Persönlichkeit der 

Kinder zu stärken. Das Erleben eigener Erfolge und Stärken ist dabei vor allem für Kinder, die 

aufgrund der sozialen Notlagen ihrer Familien einerseits und der frühen Selektionen innerhalb 

des Schulsystems andererseits bereits im Grundschulalter unter einem enormen Erfolgs- und 

Leistungsdruck stehen, von besonderer Bedeutung. 

Schulische Misserfolge, der Besuch von Schulen für Kinder mit Lernschwächen (LBS-Schule), 

Förderunterricht oder private Nachhilfestunden sind für viele der Besucher/-innen des ASP 

(und ihre Familien) bereits in den ersten Schuljahren ein Dauerthema. Der Aufbau und die 

Angebotsstruktur des ASP bietet den Kindern die Chance, an der Gestaltung ihres Spielplatzes 

teilzunehmen. Wünsche und Ideen werden aufgegriffen und sie finden Unterstützer/-innen bei 

der Umsetzung. Hierbei wird das Erlernen von verbindlicher und eigenverantwortlicher 

Mitarbeit in den Mittelpunkt des pädagogischen Handelns gestellt, damit Wissen erfahrbar und 

erlebbar wird. 

Diversität und Interkulturalität – Vielfalt als Bereicherung und Ressource 

Der Anteil der Kinder mit Migrationshintergrund bzw. aus binationalen Familien liegt bei ca. 

35 Prozent. Dieser Anteil ist im Vergleich zum Bevölkerungsanteil im Planungsraum 

signifikant hoch. Im Vergleich zum Vorjahr ist hier eine Steigerung des Anteils um 10 % zu 

verzeichnen. 

Auf dem ASP wird auf ein wertschätzendes Miteinander von Kindern und Eltern verschiedener 

Kulturen und ethnischer Hintergründe, mit unterschiedlichen Fähigkeiten und Möglichkeiten 

hingearbeitet, so dass Diversität als Ressource und Bereicherung erlebbar wird. Der ASP 

versteht sich als eine Stätte sozialer Begegnung und Integration, in der rassistische und 

beleidigende Äußerungen nicht unbearbeitet bleiben und Stigmatisierungen und Vorurteile 

aufgebrochen und hinterfragt werden. Durch Begegnung und (auch konflikthafte) 

Auseinandersetzungen wird die Wahrnehmung „anderer“ Kulturen, Religionen und 

Traditionen oder körperlicher Ausstattungsmerkmale jenseits von Klischees und 

Stigmatisierungen ermöglicht und gefördert.  

Aktuelle Entwicklungen

Auch im Jahr 2007 war es zwingend erforderlich, die Teilnahme an sämtlichen Angeboten für

die Kinder kostenfrei zu halten. Selbst geringste Eigenbeteiligungen führen aufgrund der 

fehlenden finanziellen Ressourcen zahlreicher Familien zum Ausschluss zahlreicher Kinder.
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Auch die Kinderküche des ASP, ein Angebot, dreimal wöchentlich gemeinsam zu kochen und 

zu essen, wurde im Jahr 2007 von vielen Kindern (und zum Teil auch von ihren Familien) 

häufig genutzt. Nicht selten ist das Essen auf dem ASP für die Kinder die einzige warme 

Mahlzeit des Tages. Auch das Selbstkochen mit frischen Zutaten und mit „natürlichen“ 

Lebensmitteln ist für zahlreiche Kinder eine Seltenheit.

Aufbauend auf die Arbeit der Vorjahre, ist die geschlechtsspezifische Evaluation und 

Modifizierung aller Angebote des ASP ein Querschnittsthema der pädagogischen Arbeit. So 

konnten die Angebote der Jungenarbeit, die durch die Sondermittel für Jungenarbeit ermöglicht 

wurden, auch in diesem Jahr durch die ganzjährige Mitarbeit eines Kollegen kontinuierlich in 

die täglichen Angebote eingebaut werden. Diese enge Verzahnung hat es ermöglicht, 

Bedürfnisse und Wünsche von verschiedenen Jungengruppen direkt umzusetzen. So gab es im 

Jahr 2007 verstärkt sportliche Angebote wie Hochsprung, Hockey, Badminton, etc. Im Rahmen 

des Ferienprogramms gab es temporär ein Jungenzelt bzw. eine Jungenhütte – die 

Aushandlung von Aktivitäten und Regeln in und um diesen Jungenraum waren ein wichtiges 

Lernfeld, insbesondere für die Jungen im Alter von 6 - 10 Jahren. 

Im Rahmen der Mädchenarbeit gab es im Jahr 2007 eine wesentliche Veränderung. Es hat sich 

eine Gruppe von Mädchen im Alter von 12 - 14 Jahren zusammengefunden, die einen großen 

Teil ihrer Freizeit zusammen verbringt und die allesamt den ASP bereits seit vielen Jahren 

regelmäßig besuchen. Die Angebote und Spielmöglichkeiten des ASP sind aber für sie zum 

großen Teil wenig interessant, da sie hierfür meist schon zu alt sind. Um ihrem  Wunsch und 

Bedürfnis nach einem Treffpunkt und einem Rückzugsraum auf dem Abenteuerspielplatz 

gerecht zu werden, richteten wir gemeinsam mit den Mädchen einen Mädchenbauwagen ein. In 

größtmöglicher Eigenregie beantragten die Mädchen hierfür Geld beim Kinder- und 

Jugendbüro Mitte und konnten den Bauwagen nach eigenen Wünschen gestalten und 

einrichten. 

Sowohl auf individueller Ebene als auch innerhalb der Mädchengruppe wurde die Realisierung 

des Vorhabens als großer Erfolg erlebt. Ein wichtiges Lernfeld dabei war die Aushandlung der 

Bedingungen und Regeln für die Nutzung des Bauwagens. Sowohl untereinander als auch mit 

den Betreuer/-innen des ASP wurde kontrovers diskutiert und hart verhandelt, bis ein für alle 

Seiten erfolgreiches Ergebnis gefunden wurde. 

Kooperation und Vernetzung

Der ASP war auch im Jahr 2007 Mitglied im Landesverband der Abenteuerspielplätze und 

Kinderbauernhöfe Berlin-Brandenburg – AKIB e.V. und arbeitet innerhalb des Verbands an 

der Organisation gemeinsamer Fachtage zu relevanten Themen der Spielplatzarbeit mit und 

trägt zu Austausch, Vernetzung und Unterstützung der Mitglieder bei. Der ASP führte in 

diesem Rahmen eine Veranstaltung für Fachkollegen/-innen zum Thema „Auswirkungen von 

Kinderarmut auf Alltag und Angebote von Abenteuerspielplätzen“ durch. Einzelfallhelfer/

-innen nutzen den ASP kontinuierlich als Aufenthaltsort mit ihren Klienten/-innen. Auch 

heilpädagogische Tagesgruppen, Horte, eine Waldorfvorschule sowie Gruppen aus 

benachbarten Einrichtungen besuchen den ASP. Die so entstandenen Kontakte konnten zum 

Teil für fachlichen Austausch und die Absprache von Hilfen für einzelne Familien genutzt 

werden. 

Der ASP arbeitet mit in der Arbeitsgemeinschaft Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit nach 

§ 78 KJH in Berlin-Mitte. Er präsentierte seine Angebote auch erfolgreich auf der 2. Messe der 

Kinder- und Jugendeinrichtungen in Berlin-Mitte.

Fachliche Weiterentwicklung

Im Rahmen der Qualitätsdiskussion im Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte sowie 

der Vereinbarung zur Qualitätsentwicklung der Berliner Freizeitstätten fand im Jahr 2007 eine 

Selbstevaluation zu folgenden Themen statt: 
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– Implementierung von sozialräumlichen Ansätzen und Arbeitsweisen,

– Weiterentwicklung der geschlechtsbewussten Mädchen- und Jungenarbeit,

– Wahrnehmung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung sowie

– Weiterentwicklung von Partizipation und Mitbestimmung als Querschnittsaufgabe.

Die Mitarbeiter/-innen des ASP haben außerdem im Jahr 2007 an folgenden 

Fortbildungen/Fachveranstaltungen teilgenommen: 

– Kinderschutz/Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung,

– konfrontatives Konfliktmanagement,

– sichere Orte für Kinder,

– Kooperation mit Schulen,

– Grundlagen der altersgerechten Nutzung von Feuer in der Spielplatzarbeit.

Ausblick

Die Zunahme der Fälle von Problemlagen der Kinder und Familien werden das Arbeitsfeld des 

ASP zukünftig weiterhin stark prägen. Ein Ausbau der Kooperation mit Jugendamt, 

Betreuungseinrichtungen und Schule ist auch unter dem Gesichtspunkt des Kinderschutzes 

sowie der sozialräumlichen Arbeitsweise der Jugendhilfe für die weitere Arbeit wünschenswert 

und notwendig.

Das Prinzip der Mitbestimmung und Beteiligung der Kinder soll im Jahr 2008 durch die 

Einrichtung des ASP als Beteiligungsbüro für den Bezirk Mitte erweitert werden.

Auch im Bereich der Elternarbeit ist eine Erweiterung geplant: Um einen Teil der zahlreichen 

Informations- und Beratungsanfragen, die von Eltern an die Mitarbeiter/-innen gestellt werden, 

zu bündeln, sind Informationsveranstaltungen z. B. zu Erziehungsfragen geplant. 

Perspektivisch ist zu erwägen, dieser starken Nachfrage ein adäquates Angebot 

gegenüberzustellen. Der ASP ist auch Anlaufstelle für Menschen, die die Angebote von 

Beratungsstellen (wie Erziehungs- und Familienberatung, Sozial- oder Rechtsberatung) in der 

Regel nicht wahrnehmen. Zu überlegen ist hier, ob der ASP nicht eine entsprechende 

Vermittlungsfunktion übernehmen kann.

12. Platzmanagement Alexanderplatz 

Das Platzmanagement Alexanderplatz befindet sich seit Januar 2003 in der Trägerschaft des 

Geschäftsbereichs Soziale Räume und Projekte der Stiftung SPI.

Hintergrund

Aus der Idee, den Alexanderplatz als zentralen Stadtplatz in seiner Funktion als Treffpunkt und 

Aufenthaltsort junger Menschen aus Berlin, aber auch in seiner Bedeutung für diese Zielgruppe 

über Berlin hinaus zu erhalten, entstand 2001 das Platzmanagement Alexanderplatz. 

Das Platzmanagement ist nicht auf Beteiligungs- und Jugend(sozial)arbeit reduziert. Über die 

Beteiligung und Jugend(sozial)arbeit hinaus, bildet das Platzmanagement eine einzigartige 

Schnittstelle zwischen verschiedensten Nutzer/-inneninteressen, Fachämtern und Fachplanung. 

Damit zielt das Projekt auf eine gemeinwesenorientierte Gestaltung öffentlichen Raumes. 

Dabei wird, basierend auf Jugend(sozial)arbeit und parteiergreifend für junge Menschen, 

ergebnisoffen und unvoreingenommen die Diskussion mit allen Beteiligten gesucht.

Das Platzmanagement hat sich auch im Berichtsjahr für die Verstetigung der Partizipation 

junger Menschen am Alexanderplatz eingesetzt. Dazu wurde jungen Menschen weiterhin die 

Gelegenheit gegeben, sich aktiv an der Gestaltung des Platzes und an dem Geschehen auf dem 

Alexanderplatz einzubringen.
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Das Platzmanagement verfügt über ein Netzwerk zwischen Politik, Verwaltung, 

Wirtschaftunternehmen, Kultur- und Sozialarbeitsprojekte. Die Kooperation mit 

Wirtschaftsunternehmen und Kulturprojekten wird in Bezug auf einzelne Projekte gesucht, um 

Synergieeffekte zur Verbesserung der Atmosphäre im Bereich Alexanderplatz erstellen zu 

können.

Arbeitsgebiet und Schwerpunkte

Das Platzmanagement hat sich, nachdem sich eine engere Verzahnung mit den wirtschaftlichen 

Interessen am Alexanderplatz als erfolglos erwies, stärker auf die Bereiche der Jugendhilfe 

besonnen.

Zudem wurde weiterhin ein Konfliktmanagement, welches zum Teil mit dem Präventionsrat 

gemeinsam thematisiert wurde, durchgeführt.

Leider ist das Platzmanagement seit dem 01.01.2007 nur noch mit der Kapazität einer ½ Stelle 

am Alexanderplatz vertreten, so dass auch deshalb ein Rückzug auf Kernthemen notwendig 

war.

Dazu gehörte, Veranstaltungen von und für junge Menschen am Alexanderplatz zu begleiten.

Mit der Fertigstellung des größten Teils des Platzbereiches, gewann der öffentliche Raum auch 

wieder eine wichtigere Rolle für junge Menschen. Es war aber auch deutlich zu beobachten, 

wie wirtschaftliche Interessen am Platz in den Vordergrund rückten.

Hier müssen Strategien entwickelt werden, die junge Menschen in der Wahrnehmung in Bezug 

auf die Platzatmosphäre deutlicher akzentuieren. Dazu gehören auch immer wieder die 

Hervorhebung jugendlicher Themen, z. B. durch temporäre Veranstaltung oder Aktionen. Der 

Ausbildungstag Mitte im Jahr 2007 ermöglichte dies in geeigneter Art und Weise. 

Perspektivisch sollte damit der Eindruck eines Platzes für junge Menschen verstärkt werden.

Gemeinsam mit der AG Alex wurde zudem eine Befragung von jungen Menschen zum 

Alexanderplatz durchgeführt.

Öffentlichkeits- und Gremienarbeit

Das Platzmanagement hat auch im Berichtszeitraum regelmäßig an der AG Alex teilgenommen 

und als deren Sprecher im Rahmen der personellen Möglichkeit im Jugendhilfeausschuss

regelmäßig zur Situation auf dem Alexanderplatz Bericht erstattet.

Zudem hat das Platzmanagement gemeinsam mit dem Präventionsrat Mitte eine Runde mit 

Mieter/-innen der Rathausstraße, der Wohnungsbaugesellschaft Mitte und einzelnen Vertreter/

-innen der Gewerbetreibenden in der Rathausstraße eingeladen, um über Probleme rund um 

den Alexanderplatz zu reden und Lösungsmöglichkeiten zu erarbeiten.

Im Rahmen des Ausbildungstages erschien das Platzmanagement auf den entsprechenden 

Veröffentlichungen sowie auf Postkarten, die gemeinsam mit den Jugendberatungshäusern 

entwickelt und herausgegeben wurden.

Zuletzt hat das Platzmanagement einen Jugendschutzkalender in Auftrag gegeben, der zum 

einen an junge Menschen, zum anderen an Fachkollegen/-innen und auch an die Polizei verteilt 

wird. 

Auch wurde die bestehende Website in größeren Abständen aktualisiert.
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Weiterentwicklung des Projektes

Nachdem das Projekt im Berichtsjahr eher die Abgrenzung zu bestimmten Bereichen suchte 

(z. B. Wirtschaft), wird es in den nächsten Jahren deutlich um eine positive Nutzungsweise 

junger Menschen am Alexanderplatz gehen.

Zu dem Recht der Jugendlichen, den Platz als Aufenthaltsort zu nutzen, müssen nun auch 

öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen junger Menschen deutlicher eingerichtet werden.

Dazu sind die Ergebnisse der von der AG Alex durchgeführten Befragung in Bezug auf die 

Wünsche junger Menschen am Alexanderplatz auszuwerten.

Im Sommer 2008 werden temporäre Maßnahmen auf dem Alexanderplatz, zum Teil direkt mit 

Jugendlichen, umgesetzt.

Ausblick

Das Platzmanagement befindet sich weiterhin in der Phase einer deutlichen Umstrukturierung, 

die zu vielen Spekulationen einlädt. Als Jugendprojekt hat es die Notwendigkeit von 

Lobbyarbeit für junge Menschen im öffentlichen Raum bewiesen, die Erfolge der letzten Jahre 

belegen dies anschaulich. Trotz Neuordnung des Platzes ist es gelungen, die Interessen junger 

Menschen im Bereich Alexanderplatz zu verorten.

Das Platzmanagement wird weiterhin aktuelle Entwicklungen verfolgen und verschiedene 

Themenschwerpunkte, wie Alkoholkonsum im öffentlichen Raum, Interessensausgleich für 

junge Menschen und ihre Wünsche, mit den bestehenden wirtschaftlichen und Anwohner/

-inneninteressen versuchen in Einklang zu bringen.

13. Schulsozialarbeit im Verbund

Die „Schulsozialarbeit im Verbund“ bringt sozialpädagogische Kompetenzen unter 

Berücksichtigung der Interessen von Schüler/-innen, Eltern und Lehrern/-innen in den 

Schulalltag ein. Die institutionelle Trennung von Jugendhilfe und Schule wird dabei verringert. 

Im Interesse der Schüler/-innen und ihrer Familien werden ziel- und aufgabenorientierte 

bestehende Angebote in der Schule und im Stadtteil miteinander vernetzt.

Das Gebiet des Stadtteilmanagements Brunnenviertel in Berlin Mitte, Ortsteil Wedding, in dem 

das Projekt angesiedelt ist, gehört zu den Berliner Stadtteilen mit signifikanten sozialen 

Belastungen. Unter anderem ist das Gebiet gekennzeichnet durch häufige Arbeitslosigkeit der 

Eltern, geringe Familieneinkommen und relative Bildungsferne der Familien. Der Anteil von 

Schüler/-innen nicht deutscher Herkunft ist überdurchschnittlich hoch. Er wird von den 

Schulen mit annähernd 90 % angegeben. Die Förderung des Projekts erfolgt zu gleichen Teilen 

durch das Stadtteilmanagement (STM) und das Jugendamt Mitte (nach § 13.1. SGB VIII). Die 

Integration der Schulsozialarbeit in ein Verbundsystem fördert die Vernetzung der beiden 

beteiligten Grundschulen  mit einem bezirklichen Jugendzentrum und weiteren Partner/-innen 

im Kiez.

Im Februar 2006 startete das Projekt mit Angeboten an den beiden Grundschulen im 

Brunnenviertel (Vineta- und Heinrich-Seidel- Schule) sowie Angeboten im Stadtteil und im 

Olof-Palme-Jugendzentrum. Einerseits werden bestehende Aktivitäten und Aufgaben begleitet 

und unterstützt, darüber hinaus über gemeinsame Projekte neue Impulse gegeben, und zwar im 

Rahmen von Jahresthemen innerhalb des Verbundes und in Kooperation mit Institutionen, die 

im Brunnenviertel ansässig sind. 

Zielgruppen und Ziele

Das Projekt dient sowohl der generellen Förderung der Kinder und Jugendlichen zum 

Ausgleich sozialer Benachteiligungen, als auch einzelnen Kindern bei der Überwindung 
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individueller Beeinträchtigungen, durch die Einleitung gezielter Hilfen. Das Projekt soll damit 

einen Beitrag zur Integration und Wiedereingliederung möglichst vieler Kinder in ihr 

schulisches und nachbarschaftliches Umfeld leisten. 

Methoden

Folgendes Methodenprofil hat die „Schulsozialarbeit im Verbund“ entwickelt:

– offene Kontaktangebote zum Vertrauens- und Beziehungsaufbau zu Schüler/-innen, 

Eltern, Lehrer/-innen und Erzieher/-innen der schulischen Freizeitbereiche in den von den 

Schulen zur Verfügung gestellten Räumen und am Projektstandort im Olof-Palme-

Jugendzentrum,

– feste Sprech- und Beratungszeiten für Schüler/-innen, Eltern, Erzieher/-innen, Lehrer/

-innen und Kooperationspartner/-innen,

– sozialpädagogische Hilfen im Einzel- oder Gruppensetting für Schüler/-innen mit 

besonderem Bedarf sowie bei Benachteiligungen mit speziellen Hilfestellungen zur 

schulischen, familiären und sozialen Integration,

– Begleitung von Schüler-, Lehrer- und Elterngesprächen,

– Einleiten von weiterführenden Hilfen in Abstimmung mit Eltern, Schulen und den 

Fachdiensten bei entsprechendem Bedarf,

– enge Kooperation mit Lehrenden bei Klasseninterventionen oder in Arbeitsgemeinschaften 

im Bereich des sozialen Lernens (Beispiele hierfür sind die: Konfliktlotsenausbildung, 

AG Schülerzeitung, Jungen- und Mädchengruppen und Stadterkundungen),

– ziel- und aufgabenorientierte Vernetzung bestehender Angebote in der Schule und im 

Stadtteil im Interesse der Kinder und ihrer Familien,

– Begleitung und Hinführen von Kindern und Jugendlichen zu Angeboten im Stadtteil 

(Beispiele: schulische Nachhilfe und verschiedene Freizeitangebote im Olof-Palme-

Jugendzentrum),

– Erschließen von „Räumen des Sozialen Lernens“ im Stadtraum als Kooperation der 

Schulen mit Partnern im Quartier.

Personelle und räumliche Ressourcen

Die personelle Ausstattung bezieht sich auf

– eine Diplom-Sozialpädagogin/Sozialarbeiterin (3/4-Stelle, Personalwechsel im November 

2007),

– einen Diplom-Pädagogen (3/4-Stelle).

Das Olof-Palme-Jugendzentrum hat dem Projekt einen Raum zur Verfügung gestellt, der als 

Büro genutzt wird. Auf Anfrage werden die Funktionsräume des Jugendzentrums zur 

Verfügung gestellt. In den beiden Grundschulen stehen dem Projekt Räume für Angebots-, 

Sprech- und Beratungszeiten zur Verfügung.

Auswertung der durchgeführten Aktivitäten

Sprech- und Beratungszeiten

Zwecks niedrigschwelliger Kontaktaufnahme mit Kindern, Eltern, Pädagogen/-innen und 

weiteren Partnern, sind in den beiden Schulen und im Jugendzentrum feste Sprechzeiten 

eingerichtet. Die Sprechzeiten werden sowohl von Pädagogen/-innen, als auch von Kindern 

und deren Eltern wahrgenommen. Der Austausch mit den Pädagogen/-innen in den Schulen 

richtet sich dabei auf Schüler/-innen mit erhöhtem Förderbedarf oder auf gemeinsam geplante 

Kleinprojekte. Die Eltern- und Schülergespräche beziehen sich auf Themen in Erziehungs- und 

Gesundheitsfragen sowie auf schulische Bereiche unter Berücksichtigung der individuellen

Problemstellungen der Kinder. Ratsuchende und Kooperationspartner/-innen, die von sich aus 

Kontakt zum Projekt suchen, nutzen zunehmend diese Sprechzeiten. Eine Vielzahl der 
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Partner/-innen/Klienten wird nur durch aufsuchende Angebote erreicht (Präsenz im 

Lehrerzimmer und auf Hofpausen, Teilnahme an Elternabenden, Elterncafés sowie während 

etwaiger Hospitationen).

Raum des Sozialen Lernens

In der Heinrich-Seidel-Schule dient die ehemalige Stadtbibliothek als Raum für Projektarbeit. 

Die Schulsozialarbeit bietet hier niedrigschwellige Angebote zur Beziehungsaufnahme mit 

Schüler/-innen (Treffpunkt zum Miteinander reden und spielen oder Hausaufgaben erledigen). 

Bei der Gestaltung der Angebote des sozialen Lernens in diesem Raum kooperiert die 

Schulsozialarbeit mit dem Kontaktlehrer und den Kollegen/-innen von Casablanca GmbH, die 

den Schwerpunkt der Sprachförderangebote abdecken. 

Kooperation mit der Schülerinsel

An der Vineta-Schule bietet die Kooperation mit der Schülerinsel einen Rahmen zum 

Beziehungsaufbau mit einzelnen Schüler/-innen und Schülergruppen. 

Jungen- und Mädchengruppenarbeit

Insbesondere für Kinder der 5. und 6. Jahrgangsstufe bieten geschlechtsspezifische 

Gruppenangebote eine Möglichkeit, die in dieser Altersgruppe auftretenden Probleme der 

Identitätsbildung intensiver zu bearbeiten. Die Schulsozialarbeit im Verbund führt

Gruppenangebote für Jungen bzw. Mädchen an allen Standorten durch. 

Konfliktlotsenprogramm

Zur Gewaltprävention ist mit beiden Grundschulen die Kooperation im Rahmen von 

Konfliktlotsenprogrammen als Arbeitsschwerpunkt vereinbart. Sowohl die intensive 

Ausbildung der Schüler/-innen als auch die Unterstützung in der Umsetzung der Interventionen 

wird gemeinsam mit Lehrenden abgesprochen und durchgeführt. An der Vineta-Schule wurden 

neue Konfliktlotsen/-innen während zweier Gruppenseminarfahrten zusammen mit Lehrern/

-innen ausgebildet. An der Heinrich-Seidel-Schule wird die Kooperation stetig ausgebaut. 

Beide Schulen wurden auch in diesem Jahr für ihre Präventionsarbeit in diesem Bereich im 

Rahmen des Programms „Schule und Eltern gemeinsam für Toleranz und demokratisches 

Handeln“ ausgezeichnet.

Soziales Lernen

Zur sozialpädagogischen Intervention bzw. Prävention auf der Ebene des Klassenverbandes 

wurden in Absprache mit Lehrenden temporäre Projekte des sozialen Lernens mit Klassen oder 

Teilgruppen aus Klassen angeboten. Ziele, Inhalte und Dauer der Interventionen wurden dem 

identifizierten Bedarf angepasst. Im ersten Kalenderhalbjahr wurde in der Vineta-Schule eine 

Stunde zum sozialen Lernen mit einer 5. Klasse angeboten. In der Heinrich-Seidel-Schule hat 

die Schulsozialarbeit, in Absprache mit dem STM, Projekttage („Wedding 65-Tag“) mit 

„Kiezboom e.V.“ für alle dritten Klassen organisiert. Für eine Klasse wurde dieses Projekt in 

ein temporäres Klasseninterventionsprojekt im ersten Kalenderhalbjahr überführt. Zum 

Jahresende wurden in Kooperation mit Spielwerk e.V. theaterpädagogische Projekttage zur 

Gewaltprävention an beiden Schulen veranstaltet. Durch diese Projekte konnten dem 

Schulprofil wichtige Impulse bezüglich zielgruppenorientierter wie multiprofessioneller 

Ansätze gegeben werden.
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Individuelle Sofortmaßnahmen

Zwischenfälle mit Schüler/-innen in der Schule (z. B. Gewaltvorfälle, Sachbeschädigungen, 

Beleidigungen, Konflikte) werden zum Anlass genommen, in Absprache mit den Eltern und 

Pädagogen/-innen, passende Maßnahmen zur Konfliktbearbeitung zu entwickeln und 

durchzuführen. Am Anfang steht jeweils die Kontaktaufnahme der Schulsozialarbeit, um die 

Situation des/der Schülers/in zu hinterfragen. In die Gespräche werden je nach Bedarf 

Klassenlehrer/-innen, Eltern sowie die ausgebildeten Konfliktlotsen/-innen und weitere 

Kooperationspartner/-innen (z. B. Kulturlotsen/-innen) miteinbezogen. Hierdurch wurden 

bereits nachhaltige Hilfeprozesse eingeleitet. 

Stadtteilarbeit

Für die Stadtteilarbeit wurde ein besonderer Focus auf die Arbeit im Verbund der Partner 

gelegt. Vor den Ferien arbeiteten alle Verbundpartner an den Stadtteilerkundungen mit. Eine 

weitere Verbundaktivität bestand in der gemeinsamen Präsentation der Arbeitsfelder auf 

Straßenfesten. 

Gremienarbeit/Netzwerkarbeit

Die Beteiligung an Arbeitsgemeinschaften im Sozialraum, in der schulbezogenen 

Jugendsozialarbeit, in Schulgremien, Gremien im stadtteilbezogenem Kontext, in Fachgremien 

und ähnlichem hat kontinuierlich stattgefunden. Die Teilnahme dient dem 

Informationsaustausch sowie der Initiierung gemeinsamer Aktivitäten im Stadtraum. Das 

Projekt nimmt hier seine Scharnierfunktion zwischen schulischen und außerschulischen 

Institutionen wahr. Dies ermöglicht eine enge Ausrichtung der Aktivitäten im Gemeinwesen an 

den Interessen der Kinder, Jugendlichen und ihrer Familien. Zum zweiten Halbjahr bekam die 

Gremienarbeit einen Impuls durch Wahl eines Mitarbeiters der Schulsozialarbeit zum Sprecher 

der AG Schulbezogene Jugendsozialarbeit des Gesamtbezirks. In den AGen nach § 78 KJHG 

wurde das Projekt präsentiert.

Sozialpädagogische Hilfen

Über das Jahr verteilt, wurden insgesamt 40 Schüler/-innen mit besonderen Bedarfslagen 

dokumentiert.

Kooperation und Steuerung

Eine Kooperationsvereinbarung wurde zwischen dem Geschäftsbereich Soziale Räume und 

Projekte der Stiftung SPI, der Heinrich-Seidel-Schule, der Vineta-Schule und dem Olof-Palme-

JZ unterzeichnet. Entsprechende Senats- und Bezirksamtstellen tragen mit ihren Unterschriften 

diese Vereinbarung mit.

Zur Prozesssteuerung des Projektes tagt quartalsmäßig eine Steuerungsrunde mit allen 

relevanten Akteuren aus dem Jugendamt, dem Jugendzentrum, den Schulen, dem 

Stadtteilmanagement und dem Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte der Stiftung SPI.

Planungen und Aussichten

Die Gestaltung und Optimierung der bisherigen Angebote sowie neuer Schwerpunkte wird 

prozessorientiert fortgeführt. Folgende Schwerpunktthemen wurden vereinbart:

– sozialpädagogische Einzelhilfen (12 - 13 kontinuierliche Fälle),

– Der Rahmen für weitere Impulse zur Stärkung des Verbundgedankens ist mit dem 

vereinbarten Jahresverbundthema „Wohlfühlen im Brunnenviertel“ geschaffen worden.



199

– In der Jungen- und Mädchenarbeit liegen Potentiale zur Professionalisierung und weiteren 

Profilierung der künftigen Arbeit. 

– Gewaltprävention (Optimierung des Konfliktlotsenprogramms),

– Einzelprojekte unter genderpädagogischem Fokus.

14. new way

Das new way ist eine offene, niedrigschwellige Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtung. Das 

Projekt wird gefördert durch das Bezirksamt Mitte von Berlin und ist im Geltungsbereich des 

§ 11 KJHG angesiedelt. Es befindet sich in der Chausseestraße auf der Höhe des U-Bahnhofs 

Schwarzkopffstraße im Ortsteil Mitte an der Grenze zum Bezirk Wedding.

Das Projekt ist ein Ort, an dem sich Kinder und Jugendliche unterschiedlicher Nationalitäten 

und sozialer Herkünfte begegnen, einander kennen lernen und voneinander lernen. Es bietet 

fördernden und unterstützenden Raum zur Entwicklung, Erprobung und Entfaltung 

persönlicher und sozialer Fähigkeiten für grundsätzlich jeden jungen Menschen. Die 

Umsetzung zielgerichteter und spezieller Freizeitbedürfnisse im produktiven Bereich ist dabei 

ausgeschlossen. Schwerpunkt der Einrichtung ist die Alltagsgestaltung im offenen 

sozialräumlichen Angebot. Das Lern- und Lehrfeld wird von den Besucher/-innen letztlich 

selbst bestimmt: durch deren Bedürfnisse und durch den Bedarf, der von den Mitarbeiter/

-innen der Einrichtung erkannt wird. Die Angebote basieren auf Freiwilligkeit und sind in der 

Regel an keine Vorbedingungen geknüpft.

Zielgruppe

Das Projekt soll ein Ort für alle Kinder und Jugendlichen von 11 bis 18 Jahren sein, die in 

einem bestimmten Sozialraum leben oder dort zur Schule gehen. Dabei gibt es keine 

geschlechtliche, soziale oder kulturelle Schwerpunktsetzung. Ziel ist die Ausgewogenheit und 

Mischung. Zusätzlich ist das Projekt zweimal in der Woche auch für alle kleineren Kinder für 

drei Stunden geöffnet („open door“).

Ein Großteil der derzeitigen Stammbesucher/-innen des new way sind Migranten/-innen aus 

unterschiedlichen Herkunftsländern und mit unterschiedlichen Aufenthaltsstatuen. Viele 

Stammbesucher/-innen wohnten in einem Übergangswohnheim in der Chausseestraße 54 oder 

haben Freunde und Verwandte, die dort lebten. Das Heim ist am 29. Februar 2008 geschlossen 

worden und die Jugendlichen sind in andere Übergangswohnheime oder Wohnung in 

unterschiedliche Bezirke gezogen. Sie kommen fast alle aus sozialschwachen und ein großer 

Teil aus bildungsfernen Familien. Die Sprachkenntnisse der Jugendlichen variieren stark, 

wobei der Faktor der Herkunftsfamilie häufig eine gewichtigere Rolle spielt als die 

Aufenthaltsdauer in Deutschland. Im Jahr 2007 sind mehrere Stammbesucher/-innen der 

Einrichtung abgeschoben wurden. Zwei Familien werden noch in der Härtefallkommission 

verhandelt.

Im letzten Jahr sind weitere Gruppen in der Einrichtung zu Stammbesucher/-innen geworden. 

Es gibt eine Mädchengruppe sowie eine Jungengruppe, die mit der Hemingway-Oberschule in 

Verbindung steht, eine Gruppe Schüler/-innen, die von der Berolina-Oberschule kommen und 

Jugendliche, die im unmittelbaren Einzugsbereich leben.

Bei den Besucher/-innen ist eine ausgewogene Geschlechter- und Altersmischung vorhanden. 

Die weiblichen Stammbesucherinnen haben insgesamt eine höhere Sozial- und 

Sprachkompetenz. Die jungen Frauen agieren im Projektalltag eigenständiger als die 

männlichen Besucher, dürfen aber häufig nur an bestimmten Mädchenangeboten der 

Einrichtung teilnehmen bzw. den Mädchenraum nutzen. 

Die Mehrzahl der Jugendlichen besucht eine Grund-, Förder-, Haupt- oder Realschule. Einige 

haben die Schullaufbahn bereits abgeschlossen oder nie angefangen. Der Großteil besucht die 

Schule regelmäßig. Wenige Jugendliche besuchen berufsvorbereitende Maßnahmen.
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Ziele in der pädagogischen Arbeit

Im new way ist das übergeordnete pädagogische Ziel, dass den Kindern und Jugendlichen 

Möglichkeiten geboten werden, ein konstruktives Selbstvertrauen aufzubauen und ein positives 

Selbstwertgefühl sowie Perspektiven für ihr zukünftiges Leben zu erwerben. Weiterhin soll 

ihre Eigenverantwortung gestärkt und soziale Kompetenzen, wie das Erlernen von friedlichen 

Konfliktlösungen, vermittelt werden. Es ist Anspruch und weitestgehend Praxis des Projekts, 

Regelüberschreitungen, die im klassischen Sinne zur Ausgrenzung (Klubverbot) führen 

würden, situativ und kontextuell zu begegnen. Dabei spielt die allgemeine und aktuelle 

Situation des Regelüberschreitenden ebenso eine Rolle, wie auch die Situation in der 

Einrichtung. Ziel ist es, das für die Mehrheit der Jugendlichen bekannte System von 

Regelüberschreitung und Bestrafung durch einen Lernprozess zu ersetzen, der 

Wiedergutmachung, Reflektion und Motivation beinhaltet. Den Besucher/-innen werden stetig 

alternative Rollen und Vorbilder aufgezeigt und sie erhalten die Möglichkeit sich selbst in 

unterschiedlichen Rollen auszuprobieren, um ihre eigene Identitätsfindung zu erleichtern. Des 

Weiteren wird versucht ihre Selbstwahrnehmung positiv zu verändern. 

Eine Chancengleichheit für die Kinder und Jugendlichen soll stetig hergestellt werden, wobei 

immer die Geschlechtergerechtigkeit beachtet wird. Die Besucher/-innen der Einrichtung 

sollen positive Erfahrungen und Erlebnisse mit sich selbst und anderen in unterschiedlichen 

Bereichen sammeln. Sie werden angeregt, Verantwortung zu übernehmen und Mitbestimmung 

zu erlernen. Mit diesen Vorraussetzungen können die Kinder und Jugendlichen ein 

gesellschaftlich erwünschtes soziales Verhalten erlernen, aufbauen und verinnerlichen. 

Damit liegt der Fokus der pädagogischen Arbeit auf der 

– Vermittlung sozialer Kompetenzen,

– Stärkung des Selbstbewusstseins,

– Möglichkeit des Erwerbs von Zukunftsperspektiven,

– Förderung von Eigenverantwortung,

– Schaffung gewaltfreier Räume,

– Chancengleichheit zwischen den Geschlechtern.

Methodische Schwerpunktsetzungen

Eine Querschnittsaufgabe des new way ist die Partizipation und Mitbestimmung von Kindern 

und Jugendlichen im gesamten Projektalltag. Des Weiteren sollen Benachteiligungen der 

Besucher/-innen mit gezielten Angeboten abgebaut werden. Die geschlechterspezifische Arbeit 

ist im Projekt ebenfalls ein Schwerpunkt und durch gesundheitsförderliche Sportangebote wird 

gewaltpräventiv agiert. Neben den gesetzten Schwerpunkten wird eine Dynamik und 

Methodenvielfalt offen gehalten, um auf aktuelle Bedürfnisse der Besucher/-innen zu 

reagieren.

Angebotsstruktur

Das Hauptangebot im new way ist der offene Bereich und dieser wird durch Aktionen, Projekte 

und Gruppenarbeit ergänzt. In der Gestaltung des offenen Bereichs sollen sich sowohl 

individuelle als auch Gruppenbedürfnisse widerspiegeln sowie die Interessen von Besucher/

-innengruppen berücksichtig werden. Diese Gestaltung zielt unter anderem auf das Umsetzen 

einer Geschlechtergerechtigkeit und auf ausgeglichene Verhältnisse zwischen den 

Einzelgruppen ab. Der offene Bereich bietet den Besucher/-innen einen Ort zum Entspannen, 

einen Treffpunkt, einen Erprobungs-, Aneignungs- und Selbstbestimmungsraum. Er stellt in 

einem besonderen Maße ein Lern- und Experimentalfeld für das soziale Verhalten und Lernen 

von Kindern und Jugendlichen in der Pubertätsphase dar. Das Verhalten der Besucher/-innen 

wird behutsam und zielgerichtet beeinflusst. Konflikte, die sich aus divergierenden oder 

überschreitenden Interessen unterschiedlicher Besuchergruppen bilden, werden mit Hilfe von 

Deeskalation, Verständigung, Toleranz, in seltenen Fällen durch Ausgrenzung, gelöst (letzteres 

im Fall der notwendigen Schutzfunktion).
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Konkret haben die Besucher/-innen die Möglichkeit, sich im offenen Bereich zu entspannen, 

Gespräche zu führen, Musik zu hören, Billard-, Darts-, Tischtennis,-, Computer,- oder 

Gesellschaftsspiele zu spielen, Kickern, Beratung in Anspruch nehmen und eigenständige 

Kreativangebote durchzuführen. Den weiblichen Besuchern/-innen steht täglich ein 

Mädchenraum zur Verfügung, in dem sie ihren eigenen Interessen nachgehen können.

Neben Standardangeboten der offenen Arbeit entstehen Aktionen und Projekte, nach 

Anregungen der Jugendlichen und/oder einem von den Mitarbeiter/-innen gesehenen Bedarf. 

Die Umsetzung erfolgt unter konkreter Beteiligung der Jugendlichen und stellt den 

Prozesscharakter der Aktivitäten in den Mittelpunkt. Zurzeit liegt der Schwerpunkt bei den

Aktionen und Projekten auf den sportlichen und kreativen Angeboten. Es findet eine tägliche 

Hausaufgabenhilfe, wöchentlich Hallenfußball, Volleyball, Klubtage (putzen und kochen), 

Kreativwerkstatt, Turniere, Werkstatt, Bewerbungstraining, Film erstellen, und 

Elternsprechstunde statt. Monatlich wird eine Klubversammlung mit den Besucher/-innen 

veranstaltet. In dieser wird der Kluballtag mit seinen Angeboten und Projekten besprochen, 

diskutiert und abgestimmt. Außenaktivitäten, wie z. B. Museumsbesuche, Bowling, 

Beachvolleyball, Stadtrundfahrten, Schwimmen, Betriebsbesichtigungen, Turniere gegen 

andere Einrichtungen, kommen zu den Angeboten im Projekt hinzu. 

In den Ferien wird ein Programm mit Außenaktivitäten und speziellen Projekten in der 

Einrichtung angeboten.

Elternarbeit 

Die Eltern der Jugendlichen besuchen gelegentlich die Einrichtung. In Absprache mit den 

Besucher/-innen wurde eine wöchentliche Elternsprechstunde installiert. Die Eltern haben die 

Möglichkeit, sich von den Mitarbeiter/-innen zu unterschiedlichsten Themen beraten und 

gegebenenfalls an andere Einrichtungen weitervermitteln zu lassen. Am Tag der offenen Tür in 

der Hemingway-Oberschule entsteht mit den Eltern der zukünftigen Schüler/-innen ein 

Erstkontakt. Das Projekt wird vorgestellt und ihnen wird dargelegt, welche Möglichkeiten das 

new way ihrem Kind bietet. Die Arbeit mit den Eltern wird häufig durch 

Sprachschwierigkeiten beeinträchtigt.

Evaluation und Dokumentation der Arbeit

Das Projekt nutzt das Qualitätshandbuch der Berliner Jugendarbeit für eine Evaluation. Es 

findet ebenfalls eine regelmäßige Evaluation innerhalb des Geschäftsbereichs Soziale Räume 

und Projekte statt. Für die Dokumentation wird im Projekt täglich ein Dienstbuch geführt, 

aktuelle Ereignisse besprochen und wöchentliche Teamsitzungen veranstaltet. Die Besucher/

-innen werden zweimal pro Jahr mit Hilfe eines Fragebogens zu ihren Wünschen, Meinungen 

und Ideen befragt. 

Kooperation und Vernetzung

Das new way beteiligt sich regelmäßig bei Stadtteilfesten, Messen und Aktionswochen im 

Bezirk Mitte. 

Mitarbeiter/-innen des Projekts sind aktive Mitglieder in verschiedenen Arbeitsgemeinschaften 

nach § 78 KJHG: Sprecherin der AG Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit im Bezirk Mitte, 

Mitglied der AG Mädchen und Junge Frauen, AG Beteiligung und der AG nördliche Torstraße. 

Es besteht weiterhin ein Kooperationsvertrag mit der Hemingway-Oberschule. Mitarbeiter/

-innen des new way nehmen an Dienstbesprechungen und Gesamtkonferenzen der Schule teil. 

Gemeinsame Projekte und Feste, sowie die Vernetzung von Ressourcen sind Inhalt der 

Kooperation.
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Aktuelles

Mitarbeiter/-innen des new way haben sich zum Thema Partizipation weitergebildet und das 

new way ist ein Beteiligungsbüro für den Sozialraum geworden. Das erste Beteiligungsprojekt

ist die Umgestaltung des Schulhofs der Hemingway-Oberschule gemeinsam mit den Schüler/

-innen.

Der Umzug des Projekts in die Gartenstraße 99 hat sich verschoben und wird im Sommer des 

Jahres 2008 stattfinden. Das neue Gebäude befindet sich gegenüber der kooperierenden

Hemingway-Oberschule. Dort steht eine Freifläche zur Verfügung und das Grundstück ist in 

eine kleine Grünanlage mit einem Spielplatz, Fußballkäfig und einer Plansche integriert. Das 

Projekt wird mit einem Kinderprojekt dort eine Kooperation eingehen und das Gebäude 

gemeinsam nutzen. An dem neuen Standort wird der handwerkliche Schwerpunkt des Projekts, 

aufgrund des Zustands der Räume, hervorgehoben.

15. VBO - Vertiefte Berufsorientierung in Berlin-Mitte 

Aufbau und Struktur des Projektes

Im Sommer 2006 schloss sich ein Kooperationsbündnis zur Umsetzung der „Vertieften 

Berufsorientierung Berlin-Mitte“ (VBO) zusammen.

Dieses besteht aus:

– der Agentur für Arbeit Berlin-Mitte,

– dem Jobcenter Berlin-Mitte,

– dem Bezirksamt Mitte von Berlin mit den Abteilungen Jugend und Finanzen sowie 

Bildung und Kultur,

– der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport, vertreten durch die Außenstelle 

Berlin-Mitte/Schulaufsicht.

Dieses Bündnis hat der Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte der Stiftung SPI ab dem 

01.01.2007 mit der Programmkoordination beauftragt. Die Programmumsetzung erfolgt durch 

erfahrene Träger der Jugendberufshilfe.

Ziel und Inhalt des Projektes

Bei der VBO in Berlin-Mitte handelt es sich um ein Projekt, das das Regelangebot der Schule 

sowie der Berufsberatung zur Berufsorientierung von Schülern ergänzen soll.

Ziele sind insbesondere: 

– die Verbesserung des beruflichen Entscheidungsverhaltens der Schüler/-innen,

– die Vertiefung ihrer berufs-/und betriebskundlichen Kenntnisse,

– eine vertiefte Eignungsfeststellung.

Die VBO besteht in der Regel aus 20 Qualifizierungseinheiten, so genannten Bausteinen 

(folgendes wird z. B. absolviert: Kompetenzfeststellung, berufspraktische Erprobung, 

Bewerbungstraining oder Betriebserkundungen), die je nach Thema einen unterschiedlichen 

Stundenumfang haben. Der zeitliche Umfang des Projektes beträgt maximal 160 Stunden pro 

Durchgang und Schüler/in.

Bereits während der ersten Monate des Projektes VBO an den Schulen wurde deutlich, dass die 

eng vorgegebenen Bausteine an fast keiner der Schulen nach den Vorgaben umgesetzt werden 

konnten. So zeigten sich Schwierigkeiten in der zeitlichen, aber auch bei der inhaltlichen 

Verknüpfung mit dem Unterricht bzw. anderer schulischer Projekte. 
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Im April 2007 wurde eine Flexibilisierung des Modulsystems von den Programmpartnern 

beschlossen. So konnten nun die an der VBO Beteiligten für jeden Schulstandort eigene 

schulspezifische Konzepte erarbeiten, die auf dem Bausteinsystem basierten, aber im zeitlichen

Umfang und der Abfolge variabel sind.

An fast jeder Schule wurden alle thematischen Bausteine der VBO angeboten. Allerdings war 

es den wenigsten Schüler/-innen des 1. Durchganges möglich, die maximalen 160 Stunden zu 

absolvieren. So konnten auf Grund der Fülle schulischer und außerschulischer Aktivitäten im 

Zusammenspiel mit der begrenzten Leistungsfähigkeit der Schüler/-innen meistens nicht alle 

Stunden vom durchführenden Träger innerhalb des zur Verfügung stehenden Zeitraumes 

angeboten werden.

Eine Mehrzahl der Schulen und durchführenden Träger verknüpfte die VBO mit dem 

Arbeitslehreunterricht an den Schulen. So konnten Doppelungen zum Thema 

Berufsorientierung vermieden werden. Zudem hat es sich gezeigt, dass zumindest eine partielle 

Begleitung der Lehrer/-innen während der VBO sich positiv auf die regelmäßige Teilnahme 

der Schüler/-innen auswirkt. 

An einigen Schulen war die Einbindung der Integrationsschüler in die VBO ein Problem, das 

bislang noch nicht zufriedenstellend gelöst werden konnte. Durch die Konzipierung der VBO 

als Gruppenangebot konnten die speziellen Bedürfnisse der betroffenen Schüler/-innen oft 

nicht im ausreichenden Maße beachtet werden.

Zeitliche Abfolge des Projektes

Bisher sind drei Durchgänge des Projektes geplant, diese erstrecken/erstreckten sich jeweils 

über ca. 18 Monate.

Der erste Durchgang startete am 01.09.2006. Die 2. und 3. Durchgänge konnten ab dem 

02. Mai 2007 bzw. 2008 begonnen werden. Teilweise wird der tatsächliche Beginn aber erst im 

September, parallel zum Schuljahresbeginn, realisiert. Die Durchläufe enden jeweils zum 

31.12. des darauf folgenden Jahres.

Finanzierung des Projektes

Das Projekt VBO wird finanziert durch die Agentur für Arbeit Berlin Mitte (25 %), das 

Jobcenter Berlin Mitte (25 %), das Bezirksamt Mitte von Berlin, Jugendamt (6 %) und den 

Europäischen Sozialfonds (44 %). Zudem unterstützt die Senatsverwaltung für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung das Projekt aktiv.

Teilnehmende Schulen und durchführende Träger

Das Projekt wurde im 1. Durchgang an 13 Schulstandorten von sechs durchführenden Trägern 

umgesetzt. Am 2. Durchgang nehmen bereits 16 Schulen teil.

Folgende Schulen kooperieren/kooperierten mit folgenden Trägern:

1. Berolina-Oberschule bbw Akademie

2. Breitscheid-Oberschule CJD Berlin

3. Diesterweg-Schule bbw Akademie

4. Ernst-Reuter-Schule (Teilnahme ab dem 2. Durchgang) CJD Berlin

5. Ernst-Schering-Oberschule life 

6. Hans-Bredow-Oberschule SOS Kinderdorf

7. Hedwig-Dohm-Oberschule Neues Wohnen im Kiez

8. Heinrich-von-Stephan-Oberschule SOS Kinderdorf

9. Hemingway-Oberschule (Teilnahme ab dem 2. Durchgang) life

10. Herbert-Hoover-Oberschule (Teilnahme nur im 1. Durchgang) Zukunftsbau
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11. Moses-Mendelssohn-Oberschule CJD Berlin 

12. Oberschule am Brunnenplatz Zukunftsbau

13. Theodor-Plievier-Oberschule Zukunftsbau

14. Willy-Brandt-Oberschule SOS Kinderdorf

15. Wilhelm-Busch-Schule (Teilnahme ab dem 2. Durchgang) SOS Kinderdorf 

16. Winkelried-Oberschule SOS Kinderdorf

Teilnehmerzahlen

Die durchführenden Träger arbeiten jeweils mit sehr unterschiedlichen Schul- und 

Schülerzahlen. Geplant war die Qualifizierung für 1.075 Schüler/-innen pro Durchgang. 

Während des 1. Durchganges war zu beobachten, dass die Anzahl der Teilnehmenden 

schwankte. So wurden im Juni 2007 1.030 Schüler/-innen aus 52 Klassen bzw. Gruppen 

qualifiziert. Zum 2. Durchgang der VBO haben sich mit Stand Dezember 2007 1.188 Schüler/

-innen angemeldet.

Komplexes Konstrukt des Projektes

Das Konstrukt der VBO in Berlin Mitte gestaltet sich durch folgende Faktoren sehr komplex:

– die unterschiedlichen Arten der Finanzierung und die damit verbundenen Verwaltungs-

und Abrechnungsvorschriften,

– die verschiedenen Kooperationspartner und deren Spezifika auf unterschiedlichen  Ebenen 

der Umsetzung des Projektes,

– die Diversität  der durchführenden Träger und die Unterschiedlichkeit der kooperierenden 

Schulen (Gesamtschulen, Hauptschulen, Realschulen und ein Gymnasium).

Um den unterschiedlichen Voraussetzungen der beteiligten Institutionen und deren 

Besonderheiten Rechnung zu tragen, aber dennoch dem Anspruch eines gemeinsamen 

Projektes mit einheitlicher Zielsetzung und vergleichbaren Inhalten zu realisieren, erfolgt durch 

die Programmkoordination ein kontinuierliches Monitoring und eine gezielte Prozesssteuerung 

mit entsprechend einheitlichen Instrumenten und Formularen, die sich sowohl auf 

Organisatorisches als auch Inhaltliches beziehen.

Zur erfolgreichen Umsetzung des Projektes muss/musste ein umfassendes Netz von 

Kommunikation, Austausch und Information geschaffen werden. So wurden mindestens 

vierteljährliche Treffen an jedem Schulstandort durchgeführt. An diesem nahmen Vertreter/

-innen der Schulen und des durchführenden Trägers, die zuständige Berufsberater/in sowie der 

koordinierende Träger teil. Es wurden die Aktivitäten des vergangenen Zeitraumes kritisch 

reflektiert sowie die weitere Planung abgestimmt. Dabei war die Moderation durch den 

koordinierenden Träger sehr förderlich. Zudem konnten auf diese Weise die 

schulübergreifenden Probleme bei der Umsetzung gesammelt werden und für das gesamte 

Projekt Lösungen gesucht werden. Ebenso war der Wissenstransfer von einem Schulstandort 

zum nächsten durch den koordinierenden Träger gesichert.

Um die Qualität der Berufsorientierung an den einzelnen Schulen zu verbessern, konnten im 

Rahmen der VBO Fortbildungen des Verbundes zum Thema absolviert werden. Zum Zweck 

des Informationsaustausches, der gemeinsamen weiteren Planung sowie der 

Problemfrüherkennung fanden ebenso Treffen mit Vertretern/-innen aller Schulen und den 

durchführenden Trägern statt. Diese und auch die zwischen durchführenden Trägern und 

Berufsberatung wurden vom Geschäftsbereich Soziale Räume und Projekte der Stiftung SPI 

vorbereitet, moderiert und dokumentiert. Eine gute Kooperation besteht zwischen der 

Schulaufsicht Berlin-Mitte und der Programmkoordination.

Zudem gab es Treffen mit dem Bezirksamt Mitte, Abteilung Jugend und Finanzen, den 

Verantwortlichen der Agentur für Arbeit Berlin-Mitte und des Jobcenters Berlin-Mitte sowie 

der Programmkoordination. Dabei wurden unter anderem auch die verschiedenen komplexen 
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Abrechnungsmodalitäten aufgezeigt und zusammenführende, praktikable Formulare 

entwickelt.

In Treffen mit allen durchführenden Trägern bzw. in Gesprächen mit den einzelnen 

Projektverantwortlichen wurden diese vom koordinierenden Träger über die formalen 

Vorgaben des Projektes informiert und deren Einhaltung überprüft. Ebenso wurden die 

inhaltlichen Aspekte auf Grundlage der eingereichten Bausteinplanungen thematisiert und 

abgestimmt.

Evaluation

Im Jahr 2007 hat die wissenschaftliche Begleitung (social.consult, Berlin) des Projektes 

begonnnen. Es wurden im letzten Jahr die Schüler/-innen des 1. Durchganges sowie die 

Verantwortlichen der durchführenden Träger befragt. Das Ergebnis, welches die Akzeptanz 

und Wirkweise des Projektes widerspiegelt liegt allen Beteiligten der VBO vor. Im April des 

Jahres 2008 gab es eine Veranstaltung zur Auswertung und Diskussion des Berichtes in 

Anwesenheit des Bezirksbürgermeisters und des Jugendstadtrates.

Öffentlichkeitsarbeit des Projektes

Es wurden ein Logo sowie ein Flyer für das Projekt Vertiefte Berufsorientierung Berlin-Mitte 

vom koordinierenden Träger entworfen. 

Zudem wurde ein Zertifikatsbogen, welcher das Design des Flyers aufnimmt, erstellt und 

gedruckt. Jede/r Schüler/in erhält ein Zertifikat zum Ende der Vertieften Berufsorientierung 

Berlin-Mitte.

Im Juni 2007 gab es eine Vorstellung der Vertieften Berufsorientierung Berlin-Mitte anlässlich 

der Fachtagung „Lost in Transition“ des „Bildungsnetz“ Berlin.



206

Stiftung SPI

Jahresbericht 2007/2008

Strategien sozialer Integration

ESF-Regiestelle des Bundesministeriums für

Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Programmagentur Jugendsozialarbeit an

Berliner Hauptschulen und an Berliner Schulen

mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt –

Ein Kooperationsmodell an der Schnittstelle zwischen 

Schule und Berufswelt 



207

1. Von der Regiestelle LOS - Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS) zur ESF-

Regiestelle des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

1.1 Regiestelle LOS - Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) hat in der ESF-

Förderperiode 2000 bis 2006 als verantwortliches Ministerium am 14. Februar 2003 das 

Bundesprogramm „Lokales Kapital für Soziale Zwecke“ (LOS) per Pressemitteilung 

annonciert. 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) unterstützte mit 

dem Programm „Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)“ im Wesentlichen die 

Anstrengungen von ausgesuchten Kommunen und Landkreisen, die Lebensbedingungen in 

Stadtteilen mit besonderem Förderbedarf zu verbessern. LOS sah die Finanzierung von 

Kleinprojekten im Rahmen Lokaler Aktionspläne vor, die vor Ort entwickelt und umgesetzt 

wurden. Die so genannten Mikroprojekte setzten dort an, wo es aus Sicht der Betroffenen 

notwendig war, und wurden mit dem Ziel organisiert, Strukturen zu vernetzen und 

benachteiligten Menschen den (Wieder-)Einstieg in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen. Ein 

wesentlicher Aspekt von LOS war die Beteiligung der Bewohner/-innen vor Ort bei den 

Förderentscheidungen durch die Einbindung in den LOS-Begleitausschuss.

In den Programmplanungsdokumenten EPPD hatte der Bund einen Programmrahmen für LOS 

festgeschrieben. Danach dienen die Mittel drei Oberzielen:

– Unterstützung einzelner Aktionen zur Förderung der beruflichen Eingliederung,

– Unterstützung von Organisationen und Netzen, die sich für benachteiligte Menschen am 

Arbeitsmarkt einsetzen,

– Unterstützung bei der Existenzgründung und bei der Gründung von sozialen Betrieben.

Das Programm „Lokales Kapital für soziale Zwecke“ (LOS) bestand aus zwei Schwerpunkten:

„Lokales Kapital in Hochwassergebieten“: In Abstimmung mit den vom „Augusthochwasser 

2002“ betroffenen Bundesländern wurden Kommunen und Landkreise, deren soziale und/oder 

wirtschaftliche Infrastruktur besonders betroffen war, ausgewählt und angesprochen. Bei 

Interesse legten diese ein Umsetzungskonzept vor und benannten jeweils eine Lokale 

Koordinierungsstelle. Dieser Programmteil knüpfte an das Sofortprogramm nach der 

Hochwasserkatastrophe „Jugend hilft“ an und lief vom 01. Juli bis zum 31. Dezember 2003.

„Lokales Kapital in der Sozialen Stadt“: Kommunen und Landkreise konnten sich um Mittel 

für Sozialräume mit besonderen Integrationsproblemen bewerben. Dieser 

Programmschwerpunkt war an die BMFSFJ-Programmplattform „Entwicklung und Chancen 

junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ (E & C) und komplementär an die Gebiete der 

Bund-/Ländervereinbarung „Die Soziale Stadt" gekoppelt. Voraussetzung war die Erstellung 

eines entsprechenden Lokalen Aktionsplans zur Verbesserung der Bedingungen sozialer und 

beruflicher Integration und die Einrichtung einer Lokalen Koordinierungsstelle. Dieser 

Programmteil hat am 01. September 2003 begonnen und lief bis 30. Juni 2008.

Für die Durchführung des Programms LOS auf Bundesebene standen bis Mitte 2008 insgesamt 

ca. 111 Mio. € zur Verfügung. Für die Umsetzung vor Ort wurden Gebietskörperschaften 

ausgewählt und jeweils eine Fördersumme von bis zu 100.000 € zur Verfügung gestellt. Aus 

diesen Mitteln können Mikroprojekte in Höhe von bis zu 10.000 € unterstützt werden.

1.1.1 Lokales Kapital in Hochwassergebieten

In einem ersten Schritt wurde LOS in den vom Hochwasser des Monats August 2002 

betroffenen Kommunen und Landkreisen mit einer Programmlaufzeit vom 01.07.2003 bis zum 

31.12.2003 umgesetzt. Für diesen Programmschwerpunkt stand ein Gesamtvolumen von 4,443 

Mio. € zur Verfügung, mit dem in 60 Fördergebieten 495 Mikroprojekte durchgeführt wurden.
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Der Schwerpunkt bei der Umsetzung lag auf dem Projekttyp I „Unterstützung einzelner 

Aktionen zur Förderung der beruflichen Eingliederung“. 414 von 495 Mikroprojekten waren 

diesem Projekttyp zugeordnet, insbesondere der Kategorie „Berufliche Qualifizierung durch 

Projekte“. Dies waren in der Regel Projekte, in denen die Teilnehmer/-innen durch eine 

Tätigkeit beispielsweise im Bereich der Wohnumfeldverbesserung oder gemeindenahen 

Dienstleistungen qualifiziert wurden. Die Mikroprojekte, die im Projekttyp I unter der 

Kategorie „Andere“ aufgeführt wurden, dienten ebenfalls überwiegend der beruflichen 

Qualifizierung, hier allerdings durch Kurse, Coachings, Bewerbungstrainings etc.

Die Konzentration auf den Projekttyp I schlug sich auch auf die Aufteilung der Adressaten/

-innen nieder. Von den 9.425 Personen, die durch die Mikroprojekte erreicht werden sollten, 

war die überwiegende Anzahl der Gruppe der „(Langzeit-)Arbeitslosen, Schulabgänger/-innen, 

Ausbildungsplatzsuchenden, Berufsrückkehrer/-innen“ zugeordnet. Dabei sollten 

Langzeitarbeitslose in 39 % der durchgeführten Mikroprojekte die Mehrheit der Teilnehmer/

-innen stellen.

Durch die Mikroprojekte, die als Adressaten „Organisationen“ angesprochen haben (582 

Organisationen), wurden vor allem die Aktivitäten lokaler Vereine und Netzwerke unterstützt, 

die in den meist ländlichen Gebieten eine nicht unerhebliche positive Wirkung entfaltet haben. 

Eine weitere nennenswerte Unterkategorie des Projekttyps II ist die „Unterstützung von 

Organisationen und Netzwerken zur Förderung von Toleranz und Demokratie“. Alle anderen 

Kategorien spielten nur eine unbedeutende Rolle.

Der Projekttyp III „Unterstützung bei der Existenzgründung/Gründung sozialer Betriebe“ hatte 

im Schwerpunkt „Lokales Kapital in Hochwassergebieten“ nur eine marginale Bedeutung. 

Dies ist sicherlich der kurzen Laufzeit von nur sechs Monaten zuzuschreiben. In dieser 

begrenzten Zeit sind Mikroprojekte in diesem Projekttyp nur in den Fördergebieten umgesetzt 

worden, in denen schon fertige Konzepte existierten und auf eine Finanzierungsmöglichkeit 

warteten. Diese Situation war u. a. in den Fördergebieten mit touristischem Hintergrund 

gegeben, in denen z. B. Gästeführer/-innen ausgebildet wurden.

Laut Angaben der Lokalen Koordinierungsstellen nahmen tatsächlich 10.903 Personen an 

LOS-Projekten teil (Angaben im Stammblatt II). Damit wurde die geplante Zahl um gut 15 % 

übertroffen. Im Ergebnis wurde nur bei wenigen Projekten angegeben, dass die anvisierte 

Teilnehmer(innen)zahl nicht (4 Projekte) oder kaum (13 Projekte) erreicht wurde. In fast 70 % 

der Projekte stimmte die tatsächliche Teilnehmer/-innenzahl mit der geplanten überein, in 

knapp 30 % der Fälle zum großen Teil.

Frauen waren mit einem Anteil von 46 % nur leicht unterrepräsentiert vertreten. Über die

Hälfte der Mikroprojekt-Teilnehmer/-innen (52,45 %) waren Jugendliche bis zum Alter von 

25 Jahren, was mit der Tatsache korrespondiert, dass knapp ein Drittel der Projekte 

ausschließlich Jugendliche als Adressaten hatte. Die restlichen zwei Drittel der Projekte 

richteten sich an Personen aller Altersgruppen. In dieser Gruppe fanden sich insbesondere die 

Langzeitarbeitslosen, die insgesamt mit 17 % der Teilnehmer/-innen in den Mikroprojekten 

vertreten waren. Herauszuheben ist die geringe Zahl der Abbrecher/-innen, die bei einem 

verschwindend geringen Anteil von nur 1,79 % liegt.

Das Projektziel wurde laut Stammblatt II nur bei rund 3,5 % der Mikroprojekte gar nicht oder 

kaum, bei knapp 30 % zum großen Teil und bei 67 % vollständig erreicht. Dies korrespondiert 

mit dem hohen Grad der Zielerreichung bei den von den Mikroprojektträgern selbst 

festgelegten Erfolgsindikatoren. Nur rund 3 % der selbst gesetzten Ziele wurden nicht oder 

kaum erreicht; bei 39 % der Projekte wurden die Erfolgskriterien zum großen Teil und bei 

58 % vollständig erfüllt.

1.1.2 Lokales Kapital in der Sozialen Stadt

Bezogen auf den gesamten Programmverlauf des Schwerpunktes „Lokales Kapital in der 

Sozialen Stadt“ hatten sich insgesamt 288 verschiedene Fördergebiete an der Umsetzung von 

LOS aktiv beteiligt, von denen 279 der Bund-/Ländervereinbarung „Soziale Stadt“ angehörten. 
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Neun Gebiete waren E & C-Landkreise. In der überwiegenden Mehrheit lagen die 

Fördergebiete (nur bezogen auf Gebiete der Sozialen Stadt) in einer Großstadt (134) bzw. 

Mittelstadt (114). Nur 31 kleinstädtische bzw. eine ländliche Gemeinde wurden durch LOS 

gefördert. Die 288 Fördergebiete lagen in insgesamt 200 Gebietskörperschaften. Etwa die 

Hälfte der Gebietskörperschaften (144) hatte nur ein Fördergebiet. Ansonsten variiert die 

Anzahl der Fördergebiete pro Gebietskörperschaft zwischen zwei und fünf Gebieten:

Insgesamt wohnten laut Angaben der Gebietskörperschaften 3.594.371 Personen in den 

Fördergebieten, wobei die neun E & C-Landkreise allein 1.042.427 Einwohner/-innen stellten. 

Die Einwohner/-innenzahl der Gebiete der „Sozialen Stadt“ betrug insgesamt 2.551.944 

Personen. Sie variierte sehr stark und reichte vom kleinsten Gebiet mit 304 bis zum größten 

Gebiet mit fast 100.000 Einwohner/-innen. Im Durchschnitt wohnten 9.180 Einwohner/-innen 

(ohne E & C-Landkreise) bzw. 12.524 Einwohner/-innen (mit E & C-Landkreisen) in einem 

LOS-Fördergebiet.

Knapp die Hälfte der Lokalen Koordinierungsstellen, die durch die Gebietskörperschaften 

eingerichtet werden mussten, wurde von Jugendämtern, jeweils 10 % von Sozialämtern bzw. 

von Jugend- und Sozialämtern gestellt. Bei dem restlichen knappen Drittel hatten entweder 

Bauämter, Querschnittsämter, Ämter für Stadtentwicklung, etc. die Federführung bei LOS. Die 

Ämternetzwerke wurden ebenfalls durch Jugend- bzw. Sozialämter angeführt, aber auch die 

Stadtplanungsämter und Agenturen für Arbeit waren dort vertreten.

Der Anteil der Ausländer/-innen war in den geförderten LOS-Gebieten im Vergleich zu 

anderen städtischen Quartieren überdurchschnittlich hoch, wobei ein klarer Unterschied 

zwischen den neuen und den alten Bundesländern bestand. Insgesamt lag der Anteil der 

Ausländer/-innen an der Wohnbevölkerung der Fördergebiete bundesweit bei 18,8 %, in den 

neuen Bundesländern (ESF-Zielgebiet 1) lag er mit rund 3,6 % weit darunter, in den alten 

Bundesländern (ESF-Zielgebiet 2/3) mit 24,1 % darüber. In mehr als einem Drittel der 

westdeutschen LOS-Gebiete lag der Anteil höher als 25 %.

Die Arbeitslosen- (Ziel 1: 20,96 %, Ziel 2/3: 13,65 %) bzw. Sozialhilfequoten (Ziel 1: 7,06 %, 

Ziel 2/3: 12,82 %) in den Fördergebieten differierten ebenfalls zwischen den neuen und den 

alten Bundesländern.

Die Besetzung der Begleitausschüsse, die bei LOS als Entscheidungs- und Begleitgremium 

vorgeschrieben sind, kann insgesamt als gut bezeichnet werden. Ämter sind in 96 % der 

Begleitausschüsse vertreten. Auch die Beteiligung der Zielgruppen bzw. der Bewohner/-innen 

ist nahezu flächendeckend. Das Quartiersmanagement ist ebenfalls gut vertreten, insbesondere 

wenn man bedenkt, dass nicht in jedem Gebiet ein Quartiersmanagement eingerichtet ist. Oft 

wurden in diesen Gebieten Mikroprojekte umgesetzt, die diesbezügliche Aufgaben 

übernommen haben. Einige Kommunen haben diese Anregungen durch LOS aufgegriffen und 

haben die Finanzierung des Quartiersmanagements übernommen. 

4.180 (2006: 4.226/2005: 4.060) Personen waren als Mitglieder von Begleitausschüssen mit 

dem Thema LOS befasst. Das bedeutet, dass der Durchschnittsbegleitausschuss wie in der 

ersten Förderperiode aus etwa 15 Personen besteht. Das Verhältnis bezüglich der 

geschlechtsspezifischen Besetzung der Begleitausschüsse hat sich nicht wesentlich verändert 

und beträgt 47,9 % (2006: 47,8 % /2005: 49 %) Frauen und 52,1 % (2006: 52,2 % /2005: 51

%) Männer.

Bisher sind über 14.000 (vorläufiger Wert) Mikroprojekte durchgeführt worden, mit denen 

über 400.000 Personen teilgenommen haben. Das bedeutet, dass mit 1 % der ESF-Mittel 3 % 

der ESF-Teilnehmer/-innen erreicht wurden. Darüber hinaus konnten 12.091 Personen 

zusätzlich in Ausbildung oder Beschäftigung vermittelt werden.

Die Auswertung der ersten vier Förderperioden zeigt, dass LOS die Zielgruppen und die 

aufgestellten Ziele erreichen konnte. Wie oben schon beschrieben, erfolgt die Förderung von 

LOS in festgelegten und beschriebenen Sozialräumen. Die Zielgruppe von LOS sind Personen, 

die durch andere Förderinstrumente nicht erreicht werden. Die Aufgabe von LOS ist es, diese 
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Personen mit niedrigschwellig angelegten Projekten aus der Isolation und Starre herauszuholen 

und sie an den Arbeitsmarkt heranzuführen.

Insgesamt hat die Regiestelle für die ersten vier Förderperioden 11.539 Mikroprojekte 

ausgewertet, mit deren Hilfe 337.423 Personen direkt (vor-)beruflich qualifiziert, in der 

Existenzgründung unterstützt und/oder sozial integriert wurden. LOS hat damit vor allem 

„natürliche Personen“ als Adressaten im Blickfeld. Über 70 % der potenziellen Teilnehmer/

-innen kommen aus der Adressatengruppe „(Langzeit-)Arbeitslose, Schulabgänger/-innen, 

Ausbildungsplatzsuchende, Berufsrückkehrer/-innen“. Die Mehrzahl der personenbezogenen 

Mikroprojekte ist für „alle Altersgruppen“ konzipiert und hat keine Geschlechtsausrichtung. 

Als zentrale Zielgruppen, die durch LOS gesondert gefördert werden, sind Jugendliche und 

Frauen zu nennen. Mikroprojekte, die speziell Männer bzw. über 55-Jährige ansprechen sollen, 

sind nur wenig vertreten.

1.1.3 Projekttypen

Im Projekttyp I „Unterstützung einzelner Aktionen zur Förderung der beruflichen Bildung“ 

wurden in den vier Förderperioden 9.699 Mikroprojekten durchgeführt. Die Kategorie 

„Andere“ hat mit 6.213 Nennungen (Mehrfachnennungen möglich) die Position des 

Spitzenreiters, gefolgt von den „Integrationsprojekten für besonders Benachteiligte“ mit 4.883 

Nennungen. Die „berufliche Qualifizierung der LOS-Zielgruppe durch Projekte“ nimmt mit 

3.982 den dritten Platz ein. Die Kategorien „Förderung von Toleranz und Demokratie“ (1.008) 

und „Maßnahmen gegen den Schulabbruch“ (868) folgen.

In der Kategorie „Andere“ haben die Lokalen Koordinatoren/-innen die Möglichkeit, 

Projektinhalte zu benennen, die durch die anderen festgelegten Kategorien nicht beschrieben 

werden. Hier ist noch einmal zu betonen, dass die hier beschriebenen Aktionen, die oft durch 

lokale Vereine durchgeführt werden, in der Regel zeitlich begrenzt auf weitergehende 

Maßnahmen, wie Assessment(-Center), Ausbildungssicherung, Beratung, berufliche 

Orientierung (mit Praxis), Bewerbungstraining, Coaching, Förderung des Ehrenamtes,

Jobvermittlung, Praktika, Profiling, Stärkung von Schlüsselkompetenzen, Weiterbildung von 

Multiplikatoren/-innen.

Auch wenn bei LOS besonders die personenbezogenen Maßnahmen im Vordergrund stehen, 

ist die Förderung von Organisationen ein wichtiger Bestandteil. Der Projekttyp II 

„Unterstützung von Organisationen und Netzen für am Arbeitsmarkt Benachteiligte“ wurde 

mit 3.437 Mikroprojekten belegt. Dabei ist besonders darauf hinzuweisen, dass bei 605 

Projekten der Adressat gleichzeitig „natürliche Personen“ und Organisationen waren und 

insbesondere der Netzwerkbildung dienten. Die Förderung lokaler Netzwerke liegt auch aus 

diesem Grund mit 2.007 Nennungen an der Spitze. Die Kategorie „Andere“, die vor allem 

personenbezogene Netzwerke wie z. B. von Eltern oder ehrenamtlichen Personen beinhaltet, 

kam auf 1.056 Nennungen. Die anderen Kategorien („Unterstützung von Aktivitäten lokaler 

Vereine“, „Maßnahmen zur Gründung und Festigung sowie Professionalisierung von 

Selbsthilfeorganisationen benachteiligter Menschen“ und die „Unterstützung von 

Organisationen und Netzwerken zur Förderung von Toleranz und Demokratie“) liegen 

zwischen 556 und 947 Nennungen. Die Kategorien „Förderung des Zusammenschlusses von 

Langzeitarbeitslosen“ (228) und „Betriebswirtschaftliche Weiterbildung für lokale 

Kleinstinitiativen“ (73) spielen nur eine geringe Rolle.

Insgesamt wurden in den drei Förderperioden 995 Mikroprojekte im Projekttyp III 

„Unterstützung bei der Existenzgründung/Gründung Sozialer Betriebe“ umgesetzt. Die 

Mehrzahl der Mikroprojekte (529) hatte die Beratung von Existenzgründer/-innen als Inhalt. 

Mit 296 der Mikroprojekte wurden direkte „Existenzgründungsbeihilfen für benachteiligte 

Personen“ gestellt. Vorbereitende Maßnahmen wie „Überprüfung von 

Existenzgründungsfeldern“, „Marktanalyse in Vorbereitung einer Existenzgründung“ und 

„Vorbereitung einer Genossenschaftsgründung“ erreichten 305 Nennungen. Die Kategorie 

„Starthilfe für soziale Betriebe und Selbsthilfeeinrichtungen“ wurde für 144 Mikroprojekte 

gewählt.
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1.1.4 Adressaten/-innen

Die Aufteilung der Mikroprojekte innerhalb der Projekttypen korrespondiert mit den durch das 

Programm LOS anvisierten Adressaten/-innen: Von den 11.539 Mikroprojekten haben 92,3 % 

„natürliche Personen“ und 23 % „Organisationen“ als Adressaten/-innen (Mehrfachnennungen 

waren möglich).

Der überwiegende Teil der Mikroprojekte richtet sich an beide Geschlechter. Frauen bzw. 

Mädchen sind bei etwa 24 % der Mikroprojekte besondere Zielgruppe; nur knapp 5 % der 

Mikroprojekte sind speziell für Jungen bzw. Männer konzipiert.

Dem Anspruch, alle beschäftigungsfähigen Altersgruppen zu erreichen, wird LOS nicht ganz 

gerecht. Die Gruppe der über 55-Jährigen als spezielle Zielgruppe wurde in den vier Jahren nur 

von 117 Mikroprojekten (1 %) angesprochen. Das heißt allerdings nicht, dass die über 

55-Jährigen nur in diesem geringen Maße bei LOS vertreten sind. Sie können sich natürlich 

auch als Teilnehmer/-innen bei Mikroprojekten für „Personen aller Altersgruppen“ befinden. In 

der vierten Förderperiode z. B. sollten durch spezielle Projekte für über 55-Jährige 720 

Teilnehmer/-innen erreicht werden. Laut den Stammblättern II hatten jedoch 5.848 über 

55-Jährige an LOS-Projekten teilgenommen, was für diese Förderperiode immerhin einen 

Anteil von 7,8 % bedeutet.

Jugendliche unter 25 Jahren sind mit 188.134 Teilnehmer/-innen in den vier Jahren eine 

zentrale Zielgruppe von LOS. Der Anteil der Jugendlichen ist allerdings in der zweiten und 

dritten Förderperiode im Vergleich zur ersten gefallen. Die Mehrzahl der Teilnehmer/-innen 

gehört weiterhin allen Altersgruppen an.

Die wichtigste Zielgruppe „(Langzeit-)Arbeitslose, Ausbildungsplatzsuchende bzw. 

Berufsrückkehrer/-innen etc.“ liegt mit 71 % an erster Stelle. Die „sonstigen Personen“, zu 

denen insbesondere Schülerinnen und Schüler bzw. deren Eltern gehören, belegt mit 55,7 % 

den zweiten Platz, diese Gruppierung hat aber seit der zweiten Förderperiode abgenommen. An 

dritter Position folgen die ehrenamtlich Tätigen (18,1 %). Die Personen in den weiteren 

Gruppen spielen keine gewichtige Rolle, auch wenn die Zahl der Existenzgründer/-innen in der 

zweiten und dritten Förderperiode deutlich gestiegen ist.

Langzeitarbeitslose

Langzeitarbeitslose gehören zu den besonderen Zielgruppen, die durch LOS erreicht werden. 

Für 75 % der personenbezogenen Mikroprojekte aus der relevante Gruppe der „(Langzeit-)

Arbeitslosen, Berufsrückkehrer/-innen, Alleinerziehende etc.“ wird angegeben, dass 

Langzeitarbeitslose dort vertreten sind. 36,57 % dieser Projekte sind speziell für 

Langzeitarbeitslose konzipiert.

Durch LOS werden die aktuellen Reformen am Arbeitsmarkt (SGB II) unterstützt, indem bei-

spielhafte Projekte für Arbeitsgelegenheiten entwickelt, Langzeitarbeitslose bzw. ALG-II-

Empfänger/-innen aktiviert und lokale Strukturen zur Erschließung von zusätzlichen 

Beschäftigungspotenzialen aufgebaut oder weiterentwickelt werden. Das 

Bundesmodellprogramm LOS passt sich sowohl von der zu erreichenden Zielgruppe – am 

Arbeitsmarkt benachteiligte Menschen – als auch von den Programmzielen – Erhöhung der 

Beschäftigungsfähigkeit und gleichzeitige Stärkung der sozialen Integration – in die Strategie 

des „Förderns und Forderns“ der Bundesregierung ein. Darüber hinaus trägt LOS zum Aufbau 

regionaler Netzwerke und zur Professionalisierung von lokalen Akteuren in diesem Hand-

lungsfeld bei. LOS wirkt dabei zielgenau, zielgruppenspezifisch, bedarfsorientiert, zeitnah und 

regional bzw. lokal. Diesem lokalen Ansatz wird durch die sozialräumlich bezogenen Lokalen 

Aktionspläne Rechnung getragen, auf die die einzelnen Mikroprojekte abgestimmt sind. 

Im Rahmen von LOS werden insbesondere:

– das Einstiegsgeld nach § 29 SGB II flankiert,
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– gemeindenahe Dienstleistungen durch Ideenfindung und Erprobung von bedarfsorien-

tierten Angeboten für Arbeitsgelegenheiten nach § 16 Abs. 3 SGB II gefördert,

– Qualifizierungsmaßnahmen im Rahmen von geförderter Beschäftigung mit der 

Perspektive der Erprobung von Qualifizierungsmodulen für Arbeitsgelegenheiten nach 

§ 16 Abs. 3 SGB II durchgeführt und

– Netzwerke zur Arbeitsmarktintegration gefördert.

Frauen

Wie oben schon berichtet, richtet sich der überwiegende Teil der Mikroprojekte (71 %) an 

beide Geschlechter. In etwa 24 % der Mikroprojekte sind Frauen, nur in 5 % der Mikroprojekte 

sind Männer besondere Zielgruppe. Innerhalb der betroffenen Projekttypen (Projekttyp I und III)

bzw. deren Untergruppen fällt die geschlechtsspezifische Verteilung allerdings unterschiedlich 

aus und hat sich zum Teil zwischen den beiden Förderperioden verändert.

Der Anteil der Mikroprojekte in der Kategorie „Frauen sind besondere Zielgruppe“ ist bei den 

Integrationsprojekten und bei der „Unterstützung von Existenzgründung/Gründung Sozialer 

Betriebe“ (jeweils 30 %) sehr hoch. Bei Integrationsprojekten, in denen Migrantinnen eine 

Rolle spielen, liegt der Anteil mit 36 % sogar noch höher. Hier ist der Anteil der Männer als 

besondere Zielgruppe mit 3 % sehr niedrig.

Bei den Leistungen, die die Teilnehmer/-innen durch die Mikroprojekte erhalten, sind die in 

der ersten Förderperiode schon festgestellten geschlechtsspezifischen Unterschiede auch 

weiterhin vorhanden. Kurz gesagt, bekommen Frauen weiterhin mehr Beratung, mehr 

Qualifizierung, die Männer mehr sozialpädagogische Betreuung und vor allem mehr „sonstige 

Leistungen“, hinter denen sich insbesondere auch Aufwandsentschädigungen bzw. Entlohnung 

für geringfügige Beschäftigung verbergen. Darüber hinaus wird die Leistung der 

Kinderbetreuung vornehmlich in frauenspezifischen Mikroprojekten angeboten.

Jugendliche unter 25

Mit 188.134 Teilnehmer(inne)n sind Jugendliche unter 25 Jahren eine zentrale Zielgruppe von 

LOS (56 %). Die Verteilung auf die einzelnen Projekttypen bzw. deren Unterkategorien sind 

wie bei den anderen Zielgruppen sehr heterogen. Durch den Projekttyp III wurden z. B. in der 

dritten Förderperiode nur 23 Jugendliche gefördert, was dort einen Anteil von 10 % ausmacht. 

Existenzgründungsbeihilfen erhielten nur zwei Jugendliche. Auf der anderen Seite liegt der 

Anteil der Jugendlichen naturgemäß bei Maßnahmen gegen den Schulabbruch bei 85 %, bei 

der Ausbildungssicherung (79 %) und bei der Berufsorientierung (71 %) etc. weit vorne. Bei 

den Integrationsmaßnahmen und der beruflichen Qualifizierung durch Projekte entspricht der 

Anteil der Jugendlichen der Gesamtaufteilung.

Folgende drei Handlungsfelder haben sich für Jugendliche als Zielgruppe herauskristallisiert:

– Verbesserung des Übergangs Schule/Beruf,

– Maßnahmen zur Vermeidung des Schulabbruchs,

– Angebote für arbeits- oder ausbildungsplatzsuchende Jugendliche.

Durch die beiden ersten Handlungsfelder kommt die Institution Schule in den Blickpunkt von 

LOS. Gerade der Übergang von Schule in Ausbildung bzw. Beruf ist eine der Schnittstellen, 

die sich für die Jugendlichen in den sozialen Brennpunkten als schwierig erweist. Die Zahl der 

Schüler/-innen, die ohne qualifizierten Schulabschluss bzw. ohne eigene realistische 

Vorstellung ihrer Möglichkeiten und damit ohne eine berufliche Perspektive die Schule 

verlassen, ist dementsprechend sehr hoch.

In fast 80 % der geförderten Gebiete waren Schulen an der Fortschreibung der Lokalen 

Aktionspläne beteiligt. Auf der Durchführungsebene spielen die Schulen allerdings eher als 

Kooperationspartner eine Rolle.
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Im Wesentlichen hatten die Projekte folgende Themen zum Inhalt:

– gezielte Maßnahmen gegen den Schulabbruch benachteiligter Jugendlicher,

– Aufbau von Schülerfirmen,

– Maßnahmen zur Förderung von Toleranz und Demokratie,

– Sicherstellung von außerschulischer Betreuung,

– Berufsorientierung,

– Netzwerke zwischen Schule/Jugendhilfe/Wirtschaft,

– Stärkung von Schlüsselkompetenzen.

Migranten/-innen

Wie oben schon beschrieben, ist der Anteil der Migranten/-innen an der Bevölkerung der 

Fördergebiete gerade in den alten Bundesländern überdurchschnittlich hoch. Darum 

verwundert es auch nicht, dass in weit über 90 % der insgesamt 286 bundesweit geförderten 

LOS-Gebiete die Gruppe der Ausländer/-innen, in rund 75 % die Gruppe der Aussiedler/-innen 

als besondere Zielgruppe von LOS genannt werden. Der hohe Anteil an Mikroprojekten, die 

sich an Migrantinnen und Migranten richten, unterstreicht die Bedeutung, die dieser Zielgruppe 

beigemessen wird. Von den 1.746 Mikroprojekten aus der relevanten Adressatengruppe

([Langzeit-]Arbeitslose, Schulabgänger/-innen, Ausbildungsplatzsuchende, Berufsrückkehrer/

-innen, etc.) bedienten in der vierten Förderperiode 830 (47,5 %) die Zielgruppe „Ausländer/

-innen“ und 489 (28 %) die Zielgruppe „Aussiedler/-innen“. Wie oben schon berichtet ist der 

Anteil der Frauen bei den für die Zielgruppe interessanten Integrationsprojekten besonders 

hoch. Als wesentliches Handlungsfeld ist die Sprach- und Integrationsförderung zu nennen.

1.1.5 Förderung von Toleranz und Demokratie

Das Bundesprogramm LOS orientiert sich mit einem Querschnittsthema bzw. mit dem 

Programmschwerpunkt „Förderung von Toleranz und Demokratie“ an dem Aktionsprogramm 

„Jugend für Toleranz und Demokratie – gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und 

Antisemitismus“. Durch konkrete Maßnahmen und Projekte wird gegen Ausgrenzung und 

Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt und in der Gesellschaft vorgegangen. Darüber hinaus 

geht es um die Stärkung demokratischen Verhaltens und zivilen Engagements und um die 

Förderung von Toleranz und Weltoffenheit.

In ca. 1/3 der Lokalen Aktionspläne sind die Themen Fremdenfeindlichkeit, fehlende Toleranz 

oder Gewalt benannt, wobei das Thema Gewalt überwiegt. Als Problemlagen sind folgende 

Erscheinungsformen beschriebenen:

– fremdenfeindliche Verhaltensweisen und Einstellungen (Geringschätzung, Stigmati-

sierung, Ausgrenzung, Gewaltbereitschaft, Antisemitismus),

– spezifische Jugendmilieus (Gefährdungspotenziale, Prävention),

– ethnische Konfliktlagen.

Insgesamt nehmen in den vier Jahren 1.639 Projekte für sich in Anspruch, hauptsächlich auf 

die Förderung von Toleranz und Demokratie ausgerichtet zu sein bzw. haben als 

Instrumententyp „Maßnahmen zur Förderung von Toleranz und Demokratie“ angegeben.

Durch LOS sollen u. a. Mikroprojekte gefördert werden, die die Anerkennung, den Schutz und 

den Respekt gegenüber ethnischen, kulturellen und sozialen Minderheiten zum Ziel haben. 

Insbesondere sollen Initiativen und Strukturen unterstützt werden, die humanitäre und 

solidarische Werte vermitteln und das zivilgesellschaftliche Engagement gegen Fremdenhass, 

Rassismus, Antisemitismus und Minderheitenfeindlichkeit stärken. Diese Themen können nach 

Auffassung der Regiestelle LOS durch folgende Handlungsfelder und daraus abgeleitete 

Arbeits- und Projektschwerpunkte operationalisiert werden:



214

Handlungsfelder:

– Wohnen und Wohnumfeld,

– Sport,

– Kultur, Geschichte und Medien,

– Religion und Weltanschauung,

– Arbeitswelt,

– Gemeinwesen,

– Schule und Bildung.

Arbeits- und Projektschwerpunkte:

– soziale und ethnische Integration,

– Gewaltprävention und Konfliktbewältigung, Beitrag zur öffentliche Sicherheit,

– soziale Infrastruktur, Schulen, Kinder, Jugendliche und Familienförderung,

– Ausbildungs- und Beschäftigungsförderung, Fort- und Weiterbildung,

– Stärkung von Selbsthilfe, soziales Engagement und Partizipation,

– interkulturelle(r) Dialog(-fähigkeit) und interkulturelles Lernen,

– Stärkung von Zivilcourage.

1.1.6 Kleine Mikroprojektträger

Ein Programmziel von LOS ist die Berücksichtigung bzw. Aktivierung von neuen, 

vorzugsweise kleinen Trägern und Einzelpersonen bzw. ESF-unerfahrenen Trägern für die 

Umsetzung der Mikroprojekte. Nur 27,8 % der Träger von Mikroprojekten hatten in der ersten 

Förderperiode schon vor LOS Erfahrungen mit ESF-Anträgen gesammelt. Dieser Wert konnte 

in der dritten Förderperiode sogar auf 18 % gesenkt werden. Auch die Verteilung der Träger 

von Mikroprojekten zwischen lokalen (Stadtteil-)Vereinen (37 %), Wohlfahrtsverbänden und 

Bildungs- und Qualifizierungsträgern (20 %) und anderen (42 %) stimmt mit der Zielsetzung 

von LOS überein. Die durchschnittlichen Ausgaben pro Mikroprojekt betragen 6.500 Euro –

bei einer möglichen Fördersumme von 10.000 Euro. Dies zeigt, dass die örtlichen 

Begleitausschüsse und Lokalen Koordinierungsstellen die Finanzmittel wirtschaftlich und 

sparsam einsetzen und Wert darauf legen, mit der zur Verfügung stehenden Summe möglichst 

viele Mikroprojekte anzuregen. Die ausgewogene Besetzung der ehrenamtlichen 

Begleitausschüsse sorgt zudem für bedarfsgerechte und lokal ausgerichtete Mikroprojekte.

1.2 ESF-Regiestelle des BMFSFJ

In der ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 gibt es auf Bundesebene zum ersten Mal ein 

zielgebietsübergreifendes Operationelles Programm (OP), das unter Federführung des 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und unter Beteiligung des Bundesministeriums für 

Bildung und Forschung, des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie des Bundesministeriums 

für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erarbeitet worden ist.

Auf das ESF-Bundesprogramm entfallen für die Aktivitäten aller Bundesministerien rund 

3,85 Mrd. Euro an ESF-Mitteln, davon ca. 2,16 Mrd. Euro auf das Ziel „Regionale 

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung" (Ziel 2) und ca. 1,33 Mrd. Euro für das 

„Konvergenzziel“ (Ziel 1), inkl. der ca. 0,36 Mrd. Euro für die so genannten Phasing-out-

Regionen (Übergangsregionen).

Die Mittel des ESF-Bundesprogramms werden auf die folgenden Bereiche konzentriert:

– wirtschaftsnahe Förderungen zur Erhöhung der Weiterbildungsbeteiligung von 

Beschäftigten und Unternehmen sowie Unterstützung von Unternehmensgründungen,

– Verstärkung der Anstrengungen zur Etablierung einer Kultur des lebensbegleitenden 

Lernens mit einem besonderen Fokus auf Jugendliche im Übergang von der Schule in eine 

Ausbildung,
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– Verbesserung des Arbeitsmarktzugangs von Personen mit besonderen 

Integrationsproblemen auf dem Arbeitsmarkt komplementär zur nationalen 

Arbeitsmarktpolitik,

– Aktivitäten zur Verbesserung der Chancengleichheit von Männern und Frauen und zur 

besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie.

Grundlage der ESF-Programme des BMFSFJ ist im Wesentlichen der Förderschwerpunkt C 

„Beschäftigung und soziale Integration“, der sich wiederum auf die Interventionsbereiche 

„Verbesserung des Zugangs von Arbeitsuchenden und nicht Erwerbstätigen zum Arbeitsmarkt“ 

sowie „Verbesserung der sozialen Eingliederung von benachteiligten Personen ins 

Erwerbsleben“ der neuen ESF-Verordnung stützt. Das BMFSFJ hat für die beabsichtigten 

Programme ca. 270 Mio. Euro der ESF-Mittel bis zum Jahr 2011 eingeplant. Dies ist eine 

deutliche Ausweitung gegenüber der vergangenen ESF-Förderperiode.

Das BMFSFJ hat nun entschieden, in der aktuellen ESF-Interventionsphase seine ESF-

Programme zentral von einer zwischengeschalteten Stelle durchführen zu lassen und nicht 

mehr wie in der Vergangenheit für jedes Programm einen separaten Umsetzer zu beauftragen. 

Dies ist auch im Hinblick auf die erhebliche Ausweitung der Aktivitäten des BMFSFJ im 

Rahmen des ESF zu betrachten.

Die Stiftung SPI hat sich zusammen mit der Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung 

(gsub) zu einer Bietergemeinschaft zusammengeschlossen, um sich an der Ausschreibung zu 

beteiligen. Diese Bietergemeinschaft, die aus der ARGE Regiestelle LOS entstanden ist, hat im 

Oktober 2007 ihr Angebot gemäß der Ausschreibung beim BMFSFJ eingereicht. Im November 

2007 wurde die Stiftung SPI und die gsub informiert, dass das BMFSFJ beabsichtigt mit der 

Bietergemeinschaft eine Rahmenvereinbarung zu schließen, die eine Laufzeit bis Dezember 

2011 hat. Innerhalb dieser Rahmenvereinbarung, die im Dezember 2007 unterschrieben wurde, 

können mit den verantwortlichen Fachreferaten des BMFSFJ bis Dezember 2011 

Einzelverträge über die Umsetzung von ESF-Programmen geschlossen werden.

Bisher wurde die ARGE ESF-Regiestelle mit der Umsetzung folgender Programme beauftragt 

bzw. steht der Abschluss des Vertrages kurz bevor:

• Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung

Bundesinitiative „Jugend und Chancen – Integration fördern“ mit den Programmen:

◊ Kompetenzagenturen

◊ Schulverweigerung – Die 2 Chance

Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)

Perspektive Wiedereinstieg

Aktionsprogramm Kindertagespflege (noch in Vorbereitung)

Die Aufgaben der Regiestelle bei der Umsetzung der Programme sind jeweils:

• Programm- und Antragsdesign,

• Antragsberatung,

• Erstellung und Abschluss der Förderverträge,

• fachliches und finanzielles Monitoring (Stammblattverfahren),

• Bearbeitung der Erstattungsanträge,

• Verwendungsnachweisprüfung,

• Beratung der Träger,

• Durchführung von Veranstaltungen,

• Unterstützung des BMFSFJ bei der fachlichen (Nach-)Steuerung,

• Dokumentation,

• Geschäftsführung der Steuerungsrunde/Jour Fixe,

• Berichterstattung.

Die Regiestelle ist für die Umsetzung der ESF-Programme insgesamt verantwortlich. Wie in 

der Vergangenheit schon in der Regiestelle LOS praktiziert, gibt es bei der 

Aufgabenwahrnehmung innerhalb der ARGE eine Schwerpunktsetzung. Während die Stiftung 
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SPI für die fachlich-inhaltlichen Fragestellungen bei der Programmumsetzung verantwortlich 

ist (außer für den Programmteil „Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung), ist dies für den 

finanziell-technischen Bereich die gsub. Im Gegensatz zur Regiestelle LOS nimmt die gsub bei 

der ESF-Regiestelle die Rolle eines beliehenen Unternehmers ein. Dies bedeutet, dass die 

Zuwendungsbescheide nicht durch die ARGE ESF-Regiestelle vergeben werden, sondern 

durch die gsub.

1.2.1 Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung

Die Konsequenzen, die mit dem demographischen Wandel auch auf die Betriebe zukommen, 

und in besonderer Weise der prognostizierte oder bereits eingetretene Fachkräftemangel (z. B. 

bei Ingenieuren), führen verstärkt bei den Verantwortlichen in den Unternehmen zu der 

Erkenntnis, dass eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein echter Standort- und somit 

Wettbewerbsvorteil ist und sich auch unter rein betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 

„rechnet“. Ein solches Angebot an die Mitarbeiter/-innen führt erwiesener Maßen zu einer 

hohen Bindung an und Identifikation mit dem Unternehmen, der Krankenstand geht zurück, 

die Fluktuation sinkt. Durch das auf diese Weise verbesserte Betriebsklima steigert sich auch 

die Einsatzbereitschaft der Mitarbeiter/-innen und die Produktivität des gesamten 

Unternehmens. Eine ungesicherte Kinderbetreuung ist dagegen eine der Hauptursachen für 

nicht gewollte längere, familienbedingte Auszeiten, die insbesondere für kleinere Betriebe eine 

hohe wirtschaftliche Belastung darstellen.

Damit Berufstätigkeit, Familienleben und die Abläufe im Unternehmen reibungslos 

funktionieren können, sind weitere innovative Konzepte für städtische und private 

Betreuungseinrichtungen für bestimmte Altersgruppen notwendig. Vor allem sollte die für die 

Betriebe und Familien erforderliche Flexibilität Normalität im Alltag von Berufstätigen mit 

Kindern und von Unternehmen werden. So benötigen Betreuungseinrichtungen flexible 

Betreuungszeiten, eine variable Nutzung der Betreuungsplätze (z. B. Platzsharing), eine 

Berücksichtigung von Ausnahmefällen ist erforderlich, sowie Neuerungen, die kinder- bzw. 

familiengerechte Angebote zur Verbesserung der Vereinbarkeit für alle Betroffenen 

berücksichtigen. 

In der Bundesrepublik gibt es bereits eine Reihe von Betrieben, die sich im Rahmen der 

Kinderbetreuung für ihre Mitarbeiter/-innen engagieren. Kleinere Unternehmen suchen für ihre 

beschäftigten Eltern ebenfalls häufig optimale Betreuungslösungen und unterstützende 

Angebote. In der Regel ist für sie jedoch die Planung zu aufwändig und die finanziellen Mittel 

sind zu begrenzt. Auch Kooperationen mit anderen Unternehmen sind zeitaufwändig und 

brauchen meist eine verbindliche Anleitung, um nicht nach anfänglichem Engagement im 

Sande zu verlaufen. Betreuungsträger nähern sich den wirtschaftlichen Wünschen an, brauchen 

aber auch hier Unterstützung, um die Sprache und die Bedürfnisse unter Berücksichtigung der 

Betreuung zum „Wohle des Kindes“ zu treffen. 

Ziel des Förderprogramms ist es, mit Hilfe einer Anteilsfinanzierung kleine und 

mittelständische Unternehmen sowie Selbstständige dabei zu unterstützen, in Kooperation mit 

anerkannten Trägern von Kinderbetreuung neue Betreuungsplätze für unter-3-Jährige zu 

errichten. Genau an der Schnittstelle Betrieb-Eltern-Träger ist eine konstruktive Beratung 

wichtig, um die gewünschten Betreuungslösungen mit Fördermöglichkeiten effektiv und 

schnell umzusetzen. 

Einrichtungen, die neue Betreuungsplätze für Kinder von Betriebsangehörigen mit 

Unterstützung der Arbeitgeber/-innen schaffen, sollen dafür mit Fördermitteln aus dem ESF 

unterstützt werden. Mit dem Programm soll es dort, wo es vor Ort einen Bedarf dafür gibt, 

Eltern besser gelingen, einen Einklang von Arbeits- und Familieninteressen herzustellen. 

Betriebe sollen mit dem Programm neue Anreize erhalten, um familienbewusste 

Unternehmenskulturen zu entwickeln.

Über das Bundesprogramm sollen mit der Förderung in der gesamten Bundesrepublik 

Beispiele guter Praxis von Vereinbarkeit von Familie und Beruf entstehen, die bundesweit 

Einfluss auf familienfreundliche Lebens- und Arbeitsbedingungen haben.
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Das Programm hat eine Laufzeit von Februar 2008 bis Dezember 2011 und verfügt über ein 

Mittelvolumen von 50 Mio. €.

1.2.2 Bundesinitiative „Jugend und Chancen – Initiative fördern“

Mit der Initiative „Jugend und Chancen – Integration fördern“ des Bundesministeriums für 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend soll die Zahl der Jugendlichen ohne Schulabschluss 

deutlich reduziert und ihre Ausbildungschancen erhöht werden. Darüber hinaus werden 

besonders benachteiligte Jugendliche dabei unterstützt, ihren Weg in Beruf und Gesellschaft zu 

finden und zu einer eigenständigen Lebensführung befähigt.

Die Initiative „Jugend und Chancen – Integration fördern“ knüpft an die Ergebnisse und 

aufgebauten Strukturen der Programme „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ und 

„Kompetenzagenturen“ aus der ESF-Interventionsphase 2000 bis 2006 an und entwickelt beide 

Programme nach deren Aufbauphase weiter.

Beide Programme werden in der aktuellen ESF-Förderperiode weitergeführt und haben eine

Laufzeit vom 01. September 2008 bis 31. August 2011. Im Rahmen des Programms 

„Kompetenzagenturen“ können alle bisherigen Standorte weitergefördert werden. Die 

Standorte im Programm „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ werden von derzeit 73 auf 200 

Standorte aufgestockt.

Kompetenzagenturen

Das BMFSFJ hat in der Leistungsbeschreibung zur Regiestelle vom 22.08.2007 die bisherige 

Praxis der Kompetenzagenturen bestätigt. An der Grundphilosophie des Programms sind keine 

Änderungen vorgesehen. Das bedeutet, dass auch weiterhin mittels einer „maßgeschneiderten“ 

Abfolge von Hilfen durch Case-Manager/-innen besonders benachteiligte Jugendliche unter 

Berücksichtigung bzw. Einbindung des sozialen bzw. familiären Umfeldes durch das 

Übergangssystem Schule/Beruf gelotst werden sollen. 

Ziel des Programms ist es, besonders benachteiligten Jugendlichen, die vom bestehenden 

System der Hilfsangebote für den Übergang in den Beruf nicht profitieren oder den Zugang zu 

den Unterstützungsleistungen nicht aus eigenem Antrieb finden, in Ausbildung und Arbeit zu 

vermitteln. Dazu gehören Jugendliche:

– die sich maximal in der letzten Klassenstufe befinden oder,

– nach der Schule auf ihrem Weg in den Beruf von den vorhandenen 

Unterstützungsmaßnahmen nicht erreicht werden oder,

– Unterstützungsmaßnahmen abgebrochen haben, ohne dass andere/weitere Angebote zur 

Verfügung stehen bzw. von ihnen angenommen werden.

Zielgruppe sind besonders benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene, die keine 

Hilfsangebote durch das bestehende System im Übergang Schule/Beruf erhalten bzw. keinen 

Zugang dazu finden. Dazu gehören insbesondere:

– junge Frauen,

– Jugendliche mit Migrationshintergrund,

– Jugendliche aus Familien mit geringen Unterstützungsmöglichkeiten,

– Jugendliche mit schwierigen Bildungsbiografien,

– Jugendliche ohne klare berufliche Perspektive.

Insbesondere durch Kooperation mit Trägern, die aufsuchende Arbeit leisten, soll Kontakt zu 

den Gruppen von Jugendlichen und jungen Erwachsenen aufgenommen werden, die durch 

vorhandene Bildungs-, Ausbildungs- und Beschäftigungsangebote nicht zu erreichen sind bzw. 

sich diesen entziehen. Sie sollen an deren Aufenthaltsorten aufgenommen bzw. dort „abgeholt“ 

werden. Ein weiterer Teil der Teilnehmer/-innen wird direkt von den Jugendämtern bzw. 

Trägern der Grundsicherung vermittelt. 
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Als zentrale Methode kommt das Case-Management zur Anwendung. Das bedeutet, dass die 

jeweiligen Hilfeleistungen nicht selbst erbracht, sondern die Jugendlichen weitervermittelt 

werden. Der Case-Management-Prozess ist dabei als eine komplexe Dienstleitungskette zu 

begreifen und umfasst die Erhebung der konkreten Bedarfslage, die Planung und 

Koordinierung der Angebote und deren Evaluierung. Das bedeutet, dass die Kompetenzagentur 

den Jugendlichen nicht einfach weiter reicht, sondern die Verantwortung über die Vermittlung 

hinaus behält und deren Nachhaltigkeit überprüft. 

Neben der Durchführung der Fallarbeit ist die Kompetenzagentur auch verantwortlich für die 

Erfolgskontrolle und Evaluierung. Hierzu führt die Kompetenzagentur für jeden Jugendlichen 

eine elektronische Fallakte. Sie erfasst alle für den pädagogischen Prozess und das ESF-

Stammblattverfahren notwendigen Daten und ermöglicht ein fachliches Controlling.

Ein „individuelles Übergangsmanagement“ kann ohne ein „strukturelles 

Übergangsmanagement“ nicht Erfolg versprechend sein. Die Ergebnisse der letzten Jahre 

zeigen, dass für die Zielgruppen dann ein gelungener Übergang von der Schule in den Beruf 

möglich ist, wenn die strukturellen Voraussetzungen vor Ort gegeben und die 

Kooperationsbeziehungen kontinuierlich und transparent aufgebaut worden sind. Die 

Kompetenzagenturen benötigen einen direkten Anschluss an die zuständigen Verwaltungen auf 

kommunaler Ebene, insbesondere zu den Jugend- und Schulämtern und den Trägern der 

Grundsicherung. Sie haben sich in die bereits vorhandenen Strukturen einzubringen und 

müssen die Kooperationsbeziehungen einerseits zu den Schulen und andererseits zu den 

Trägern der Jugendsozialarbeit, Beratungsstellen etc. vertiefen. Diese Kooperationsprozesse 

ergeben sich aus dem Umstand, dass die jungen Menschen beim Übergang Schule/Beruf in die 

verschiedenen Zuständigkeitsbereiche des SGB II, SGB III und des SGB VIII fallen können. 

Aus diesem Grund gilt die Vorgabe einer Kooperation nicht nur für freie Träger, sondern auch 

für alle Träger von Sozialleistungen selber.

Die Kompetenzagenturen müssen in den Gebietskörperschaften, in denen die Förderinitiative 

„Regionales Übergangsmanagement“ umgesetzt wird, in diesem Prozess eine aktive, offensive 

Rolle einnehmen bzw. diesen Prozess in den Gebietskörperschaften, die damit noch keine 

Erfahrung gesammelt haben, anstoßen.

Das Programm „Kompetenzagenturen“ hat in der aktuellen ESF – Förderperiode (2007 – 2013) 

zunächst eine Laufzeit vom 01. September 2008 bis zum 31.08.2011 und ist mit einem 

Mittelvolumen von rund 60 Mio. € ausgestattet

Schulverweigerung – Die 2. Chance

Auch für das Programm „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ hat das BMFSFJ in der 

Leistungsbeschreibung zur Regiestelle vom 22.08.2007 die bisherige Praxis bestätigt. An der 

Grundphilosophie des Programms sind keine wesentlichen Änderungen vorgesehen. Ziel des 

Programms ist es, schulverweigernde junge Menschen wieder in die Schule zu reintegrieren. 

Hierfür sollen die örtlichen Ressourcen genutzt und durch fachliche und finanzielle 

Unterstützung ausgebaut werden.

Im Fokus des Programms stehen Schüler/-innen, die:

– ab dem Alter von 12 Jahren und bis maximal zum Beginn der letzten Klassenstufe;

– die eine Hauptschule, eine Förderschule oder eine andere Schulform besuchen, auf der der

Erwerb eines Hauptschulabschlusses möglich ist, und

– die ihren Schulabschluss belegbar durch aktive oder passive Schulverweigerung 

gefährden.

Die Schüler/-innen sollen aus der Altersgruppe der 12- bis 14-Jährigen stammen, da diese 

Gruppe als besonders anfällig für das Phänomen Schulverweigerung angesehen wird. Zudem 

sollen die Schüler/-innen innerhalb eines Jahres in die Schule reintegriert werden, da das 

Erreichen des Schulabschlusses außerhalb des Schulsystems nicht vorgesehen ist. Bei einer 

Intervention zu einem späteren Zeitpunkt ist das Ziel der Reintegration nicht mehr erreichbar.
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Die Reintegration soll vor allem durch ein Unterstützungsprogramm erreicht werden, das sich 

auf ganzheitliches Lernen ausrichtet und schulische, soziale sowie emotionale Bildung und 

Förderung mit einbezieht. Die ausgewählten Projektträger vor Ort haben eine 

Koordinierungsstelle einzurichten. Eine enge Kooperation mit dem öffentlichen Träger der 

Jugendhilfe, mit den Schulen und - wenn vorhanden - mit der Schulsozialarbeit wird 

vorausgesetzt. Insbesondere müssen die Projektträger ihr Reintegrationskonzept mit den 

beteiligten Schulen abstimmen. Für Lern- und Unterstützungsarrangements außerhalb des 

normalen Unterrichtes sollen die Schulen Lehrpersonal zur Verfügung stellen. Die

Vereinbarungen mit den Schulen sollten auf Leitungsebene geschlossen werden. Die 

Kooperation mit den Schulen hat auch das Ziel, tagesstrukturierende Angebote aufzubauen, da 

dadurch nachhaltige Effekte für die Reintegration von Schulverweigerern und 

Schulverweigerinnen erwartet werden.

Die Koordinierungsstellen arbeiten im Hinblick auf die Jugendlichen ebenfalls mit der 

Methode des Case-Managements. Die Schüler/-innen werden von einer festen Ansprechperson 

individuell begleitet, wobei auf ein/e Mitarbeiter/-in kalkulatorisch 15 Jugendliche kommen 

sollen. Der Koordinierungsstelle kommt zum einen die Aufgabe zu, den/die Jugendliche/n 

entweder in bestehende Hilfemaßnahmen zu vermitteln, oder auch selbst Angebote für ihn oder 

sie bereit zu stellen. Zudem hat die Koordinierungsstelle eine Lotsenfunktion. Sie stellt den 

Kontakt und die Kooperation her zwischen allen Akteuren, die für eine gelingende 

Problembearbeitung notwendig sind. Das sind in erster Linie die Schule, die Eltern und die 

Fachkräfte der sozialen Dienste. Fallspezifisch müssen darüber hinaus auch weitere Personen 

aus dem sozialen Umfeld des Jugendlichen mit einbezogen werden.

Neben der Initiierung und Durchführung der Fallarbeit ist die Koordinierungsstelle auch 

verantwortlich für die Erfolgskontrolle und Evaluierung. Hierzu führt die Koordinierungsstelle 

für jede/n Schüler/-in eine elektronische Fallakte. Sie erfasst alle für den pädagogischen 

Prozess und das ESF-Stammblattverfahren notwendigen Daten und ermöglicht ein fachliches 

Controlling.

Das Programm „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ hat in der aktuellen ESF-Förderperiode 

(2007 – 2013) zunächst eine Laufzeit vom 01. September 2008 bis zum 31.08.2011. Das 

Mittelvolumen ist auf 85 Mio. € erhöht worden. Damit können die in der vergangenen ESF-

Periode (2000 – 2007) rund 70 geförderte Standorte weitergeführt und zusätzlich etwa 130 

neue Standorte in das Programm aufgenommen werden. 

1.2.3 Lokales Kapital für soziale Zwecke (LOS)

Mit LOS sollen Lokale Aktionspläne umgesetzt werden, die durch die beteiligten 

Gebietskörperschaften in Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren erarbeitet worden sind. Der 

Lokale Aktionsplan bei LOS ist ein Instrument der kommunalen Politik, mit dessen Hilfe die 

Vernetzung von Bürger/-innen, Politik, Verwaltung, lokaler Wirtschaft, freien Trägern, 

Bildungseinrichtungen etc. vor Ort intensiviert und verstetigt werden soll. Vorrangiges Ziel ist 

es, die lokale Kooperation zu stärken, neue Impulse aus den Gemeinden heraus zu erzeugen 

und die Beteiligung von betroffenen und/oder engagierten Bürger/-innen sicherzustellen. LOS 

verfolgt einen sozialräumlichen Ansatz, d. h. es werden ausgesuchte Sozialräume gefördert. 

Der Lokale Aktionsplan im Rahmen von LOS muss eine Situations- bzw. Problemanalyse des 

Fördergebietes, die Aufstellung von Entwicklungszielen und ein darauf abgestelltes 

Handlungskonzept beinhalten. Dazu werden Strukturdaten zur Beschäftigungssituation und zur 

Herkunft der Bewohner/-innen, zur schulischen Situation sowie die Erfolge der Schüler/-innen 

beim Übergang von Schule zum Beruf abgefragt. Selbstverständlich müssen diese Angaben 

unter Berücksichtigung des Prinzips des Gender Mainstreaming getroffen werden. Zwingend 

notwendig sind auch Aussagen über das Ämternetzwerk und dessen Kooperationsformen 

sowie eine Darstellung des lokalen Netzwerkes.

Der Lokale Aktionsplan hat sich im ersten LOS-Förderzeitraum als Handlungsleitfaden 

bewährt, er ist Kommunikations- und auch Entscheidungshilfe. Positiv für die Gebiete ist auch 

die verstärkt betriebene Erhebung von Sozialraumdaten, die zur Erstellung des Lokalen 

Aktionsplans erforderlich waren.
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In den aufgestellten Handlungskonzepten sollen folgende Fragestellungen bearbeitet werden:

– Wie wird die Beschäftigungsfähigkeit von Menschen, die auf dem Arbeitsmarkt besondere 

Schwierigkeiten haben, verbessert und wie werden diese bei der beruflichen und sozialen 

Eingliederung unterstützt?

– Wie wird der soziale Zusammenhalt in Gebieten mit besonderem Entwicklungsbedarf 

gestärkt? Wie wird die Disparität der Entwicklung zur Gesamtstadt aufgehoben?

– Wie wird Toleranz gestärkt und Fremdenfeindlichkeit abgebaut?

Für die Umsetzung des Lokalen Aktionsplans soll die Gebietskörperschaft für die Förderung 

von Stadtteilen pro Förderperiode einen Globalzuschuss von 80.000 € bis 100.000 € erhalten. 

Für die Förderung ganzer Landkreise ist eine höhere Förderquote denkbar. Aus diesem 

Verfügungsfonds werden Mikroprojekte finanziert, wobei die Höhe der Mikroprojektförderung 

in den Stadtteilen nach Vorstellungen des BMFSFJ 10.000 € nicht übersteigen sollte.

Das Management des gesamten LOS-Prozesses vor Ort übernimmt eine „Lokale 

Koordinierungsstelle“, die durch eine Abteilung bzw. ein Amt der Gebietskörperschaft 

eingerichtet werden muss. Außerdem steuert sie den lokalen LOS-Prozess, ist also für die 

Akquise und Beratung der Mikroprojektträger und für das Controlling verantwortlich.

Aus den bisherigen Erfahrungen heraus ist deutlich geworden, dass für die erfolgreiche 

Umsetzung von LOS das Ämternetzwerk ein wesentlicher Faktor ist. Es sollte aus allen 

relevanten Ämtern/Abteilungen bestehen und aus unserer Sicht die Bereiche Jugend und 

Soziales, Schule, Wirtschafts- bzw. Beschäftigungsförderung und Stadtentwicklung abbilden. 

Dazu ist die Agentur für Arbeit und die Träger der Grundsicherung einzubinden. Je nach 

beschriebener Problemlage können natürlich weitere Ämter/Abteilungen, z. B. aus dem 

Bereich Gesundheit bzw. Polizei dazukommen. Die Aufgabe des Ämternetzwerkes ist es, die 

Bedarfe der Gebieteskörperschaft zu bündeln und in den LOS-Prozess einzubringen bzw. die 

Entwicklung und Beratung von Mikroprojekten kompetent zu begleiten. Insbesondere die 

Rolle der Jobcenter der ARGEn bzw. Optionskommunen sollte in einem zweiten LOS-

Förderzeitraum gestärkt werden.

Weitere Inputs in den LOS-Prozess sollen aus dem Lokalen Netzwerk kommen. Die Lokalen 

Netzwerke bestehen in der Regel aus sozialen Einrichtungen, Schulen, Vereinen, 

Einzelpersonen, Bewohner/-innen, Zielgruppenvertreter/-innen, Migranten/-

innenorganisationen, Betrieben bzw. Unternehmen, Kirchengemeinden etc.

Über die Förderung der Mikroprojekte wird nicht bundeszentral durch die Regiestelle 

entschieden. Vielmehr wird der Entscheidungsprozess auf die lokale Ebene gelegt. Die 

Auswahl der Mikroprojekte erfolgt unter Berücksichtigung des Lokalen Aktionsplans und der 

beschäftigungspolitischen Leitlinien durch einen Begleitausschuss, dem neben Vertreter/-innen 

der öffentlichen Verwaltung auch lokale Akteure, insbesondere Vertreter/-innen der anvisierten 

Zielgruppen, angehören sollen.

Die Geschäftsführung des Begleitausschusses übernimmt in der Regel die Lokale 

Koordinierungsstelle. Ein wesentlicher Aspekt der Förderung durch LOS ist aber die Teilhabe 

der Bewohner/-innen bzw. der Zielgruppen. Aus diesem Grund sind diese Gruppen an allen 

Aktivitäten im LOS-Prozess zu beteiligen, von der Aufstellung des Lokalen Aktionsplans über 

die Entscheidung, welche Mikroprojekte durchgeführt werden, dem Controlling des LOS-

Prozesses bis hin zur Teilnahme an Mikroprojekten.

Mit LOS sollen weiterhin Stadtteile mit einem besonderen Entwicklungsbedarf gefördert 

werden. Als Auswahlkriterium für eine Antragsberechtigung wird allerdings zurzeit nicht mehr 

ausschließlich die Gebietszugehörigkeit zur Bund-Länder-Vereinbarung „Die Soziale Stadt“, 

sondern die Typisierung der Gebiete, wie sie im SGB II gebräuchlich ist, favorisiert. Als 

Voraussetzung zur Antragsstellung ist die Eingruppierung der Gebietskörperschaften in eine 

Kategorie notwendig, in denen es z. B. eine hohe Anzahl von Langzeitarbeitslosen gibt. Die 

Bedingungen zur Teilnahme an einem Konzeptwettbewerb sind aus Sicht der Regiestelle:

– abgrenzbarer Sozialraum mit einem besonderen Entwicklungsbedarf;
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– Darstellung einer ämterübergreifenden Strategie;

– Darstellung der Arbeitslosen-, bzw. Beschäftigungsquote;

– Darstellung der Quote der Schulabbrecher/-innen bzw. derjenigen, die beim Übergang von 

der Schule in den Beruf nicht erfolgreich sind;

– Darstellung der Quote von Menschen mit Migrationshintergrund;

– Darstellung der kommunalen Mittel z. B. für Quartiersmanagement, Stadtteilzentrum oder 

Stadtteilladen;

– Darstellung einer Patizipationsstrategie für Bewohner/-innen und Zielgruppenvertreter/

-innen.

Die Gebietskörperschaften, die nicht in die oben genannten Typen eingeteilt sind (Typ 2, 6, 

8-9), können ausschließlich einen Antrag für die Stadtteile stellen, die in der Bund-Länder-

Vereinbarung „Soziale Stadt“-Gebiete gemeldet haben. Da diese Gebiete oft auf Grund 

baulicher Gegebenheiten bestimmt wurden und nicht immer einer Stadtteil-Logik entsprechen,

wird den Gebietskörperschaften die Möglichkeit eröffnet, diese Sozialen-Stadt-Gebiete 

sinnvoll zu erweitern.

Neben den besonders benachteiligten Stadtteilen sollen durch LOS strukturschwache 

Landkreise gefördert werden. Dies wird insbesondere in den Ziel-1-Gebieten der Fall sein, da 

hier das ESF-Budget verdoppelt worden ist. Aber auch in den Ziel-2-Gebieten ist vorgesehen, 

die alten E & C Landkreise weiter zu fördern. Für diese Landkreise ist ein leicht abgewandeltes 

Antragsverfahren notwendig, das die Bedingungen in den Kreisen besser abbildet.

Das Programm „Lokales Kapital für soziale Zwecke“ (LOS) soll in der aktuellen ESF-

Förderperiode (2007 – 2013) zunächst eine Laufzeit vom 01. März 2009 bis zum 31.12.2011 

haben und ist mit einem Mittelvolumen von rund 74 Mio. € ausgestattet.

1.2.4 Initiative „Perspektive Wiedereinstieg“

Das BMFSFJ mit der Initiative „Perspektive Wiedereinstieg“ Frauen motivieren, nach einer 

familienbedingten Pause wieder ins Berufsleben einzusteigen. Es werden Wege für eine 

erfolgreiche Re-Integration in die Arbeitswelt aufgezeigt, und die Frauen werden auf diesem 

Weg begleitet. Dabei sollen insbesondere die Ressourcen der Wiedereinsteigerinnen gezielt 

genutzt und ausgebaut werden.

Zur Zielgruppe der Wiedereinsteigerinnen gehören:

– Frauen, die zur Übernahme von Familienaufgaben (Kinderbetreuung und/oder Pflege) 

mehrere Jahre aus ihrem Beruf ausgeschieden sind und während dieser Zeit keinen 

Kontakt zu ihrem Arbeitsfeld gehalten haben und

– die, die sich mit dem Gedanken tragen, wieder erwerbstätig sein oder sich selbständig 

machen zu wollen.

– Frauen, die Leistungsempfängerinnen nach SGB II oder SGB III sein können, dies ist 

jedoch keine Voraussetzung.

Insgesamt stehen 14 Mio. € ESF-Mittel für eine Laufzeit von 2009 – 2011 zur Verfügung. Die 

Kofinanzierung soll durch die Bundesagentur für Arbeit (BA) bzw. den örtlichen Agenturen 

erfolgen. Zwischen dem BMFSFJ und der Bundesagentur für Arbeit soll ein 

Kooperationsvertrag geschlossen werden. Ziel ist es, das Programm durch sechs bis zehn 

Träger modellhaft umsetzen zu lassen. In das Programm sollen sowohl Regionen einbezogen 

werden, die über Strukturen bezüglich des Wiedereinstiegs verfügen bzw. einen Bedarf an 

Arbeitskräften haben, als auch Regionen, in denen die Strukturen noch nicht entwickelt sind.

Durch ein Interessenbekundungsverfahren sollen örtliche Träger ermittelt werden, die 

Konzepte für eine lokale Nachhaltigkeit der Vermittlung von Wiedereinsteigerinnen vorlegen. 

In der Umsetzungsphase besteht die Aufgabe des Trägers darin eine Koordinierungsstelle 

einzurichten, die in Kooperation mit den Einrichtungen der Familienhilfe, der Agentur für 

Arbeit bzw. den Unternehmen etc. prozesshaft den Frauen einen Einstieg in die 
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Erwerbstätigkeit ermöglicht. Die nachhaltige Begleitung der Wiedereinsteigerinnen unter 

Berücksichtigung folgender Befunde, die durch eine Sinus-Studie ermittelt wurden, wird ein 

Hauptaugenmerk dieser Aufgabe sein:

– Prozesscharakter des Wiedereinstiegs,

– Einbindung der Familie bzw. des (Ehe-)Partners,

– bessere Abstimmung der Erwartungen von Arbeitgebern/Arbeitnehmerinnen.

Die Träger haben Mittlerfunktionen zwischen den o. g. Akteuren und stellen zusätzliche 

Angebote bei Bedarf zur Verfügung bzw. geben übergreifende Orientierungen, zum Beispiel 

durch ein individuelles Coachingprogramm. Handlungsfelder der Träger sind:

– individuelle Bedarfsermittlung,

– Orientierung,

– Zielvereinbarungen über das weitere Vorgehen und Vermittlung in gezielte 

Qualifizierungen,

– Hilfe bei der Sicherstellung der Kinderbetreuung,

– Angebote nach Berufsgruppen und Qualifizierung zur realistischen Orientierung am 

Arbeitsmarkt mit dem Ziel der Erstellung eines passgenauen Profilings für eine 

Arbeitsaufnahme bzw. Existenzgründung,

– Begleitung zur Existenzgründung

Bei den Existenzgründungen sind die Akteure vor Ort einzubeziehen: Banken, Netzwerk 

der Unternehmen, Versicherungen und Kammern,

– gezielte Ansprache von Unternehmen und Auswertungsgespräche (Coaching),

– Nachbetreuung nach einer Arbeitsaufnahme.

1.2.5 Aktionsprogramm „Tagespflege“

Das Aktionsprogramm „Tagespflege“ ist noch in der Vorbereitungsphase, so dass über eine 

konkrete Ausrichtung noch keine Entscheidung gefallen ist. Aus diesem Grund existieren 

bisher nur grundsätzliche Überlegungen.

Qualifizierung für Tagespflegepersonen innerhalb der Kindertagesbetreuung

Die Aufmerksamkeit, die der Tagespflege aktuell zuteil wird und die sie aus ihrem 

langjährigen Schattendasein hervorholt, ist eng mit dem angestrebten bedarfsgerechten Ausbau 

der Kinderbetreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren verknüpft, der ohne die 

Berücksichtigung der öffentlich geförderten Tagespflege - die immerhin 30 Prozent der 

notwendigen Plätze abdecken soll - nicht erreicht werden könnte. Mit dem im Jahr 2004 

verabschiedeten Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) sowie dem Gesetz zur 

Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (KICK) sind die rechtlichen Voraussetzungen 

für einen bedarfsorientierten Ausbau der Betreuungsplätze der unter Dreijährigen geschaffen 

worden. Ergänzend wurde mit Beschluss der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zum 

Betreuungsausbau vom 28.08.2007 vereinbart, dass bis zum Jahr 2013 für die unter 

Dreijährigen bundesweit ca. 750.000 Plätze zur Verfügung stehen und damit ein 

bedarfgerechter Ausbau der Betreuungsangebote sichergestellt werden soll. Darüber hinaus ist 

bundesweit für alle Kinder zwischen ein und drei Jahren ab dem Kindergartenjahr 2013/14 ein 

Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz beschlossen worden.

Neben dem quantitativen Ausbau der Tagespflege steht insbesondere die weiter zu 

entwickelnde Qualität dieses Arbeitsfelds im Mittelpunkt der Diskussion. Die Tagespflege 

stellt sich bislang als ein diffuser Bereich zwischen privat arrangierter und öffentlich 

vermittelter Betreuungsform dar, unterlag aufgrund der gegebenen Privatheit nur wenigen bis 

keinen verbindlichen Kriterien, wobei eine Qualifizierung nicht verpflichtend war, und stellt in 

Deutschland bislang eher eine Betreuungsform zweiter Klasse dar. Die Eckpunkte einer guten 

Tagespflege sind nunmehr mit dem TAG zumindest als Rahmen festgelegt. So sieht der 

Gesetzgeber vor, dass als Tagespflegepersonen Menschen geeignet sind, die „sich durch ihre 

Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit Erziehungsberechtigten und 

anderen Tagespflegepersonen auszeichnen (…) (und) über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der 
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Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben 

oder in anderer Weise nachgewiesen haben“ (TAG, § 23,3), wobei er die Ausgestaltung dieser 

Rahmenbedingungen mit großem Spielraum den einzelnen Ländern überlässt. 

Dass der Gesetzgeber die Tagespflege als eine Form der Betreuung festlegt, die als 

gleichrangig neben der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen anzusehen ist und 

dadurch ihren Stellenwert in der Landschaft der Kindertagesbetreuung aufwertet, führt 

aufgrund des aktuellen Bildungsanspruchs, der insbesondere an die Erzieher/-innen der 

institutionellen Kindertagesbetreuung gestellt wird, mancherorts zu Ablehnung. 

Stellungnahmen zum TAG seitens verschiedenster Verbände und Organisationen weisen 

diesbezüglich auf den Widerspruch hin, dass einerseits die Qualifikationsanforderungen an die 

in der institutionellen Kindertagesbetreuung Tätigen gestiegen sind, andererseits aber die 

Tagespflege als bislang eher semiprofessioneller Sektor infolge der Verabschiedung des TAG 

stark an Bedeutung gewinne. Ein quantitativer Ausbau der Tagespflege müsse demzufolge, 

z. B. von einer qualitativen Weiterentwicklung der Tagespflege begleitet sein. 

Weiterentwicklung der Tagespflege

Die Chancen einer Weiterentwicklung der Tagespflege werden aufgrund der 

gesamtgesellschaftlichen und der politischen Situation Deutschlands als perspektivisch 

bezeichnet und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW) fordert 

in diesem Zusammenhang die kommunale Infrastruktur in der Weise zu organisieren, dass sie 

– die Qualifizierung der Tagespflegepersonen entsprechend des Curriculums des DJI und 

des Bundesverbands für Kindertagespflege e.V., vormals Tagesmütter Bundesverband für 

Kinderbetreuung in Tagespflege e.V., gewährleiste, 

– Tagespflegepersonen vermittele, 

– fachliche Beratung, Begleitung und Weiterbildung der Tagespflegepersonen sicherstelle, 

– Eltern beraten könne, 

– Netzwerke initiiere, 

– Öffentlichkeitsarbeit zur Gewinnung von Tagespflegekräften kontinuierlich absichern.

Auch die verschiedenen Stellungnahmen zum TAG betonen diesbezüglich nicht nur die 

Vorbehalte, die gegenüber der Gleichrangigkeit der Tagespflege bestehen, sondern 

verdeutlichen ebenso, dass und wie die Tagespflege zukünftig ihre pädagogische wie 

sozialrechtliche Qualität verbessern müsse und könne. 

Auf zwei dezidiert vorliegende Qualifizierungspläne bzw. -curricula soll hier ein genauerer 

Blick geworfen werden: den seit November 2005 vorliegenden Qualifizierungsplan des 

Bayerischen Landesjugendamts und das 2002 herausgebrachte Curriculum vom Deutschen 

Jugendinstitut München, das in Kürze in überarbeiteter Fassung erscheinen wird.

Der Qualifizierungsplan des Bayerischen Landesjugendamts umfasst einen 60 h-Kurs sowie 

einen Erste-Hilfe-Kurs und ist eingebettet in ein Vorabinformationsgespräch/einen Hausbesuch 

sowie Praxisbegleitung und anschließende Fortbildung im Umfang von 15h jährlich. Das 

Absolvieren des Grundkurses, die Anmeldung zum Aufbaukurs und der Nachweis des Erste-

Hilfe-Kurses sind Voraussetzungen für die Vermittlung von Tagespflegekindern. Im 

Aufbaukurs werden pädagogische Themen wie „Entwicklung, Erziehung und Bildung des 

Kindes“ sowie „Zusammenarbeit mit Eltern“ thematisiert. 

Demgegenüber hat das Deutsche Jugendinstitut in erster Fassung im Jahr 2002 ein Curriculum 

zur Qualifizierung von Tagespflegepersonen veröffentlicht, an dem sich bereits mehrere 

Bundesländer orientieren. Das Curriculum hat einen 160 h-Umfang und besteht aus einem 

30-stündigen Vorbereitungskurs (Einführungsphase) sowie einem 130-stündigen 

praxisbegleitenden Kurs (Vertiefungsphase), der auch Raum für den Austausch der 

Teilnehmer/-innen untereinander bietet. Das Curriculum selbst ist im Rahmen des 

Modellprojekts‚Entwicklung und Evaluation curricularer Elemente zur Qualifizierung von 

Tagespflegepersonen’ entstanden.
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In der Einführungsphase wird die Tagespflege grundlegend aus der Sicht der Tagesmutter, der 

Kinder und der Eltern beleuchtet. In der Vertiefungsphase dienen 76 Unterrichtsstunden dem 

Thema „Förderung von Kindern“, 27 Unterrichtsstunden der „Kooperation und 

Kommunikation zwischen Eltern und Tagesmutter“, 15 Unterrichtsstunden den 

„Arbeitsbedingungen der Tagesmutter“ und 12 Unterrichtsstunden der Reflexion. Nach 

Absolvieren der Einführungsphase können die Teilnehmer/-innen bereits ein Kind aufnehmen. 

Auch Hospitationen bei erfahrenen Tagesmüttern bieten sich an. Nach den 160h erhalten die 

Teilnehmer/-innen ein Zertifikat, sofern sie erfolgreich ein Kolloquium bzw. eine 

Abschlussarbeit absolviert haben (vgl. Weiß u. a. 2002, S: 2ff.).

Ein neues Berufsprofil in der Tagespflege

Einheitliche Strukturen bzgl. einer bundeseinheitlichen Anerkennung der Qualifizierung von 

Tagespflegepersonen liegen seit 2004 mit der Qualifizierungs- und Prüfungsordnung des 

Bundesverbands für Kindertagespflege e.V. in Krefeld vor. Dieser vergibt ein Zertifikat an 

Teilnehmer/-innen, wenn sie eine Qualifizierung, die sich an das 160 h-Curriculum des DJI 

anlehnt, bei einem vom Bundesverband anerkannten Träger sowie einen Erste-Hilfe-Kurs zu 

Notfällen im Säuglings- und Kindesalter absolviert und eine Abschlussprüfung bestanden 

haben. 

In einem Gutachten des DJI wird vorgeschlagen, dass Tagespflegepersonen, deren 

grundsätzliche Eignung festgestellt wurde, einen Vorbereitungskurs von 30 h durchlaufen und 

die Bereitschaft zeigen, sich innerhalb von zwei Jahren für 130 h weiterzubilden sowie 

fachliche Begleitung anzunehmen, eine Lizenz erhalten.

Insgesamt deuten verschiedene Signale darauf hin, dass auch aus Sicht der Politik ein 

bundesweit einheitliches Qualifikationsprofil unterstützt wird. 

So ergeben sich aus der aktuellen Entwicklung der Tagespflege noch weitere Perspektiven in 

Hinblick auf ein verändertes Berufsbild der Tagespflegeperson: Ausgehend von einer 

Grundqualifizierung von ca. 160 bis 200 Stunden könne sich ein berufsbegleitendes 

Weiterbildungsprogramm anschließen, an deren Absolvierung eine gestaffelte Entlohnung 

sowie ein anschlussfähiger Abschluss für eine pädagogische Tätigkeit im institutionellen 

Rahmen gekoppelt ist. Diese Form der Qualifizierung könnte dann auch bereits länger tätigen 

Tagesmüttern als besonderer Anreiz angeboten werden, womit auch eine Anschlussfähigkeit 

nach unten gesichert wäre. 

2. Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen und an Berliner Schulen mit 

sonderpädagogischem Förderschwerpunkt – Ein Kooperationsmodell an der 

Schnittstelle zwischen Schule und Berufswelt 

2.1 Ausgangslage

Gerade an Hauptschulen und Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt zeigen 

sich im schulischen Alltag insbesondere 

– Lernschwierigkeiten bzw. Leistungsversagen, 

– emotionale Störungen, 

– Schulschwänzen und Schulverweigerung, Disziplinlosigkeit, 

– Beziehungsprobleme in der Gleichaltrigengruppe, 

– Schwierigkeiten zwischen Schülern/-innen und Eltern, 

– Schwierigkeiten zwischen Schülern/-innen und Lehrern/-innen sowie 

– Gewalt, Vandalismus, Delinquenz, Drogenmissbrauch

als hemmende wie auch auslösende Faktoren einschränkender Lebenslagen der Schülerinnen 

und Schüler, die auch perspektivisch ihre Chancen im Berufsleben schmälern.

Schule und Jugendsozialarbeit als zwei eigenständige Institutionen, die mit unterschiedlichen 

Perspektiven und Methoden, Kinder und Jugendliche befähigen wollen, ihren Weg und ihren 
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Platz in der Gesellschaft wie im Berufsleben zu finden, müssen zur Bewältigung dieser 

wachsenden Herausforderungen stärker zusammenarbeiten. Dabei darf Jugendsozialarbeit an 

Schulen nicht nur als eine Form des additiven Angebots verstanden werden, sondern muss zu 

einem integrierten Bestandteil von Schule werden.

Denn Jugendsozialarbeit kann eine mitgestaltende Rolle an Schulen übernehmen, unterstützt 

sie doch durch ihre Angebote und organisatorisch/methodischen Zugänge und 

Vernetzungsstrukturen den Bezug zum sozialen und personalen Lernen (nicht ausschließlich 

einem stoffvermittelnden), verknüpft Lern- und Lebenswelten und erschließt 

außerunterrichtliche Lernpotenziale. Damit einher gehen dann Ziele, die sich sehr konkret 

sowohl auf die Unterstützung der beruflichen Qualifizierung als auch auf die (Weiter-) 

Entwicklung sozialer Kompetenzen beziehen; d. h. auf die

– Vergrößerung der Chancen, einen Schulabschluss zu erlangen,

– Förderung vorberuflicher Handlungskompetenzen durch begleitete Hospitationen und 

Praktika, 

– Förderung der allgemeinen Bildung durch Einbezug außerschulischer Träger,

– Erhöhung der Vermittlungschancen in eine Ausbildung,

– Bekämpfung sozialer Ausgrenzung durch kooperative Formen der Beteiligung und 

Mitwirkung sowie

– Förderung der Chancengleichheit.

2.2 Programmziele

Die Berliner Senatsverwaltung für Jugend, Bildung und Sport hat im Jahr 2006 ein ESF-

Programm initiiert, um Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen sowie seit Februar 2007 

an Berliner Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt verstärkt zu etablieren. Das 

Programm zielt zum einen auf die Verbesserung der Leistungsbereitschaft und des 

Sozialverhaltens der Schüler/-innen und zum anderen sollen durch eine verstärkte berufliche 

Orientierung die Schwellen beim Übergang von der Schule in die Ausbildung, den Beruf oder 

eine Beschäftigung gesenkt werden.

Die Ziele der zuständigen Berliner Senatsverwaltung (seit 2007 Senatsverwaltung für Bildung, 

Wissenschaft und Forschung) decken sich mit den Zielen der Europäischen 

Beschäftigungsstrategie (EBS) und mit den Zielen des Europäischen Sozialfonds (ESF), die in 

ihren Ansätzen eine umfassende Strategie der Förderung der beruflichen Bildung, des 

lebenslangen Lernens, die Unterstützung der Mobilität, die Bekämpfung von sozialer 

Ausgrenzung und die Förderung der Integration von Migranten/-innen mit einschließen. In 

dem ESF-Programm „Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen und an Berliner Schulen 

mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt“ sind die in den Beschäftigungsleitlinien

genannten Maßnahmen zur Verhütung von Langzeitarbeitslosigkeit durch individuelle 

Betreuung, zur Verbesserung der Schul- und Berufsausbildungssysteme, zur Verringerung der 

Anzahl der Schulabbrecher von besonderer Bedeutung.

In diesem Berliner Programm sollen freie Träger der Kinder- und Jugendhilfe durch ihre 

Angebote der Jugendsozialarbeit in den Haupt- und Förderschulen folgende Kernleistungen 

bereitstellen und (weiter-)entwickeln:

– Unterstützung beim Erwerb schulischer (Abschluss-)Qualifikationen der Schüler/-innen,

– sozialpädagogische Betreuung der Schüler/-innen,

– lebensweltbezogene Beratung,

– berufsfeldorientierte Unterstützung,

– Kompetenzförderung,

– Abbau vermittlungshemmender Faktoren,

– Stärkung der Partizipationsmöglichkeiten und -fähigkeiten,

– Arbeit mit Eltern,

– Kooperationen innerhalb und außerhalb der Schulen,

– Beratung von Lehrkräften sowie

– Zusammenarbeit und Mitwirkung in schulischen Gremien.
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Dabei soll sich das integrierte Förderkonzept von Jugendsozialarbeit und Schule insbesondere 

auf relevante Querschnittsaufgaben an der Schnittstelle von Schule und Beruf beziehen. Den 

Zielsetzungen dieses Programms folgend muss Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen 

und an Berliner Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt folgende 

Kernleistungen berücksichtigen:

– lebensweltbezogene Schüler/-innenberatung,

– berufsfeldbezogene Unterstützung (Hospitation, Praktika, Ausbildung),

– Abbau vermittlungshemmender Faktoren durch Stärkung von Selbstkompetenzen,

– sozialpädagogische Begleitung von Schülern/-innen (Einzelfallhilfe),

– soziale Kompetenzförderung in Gruppen,

– offenes Gesprächs- und Kontaktangebot,

– Kooperation mit der Schulleitung,

– Beratung von Lehrerinnen und Lehrern,

– Mitwirkung an schulischen Gremien,

– Arbeit mit Eltern. 

Diese Kernleistungen sollen in das Gesamtkonzept eingebunden und mit der jeweiligen Schule 

sowie dem bezirklichen Jugendamt abgestimmt sein. 

2.3 Rahmenbedingungen und Größenordnung

Der Geschäftsbereich Strategien sozialer Integration hat zur Umsetzung eine Programmagentur 

eingerichtet, um die Aufgaben der Koordination, Umsetzung, Darstellung und Auswertung des 

ESF-Programms „Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen und an Berliner Schulen mit 

sonderpädagogischem Förderschwerpunkt“ zu übernehmen.

Zu den Programm koordinierenden Tätigkeiten der Agentur zählen administrative Aufgaben 

wie Antragstellung und Berichtspflichten gegenüber dem ESF, Abstimmungen und 

Gremienarbeit mit der Senatsverwaltung für Bildung, Wissenschaft und Forschung sowie 

Programm übergreifende Verwaltungsarbeiten. 

Die wichtigste Funktion der Agentur liegt in der Programmumsetzung, d. h. in der Beratung 

und Betreuung der beantragenden freien Träger, in der Begleitung des Programms an den 

insgesamt 103 Berliner Schulen, in der Optimierung des Datenbanksystems zur Online-

Antragstellung sowie in der Gestaltung der Vereinbarungen mit den freien Trägern.

Die freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe stellen zur Teilnahme an dem Programm online 

einen Antrag bei der Programmagentur des Geschäftsbereichs Strategien sozialer Integration. 

Dieser Antrag umfasst:

– das jeweils konkrete auf die kooperierende Schule bezogene Konzept einschließlich der 

beabsichtigten (inhaltlichen) Kooperation des Trägers mit der Schule,

– den bestehenden Kooperationsvertrag mit der jeweiligen Schule, 

– die Namen der am Projekt beteiligten Lehrer/-innen und der im Projekt zu leistenden 

Stundenanzahl im Monat, 

– eine Stellenbeschreibung und Kostenkalkulation,

– einen Personalbogen zu Prüfzwecken,

– eine aktuelle Stellungnahme des Jugendamtes sowie

– Angaben über den Antragsteller, Registerauszug, rechtliche Vertretung etc. 

Seit dem Jahr 2006 wird an 51 Berliner Hauptschulen und seit dem Jahr 2007 zusätzlich an 

52 Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt Jugendsozialarbeit durch freie 

Träger der Kinder- und Jugendhilfe umgesetzt.
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2.4 Handlungsfelder

Die Bandbreite der sozialpädagogischen Angebote für Schülerinnen und Schüler bietet 

zahlreiche Unterstützungsmöglichkeiten zur Bewältigung aktueller Lebensschwierigkeiten und 

zur persönlichen Weiterentwicklung, die sich zusammenfassend für die am Programm 

beteiligten Haupt- und Förderschulen unter den folgenden Überschriften darstellen lassen.

Die Schülerinnen und Schüler stehen im Zentrum der (Jugendsozial-)Arbeit

Neben den als Kurzberatung einzustufenden „Tür- und Angelgesprächen“, die die Schüler/

-innen gern und häufig zum Austausch mit den Sozialarbeiter/-innen nutzen, wurden in fast 

allen Schulen feste Sprechzeiten etabliert. Diese festen Zeiten werden von den Schüler/-innen 

teilweise auch in Begleitung der Klassenlehrer/-innen und Eltern für ausführliche 

Beratungsgespräche in Anspruch genommen. Je nach Problemlage schließt sich an die so 

genannte Erstberatung ein „sensibler und kontinuierlicher“ Betreuungsprozess an. Ggf. werden 

zu den Folgeterminen auch weitere Personen (Betreuer/-innen, Experten/-innen, Fachlehrer/

-innen) eingeladen und in den Unterstützungsprozess eingebunden. Bei diesem Case-

Management-Ansatz erfolgt, je nach Problemlage oder Förderbedarf, aber in gemeinsamer 

Abstimmung, eine Vermittlung der Schüler/-innen und/oder Eltern an externe Fachdienste, die 

begleitend tätig werden.

Vom Einzelfall zu Konzepten für die Schule

Über die Beratung und Begleitung einzelner Schüler/-innen bei der Berufsorientierung hinaus

entwickeln sich die Angebote der Jugendsozialarbeit zu einer gemeinsam mit den Fachlehrer/

-innen abgestimmten Berufswegeplanung oder installierter Unterrichtseinheiten zur Klärung 

der Interessen und Neigungen wie zur Erarbeitung realistischer Berufswünsche. Flankierend 

dazu werden zunehmend Experten/-innen an die Schule geladen, Runde Tische im Bezirk 

einberufen bzw. genutzt und Informationsverzeichnisse (Datenbanken, Listen u. ä.) 

zusammengestellt, von denen alle Schüler/-innen im Rahmen der Berufsorientierung 

profitieren. 

Bei der Stärkung sozialer Kompetenzen ist zu erkennen, dass sich an vielen Schulen die 

Angebote aus dem Nachmittagsbereich in die Unterrichts(kern)zeiten verlagern. So werden 

neben den „klassischen“ Freizeit- und Ferienangeboten, Trainings als Unterrichtseinheiten zum 

sozialen Lernen von den Sozialarbeiter/-innen – häufig gemeinsam mit den Fach-/

Klassenlehrer/-innen – durchgeführt. Darüber hinaus werden regelmäßig Experten/-innen aus 

den Bereichen der Prävention (Gesundheit, Kriminalität, Gewalt etc.) in den Unterricht bzw. in 

Projektwochen eingebunden. Auch werden an den Schulen zusätzliche Orte („Snoezleraum“), 

Programme („Faustlos“) und Verfahren („Streitschlichtung“, „Täter-Opfer-Ausgleich“) in

Zusammenarbeit von Jugendsozialarbeit, Schulleitung und Lehrkräften etabliert. 

Auch bei der Reintegration in den Schulalltag steht die Entwicklung von Modellen zum 

Umgang mit Schulabstinenz im Vordergrund. Gemeinsam mit Schulleitung und Lehrer/-innen 

werden sowohl präventive Strategien als auch Methoden für verfestigte Formen der 

Schulverweigerung in der Schule installiert. In der Regel werden diese schulinternen 

Entwicklungsprozesse unter Einbezug von Experten/-innen, in Zusammenarbeit mit 

bestehenden Projekten zur Schulverweigerung im Umfeld sowie durch die Etablierung bzw. 

Anbindung runder Tische zu diesem Schwerpunkt vollzogen.

Vom Elterngespräch zur Elternarbeit

Neben dem Einbezug der Eltern im Rahmen der Einzelfallarbeit werden von Schule und 

Jugendsozialarbeit zunehmend häufiger allgemeine Angebote der Beratung, Information und 

Beteiligung für Eltern unterbreitet. Offene Sprechstunden sollen als niedrigschwellige 

Möglichkeit dazu dienen, einen Erstkontakt mit Eltern, die freiwillig die Unterstützung der 

Jugendsozialarbeit suchen, herzustellen. Darüber hinaus werden thematische Elternabende 
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genutzt, um Eltern zu besonderen Themen, wie Berufsorientierung oder Asylrecht, nähere 

Information zu vermitteln und Gesprächsangebote zu offerieren. In Einzelfällen steht die 

Stärkung der Erziehungskompetenz im Mittelpunkt der Arbeit. Dazu organisieren Schule und 

Träger der Jugendsozialarbeit sog. Elternkurse, um die Erziehungsverantwortung und die 

Erziehungsfähigkeiten von Eltern zu stärken. 

Zur Überwindung von Schwellenängsten der Eltern haben Schule und Jugendsozialarbeit 

begonnen, „neue“ und „anlassfreie“ Beteiligungsangebote zu etablieren, die Eltern stärker ins 

Schulleben einbeziehen und für die Schule aktivieren sollen. Weitere Beteiligungsangebote 

werden den Müttern und Vätern der Schüler/-innen unterbreitet in Form der Mitarbeit bei 

Schul- und Klassenfesten oder beispielsweise durch den Einbezug bei der Gestaltung von 

Schulräumen, dem Schulhof oder dem Schulgarten.

Von der Abstimmung zur kooperativen Arbeitsteilung

Nach einer Phase des Ankommens im ersten Projektjahr wurde die Zusammenarbeit von 

Jugendhilfe und Schule im Programmverlauf weiter konsolidiert. Neben dem Ausbau von 

Besprechungskulturen stehen detaillierte Arbeitsplatzbeschreibungen, Aufgabenverteilungen 

und verbindliche Absprachen im Mittelpunkt. Durch gemeinsame (Tandem-)Fortbildungen, die 

Gründung schulinterner Arbeitsgemeinschaften zu den Schwerpunktthemen der jeweiligen 

Schule sowie durch gemeinsame Planungen wird sehr viel stärker versucht, die Kooperation 

Ressourcen orientierter und nachhaltiger zu gestalten. 

Vom Einbezug Dritter zur spezialisierten und/oder regionalisierten Kooperation

Aufgrund der personellen Ausstattung von Jugendsozialarbeit mit einer Stelle je Hauptschule 

bzw. mit einer halben Stelle je Förderschule stand zur Bewältigung der Aufgaben von 

Anbeginn des Programms die Netzwerkarbeit der Sozialarbeiter/-innen im Vordergrund. Auch 

hier ist die Phase der Erstkontakte, Erkundungen und des Kooperationsaufbaus abgeschlossen 

und die Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern/-innen erfährt eine Verstetigung und 

Spezialisierung. Die Einbindung von Schlüsselpersonen in Fragen der Berufsorientierung 

(Reha, Agentur für Arbeit), der Erziehung (Beratungsstellen, Heime), der Reintegration 

(alternative Schulprojekte, Schulpsychologen, Jugendamt), der Gesundheits- und 

Gewaltprävention (Suchtberatungsstellen, Polizei, Clearingstellen, Bewährungshilfe) erfolgt 

unter dem Anspruch, Experten/-innen als stetige (Ansprech-)Partner/-innen der Schule – über 

die Zusammenarbeit im Einzelfall hinaus – zu gewinnen. Jugendsozialarbeit nimmt dabei 

häufig eine Brückenfunktion ein, um Erstkontakte zu initiieren; (Kooperations-)

Vereinbarungen wiederum schließt dann die Schule mit den jeweiligen Partnern/-innen. In der 

Regel werden die spezialisierten und bedarfsorientierten Kooperationsbeziehungen im 

Sozialraum der Schule auf- und ausgebaut. Nicht selten jedoch bedarf es des Einbezugs mehrer 

Sozialräume: den Wohnorten der Schülerinnen und Schüler.

2.5 Kooperationen

Mit der Programmbedingung, einen Kooperationsvertrag zwischen Schule und 

Jugendhilfeträger zu schließen, in dem die jeweiligen Rechte und Pflichten sowie die 

entsprechenden Aufgaben festgeschrieben werden, konnte ein wichtiger Schritt für den Auf-

und Ausbau einer gelingenden Kooperation realisiert werden. Diese – zunächst formale –

Festschreibung der konzeptionellen und organisatorischen Verzahnung von Schule und 

Jugendhilfe ist eine erste Voraussetzung zur wirksamen – und das heißt vorrangig präventiven 

– pädagogischen Arbeit mit Schüler/-innen, die eine Bearbeitung von Auffälligkeiten an und 

im Umfeld der Schulen ermöglicht. Eine zweite Voraussetzung liegt in der Bereitschaft auf 

Verbindlichkeit und Verlässlichkeit innerhalb der angestrebten Kooperation von beiden 

Partnern, häufig entgegen langjährig gewachsener Strukturen, Dienstwege, Erreichbarkeiten 

und Kommunikationsgepflogenheiten. Kooperation braucht institutionelle Formen, so ein 

erstes Fazit, und bedeutet auch die gemeinsame Verantwortung, aber getrennte Zuständigkeiten 

zu realisieren und akzeptieren.
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Ob die Kooperation zwischen Schule und Jugendsozialarbeit gelingt, ist somit an vielfältige 

Voraussetzungen gebunden. So hauptsächlich an die Voraussetzung fachdisziplinärer Klarheit 

bzw. Positionierung und einer damit verbundenen Rollenklarheit. Erst auf dieser Basis können 

sich erfolgreiche Kooperationen entwickeln – Kooperationen, die sowohl institutionell als auch 

fachlich differenziert sind.

Formen der Zusammenarbeit variieren – dies zeigt das Programm bis jetzt sehr deutlich – noch

stark zwischen einem Integrations- und einem Kooperationsmodell; d. h., häufig definiert 

Schule den eigentlichen Handlungsbedarf und die Ziele der Jugendsozialarbeit, wohingegen 

die gleichberechtigte Partnerschaft in Bezug auf Absprachen, Einsatzmöglichkeiten, inhaltliche 

Schwerpunkte u. ä. noch eine Entwicklungsaufgabe bleibt.
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Einführung

Auch in den Jahren 2007 und 2008 war und ist der Geschäftsbereich Niederlassung 

Brandenburg der Stiftung SPI einer Vielzahl von Kommunen, verschiedenen Bundes- und 

Landesministerien, unterschiedlichsten Trägern sozialer Arbeit und zuerst Kindern, 

Jugendlichen und Familien ein verlässlicher Partner. Ein über Jahre aufgebautes 

Angebotsspektrum konnte qualitativ und quantitativ erweitert werden. Gegenwärtig arbeiten 

ca. 120 Mitarbeiter/-innen in den drei Regionalzentren Nord-Ost, Ost und Süd sowie in 

landesweiten Projekten. Insgesamt setzen derzeit 38 Projekte den Stiftungsauftrag um, die sich 

jeweils über eine spezifische Aufgabenbeschreibung, eigenes Finanzbudget und Personal sowie 

Mitwirkung in einer Fachgruppe definieren.

Das vergleichsweise schnelle Wachstum des Geschäftsbereichs im Gründungsjahr 1998 mit 

2 Mitarbeitern; im Jahr 2001 setzten 30 Mitarbeiter/-innen die Projekte um, im Jahr 2005 

waren es bereits ca. 70 Mitarbeiter/-innen - macht eine dauerhafte und begleitende 

Überprüfung und Strukturanalyse erforderlich. Auf einer Klausur aller Projektleitungen des 

Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg im September 2007 wurden die im Jahr 2006 

entwickelten Strukturen der Steuerung und Initiierung bestehender und künftiger 

Arbeitsvorhaben zur Dispostion gestellt. Die bereits bewährten regionalen 

Arbeitszusammenhänge, wie monatliche Treffen in den jeweiligen Standorten und 

Regionalzentren, wurden ab Januar 2007 um fachbezogene, überregionale Arbeitsgruppen

ergänzt. Dies sind im Einzelnen: 

– Fachgruppe Jugendhilfe/Schule,

– Fachgruppe Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit,

– Fachgruppe Jugendberufshilfe,

– Fachgruppe Horte/Kita/Tagesbetreuung,

– Fachgruppe Jugend-, Informations- und Medienzentren (JIM),

– Fachgruppe „Bündnis für Familie“.

Im Berichtszeitraum konnten im Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg neben der 

Stabilisierung und qualitativen Verbesserung bestehender Projekte, weitere Vorhaben initiiert 

und realisiert werden. Als von überregionaler und strategischer Bedeutung sind vier neue 

Aktivitäten hervor zu heben.

Ab Mai 2007 coacht die Niederlassung im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und des Landes Brandenburg innerhalb des 

Bundesprogramms „Vielfalt tut gut“ im Programmbereich „Entwicklung integrierter lokaler 

Strategien“ in insgesamt zehn Brandenburger Kreisen bzw. Kommunen die Akteure, 

Koordinierungsstellen und Begleitausschüsse der „Lokalen Aktionspläne“ (LAP). In der 

bisherigen Programmlaufzeit entstanden Kooperationen mit anderen Institutionen und 

Akteuren aus diesem Arbeitsfeld. Dazu gehören die ebenfalls im Programm „Vielfalt tut gut“ 

geförderten Modellprojekte, die Mobilen Beratungsteams (MBT) sowie die Regionalen 

Arbeitsstellen für Bildung, Integration und Demokratie (RAA) e.V. Der Geschäftsbereich

Niederlassung Brandenburg konnte die ersten drei Phasen des Programms als Coaching-Institut 

begleiten. Zu den Aufgaben zählen u. a. Austausch und Kommunikation zwischen den LAPs

zu organisieren, aber auch die Diskussion mit weiteren Partnern auf Landesebene zu 

ermöglichen. Neben den Coachingaufträgen in den zehn Regionen wurden drei landesweite 

Tagungen realisiert.

Zum 01.07.2007 erfolgte die Übernahme des Kinder- und Jugendzentrums „Pegasus“ in der 

Stadt Senftenberg aus der Trägerschaft der Kommune, was zugleich die Eröffnung eines 

weiteren Standortes im Regionalzentrum Süd bedeutet. Der Zuschlag im Bieterverfahren 

wurde mit einem Konzept errungen, das Bewährtes bewahrt und zugleich innovative Ansätze 

und Erfahrungen aus den bisher im Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg in Frankfurt 

(Oder), Spremberg und Bad Freienwalde betriebenen Häusern integriert werden.

Aufgrund langjähriger Erfahrungen im Arbeitsfeld Jugendhilfe/Schule erhielt der 

Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg die Möglichkeit, sich an einer beschränkten 
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Ausschreibung des Landes Brandenburg zu beteiligen, um ab August 2007 „Regionalpartner 

Süd“ im Programm „Initiative Oberschule“ zu sein. Die eigenständige Bewirtschaftung von 

ESF-Mitteln im Sinne einer Regiestelle, die dazu erforderliche Zusammenarbeit mit den 

Regionalstellen der Bundesagentur für Arbeit und Beratungs- und Vertragsbeziehungen zu 

mehr als 50 Schulen sowie ca. 40 freien Trägern von Sozialarbeit, erweitern Akzeptanz und 

Ressourcen des Geschäftsbereichs wesentlich.

Ab Dezember 2007 ist das bisherige Kinder- und Freizeitzentrum „Mikado“ Frankfurt (Oder) 

ein Mehrgenerationenhaus. Die Beteiligung am Wettbewerb des BMFSFJ erforderte eine 

entsprechenden Überarbeitung und Erweiterung des Konzepts und der entsprechenden

Aktivitäten. Mit der inhaltlichen Neuorientierung geht die bauliche Umgestaltung des Hauses 

aus Mitteln des Programms „Die Soziale Stadt“ einher.

Bedingt durch die Änderung der Sozialgesetzgebung zum 01.01.2005 (ALG II/Hartz IV) und 

deren Auswirkungen für benachteiligte Jugendliche stand die Herausforderung, gemeinsam mit 

den Argen bzw. Optionskommunen individuell zugeschnittene Beschäftigungs- und 

Qualifizierungsangebote zu unterbreiten. In allen Regionalzentren wurden in den Jahren 2005 -

2007 entsprechende Projekte entwickelt sowie in der Umsetzung auf ihre Praxistauglichkeit hin 

erprobt.

Als ausgesprochen erfolgreich erwiesen sich auch die Modelle „MAE + Quali“, d. h. den 

Erwerb der Berufsbildungsreife durch einen nachholenden Schulabschluss, „JuLa“ 

(Beschäftigung für langzeitarbeitslose Jugendliche) sowie „Nachholende Schulabschlüsse unter 

Einsatz von E-Learning“, ein Ansatz, der seit August 2006 als gemeinsames Modellprojekt des 

Landes Brandenburg, der LAG Multimedia und des Geschäftsbereichs Niederlassung 

Brandenburg in Bad Freienwalde sehr gute Ergebnisse zeitigt.

Zu den eingeführten Basisprodukten des Geschäftsbereichs wie Jugendfreizeit- und 

Jugendkulturarbeit in zentralen Einrichtungen, bedarfsorientierte Hilfen für Jugendliche in 

besonderen Lebenslagen und die verantwortliche Umsetzung landesweiter Projekte inklusive 

wissenschaftlicher Begleitung, Evaluation und Koordinierung verschiedener 

Programmbeteiligter, kamen neue Projekte in den Handlungsfeldern „Arbeitsweltbezogene 

Jugendsozialarbeit“ sowie „Jugendarbeit und Schule“ hinzu.

Die Regionalzentren des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg beteiligten sich in 

verschiedenen Bereichen an der Entwicklung von Modellen sozialer Arbeit und setzen diese als 

Träger eigener sozialer Praxis im Land Brandenburg um. Alle Standorte der Niederlassung 

engagieren sich in den lokalen “Bündnissen für Familien“ bzw. initiieren deren Gründung.

Durch die Mitarbeit in verschiedenen Landesarbeitsgemeinschaften (u. a. Multimedia, 

Streetwork, Soziokultur) und Programmbeiräten sowie ihre Mitwirkung in Landes- und 

Kommunalgremien wird der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg seinem 

Beratungsauftrag gerecht und bringt sich in die aktuellen Diskussionen auf den verschiedenen 

Ebenen ein. 

Im Bereich Kindertagesbetreuung gelang - unter Begleitung des Fachbeirates „Gesundheit“ der 

Stiftung SPI - die Implementierung des Querschnittthemas „Gesundheit“. Die Übernahme des 

Horts Nordlicht an einer sportorientierten Grundschule in Frankfurt (Oder) ab Januar 2007 

erforderte eine Integrationsanstrengung der zuständigen Kolleginnen, die unterdessen 

erfolgreich abgeschlossen werden konnte.

In den Kinder- und Jugendzentren Bad Freienwalde, Frankfurt (Oder), Spremberg, Bohsdorf 

und auch Senftenberg sowie in der „Mobilen Jugendarbeit“ Eberswalde lagen die 

Arbeitsschwerpunkte weiterhin in den Bereichen Ausbau familienorientierter Angebote, 

internationaler Jugendaustausch, Jugendberufshilfe, Kooperationsformen mit Schulen und 

politischer Bildungsarbeit. Die Regionalzentren profitierten von der verstärkten Orientierung 

des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg auf eine gemeinsame, einheitlichen 

Standards setzende Erarbeitung von Konzepten, die anschließend regional umgesetzt werden. 

Neben den Standardangeboten von Jugendarbeit können sie den örtlichen Partnern damit

Ansätze aus anderen Arbeitsfeldern anbieten. Alle Regionalzentren verfügen über ein „Jugend-
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, Informations- und Medienzentrum (JIM) sowie Angebote in den Programmen „Lokale 

Aktionspläne“ und „Initiative Oberschule“.

Die „XIV. KinderKunst und Rohkunstbau 2007“ wurde gemeinsam mit der Stiftung „Großes 

Waisenhaus zu Potsdam“ und dem Verein „Ars Sacrow“ erfolgreich in Groß Leuthen und 

Sacrow präsentiert. Die „XV. KinderKunst und Rohkunstbau 2008“ befindet sich in 

Vorbereitung. Die Ausstellungen finden abermals in Groß Leuthen und Potsdam statt.

Zur Optimierung von Verwaltungsabläufen ist die Abteilung Finanzen/Personal seit August 

2005 am Verwaltungssitz des Geschäftsbereichs „Soziale Räume und Projekte“ der Stiftung 

SPI verortet. Hier erfolgt neben einer Aufstockung des Personals auch die Ausbildung einer 

Bürokauffrau. Neben technischer Sicherstellung und Organisation externer und interner 

Kommunikation, gehört zu den Aufgaben der Geschäftsstelle die Begleitung der Mitarbeiter/

-innen-Qualifizierung, zu deren Realisierung u. a. für jede/jeden Mitarbeiter/in jährlich 5 

tätigkeitsrelevante Fortbildungstage vereinbart sind. 

Der Geschäftsbereich ist seit 2004 nach DIN EN ISO 9001:2000 zertifiziert. Im Rahmen des 

Qualitätsmanagements wurden nicht nur die Kernprozesse des Geschäftsbereiches, sondern 

auch die Steuerungs- und Kontrollprozesse innerhalb der verschiedenen Projekte zertifiziert. 

Eine kontinuierliche Selbstevaluation auf der Projektebene ist Bestandteil des 

Qualitätsmanagements. Der im Geschäftsbereich arbeitende Qualitätszirkel hat sämtliche 

Projekte und Handlungsfelder des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg einer 

Prüfung unterzogen und legt damit die Grundlage, das Audit im Juni 2008 erfolgreich zu 

bestehen.

Seit dem Jahr 2002 liegt ein Schwerpunkt des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg 

in den Handlungsfeldern „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit“ und „Jugendhilfe/Schule.“ 

Ausgehend von der Kompetenzagentur Cottbus, die durch das BMFSFJ innerhalb des 

Programms „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit - Programmphase Kompetenzagenturen“ 

finanziert wird und deren Auftrag es war, bis zum Ende des Jahres 2006 modellhaft zu 

erproben, ob durch modernes Ressourcenmanagement sozial benachteiligte Jugendliche 

erfolgreich(er) in Ausbildung und Arbeit vermittelt werden können, konnte das Engagement 

der Niederlassung in diesem Segment durch Weiterförderung dieser Agentur sowie Gründung 

einer zweiten Agentur im Landkreis Märkisch-Oderland bis zum August 2008 verstetigt 

werden.

Komplettiert wird das Angebot im Feld Jugendarbeit/Schule seit September 2006 durch die 

Mitwirkung im Bundesprogramm „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ an den Standorten 

Cottbus und Frankfurt (Oder).

Mit der Einrichtung der zentralen ESF-Regiestelle „Jugendsozialarbeit“ durch das BMFSFJ 

zum 01.09.2008, die vom Geschäftsbereich Strategien sozialer Integration der Stiftung SPI als 

Arbeitsgemeinschaft mit der „Gesellschaft für soziale Unternehmensberatung“ (gsub) betrieben 

wird, ist eine Fortführung dieser vier Agenturen in Trägerschaft des Geschäftsbereichs

Niederlassung Brandenburg nicht mehr möglich. Eine wesentliche Herausforderung für das 

laufende Geschäftsjahr wird es sein, diese grundlegende personelle und inhaltliche 

Veränderung in den genannten Arbeitsfeldern durch andere, neu zu entwickelnde, Angebote zu 

kompensieren.
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1. Landesweite Projekte

1.1 Beratung Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit

Im Berichtszeitraum wurden bzw. werden Beratungsaufträge in den Kreisen Uckermark, 

Märkisch-Oderland, Dahme-Spreewald, Spree-Neiße, Potsdam-Mittelmark, Teltow-Fläming

und in den kreisfreien Städten Cottbus und Brandenburg/Havel umgesetzt. Die Auftraggeber 

waren wie in den Vorjahren zumeist die Landkreise. Zwei der Aufträge sind mittlerweile direkt 

durch einzelne Kommunen vergeben worden, eine Auftragserteilung erfolgte durch eine 

Einrichtung des Justizministeriums. Die Adressaten/-innen der konkreten Beratungsleistung 

waren in der Regel Mitarbeiter/-innen lokaler Projekte aus den verschiedenen 

Jugendhilfebereichen oder Vertreter/-innen kommunaler Verwaltungen. In einem Fall richtete 

sich das Angebot an Gefangene in einer Justizvollzugsanstalt. Großen Raum in der Umsetzung 

von Aufträgen nahm das Coaching der zehn Lokalen Aktionspläne (LAP) ein, die im Rahmen 

der Förderung integrierter lokaler Strategien über das Bundesprogramm „Vielfalt tut gut“ in 

Brandenburg entwickelt und umgesetzt werden. Das Programm sieht die Begleitung jedes LAP

durch einen externen Coach vor. Inhalte und Verfahren werden durch einen gesonderten 

Leitfaden bestimmt.

Der Anteil der Finanzierung der Aufträge des Beratungsprojektes über das entsprechende 

Landesprogramm zur Beratung von Trägern der Jugendhilfe nahm im Berichtszeitraum 

deutlich ab. Der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg akquiriert zwar nach wie vor 

den zweitgrößten Anteil der durch das Landesprogramm für die Landkreise zur Verfügung 

gestellten Mittel. Allerdings muss festgehalten werden, dass sich wie im Vorjahr der Abstand 

zum führenden Wettbewerber vergrößert hat und auch die Zahl der zugelassenen 

Beratungsträger gestiegen ist. 

Die Beratungstätigkeit im Rahmen der traditionellen Trägerberatung wies einen zentralen 

Schwerpunkt auf. In der überwiegenden Zahl der Beratungsaufträge wurde die Frage der 

Übereinstimmung realer oder zukünftiger eigener Angebote mit den Interessenlagen der Geld-

und Auftraggeber bzw. des jeweiligen Gemeinwesens bearbeitet. Ähnlich wie im vergangenen 

Jahr war hier festzustellen, dass vor allem bei den kleineren freien Trägern der Jugendhilfe eine 

große Unerfahrenheit mit der Betrachtung ihrer Situation unter dem Gesichtspunkt der im 

Gemeinwesen vorhandenen realen Interessenlagen vorherrschte. Alternativ dazu gab es bei 

einigen Trägern sogar einen ausgeprägten Unwillen, sich der Diskussion um „Interessen“ und 

Auftragslagen außerhalb verklärter sozialpädagogischer Begründungszusammenhänge zu 

stellen. 

Im Ergebnis muss angemerkt werden, dass es das Arbeitsfeld weiter zu erschließen gilt und in 

der Beratung und Qualifizierung vor allem der freien Träger darauf hinzuwirken, einerseits ein 

Bewusstsein für den Wert der eigenen Angebote für die Gemeinden und Kommunen zu 

entwickeln und andererseits die Erarbeitung eigener Angebote und Projekte deutlicher und 

stärker auf die realen Interessenlagen der Kommunen abzustellen, aus denen sich die 

substantiellen Entscheidungszusammenhänge ergeben.

Ein weiterer inhaltlicher Kern des Beratungsgeschehens war die Auseinandersetzung mit 

realistischen und pragmatischen Versuchen, in Zusammenhängen der Jugendarbeit einerseits 

mit Gewalt und andererseits mit rechtsextremen Orientierungen umzugehen. Hier wirkte sich 

wie in den Vorjahren die Praxiskompetenz der Mitarbeiter/-innen des Projekts positiv aus. 

Ferner ergaben sich darüber hinaus sinnvolle Kooperationen und Synergieeffekte in der 

Abstimmung mit einem der durch das Bundesprogramm „Vielfalt tut gut“ geförderten 

Modellprojekte.

Der zweite zentrale Bereich, in dem das Beratungsprojekt tätig wurde, war das Coaching der 

über das bereits erwähnte Bundesprogramm in Brandenburg geförderten zehn Lokalen 

Aktionspläne (LAP).

Abschließend kann festgehalten werden, dass es im Berichtszeitraum gelungen ist, die 

Kernkompetenzen des Beratungsprojektes herauszustellen und in entsprechenden Aufträgen 

zur Lösung von Aufgaben zu nutzen. Dabei ist zum einen auf die Entwicklung pragmatischer 
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und auftragsgerechter Angebote und zum anderen auf den realistischen Umgang mit Gewalt 

und/oder Rechtsextremismus zu verweisen. Gleichwohl gelang es nicht, diese Kompetenzen in 

ausreichendem Maße in Aufträge münden zu lassen, die von ihrem Gesamtvolumen her den 

Finanzierungsbedarf des Projekts decken könnten.

Das Beratungsprojekt wird gegenwärtig durch einen Mitarbeiter repräsentiert, der wesentliche 

Unterstützung durch den Geschäftsbereichsleiter und - bei Bedarf - Honorarkräfte erfährt.

1.2 Coaching LAP

Der zweite zentrale Bereich, in dem das Beratungsprojekt tätig wurde, war das Coaching der 

über das bereits erwähnte Bundesprogramm in Brandenburg geförderten Lokalen Aktionspläne 

(LAP). Zehn über das Bundesprogramm „Vielfalt tut gut“ geförderte Lokale Aktionspläne 

wurden in ihrer Entwicklungs- bzw. in der ersten Umsetzungsphase begleitet. Diese LAPs

werden vor allem in Landkreisen, aber auch in Regionen einzelner Kreise und in einer 

kreisfreien Stadt umgesetzt. Es handelt sich dabei um die Landkreise Ostprignitz-Ruppin, 

Uckermark, Barnim, Märkisch-Oderland, Dahme-Spreewald, Oberspreewald-Lausitz und Elbe-

Elster. Daneben wurden LAPs entwickelt in den Regionen Hoher Fläming im Landkreis 

Potsdam-Mittelmark, in der Stadt Fürstenwalde die umliegenden Gemeinden eingeschlossen 

und in der kreisfreien Stadt Frankfurt/Oder.

In den Landkreisen Dahme-Spreewald und Elbe-Elster starteten die LAPs bereits zu Beginn 

des Jahres 2007 in einem programmintern vorgesehenen Vorverfahren. Die anderen Regionen 

entwickelten ihre Strategien im Laufe des Sommers 2007 und starteten in einem Zeitraum 

zwischen Juli und Oktober des gleichen Jahres.

Dabei lagen die Schwerpunkte per Auftrag zum einen auf der Vermittlung und der 

„Übersetzung“ zentraler Anforderungen und Erwartungen des Programms in den jeweiligen

regionalen Bezug, zum anderen auf der Unterstützung im Aufbau handlungsfähiger Strukturen 

und in der Entwicklung zentraler Strategien und zum dritten in der Bewertung konkreter 

Projekt- und Maßnahmeideen. Vor Ort wurde das Vorgehen der Coaches eher individuell 

gestaltet. Der Auftragsrahmen blieb selbstverständlich bestimmend. Im Detail kam es aber in 

der Beratung und Begleitung der einzelnen LAPs zu sehr verschiedenen Vorgehensweisen. Bei 

den beiden LAPs aus dem Vorverfahren musste abgesprochen und geklärt werden, dass es 

einen für die Aktiven vor Ort sinnvollen und hilfreichen Einstieg in das laufende Verfahren 

geben könnte. Das gestaltete sich insofern anspruchsvoll, als dass in den beiden Landkreisen 

verschiedene Strategien entworfen wurden, die wiederum unterschiedliche

Entwicklungsvorteile und Hindernisse mit sich brachten. Die vorgegebenen Strukturen 

(Ämternetzwerk, Begleitausschuss) hatten sich bereits gegründet und ihre eigenen 

Verfahrensweisen, Schwerpunkte und Regelungen bestimmt. Diese stellten sich im Laufe der 

Zeit als nicht immer programmkompatibel dar. Als neue Akteure fiel es den Coaches nicht 

immer leicht, von außen zu korrigieren. Vor diesem Hintergrund sind bestimmte 

Steuerungsprozesse hier langfristiger angelegt worden.

Bei den LAPs im Hauptverfahren (Einsetzen im Spätsommer/Herbst 2007) konnte aufgrund 

des längeren Vorlaufs für die Akteure vor Ort und die Coaches einerseits und des annähernd 

gleichen Starts andererseits ein abgestimmteres Vorgehen organisiert werden. Auch hier 

entwickelten sich inhaltlich und zum Teil auch strukturell außerordentlich verschiedene 

Spielarten. Zumindest gelang es aber, den Transfer der relevanten Programminformationen 

zeitnah zu realisieren, ohne dass die Handelnden vor Ort bereits eigene Lösungen entwickeln 

mussten.

Der erste reale Schwerpunkt bei den LAPs im Hauptverfahren lag in der Unterstützung der 

Entwicklung und Formulierung von Strategien, die eine Verknüpfung der 

Programmintentionen, der Darstellung und Analyse der regionalen Lage im Kontext 

Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit und der Vorstellungen von spezifischen 

Lösungsvorschlägen für angesprochene Problematiken darstellen mussten. Der nächste 

Schwerpunkt lag in der Begleitung und gegebenenfalls Korrektur von Schritten in der 

Konzipierung und dem Aufbau der notwendigen Gremien, hier vor allem des 
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Begleitausschusses. Besonderes Augenmerk lag dabei auf der paritätischen Besetzung durch 

Vertreter/-innen der Verwaltung und der Zivilgesellschaft und der breiten Streuung der 

Mitgliedschaft auch außerhalb von Kreisen, die durch Kooperationen und Absprachen schon 

lange miteinander verbunden waren.

Bei den LAPs im Vorverfahren ergab sich ein weiterer Coachingschwerpunkt in der 

„Begutachtung“ der Verfahrensweise zur Mittelvergabe an Projektträger einerseits und zu den 

Inhalten der Projekte andererseits. Dies wurde auch zum zentralen Gegenstand der Tätigkeit in 

den anderen LAPs, setzte aber zeitlich verzögert ein. Gegenwärtig unterstützen die Coaches in 

den zehn LAPs entweder Verfahren und Mechanismen der internen Evaluation oder die 

Aktiven in Klausuren zu begleiten.

Die Unterstützung durch das Coaching stieß bei den regionalen Akteuren/-innen auf starkes

Entgegenkommen. Es kann konstatiert werden, dass in allen LAPs das externe Coaching als 

eine verlässliche Instanz wahrgenommen und eingeordnet wurde, die wesentlich zum 

Funktionieren der Abläufe und zur Erleichterung der Tätigkeit der Aktiven beigetragen hat. 

Von maßgeblicher Bedeutung war die ausgesprochen hohe Praxiskompetenz der eingesetzten 

Mitarbeiter/-innen in den relevanten Handlungsfeldern der Jugendhilfe, im Umgang mit 

Netzwerken, in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und der Unterstützung 

demokratischer Initiativen.

1.3 IOS Regionalpartner Süd im Programm Initiative Oberschule

Seit dem 01.08.2007 wird im Auftrag des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport des 

Landes Brandenburg (MBJS) das Programm „Initiative Oberschule“ (IOS) im Land 

Brandenburg umgesetzt.

Mit der Umsetzung des Programms auf regionaler Ebene wurden seitens des MBJS drei 

Regionalpartner und der Projektverbund Praxislernen betraut. Der Geschäftsbereich

Niederlassung Brandenburg ist der Regionalpartner Süd im Rahmen des Programms und somit 

zuständig für die Umsetzung in den Schulamtsbereichen Cottbus und Wünsdorf. 

Das Programm „IOS“ wurde mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 zur Stärkung der noch 

jungen Schulform Oberschule eingeführt. Teilnahmeberechtigt sind alle Schulen, die in 

absehbarer Zeit in Oberschulen umgewandelt werden. In den Schulamtsbereichen Cottbus und 

Wünsdorf waren im Schuljahr 2007/2008 insgesamt 51 Schulen teilnahmeberechtigt. Diese 

können aus dem Programm finanzielle Mittel, die durch die IOS Regionalpartner verwaltet 

werden, aus dem Europäischen Sozialfonds zur Durchführung von Maßnahmen in Kooperation 

mit freien Trägern, erhalten. 

Entsprechend ihrem Bedarf konnten die Schulen Angebote einreichen, um gemeinsam mit 

externen Partnern, Projekte zu folgenden IOS Zielbereichen durchführen:

– berufliche Orientierung und Vorbereitung,

– Erwerb von Schlüsselkompetenzen,

– Servicelernen,

– Lehrerfortbildung/Angebote zur Weiterentwicklung der Oberschule.

Sofern es sich bei den eingereichten Maßnahmen zur beruflichen Orientierung und 

Vorbereitung um Maßnahmen der vertieften Berufsorientierung im Sinne des § 33 SGB III 

handelt, war es außerdem möglich, finanzielle Mittel der Agentur für Arbeit als 

Kofinanzierung zu erhalten.

Als IOS Regionalpartner Süd hat der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg folgende 

Aufgaben:

– Sichtung und Prüfung der eingereichten IOS-Projektangebote finanzieller und inhaltlicher 

Art,

– Beratung von Schulen und deren außerschulischen Partnern – Leistungserbringern,
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– begleitendes Monitoring und Controlling von laufenden IOS-Projekten/Finanzen,

– Prüfung der eingereichten Statistiken, der Zwischen- und Schlussabrechnungen sowie der 

eingereichten Sachberichte von laufenden bzw. abgeschlossenen IOS-Projekten

– Abrechnung der Projekte gegenüber der LASA,

– Informationsservice für Schulen und interessierte Institutionen/Einrichtungen/Träger rund 

um die „Initiative Oberschule“,

– regionale Steuerung sowie Mitwirkung an Landessteuerung der „Initiative Oberschule“ in 

enger Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem MBJS, den staatlichen Schulämtern, den 

zuständigen Agenturen für Arbeit sowie den beiden anderen IOS Regionalpartnern in 

Eberswalde und Potsdam und Praxislernen.

Zur Umsetzung dieser Aufgaben stehen eine projektverantwortliche Mitarbeiterin 

(30 h/Woche), eine Projektmitarbeiterin (30 h/Woche) und eine Verwaltungsfachkraft

(40 h/Woche) zur Verfügung. Darüber hinaus wird der Regionalpartner Süd seit Oktober 2007 

durch zwei, vom staatlichen Schulamt Cottbus abgeordnete, Lehrkräfte mit jeweils 

13 Lehrerwochenstunden unterstützt. Für die Schulen, ihre externen Partner, aber auch die 

regionalen IOS Partner, wie die Schulämter, die Agenturen für Arbeit oder die Jugendämter, 

wurde, im Sinne einer effektiven Zusammenarbeit, jeweils ein Büro in Cottbus und ein Büro in 

Wünsdorf eingerichtet. Innerhalb des Mitarbeiterteams wurden regionale Teams gebildet. 

Diese sind jeweils für die inhaltliche Umsetzung in einem Schulamtsbereich zuständig und 

stellen feste Ansprechpartner für ihre Region dar.

Umsetzung der Aufgabenbereiche

Neben der Erstellung einheitlicher Formulare und der Schaffung gemeinsamer Strukturen und 

Verfahrensweisen in Zusammenarbeit mit den beiden anderen Regionalpartnern und dem 

MBJS, konzentrierte sich die Arbeit des IOS Regionalpartners Süd auf folgende Kernaufgaben:

Sichtung und Prüfung der eingereichten IOS Projektangebote 

Das Schuljahr 2007/2008 war geteilt in zwei Förderabschnitte, welche in etwa den

Halbjahreszeiträumen entsprachen. Ingesamt wurden für beide Förderzeiträume 91 Angebote 

eingereicht, von denen letztlich 67 bewilligt werden konnten. Zur Umsetzung der 

Schulprojekte konnten 340.000 Euro aus dem Europäischen Sozialfonds und 70.000 Euro 

durch die Agenturen für Arbeit in Cottbus und Potsdam zur Verfügung gestellt werden. Zur 

Kofinanzierung der ESF Gelder und zur Unterstützung der Maßnahmen wurden seitens des 

MBJS zusätzliche Lehrerwochenstunden in ausreichendem Maße zur Verfügung gestellt.

Entsprechend den Zielbereichen wurden bewilligt:

– 33 Projekte zur berufliche Orientierung und Vorbereitung,

– 31 Projekte zum Erwerb von Schlüsselkompetenzen,

– 3 Lehrerfortbildungen.

Im Rahmen der Angebotsprüfung obliegen dem Regionalpartner sowohl die finanzielle 

Überprüfung sowie die inhaltliche Bewertung der Angebote und die Beratung von Schulen und 

deren außerschulischen Partnern.

Gerade im ersten Schulhalbjahr nutzten die Schulen und deren Partner verstärkt die 

Möglichkeit der Angebotsberatung. Inhaltlich wurden das Angebotsverfahren, die 

Fördermöglichkeiten sowie die Fördermodalitäten thematisiert. Seit dem zweiten Schulhalbjahr 

ist eine intensivere Nachfrage nach einer inhaltlichen Beratung und Begleitung der Projekte zu 

verzeichnen.
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Informationsservice für Schulen und interessierte Institutionen/Einrichtungen/Träger 

rund um die „Initiative Oberschule“

Eine weitere Kernaufgabe bestand im Schuljahr 2007/2008 in der Bekanntmachung des 

Programms, seinen Zielen und Fördermöglichkeiten. Dies wurde, neben der Beratung im 

Einzelnen durch folgende Schritte realisiert:

Zwei Regionalkonferenzen wurden zu Beginn des Programms durchgeführt. Ziel war es, die 

Schulen, potentiellen Träger und externen Partner über das Programm sowie das 

Angebotverfahren zu informieren.

Alle Schulen und Träger, die Angebote eingereicht haben, erhielten regelmäßige, 

aussagefähige Rückmeldungen zu deren Bearbeitungsstand bzw. Überarbeitungsbedarf per 

Mail.

Zur Abstimmung der Zusammenarbeit fanden mehrfach Gespräche mit dem Schulamt 

Wünsdorf, dem Schulamt Cottbus, der Agentur für Arbeit Cottbus und der Agentur für Arbeit 

Potsdam statt.

Pro Schulamtsbereich wurde eine Steuerungsrunde durchgeführt (Beteiligte: Jugendämter, 

Schulamt, Agentur für Arbeit, Schule-Wirtschaft, LASA Regionalbüro für 

Fachkräftesicherung).

Es wurde eine Angebotsbroschüre für Schulen in Vorbereitung des Schuljahres 2008/2009 

erstellt, der Aufbau einer Internetseite sowie die Erstellung eines Handbuches zum Umgang 

mit ESF-Geldern realisiert.

Bereits im Schuljahr 2007/2008 führten 41 der 51 teilnahmeberechtigten Schulen in den 

Schulamtsbereichen Cottbus und Wünsdorf IOS-Projekte durch. Neben der verstärkten 

inhaltlichen Begleitung und Weiterentwicklung der Schulprojekte ist die Teilnahme aller 

Schulen ein Ziel im kommenden Jahr.

1.4 Jugendkulturtage

Die Brandenburger Jugendkulturtage haben bereits eine langjährige Tradition. Sie werden 

gemeinsam vom Landesjugendamt und dem Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg im 

Zweijahresrhythmus organisiert und durchgeführt.

War in den vergangenen Jahren ein Hauptmerkmal die deutsch-polnische Ausrichtung, so wird 

es im Jahr 2008 mit der Teilnahme von Jugendlichen aus Litauen eine erweiterte Ausrichtung 

geben.

Die 8. Brandenburger Jugendkulturtage Deutschland-Polen-Litauen finden mit weit über 

200 Teilnehmern vom 12.09. bis 14.09.2008 unter dem Motto „Begegnungen“ in der 

Jugendbildungsstätte Blossin statt.

Gefördert aus Mitteln des Landes Brandenburg und des Deutsch-Polnischen Jugendwerkes 

(DPJW) gibt es auch in diesem Jahr wieder ein umfangreiches Programm. Zielgruppe der 

Veranstaltung sind explizit Jugendliche und Jugendgruppen, die durch ihre künstlerische 

Betätigung und ihr Engagement dazu beitragen, in Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen, an 

Schulen oder anderen öffentlichen Einrichtungen eine Atmosphäre der Weltoffenheit und 

Toleranz zu schaffen. Jugendeinrichtungen die in diesem Sinne bereits 

Kooperationsbeziehungen zu polnischen Partnern aufgebaut haben, können sich mit ihren 

Partnern gemeinsam bewerben.

Die Aktionsformen sind vielfältig und reichen von Musik, Theater und Tanz über Bildende 

Kunst oder Fotografie bis hin zur kreativen Beschäftigung mit Neuen Medien. 

Diskussionsforen zum Thema Demokratische Kultur (z. B. für Jugendparlamente) werden nach 

der guten Resonanz 2004 und 2006 ebenfalls wieder stattfinden. Möglichst viele Aspekte von 
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Jugendkultur sollen gezeigt werden, ohne daraus den Anspruch eines repräsentativen 

Querschnitts oder notwendiger Semiprofessionalität der Akteure abzuleiten.

Durch bestehende Arbeitskontakte zu überregional tätigen Organisationen werden auch 2008 

die Landesvereinigung Kinder- und Jugendkulturarbeit (LKJ) Brandenburg sowie die 

Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Multimedia Brandenburg Mitorganisatoren sein. Durch das 

Einbringen ihrer Kompetenzen und Know-hows wird die Qualität der unterbreiteten Angebote 

gesichert. Zudem wirken sie als Multiplikatoren und transportieren Anliegen und Inhalte zu 

ihren Mitgliedern. Örtlicher Kooperationspartner ist die Jugendbildungsstätte Blossin. 

Bei der Zusammenarbeit mit den Jugendämtern der Kreise liegt ein besonderer Schwerpunkt in 

deren Mitwirkung im Projektbeirat (u. a Teilnehmerauswahl). Die Benennung, Information und 

Begleitung der polnischen Teilnehmer/-innen erfolgt durch polnische Partner (u. a. das 

Kulturhaus „Smog“ Slubice). Das Deutsch-Polnische Jugendwerk beteiligt sich an der 

Finanzierung und Bekanntmachung der 8. Brandenburger Jugendkulturtage. Der Kontakt zu 

den litauischen Partnern und die praktische Umsetzung der Integration in die 8. 

Jugendkulturtage werden gemeinsam durch den Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg, 

das JBZ Blossin und das LJA hergestellt und gesichert.

Wie bereits in den zurückliegenden Jahren ist die Einbindung eines im „Civitas“-Programm 

geförderten Projektes der Kreuzberger Musikalischen Aktion (KMA e.V.) geplant. Der 

„STARTRUCK“ - eine mobile Bühne - schafft den Rahmen für gemeinsame Workshoparbeit 

mit Berliner Jugendlichen, insbesondere im Bereich BreakDance und hiphop. Das Projekt 

„STARTRUCK“ der KMA e.V. entwickelt nach Auswertung der Bewerbungen geeignete 

Beteiligungsformen für Berliner Jugendliche.

Auf Landesebene agiert das Landesjugendamt als Mitorganisator in Fragen der inhaltlichen 

und organisatorischen Vorbereitung, u. a. durch die Information und verbindliche 

Einbeziehung der Kreise und kreisfreien Städte.

Die Öffentlichkeitsarbeit soll im Jahr 2008 über Nachrichtenagenturen, den Jugendsender 

„Fritz“, Präsentation im Internet sowie über die regionale Presse umgesetzt werden.

Zur Begleitung des Projektes wird eine Steuerungsrunde aus Vertretern des 

Landesjugendamtes, der Kreisjugendämter, der LKJ, der LAG Multimedia, der 

Jugendbildungsstätte Blossin und des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg gebildet.

1.5 Brandenburger JugendFilmFestival

In der sich immer schneller entwickelnden Medien- und Kommunikationsgesellschaft ist es 

fast undenkbar, besonders als junger Mensch nicht Schritt halten zu können. Jugendliche und 

junge Erwachsene folgen nahezu jedem Trend und sind technisch auf dem neuesten Stand der 

Entwicklungen. Medienpädagogische Erfahrungen mit jungen Menschen zeigten und zeigen, 

dass immer mehr das Bedürfnis vorhanden ist, selbst kreativ Medien zu gestalten. 

Jeder kann heute einen eigenen Film mit einem Handy oder mit „Papas Videokamera“ drehen. 

Oftmals entstehen hierbei gelungene Beiträge, die aber fast nie einer breiten Öffentlichkeit 

zugänglich sind, weil Jugendliche und junge Erwachsene sich mit ihren Filmen und Filmideen 

bei anderen Filmfestivals nicht gegen Filme von Profis oder Studenten durchsetzen können. 

Um diesen jungen Filmamateuren eine eigene Plattform zu bieten, entstand die Idee des

„1. JIM’s Jugendfilmfestival Brandenburg“. Nach der Konzeptentwicklung konnte der 

Ministerpräsident des Landes Brandenburg als Schirmherr gewonnen werden.

„JIM Jugendfilmfestival Brandenburg“ war das erste regional begrenzte Brandenburg 

Jugendfilmfestival, das nicht wie andere Filmfestivals deutschlandweit oder international 

ausgerichtet wurde. Das Festival war ausschließlich für Jugendliche organisiert und 

ermöglichte einen intensiven Austausch zwischen jungen Filmamateuren. Durch die regionale 

Nähe und der aufgebauten JIM-Struktur im Land Brandenburg ließen sich gemeinsam neue 

Filmprojekte entwickeln und herstellen. Jugendliche und junge Erwachsene konnten mit ihren 

Ideen zu einem JIM gehen und sich beraten und unterstützen lassen. Häufig stand dem eigenen 
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Einfallsreichtum die technische Umsetzung im Wege. Hierbei halfen die Medienpädagogen/-

innen der JIM und es bestand die Möglichkeit, die notwendige Technik im Jugend-, Kultur-, 

Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI in Bad Freienwalde auszuleihen.

Getreu dem Motto „Wir hier“ entwickelten die Teilnehmenden ihre Beiträge. Es kam auf eine 

„Brandenburg-Identität“ an!

Durch die Förderung wurde es möglich, hochwertige Kameratechnik mit dem notwendigen 

Zubehör zu erwerben, um allen Interessierten die Teilnahme am Festival zu ermöglichen. In 

diese Technik wurde aus jedem JIM jeweils ein Mitarbeiter/eine Mitarbeiterin in einem 

Wochenendworkshop eingewiesen. Anschließend konnte anhand eines Ausleihplanes die 

Ausrüstung von jedem JIM genutzt werden. An einzelnen JIM-Standorten wurden 

Dreharbeiten von Jugendlichen durchgeführt, die als Festivalbeiträge eingereicht wurden. 

Natürlich waren auch andere Filmbeiträge oder bereits erstellte Produktionen zugelassen. 

Hintergrund war der Gedanke, Jugendlichen ohne technische Möglichkeiten Hilfe und 

Unterstützung bei der Umsetzung ihrer Ideen zu geben.Teilnehmen konnten Jugendliche bis zu 

einem Alter von 26 Jahren aus Brandenburg. Zugelassen waren auch Berliner mit Beiträgen 

über Brandenburg, weil viel junge Berliner ursprünglich aus Brandenburg kommen und sich 

ihre Brandenburgidentität bewahrt haben. Ausgeschlossen waren Filmstudenten und Profis.

So erreichten das Organisationsteam bis zum Einsendeschluss (03. Oktober 2007) 123 

Einsendungen in den unterschiedlichen Kategorien. Man kann davon ausgehen, dass ca. 800 

junge Menschen an den Produktionen beteiligt waren. Weit über 100 Anfragen wurden 

bearbeitet. Eine neutrale Jugendjury wählte aus den Einsendungen 51 Beiträge unter Beachtung 

der Teilnahmebedingungen aus, die dann von der eigentlichen Jury bewertet wurden. Diese 

51 Beiträge wurden komplett während der Festivaltage vorgeführt. Den Organisatoren/-innen 

des JIM’s-Jugendfilmfestivals Brandenburg ist es gelungen, für die Jury angesehene und 

bekannte Persönlichkeiten aus dem Film/TV/Medienbereich zu gewinnen. Die Jurymitglieder 

waren: Volker von der Heydt, Fabian Busch, Julian Tyrasa, Ute Parthum und Anka Heinze. 

Die Jury vergab u. a. den Pokal JIM und wertvolle Geld- und Sachpreise, u. a. ein 

mehrwöchiges Praktikum bei SAT 1. Vom 2. bis 4. November 2007 war das Jugend-, Kultur-, 

Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI Bad Freienwalde Austragungsort des 1. „JIMs 

Jugendfilmfestivals“ Brandenburgs. Um die drei Festivaltage zu einem unvergesslichen 

Ereignis gestalten zu können, waren über 50 Mitarbeiter/-innen und ehrenamtliche Helfer rund 

um die Uhr im Einsatz. 

Insgesamt besuchten 172 jugendliche Dauergäste alle 3 Festivaltage, die für einen 

symbolischen Beitrag von 5,00 Euro verpflegt wurden und übernachten konnten. Zusätzlich 

gab es ca. 60 Tagesgäste an den jeweiligen Programmtagen. Für den Transport zwischen den 

Orten wurde ein Busshuttle eingerichtet. Neben den ständigen Gästen konnten Tagesgäste und 

viele prominente Persönlichkeiten aus Politik und Medien begrüßt werden. So war die 

komplette Jury an allen drei Tagen anwesend. Zur Eröffnungsfeier hielt der Brandenburgische 

Minister für Infrastruktur und Raumordnung die Begrüßungsrede. 

Der Bundesaußenminister sendete Grüße an die jugendlichen Filmemacher. Für die 

Moderation der Eröffnungsfeier und der Preisverleihung konnte die Schauspielerin Noémi 

Besedes gewonnen werden. Ihr zur Seite standen 2 junge Nachwuchsmoderatoren, die auch die 

drei Filmblöcke moderierten, in denen alle 51 ausgewählten Beiträge gezeigt wurden. 

Höhepunkt der Abschlussveranstaltung war die feierliche Übergabe des Festivals an das JIM 

Medienwerkstatt Potsdam. Zum Gelingen des Festivals trug im höchsten Maße das 

Rahmenprogramm bei. Passend zum Filmfestival präsentierten die Musiker Otmar Desch und 

Lutz Fußangel den Bereich Filmmusik während der Eröffnungsfeier und der Preisverleihung. 

Die Eröffnung der Ausstellung mit Bildern der Cottbuser Malerin Mona Höke am ersten 

Festivaltag wurde mit einem VIP-Empfang verbunden, zum dem u. a. die zahlreichen 

Sponsoren geladen waren.

Der kulturelle Hochgenuss war der Live-Auftritt der Berliner Band Boombaker. Die fünf 

Bandmitglieder (Seeed und Blue Man Group) schufen aus unterschiedlichsten Musikstilen und 

kraftvollen Bildern ein audio-visuelles Erlebnis.
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Besonderes Augenmerk wurde auf den Informations- und Gedankenaustausch der jungen 

Filmemacher untereinander gelegt. Am Abschlusstag wurde den Festivalgästen ein Filmbrunch 

geboten, bei dem die jungen Filmemacher mit prominenten Gästen wie dem Drehbuchautor 

und Jurymitglied Julian Tyrasa ins Gespräch kamen. Diese Möglichkeit wurde von allen 

Festivalgästen genutzt. Ebenso zum Rahmenprogramm zählten die Workshops am zweiten 

Festivaltag in den Bereichen Schnitt, Ton, Kamera und Schauspiel, die von Fachleuten aus 

dem Medienbereich geleitet wurden.

1.6 Rohkunstbau und Kinderkunst

DREI FARBEN – WEISS (Gleichheit)

Ausstellung

Seit vierzehn Jahren bespielt Rohkunstbau mit Ausstellungen ortsspezifischer Kunst Räume, 

die sich dem herkömmlichen Kulturbetrieb entziehen. Aus einem regionalen Projekt, das in 

einer Rohbauhalle in der Brandenburgischen Provinz begann, ist seit dem Umzug in die 

stilistisch divergenten Räume von Schloss Groß Leuthen ein international beachtetes Projekt 

geworden, das jährlich tausende Besucher in den Spreewald zieht. In Zusammenarbeit mit 

internationalen Künstlergrößen entsteht jeden Sommer ein ungewöhnliches Ensemble aus 

Ausstellung und Festival, das in allen Teilen auf den Ort zurechtgeschnitten ist und tradierte 

Rezeptionsästhetiken neu hinterfragt. Seit 1999 ist das Kinder- und Jugendkunstprojekt 

Bestandteil der Projektfamilie Rohkunstbau und stellt ein eigenständiges Projekt in 

Trägerschaft des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg dar.

Mit der Ausstellung „DREI FARBEN – WEISS“ (Gleichheit) vom 15. Juli bis 26. August

2007, markiert Rohkunstbau einen neuen inhaltlichen und strategischen Abschnitt in der 

Projektgeschichte, nämlich eine Rohkunstbau-Trilogie: drei Jahre, drei Themen, drei Farben, 

inspiriert von Krzysztof Kieslowskis Filmtrilogie „Drei Farben: Blau, Weiss, Rot“. Darin 

thematisiert der polnische Regisseur die Ideale der Französischen Revolution „Freiheit“, 

„Gleichheit“ und „Brüderlichkeit“ im Hier und Jetzt. Wie bei Kieslowski geht es um 

persönliche Schicksale, Erlebnisse und Geschichten, wobei das Private, das Individuum im 

Vordergrund steht. Dieser Aspekt ist in der sinnlichen Abgeschiedenheit Groß Leuthens für die 

Künstler klarer darstellbar. Orientiert an der Trilogie werden bis 2008 an den 

Haupthandlungsorten der Filme Kieslowskis – Paris, Warschau und Genf – kleinere, 

ortsbezogene Ausstellungen der in Groß Leuthen beteiligten Künstler realisiert. 

Aufgrund der starken Akzeptanz der Print- und elektronischen Medien, Fernsehen und Internet, 

der Anerkennung des internationalen Fachpublikums sowie der begeisterten Resonanz von 

Besuchern/-innen aus Berlin, Brandenburg und ganz Deutschland sowie nicht zuletzt aufgrund 

der Zufriedenheit der bisherigen Teilnehmer/-innen konnten im Jahr 2007 wieder hochkarätige 

Künstler wie Candice Breitz, Südafrika/Fotografie und Video; Maria Chevska, 

Großbritannien/Malerei, Installationen; Thomas Demand, Deutschland/Fotografie; Ayse 

Erkmen, Türkei/Installationen; Jaroslaw Flicinski, Polen/Malerei, Installationen; Ola 

Kolehmainen, Finnland/Fotografie; Thomas Rentmeister, Deutschland/Objekte, Installationen; 

Gerhard Richter, Deutschland/Malerei; Julian Rosefeldt, Deutschland/Fotografie und Video; 

Gil Marco Shani, Israel/Malerei gewonnen werden. Die Künstler wurden von den Kuratoren 

Mark Gisbourne und dem künstlerischen Leiter des Festivals Dr. Arvid Boellert ausgesucht 

und eingeladen.

Festival Darstellender Kunst

Begleitet wurde der XIV. Rohkunstbau von einem Festival darstellender Kunst, das jährlich zu 

„Landpartien“, d. h. Neuproduktionen in Tanz, Theater, Performance, Musik und Lesungen 

einlädt und sich ebenfalls mit der Thematik „DREI FAREN – WEISS“ (Gleichheit) 

beschäftigte. 



242

Die Festivalabende entstanden in Zusammenarbeit mit Berliner Partnern wie Hebbel am Ufer, 

Akademie der Künste, Konrad-Adenauer-Stiftung, Forum Goethe Institut, Heinrich-Böll-

Stiftung, Sophiensaele.

Interdisziplinarität und internationale Ausrichtung verbindet das Programm mit regionaler 

Anbindung und sorgte so für einen anregenden Kulturtransfer. 

In Kooperation mit der Heinrich-Böll-Stiftung wurden Lesungen durchgeführt, die das Thema 

„Gleichheit“ literarisch und politisch beleuchteten und zu Auseinandersetzung und 

Widerspruch anregten.

Kinder- und Jugendkunstprojekt

Eine besondere Beachtung erfuhr, wie auch im vergangenen Jahr, das Kinder- und 

Jugendkunstprojekt, das die Lebenswelten der Kinder und Jugendlichen mit ihren Wünschen 

und Imaginationen verknüpft und sie zum Ausgangspunkt der künstlerischen Arbeit macht.

Mehrere Schulen im Groß Leuthener Raum beteiligten sich am Projekt.

Die Bedeutung von GLEICHHEIT im heutigen und künftigen Europa wurde den Kindern und 

Jugendlichen durch die Künstler auf eindrückliche und verständliche Weise nahe gebracht, um 

dann selbstständig von jedem Einzelnen untersucht, gestaltet und präsentiert zu werden. Dabei 

wurde das Ziel einer Auseinandersetzung mit der Frage, in welcher Form bzw. auf welchen 

Ebenen GLEICHHEIT als eine Grundlage für eine noch zu entwickelnde europäische Identität 

dienen kann selbst in den Familien der teilnehmenden Kinder und Jugendlichen am 

Abendbrottisch diskutiert. Dies zeigt, dass die ganz praktische Bedeutung dieses hohen 

demokratischen Grundwertes von den Kindern und Jugendlichen der Region durch die 

geschaffenen alltäglichen Bezüge verinnerlicht und weiter getragen wurde. Dies darf zu Recht 

als großer Erfolg der Arbeit aller Beteiligten bezeichnet werden.

Perspektiven 2008

„DREI FARBEN – ROT“ lautet der Titel des XV. Rohkunstbau. Im dritten Teil zeigt die 

renommierte Ausstellung zeitgenössischer Kunst zehn unterschiedliche Positionen zum Thema 

Brüderlichkeit. In Analogie zu der gleichnamigen Filmreihe von Krzysztof Kieslowski steht 

für Rohkunstbau die persönliche Sicht der einzelnen Künstler auf den demokratischen 

Grundwert der Brüderlichkeit im Vordergrund. Gleichzeitig ist die Ortsbezogenheit der 

Arbeiten das hervorstechende Merkmal der Ausstellung, wofür der diesjährige Ort, die Villa

Kellermann am Heiligen See in Potsdam, mit ihren wechselnden Hausherren aus Adel, 

Bürgertum und proletarischen Künstlerkreisen, eine besondere Projektionsfläche bietet.

Als Leitfaden durch die Ausstellung hat der Kurator Mark Gisbourne die Farbe Rot in den 

Mittelpunkt gerückt und bezieht sich nicht zuletzt auch auf den 60. Jahrestag, den die 

„Allgemeine Erklärung der Menschenrechte“ durch die Generalversammlung der Vereinten 

Nationen in diesem Jahr feiert. Seit langem assoziiert man Brüderlichkeit mit der Farbe Rot. 

Ebenso werden politische Ideen wie Sozialismus und Kollektivismus mit dieser Farbe in 

Verbindung gebracht. Jedoch entzieht sich Rot einer klaren inhaltlichen Festschreibung, wenn 

man bedenkt, dass sowohl Liebe, Wärme und Energie seit Jahrhunderten damit assoziiert 

werden, als auch Sünde, Gefahr und das Teuflische schlechthin. Ähnlich vielfältig sind die 

künstlerischen Arbeiten, die in Potsdam aufeinander treffen.
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2. Regionalzentrum Nord-Ost

2.1 Standort Barnim

2.1.1 Mobile Jugendsozialarbeit in Eberswalde

Das Projekt bestätigte sich seit seiner Gründung im Jahr 1998 als wesentlicher Bestandteil der 

Jugendhilfelandschaft in Eberswalde, ist als solches unter den Trägern der Jugendhilfe im 

Landkreis Barnim anerkannt und wurde, wie in den letzten Jahren auch, im Berichtszeitraum 

2007/2008 verstärkt von Institutionen angrenzender Arbeitsfelder angefragt.

Abgleich mit dem Auftrag

Mobile Jugendsozialarbeit hat entsprechend den Zielen und Grundsätzen des Landkreises und 

des Barnimer Jugendförderplans, aber auch der Eberswalder Planung zur Jugendarbeit und 

Jugendsozialarbeit Beiträge zur

– Entwicklung sozialer Kompetenz,

– Prävention,

– Partizipation, Mitgestaltung und Mitbestimmung,

– Gleichberechtigung und Integration,

– Hilfe zur Selbsthilfe.

Ziele

Ziel der Arbeit ist es, überwiegend die jungen Menschen zu erreichen, die im Rahmen anderer 

Angebote der Jugend- und Jugendsozialarbeit oder auch außerhalb dieser Angebote eines 

besonderen sozialpädagogischen Hilfebedarfs bedurften. Im Speziellen sind dies:

– (Re-)Integration in Bildung, Ausbildung und Beschäftigung,

– Förderung des Selbsthilfepotentials von jungen Menschen,

– zielgerichtete Entwicklung und Stabilisierung der Persönlichkeit,

– Schaffung von Zugängen zu weiteren Angeboten und zu weiterführenden Hilfen,

– Entwicklung alternativer Konfliktlösungsstrategien mit den Jugendlichen,

– individuelle Förderung der Kompetenzen,

– Beiträge zur Vermeidung schulischen Scheiterns,

– Verbesserung der Ausbildungs- bzw. Arbeitschancen durch Hilfen zur Berufsorientierung 

und Berufsvorbereitung,

– Sicherstellung einer eigenständigen Lebensführung durch individuelle Förderung zur 

Entwicklung sozialer Kompetenzen und zur Stabilisierung der Persönlichkeit,

– Berücksichtigung der individuellen Bedarfe von Mädchen und jungen Frauen in allen 

Handlungsfeldern.

Problemlagen

äußern sich in der Regel als soziale Benachteiligung oder individuelle Beeinträchtigung.

Das betrifft insbesondere junge Menschen, die

– keine Kontinuität in der Entwicklung von Lebensperspektiven und/oder der 

Berufsorientierung erreicht haben,

– die Schule schwänzen,

– die Schule bzw. berufsvorbereitende Maßnahmen abgebrochen haben,

– Probleme beim Übergang von der Schule in den Beruf haben,

– erhebliche Sprachproblemen haben,

– regelmäßig Drogen konsumieren und/oder missbrauchen,

– Beeinträchtigungen haben,
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– einen sehr instabilen familiären Hintergrund haben,

– sozial „entwurzelt“ sind,

– nicht eindeutig unter Förderkriterien subsumierbar sind.

Beratung in der Jugendsozialarbeit 

(Informationsberatung, entwicklungsbegleitende Krisenintervention)

Über das Projekt erfolgte eine erste niedrigschwellige Beratung zu zielgruppenrelevanten 

Problemlagen. Darauf aufbauend wird auch auf die Vermittlung und Begleitung in 

spezialisierte Instanzen hingewiesen werden. Aufgrund der Vielzahl von Beratungsfällen, der 

mitunter hohen Schwellen oder erschwerten Erreichbarkeit anderer Beratungsinstanzen und der 

im Laufe der Jahre gesammelten Kompetenzen werden die Beratungsprozesse sehr häufig bis 

zum Abschluss weitergeführt.

So erfolgten im Zeitraum 2007/2008 insgesamt 824 Einzelberatungen junger Menschen, 

46 Gruppenberatungen junger Menschen, 106 Beratungen mit Einbeziehung Familie/Umfeld 

und ca. 142 ad-hod-Beratungen.

Als Ergebnis des Beratungsprozesses kann festgestellt werden, dass bei ca. 36 % der Fälle die 

Klienten/-innen keine weitere Begleitung benötigen, bei 35 % der Fälle der Beratungsprozess 

noch anhält und noch keine eindeutige Aussage ist bei ca. 30 % der Fälle zu machen.

Vermittlung von Hilfesuchenden an andere Träger/Institutionen

Das Beratungsangebot der „Mobilen Jugendsozialarbeit“ nahm seine „wegweisende“ Funktion 

zu weiterführenden Hilfeformen und speziellen Beratungsdiensten wahr. Das Projekt fungierte 

hier als Vermittler zwischen Kindern/Jugendlichen/jungen Familien/jungen Alleinerziehenden 

und Institutionen, als Begleiter zu diesen Institutionen bzw. als „Türöffner“.

Als Beispiele von Beratungsschwerpunkten sind zu nennen: Wohnraumproblematiken, Miet-

und andere Schulden, Drogen/Suchtproblematik, Obdachlosigkeit, Haftbefehle, Anbindung an 

Verein (Gruppe), Projektideen, familiäre Problematiken, MAE bzw. nachholender 

Schulabschluss, Ausbildung, Lehrstelle, Praktikum, Berufausbildungsbeihilfe, 

Partnerschaft(en), Finanzen und Schulverweigerung und Umzug.

Gruppenaktivitäten im Berichtszeitraum bezogen sich auf: Freizeitfußball Brandenburgisches 

Viertel (Halle und Platz), Freizeitvolleyball, TT-Turniere, Sprayerprojekte, Graffitiausstellung, 

HipHop-Event sowie auf besondere Projekte über mobile Arbeit, wie Blossintour, Projektfahrt, 

Sommer- und Wintertouren, Bolzplatzeröffnung, Clubtreffen Konfrontatives 

Konfliktmanagement (KKM), Schulclub KKM, Schulfeste, Begleitung „Rock me Amadeu“ 

sowie Beteiligung von Sprayern an den Eberswalder Wirtschaftstagen.

Öffentlichkeitsarbeit

Dieser Bereich beinhaltete die Berichterstattung für die Öffentlichkeit über Projekte, die 

Darstellung, Erläuterung und Vertretung von Lebenswelten sowie Interessen- und 

Bedürfnislagen von Kindern und Jugendlichen und die Informationen über Angebote und 

Aktivitäten des Projektes, wie z. B. 10jähriges Bestehen Dreist e.V., Mitmach – Parcour 

BZgA, Einwohnerversammlungen, Erarbeitung Flyer Sommertour, Vorstellung KKM an 

Schulen, Projektvorstellungen, Beteiligung am Winterspielplatz EKZ sowie Pressetermine, 

Erstellung und Veröffentlichung des Sprayerpasses.

Die Umsetzung und Präzisierung der Konzeption wurde in enger Absprache mit den 

Projektmitarbeiter/-innen, dem Jugendamt des Landkreises Barnim, der Stadtverwaltung 

Eberswalde und anderen, im Arbeitsfeld kundigen Fachleuten, in „Steuerungsrunden“

vorgenommen. Außerdem stand das Projekt in ständigem Kontakt mit dem Jugendamt des 

Landkreises Barnim bzw. der Stadtverwaltung, Abteilung Jugend, Kultur und Sport. Eine 
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professionelle, externe Supervision hatte die Aufgabe, die tägliche Arbeit (darunter die Arbeit 

mit Einzelfällen) zu reflektieren. Das Thema Teamentwicklung konnte thematisiert werden und

Teamsitzungen (Fallbesprechungen, Organisationsentwicklung, Projektplanung) fanden einmal 

wöchentlich statt.

Gremienarbeit

Die Arbeit in und mit Gremien umfasste:

– Berichterstattung in bzw. für Gremien (Ausschüsse etc.) der Kommune und des 

Landkreises Barnim,

– Mitarbeit in Gremien mit einem auf einen konkreten, aber zeitlich begrenzten Gegenstand 

oder auf Kontinuität ausgerichteten Auftrag und einer klaren, beschriebenen Funktion,

– Initiierung von arbeitsfeldrelevanten Gremien, Arbeitszusammenhängen und Netzwerken,

– Kooperationenen mit Verwaltungen, Trägern und Projekten im direkten und weiteren 

Umfeld der Jugendsozialarbeit in Eberswalde.

Teilnahme an

– Auftaktveranstaltung „Kinderrechte in der Kommune“,

– Workshop der Jugend- und Jugendsozialarbeiter/-innen beim Rockmobil Barnim,

– Workshop (zwei VA) Kindeswohl und Kindeswohlgefährdung über den LK Barnim,

– Fortbildung „Häusliche Gewalt“,

– Fachtagung „Nix gehört – nix gesehen“,

– Fortbildung „Humor und Provokation“,

– Fachtag „Initiative Oberschule“.

Beratungen

– SV Medizin gemeinsam mit den BMXern zu einer eventuellen Vereinsanbindung,

– BSIJ zu deren Sommertour als Folge der JuLeiCa-Ausbildung,

– Netzwerk Jugendhilfe als Eberswalder Arbeitsbündnis der JuHi-Träger,

– Hertha Fanclub (Vereinsberatung, neue Räume etc.),

– St. Pauli Fanclub (als Ergebnis der Arbeit auf dem Potsdamer Platz - Vereinsgründung, 

Vereinsarbeit,  Raumsuche etc.),

– Angebotsentwicklung für Eltern autistischer Kinder.

Beteiligungen

– bei der inhaltlichen Planung und der Antragstellung für ein Mehrgenerationenhaus in 

Stadtmitte als Unterstützung für unsere Adressaten/-innen (spez. junge Mütter),

– beim Projekt „Fit for Life“ des BBV für Jugendliche des Brandenburger Viertels.

Vorbereitungen von

– Mutti-Kind-Tour (wegen Erkrankung der Kollegin und Absagen ausgefallen),

– Bolzplatzeröffnung,

– Sprayerprojekt (Konzeptentwicklung und Absprachen mit SV, Stadtjugendpflege, Polizei, 

Presse, Nutzer/-innen, Vermietern und Adressaten/-innen, Entwicklung Sprayerpass),

– Gesundheitsmesse mit Jugendlichen,

– Stadtteilkonferenzen Brandenburger. Viertel und Stadtmitte,

– einem Projekt „Bunt statt Braun“ im Rahmen LAP,

– einem KKM-Projekt an der Finowfurter Schule,

– des KKM-Projektes an der GS „Zum Schwärzesee“,
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– einem Projekt „Sozialpädagogisch begleitetes Obdachlosenwohnen“ für Eberswalder 

Jugendliche und junge Erwachsene (aufgrund wechselnder Zuständigkeiten beim

Sozialamt/Landesamt für Soziales und Versorgung immer noch in Vorbereitung).

Die Jugendhilfeplanung für den Landkreis Barnim (JHP) bis zum Jahr 2010 weist mit Beginn 

des Jahres 2008 für das Projekt „Mobile Jugendsozialarbeit in Eberswalde“ eine Änderung in 

der inhaltlichen Arbeit aus. Arbeitszeitanteile von ca. 40 Wochenstunden sollen im Rahmen 

von „Jugendsozialarbeit an Schule“ erbracht werden. Zwei Schulstandorte sind dafür 

auserkoren worden. Die Auseinandersetzung mit der JHP 2010 und die sich dadurch 

verändernden Aufgaben im Team mussten gemäß des Auftrages durch das Jugendamt Barnim 

neu aushandelt und diskutiert werden. Die Arbeit am Schulstandort „Oberschule Westend“ hat 

bereits erfolgreich begonnen, die Arbeit am Schulstandort „Goethe-Oberschule“ wird derzeit 

vorbereitet.

Die Mobile Arbeit/Beziehungsarbeit zu Cliquen und Einzelpersonen (in diesem Feld fanden 

diverse Gespräche im Rahmen der aufsuchenden Arbeit, der Freizeitsportprojekte und der 

sozialpädagogisch orientierten Gruppenarbeit statt) nahm - im Vergleich zu den Vorjahren - im 

Berichtszeitraum aufgrund der inhaltlichen Umstrukturierung einen geringeren Raum ein.

Erfolgsmerkmale

Der Grad des Erfolges von Mobiler Jugendarbeit/Streetwork kann immer nur in Bezug auf die 

jeweilige örtliche Situation, vorherige Auftragslagen und vorhandene Ressourcen beschrieben 

werden. Dafür steht eine Reihe von Kriterien zur Verfügung, die im Projekt „Mobile 

Jugendsozialarbeit in Eberswalde“ erfolgreich umgesetzt werden:

– Herstellung von verzweigten, belastungsfähigen Kontaktnetzen,

– Aufrechterhaltung eines „weitestmöglichen“ Zugangs zu jugendlichen Gruppen oder 

Szenen,

– Inanspruchnahme von Kontakt- oder inhaltlichen Angeboten durch Zielgruppenangehörige

auf selbständiger/freiwilliger Basis,

– Abwendung akuter Notlagen,

– Entspannung oder Minderung von Konflikten im öffentlichen Raum,

– Vermittlung in zielgruppenrelevante institutionalisierte Angebote,

– Beendigung oder Abschwächung von schädlichen bzw. für schädlich gehaltenen Karrieren 

von Zielgruppenangehörigen; Inanspruchnahme von Ausstiegshilfen,

– Etablierung selbsttragender Strukturen oder Angebote,

– Vermittlung alternativer Erfahrungen bei Zielgruppenangehörigen im Bezug auf deren 

Standards,

– Ermöglichung einer geistig-kulturellen Horizonterweiterung,

– Vorhandensein positiver Feedbacks von Zielgruppenangehörigen, 

– Anfrage bzw. Anforderung als Experten/-innen durch Dritte,

– Umsetzung von Angeboten in kostendeckender und ressourcenentsprechender Art.

Aussichten für das Geschäftsjahr 2008/2009

Für den Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg im Projektteil „Mobile 

Jugendsozialarbeit“ wird der künftige Arbeitsschwerpunkt weiter in der sozialpädagogischen 

Arbeit mit Cliquen des Stadtgebietes und den daraus resultierenden einzelfallbezogenen Hilfen 

liegen, da in diesen Bereichen nach wie vor erhöhter Bedarf besteht. Die Projektarbeit wird 

auch weiterhin unabdingbar sein, um den differenzierten Kontakt und das nötige 

Vertrauensverhältnis zu immer neuen, aber auch immer jüngeren Jugendlichen aufzubauen, zu 

erhalten bzw. zu intensivieren.

Das Arbeitsfeld „Jugendsozialarbeit an Schule“ wird gesichert und qualitativ weiterentwickelt 

– aus diesem Kontext heraus werden über das Förderprogramm „IOS“ Einzelprojekte 

beantragt.
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Die Übernahme von drei städtischen Jugendeinrichtungen ist für den Herbst dieses Jahres 

geplant.

2.1.2 Ambulante Hilfen zur Erziehung

Seit dem III. Quartal 2003 ist der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg als Anbieter 

von Hilfen zur Erziehung für die § 30, 35 SGB VIII (Erziehungsbeistand und Betreuungshilfe 

und Intensive Sozialpädagogische Einzelfallhilfe) im Landkreis Barnim zugelassen. Aber erst 

im Juni des Jahres 2004 wurden dem Projekt die ersten Fälle übertragen. Seitdem ist ein 

Einzelfallhelfer als sozialpädagogische Fachkraft in diesem Bereich beschäftigt. Eine 

klassische Zuweisung von Fällen an Anbieter findet nicht mehr statt. Dies ist allerdings kein 

Indiz für mangelhaft geleistete Qualität im Bereich, sondern hat, durch das Jugendamt des 

Landkreises Barnim initiiert, mit der Umstellung des bisherigen Fallvergabeverfahrens auf ein 

der Privatwirtschaft ähnelndem Ausschreibungsverfahren zu tun, welches im Kreis der mit der 

Erbringung der Leistung befassten Träger auf starke Kritik stößt und Vorarbeiten 

(Fallbewerbung etc.) in einem Umfang notwendig macht, welches kleine Träger ambulanter 

Hilfen an die Grenzen ihrer Kapazitäten stoßen lässt.

Angebotsgruppe, Rechtsvorschriften

Personensorgeberechtigte haben bei erzieherischem Bedarf einen Rechtsanspruch auf Hilfe zur 

Erziehung gemäß § 27 SGB VIII. Kinder und Jugendliche sind an allen sie betreffenden 

Entscheidungen gemäß § 8 SGB VIII zu beteiligen. Dem Entscheidungsprozeß zur Auswahl 

und Ausgestaltung einer konkreten Erziehungshilfe liegt der Hilfeplan nach § 36 SGB VIII 

zugrunde. Damit werden deutlich die Rechtspositionen von jungen Menschen und deren 

Familien als Leistungsberechtigte und entsprechend verbindliche Verfahrensanforderungen 

bestimmt.

Dies wird im Besonderen näher bestimmt durch die Beschreibung:

– der Aufgaben der Jugendhilfe (§ 2 SGB VIII),

– der Zusammenarbeit der öffentlichen Jugendhilfe mit der freien Jugendhilfe,

– des Wunsch- und Wahlrechtes (§ 5 SGB VIII),

– der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen (§ 8 SGB VIII),

– der Grundrichtung der Erziehung und der Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen 

(§ 9 SGB VIII),

– des Verfahrens der Hilfeplanung als Prozessgestaltung (§§ 36 und 37 SGB VIII),

– des eigenständigen Rechtsanspruches für junge Volljährige und deren Nachbetreuung 

(§ 41 SGB VIII),

– umfassender Regelungen zum Daten- und Vertrauensschutz (insbesondere § 65 (1) SGB 

VIII),

– des Prozesses der Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII).

Methoden und Angebotsformen

Arbeitsformen bei der Ausgestaltung der Hilfe im Einzelfall sind:

– sozialpädagogische Beratung in allen Fragen des Lebens,

– personenorientierte Unterstützung und Begleitung (z. B. im Schul- und Freizeitbereich, bei 

Behördengängen, Lernhilfen, Hilfen bei der Alltagsbewältigung),

– Anleitung und Unterstützung bei der Haushaltsführung und der materiellen 

Lebenssicherung in der Familie,

– Beratung und Begleitung in Fragen der Verselbständigung junger Menschen,

– Gruppenarbeit für Kinder und Jugendliche,

– freizeit- und erlebnispädagogische Ansätze vor allem in der Arbeit mit älteren Kindern 

und Jugendlichen,

– aufsuchende Arbeit vor allem im Umgang mit Jugendlichen,
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– Präsenz und Ansprechpartnerschaft für Eltern, Kinder und Jugendliche,

– Herauslösung aus einem prägenden Milieu,

– einzelfallbezogene Beziehungsarbeit, an bestehenden Beziehungsmustern ansetzend,

– Aufbrechen der Isolation der Familie/des Jugendlichen und Öffnung nach außen.

Ein methodisches Grundprinzip flexibler Einzelfallhilfen ist die systemische Sicht- und 

Herangehensweise in der Einzelfallarbeit. Die Adressaten/-innen mit ihren individuellen 

Entwicklungsmöglichkeiten sind im sozialen Kontext zu sehen, das heißt, bestehende 

Beziehungsmuster zu erkennen und zu analysieren und das sozialpädagogische Handeln darauf 

auszurichten.

Die ambulanten Einzelfallhilfen des Projektes können in ihrer Ausgestaltung

– eine einzelfallbezogene,

– eine familienbezogene,

– eine gruppenbezogene,

– eine übergreifende und unterstützende Hilfeform sein.

Zielsetzung

Die Ziele der flexiblen Einzelfallhilfen leiten sich aus den Formulierungen des § 27 SGB VIII 

ab. Sie sollen vordergründig

– Hilfe zur Selbsthilfe sein,

– die Lebenssituation durch bedarfsgerechte Unterstützung verbessern,

– die Autonomie von Individuum und Familie stärken,

– die Eigeninitiative von Adressaten/-innen fördern,

– die Selbstverantwortung junger Menschen und ihrer Eltern stärken,

– die Entwicklung des einzelnen Kindes oder Jugendlichen mit dem Ziel der Entfaltung 

seiner individuellen Entwicklungsmöglichkeiten fördern.

Weitere wesentliche Ziele sind dabei der Abbau von Isolierungstendenzen, der Aufbau von 

Kommunikations- und Informationsstrukturen sowie die aktive Gestaltung der Freizeit. Bei der 

Gestaltung der Hilfe erfolgt die Orientierung an den spezifischen Ressourcen des Einzelnen, 

der Familie und des sozialen Umfeldes.

Zielgruppe

– Kinder und Jugendliche mit Entwicklungsdefiziten im emotionalen, sozialen und geistigen 

Bereich,

– Kinder und Jugendliche mit Verhaltensauffälligkeiten, Konzentrationsschwächen, 

Aggressivität, Passivität u. ä.,

– Kinder und Jugendliche mit massiver Einzelproblematik (Schulverweigerung, 

Treberverhalten, Straffälligkeit u. a.),

– Jugendliche, die Hilfe bei ihrer Verselbständigung/Ablösung/Identitätsfindung benötigen.

Der Arbeitsauftrag der flexiblen Einzelfallhilfen umfasst die Integration von Fachlichkeit und 

passenden Methoden in die Arbeit der Fachkräfte, um die im Hilfeplan festgelegten Ziele 

erreichen zu können. Dabei sollte an die vorhandenen Ressourcen, Möglichkeiten und 

Bedürfnisse des Jugendlichen angeknüpft werden.

Kinder und Jugendliche, welche aus Gründen der Kindeswohlgefährdung in den Bereich der 

erzieherischen Hilfen aufgenommen werden (müssen), sind (noch) nicht Bestandteil der 

Zielgruppe dieses Projektbereiches.
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Qualität

Strukturqualität

In der Hilfe zur Erziehung sind Dipl.-Sozialarbeiter/Sozialpädagogen oder pädagogische 

Fachkräfte mit vergleichbarer Ausbildung und entsprechender Zusatzqualifikation tätig.

Der/die Mitarbeiter/-innen sollen in ein Team aus (mindestens 2) pädagogischen Fachkräften 

(Idealfall ist ein gemischtgeschlechtliches Team) eingebettet werden. Die Arbeit der 

Mitarbeiter/-innen wird durch eine/n fachliche/n Leiter/in/Koordinator/in strukturiert und 

fachlich begleitet.

Eine regelmäßige Reflektion der Arbeit im Team wird realisiert sowie für die Erhaltung der 

fachlichen Qualifikation die Teilnahme an Supervision, Fortbildungsveranstaltungen, 

Fachtagungen und Arbeitskreisen gefördert.

Die Zusammenarbeit mit eigenen und anderen Institutionen/Trägern wird umgesetzt, ebenso 

die Vernetzung der Tätigkeit der eigenen Institution und zwischen Trägern. Die Einsatzzeiten 

der Fachkräfte sind flexibel und werden nach fachlicher Einschätzung variabel gestaltet.

Die angebotenen ambulanten Hilfen zur Erziehung verfügen sowohl über geeignete 

Räumlichkeiten für die Einzelfall- und auch Elternarbeit als auch über die Möglichkeit, alle 

unterstützenden Angebote des Projektes Mobile Jugendsozialarbeit zu nutzen.

Der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg sichert Mobilität, Flexibilität und 

Erreichbarkeit der Mitarbeiter/-innen durch geeignete Regelungen zur Absolvierung der 

Dienstwege und gewährleistet über Verwaltungsleistungen die nötigen formalen 

Voraussetzungen für die Durchführung des Projektes.

Prozessqualität

Die Qualität des Prozesses beinhaltet einen laufenden Informationsfluss bei auftretenden 

Veränderungen und eine notwendige Flexibilität zur Reaktion auf sich verändernde 

Bedingungen.

Ferner die

– Mitwirkung bei der Gestaltung des Hilfeplanverfahrens (§ 36 SGB VIII),

– Durchführung der geplanten Leistungen im Einzelfall,

– Überprüfung und Fortschreibung der Hilfe,

– Beendigung der Hilfe.

Ergebnisqualität

Die Beendigung der Hilfe erfolgt im Einvernehmen mit allen Beteiligten und schließt mit einer 

Perspektivklärung ab. Mit Ende der Hilfe findet ein Abschlussgespräch mit allen am Hilfeplan 

Beteiligten statt, um eine Analyse der Zielvereinbarungen vornehmen zu können. Bei 

Beendigung der ambulanten Hilfe sollten folgende Ergebnisse erzielt sein:

Das Kind/der Jugendliche ist in der Lage,

– ohne Hilfe zur Erziehung auszukommen,

– weitestgehend Probleme und Konfliktsituationen selbständig bearbeiten zu können,

– Problemlagen adäquat im sozialen Kontext bewältigen zu können,

– bei Bedarf erneut Hilfe in Anspruch zu nehmen.
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Finanzierung

Die Finanzierung der flexiblen ambulanten Hilfen erfolgt derzeit noch über 

Fachleistungsstunden. Ein entsprechender Stundensatz wurde mit dem Jugendamt Barnim 

ausgehandelt. Die Leistungsvergabe ist zwischen dem Jugendamt des Landkreises Barnim und 

dem Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg vertraglich vereinbart und durch eine 

Kostenübernahme bestätigt. Eine Beteiligung der Personensorgeberechtigten an den Kosten ist 

im SGB VIII nicht vorgesehen.

Aussichten für das Geschäftsjahr 2007/2008

Es ist zu konstatieren, dass das Projekt als zahlenmäßig kleiner Anbieter „Ambulanter Hilfen“ 

immer weniger nachgefragt wurde – ein wirtschaftliches Überleben in diesem Bereich stellt 

sich derzeit relativ schwierig dar. Optionen bestehen im Bereich der Kindeswohlgefährdung, 

wobei allerdings Fälle aus diesem Kontext nicht ausgeschrieben, sondern nach Vorabsprachen

dem jeweiligen Träger zugewiesen werden.

2.1.3 Konfrontatives Konfliktmanagement

„Wir für uns – Eine Schule mit Identität ist eine Schule mit Zukunft“

Das Angebot beschreibt eine Kooperation der „Mobilen Jugendsozialarbeit“ mit dem Projekt 

„Boxenstopp“ des Caritasverbandes des Erzbistums Berlin an einer Eberswalder Grundschule. 

Es dient der langfristigen Reduzierung von Aggressivität und Gewaltverhalten der Kinder und 

Jugendlichen untereinander sowie gegenüber Lehrern und Lehrerinnen der Schule. Indirekt soll 

das Projekt zum einen die Selbstverantwortlichkeit der Kinder und Jugendlichen am Lebensort 

Schule stärken und zum anderen die Attraktivität der Schule für Eltern im relevanten 

Einzugsbereich erhöhen. Konzeptioneller Grundgedanke ist die Belohnung „positiven“, 

regelgerechten Verhaltens und über diese Betonung die Sanktionierung normabweichenden 

Verhaltens. Es erfolgt also ein bestätigender Bezug auf positives Verhalten und keine 

Konzentration auf negatives Verhalten.

Kern des Projekts soll die Auswahl, Schulung und Unterstützung eines begrenzten Kreises von 

Schülern/-innen sein, die für sich einen Verhaltenscodex entwerfen, der grundsätzlich 

beschreibt, welche Umgangsweisen untereinander und gegenüber anderen Personenkreisen 

gepflegt und unterstützt werden. Dieser Codex kann im Rahmen eines Vertrages zwischen den 

Schülern/-innen und den Lehrern/-innen festgehalten und dokumentiert werden.

Der enge Kreis der ausgewählten Schüler/-innen („Club“) muss zum einen die festgelegten 

Verhaltensweisen für sich praktizieren und andere Mitschüler/-innen auf Normverletzungen 

hinweisen. Zum anderen wird die Position des „Clubs“ durch eine Reihe von Privilegien 

gestärkt, die, in Abstimmung mit dem Lehrkörper, für die Kinder und Jugendlichen attraktiv 

sind und sich auch im Schulalltag niederschlagen müssen.

Andere Schüler/-innen sollen durch die Kombination der Privilegien und die Authentizität des 

Verhaltens des „Clubs“ animiert werden, sich dem Verhaltenscodex anzuschließen und 

möglicherweise sogar ihrerseits eine Multiplikatorenfunktion zu übernehmen. Im weiteren 

Verlauf des Projekts könnte es möglich werden, die ausgewählten Schüler/-innen zur 

Schlichtung von Konfliktlagen im Schulalltag zu motivieren und zu befähigen.

Parallel zur Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen werden Lehrer und Lehrerinnen der 

Schule qualifiziert, den Club in seiner Tätigkeit zu unterstützen. Es soll einerseits 

Verantwortung an die Schüler/-innen abgegeben werden, andererseits müssen diese dann aber 

auch in der Wahrnehmung dieser Verantwortung unterstützt, gefördert und geschützt werden. 

Die Eltern der Kinder und Jugendlichen des Clubs werden über das Projekt informiert. Ihre 

Einwilligung zum Verfahren ist Voraussetzung der Arbeit mit den Kindern und Jugendlichen.
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Das Projekt wird permanent durch mindestens zwei externe und in der Methode des 

Konfrontativen Konfliktmanagements geschulte Kräfte begleitet. Die Vorbereitungsphase des 

Projektes war mit den Sommerferien 2007 abgeschlossen und mündete mit dem 

Schuljahresbeginn 2007/2008 in einer Umsetzung des Vorhabens.

Sowohl im Kollegium der Lehrer/-innen als auch in der Darstellung des Direktors genießt das 

Projekt am Standort der Grundschule hohe Anerkennung. Zurzeit befinden sich ca. 50 

Schüler/-innen im „Club“ und setzen die einzelnen Anforderungen des Projektes mit um 

(Pausengestaltung, positives Einwirken auf andere Schüler/-innen, Ansprechen von 

Regelverstößen etc.).

Die Laufzeit des Projektes ist derzeit auf mindestens zwei Schuljahre veranschlagt – die dort 

tätigen Kollegen/-innen werden sich nach und nach aus dem Projekt zurückziehen und eher 

eine Coaching-Funktion wahrnehmen, während Lehrer/-innen der Grundschule nach erfolgter 

Schulung und Anleitung das Projekt in Zusammenarbeit mit der an dieser Schule wirkenden 

Schulsozialarbeiterin eigenständig weiterführen werden.

Im Ergebnis dieses Pilotprojektes soll ein eigenständiges Angebot des Konfrontativen 

Konfliktmanagements für Schulen (sowohl Ober- als auch Grundschulen) stehen, dessen 

Module modifiziert werden können und neben diesem Einsatzfeld auch in den Bereichen der 

Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit sowie der Ambulanten und Stationären Hilfen zur Erziehung 

zur Anwendung gebracht werden können.

Konfrontatives Konfliktmanagement im Bereich „Hilfe zur Erziehung“

Erste Angebote für Träger Stationärer Hilfen zur Erziehung wurden nach Anfrage aus diesen 

Einrichtungen erstellt. Die Module des Konfrontativen Konfliktmanagements finden dabei 

sowohl für einzelne Adressaten/-innen als auch für Peergroups aus verschiedenen 

Einrichtungen unterschiedlicher Träger Anwendung. 

Finanzierungsgrundlage bildet eine Aufstockung der für den/die Adressaten/in vom 

Leistungsträger ausgehandelten Fachleistungsstundenzahl, welche an den Geschäftsbereich 

Niederlassung Brandenburg als Anbieter weitergereicht wird.

Da dieses Feld im Landkreis Barnim durch keinen weiteren Träger besetzt wird, bestehen hier 

gute Entwicklungschancen für eine generelle Etablierung dieses Projektansatzes mit einer 

eigenständigen Finanzierungsgrundlage und vergrößertem Personaleinsatz.

2.1.4 MAE & Qualifizierung

„MAE und Qualifizierung“ in Eberswalde - Mehraufwandsentschädigung (MAE) und 

Qualifizierung junger Arbeitsloser mit dem Ziel des nachträglichen Erwerbs eines 

Schulabschlusses (einfache bzw. erweiterte Berufsbildungsreife) 

Ausgangslage

„Trotz der verbesserten Konjunkturlage ist die Ausbildungslücke in diesem Jahr auf ein 

negatives Rekordniveau angestiegen. Selbst nach der offiziellen Statistik sind fast 50.000 

Jugendliche ohne einen Ausbildungsplatz. Über 60 Prozent aller Ausbildungsplatzsuchenden 

eines Jahrgangs sind Jugendliche, die sich bereits im Jahr zuvor vergeblich auf einen 

Ausbildungsplatz beworben haben oder in Warteschleifen „geparkt“ werden. Diese Bugwelle 

wird nun Jahr für Jahr vor sich her geschoben, ohne eine Perspektive für ihren Abbau zu 

entwickeln“ so ein Statement des Juso-Bundesvorsitzenden Björn Böhning nach der 

Veröffentlichung der Ausbildungszahlen für das Lehrjahr 2006/2007.

Die Folge des über Jahre andauernden Lehrstellenmangels sind auflaufende Arbeitslosenzahlen 

unter jungen Menschen. Der akute Lehrstellenmangel bewirkt zudem stetig, dass junge 
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Menschen mit fehlenden Zugangsvoraussetzungen (Schulabschlüsse, Arbeitswelt- und 

Lebenserfahrungen) auf dem bestehenden Lehrstellen- bzw. auf dem Arbeitsmarkt nahezu 

chancenlos sind. 

Leitidee

Der aktuelle Ausbildungs- und Beschäftigungsmarkt zeigt, dass die formalen 

Qualifikationsanforderungen deutlich erhöht sind. Die Veränderungen der Arbeit bedeuten, 

dass allgemeine Bildung möglichst über den Hauptschulabschluss hinaus und berufliche 

Qualifikation mindestens auf dem Niveau eines anerkannten Ausbildungsberufes für alle 

dringend wünschenswerte wenn nicht notwendige Voraussetzungen für einen gelingenden 

Berufseinstieg und eine erfolgsversprechende Erwerbskarriere sind.

Das Projekt „MAE & Qualifizierung Brandenburg“ hat das Ziel, junge Erwachsene beim 

Erwerb eines Schulabschlusses (einfache bzw. erweiterten Berufsbildungsreife) zu begleiten 

und zu unterstützen. 

Die Bedeutung eines qualifizierten Schulabschlusses für die Teilnahme am gesellschaftlichen 

Leben sollte nicht unterschätzt werden. Wir leben im Übergang in die Wissens- und 

Informationsgesellschaft, und Informationen und Kommunikation spielen in dieser 

Gesellschaft eine zunehmende Rolle auf allen Ebenen der Gesellschaft. Wer sich hier nicht 

kompetent bewegen kann, wird an den Rand gedrückt und hat wenig Chancen der Teilnahme 

am beruflichen und gesellschaftlichen Leben.

Den Besonderheiten der Zielgruppe wird Rechnung getragen, indem die Teilnehmer/-innen

eine intensive fachliche Lernbetreuung erhalten, die sozialpädagogisch flankiert wird. Der 

Projektidee liegt zu Grunde, dass ein neues Lernarrangement (Lernen an praktischen Orten und 

sozialpädagogische Betreuung) die Chancen erhöht, die Teilnehmer/-innen zu einem 

Schulabschluss zu führen und damit die Chancen auf einen Ausbildungsplatz und 

Erwerbstätigkeit zu erhöhen.

Lernen an praktischen Orten

Ein wichtiges Modul der Maßnahme ist die Kooperation mit Praxisbetrieben in der Region, 

welche vielfältige Berufszweige beinhalten. Einerseits soll hier schon während der schulischen 

Ausbildung der Bezug zur realen Arbeitswelt geschaffen werden, zum anderen sollen hier 

theoretische Lerneinhalte auch praktische Anwendungen finden.

Sozialpädagogische Betreuung

Die sozialpädagogische Betreuung soll den Raum für Lernwelten erweitern bzw. frei halten. 

Für individuelle Probleme (private Finanzen, Partnerschaft, Behörden, Gesundheit, etc.) 

können je nach Bedarf mit dem Sozialpädagogen lösungsorientierte Ansätze erarbeitet werden, 

gegebenenfalls können hier auch weiter führende Hilfestellungen (begleitend, moderierend, 

verhandelnd) geleistet werden. Ansatz bleibt hier aber die Hilfe zur Selbsthilfe. Durch das 

Ausräumen individueller - meist privater - Problemlagen soll die Priorität des

„Lernenkönnens“ erhöht werden.

Zielgruppe

Das Projekt richtet sich an arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren, die Leistungen nach 

ALG II beziehen und über keinen Schulabschluss verfügen. Oftmals zeichnen sich diese 

Jugendlichen durch vielfältige soziale Benachteiligungen und individuelle Beeinträchtigungen 

aus. Die Projektteilnehmer/-innen sind gestrandete erwerbsfähige hilfebedürftige Jugendliche 

ohne Schulabschluss. Das Projekt ist für Teilnahme von maximal 25 Jugendlichen konzipiert.
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Zeitraum der Maßnahme

15. September 2007 bis 31. Juli 2008

Die Maßnahme selbst gliedert sich in einen praktischen und einen theoretischen Teil.

Der Praxisteil umfasst 12 Stunden pro Woche, die an zwei Tagen absolviert werden. 

Hierbei ist eine Anreicherung von außen vorhanden: durch andere Lernorte, durch andere 

Menschen und andere Aufgaben. 

Die Lernziele dieses Bereichs bestehen in:

– Vertraut werden mit den Anforderungen der Arbeitswelt,

– Kennen lernen der Bedeutung von theoretischen Lerninhalten in der Praxis,

– Kennen lernen von verschiedenen Berufsbereichen,

– Vertrauen in die eigenen Stärken erwerben,

– Erwerb von Schlüsselqualifikationen wie,

– Teamarbeit,

– Kooperationsfähigkeit,

– Lernen lernen,

– Begründungs- und Bewertungsfähigkeit,

– Verantwortungsfähigkeit,

– Selbstständigkeit und Leistungsfähigkeit,

– Selbstreflexion,

– Erwerb von Basisqualifikationen wie,

– Pünktlichkeit,

– Motivation,

– Ausdauer,

– Handgeschicklichkeit,

– Erwerb von fachlichen Kenntnissen und Fähigkeiten in den entsprechenden 

Berufsbereichen,

– Umgang mit Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,

– Umgang mit Vorgesetzten.

Die theoretische Aufarbeitung der Praxis erfolgt im Theorieteil.

Der Theorieteil umfasst 18 Stunden, die an drei Tagen absolviert werden. Er wird in einem 

Mietobjekt der Niederlassung Brandenburg durchgeführt. Das Objekt ist infrasrukturell 

hervorragend erschlossen, für die Jugendlichen leicht zu erreichen und modern ausgestattet. 

Der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg stellt auch die Honorarkräfte, die den 

Unterricht gestalten.

Der Unterricht wird unter Zugrundelegung der „Verordnung über Prüfungen zum 

nachträglichen Erwerb von Abschlüssen der Sekundarstufe I und der allgemeinen 

Hochschulreife für Nichtschülerinnen und Nichtschüler“ vom 27. August 1997, zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 1. April 2004 aufgebaut und durchgeführt.

Weiterhin liegen dem Unterricht und der Vorbereitung zur Prüfung die Lerninhalte für die 

Fremdenprüfung zum Erwerb eines Schulabschlusses zu Grunde. Ein entsprechender 

Lehrplan/Curriculum ist erstellt.

Die im Projekt arbeitenden Lehrkräfte werden dem Staatlichen Schulamt gemeldet, das dann 

über den Einsatz mitentscheidet. Grundvoraussetzung für diese Mitarbeiter/-innen ist ein 

abgeschlossenes Studium eines Lehramtes – Sonderpädagogik oder SEK I – mit dem 1. und 

dem 2. Staatsexamen.

Der Theorieteil zeichnet sich durch eine hohe Methodenvielfalt aus. Erfolgreich hat sich in den 

vergangenen Jahren erwiesen, sehr viel Abwechslung in die Lernmethoden zu bringen. 
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Lernziele für den Theorieteil sind:

– Erwerb von Schulwissen in allen Schulfächern,

– Bestehen der Prüfung,

– Erwerb von Schlüsselqualifikationen wie,

– Lernen lernen,

– Selbstreflexion,

– Selbstständigkeit und Leistungsfähigkeit,

– Problem- und Lösungsfähigkeit,

– Kritikfähigkeit,

– Erwerb von Basisqualifikationen wie,

– Kommunikationsfähigkeit,

– Aufnahmefähigkeit,

– Motivation,

– Durchhaltevermögen,

– Konzentrationsfähigkeit,

– Erwerb von Medienkompetenz,

– Lernen individualisieren – ohne Erfolgserlebnisse kein Selbstwertgefühl! Das Lernen muss 

die soziale Wirklichkeit unserer Teilnehmer berücksichtigen, die Lernmotivation kann 

wieder belebt werden.

Im Fokus des Projektes steht weiterhin die umfassende sozialpädagogische Betreuung der 

Jugendlichen. Der Bildungsberater/Sozialpädagoge führt regelmäßige Teamsitzungen mit den 

Lehrkräften und den Praxisanleitern/-innen durch, damit die Arbeit im Unterrichtsteil 

entsprechend der Gesetzeslage und dem Ziel der Maßnahme durchgeführt wird. Hier werden 

auch Bildungsberichte geschrieben, die für die internen Besprechungen als Grundlage 

genommen werden. Diese Bildungsberichte und die Noten der Klassenarbeiten entscheiden 

dann auch über die Anmeldung- oder Nichtanmeldung zur Prüfung und zur Abmeldung aus 

dem Projekt. Diese Bildungsberichte werden immer mit den Teilnehmern/-innen des Projektes 

besprochen und durch die jeweilige Unterschrift als zur Kenntnis genommen bestätigt.

Die Anmeldung zur Nichtschülerprüfung, den Kontakten zum Staatlichen Schulamt und der zu 

benennenden Oberschule (SEK I) obliegt dem Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg. 

Neben dem Schwerpunkt des Erwerbs des Schulabschlusses umfasst das Angebot der 

sozialpädagogischen Betreuung folgende weitere Aspekte:

– Die Teilnehmer sollen in den Stand versetzt werden, sich wieder aktiv um die Integration 

in das gesellschaftliche Leben zu bemühen.

– Die Teilnehmer erhalten alle möglichen Unterstützungen, um ihre Ressourcen zu 

erschließen.

– zielgruppenspezifisches Fallmanagement, in dem, je nach Fallkonstellation, beispielsweise 

Sucht-, Schuldenberatung oder Wohnungslosenhilfe die Teilaufgaben übernehmen,

– Unterstützung in der Ausbildungsvorbereitung (Bewerbungstraining, Kommunikation, 

Vermittlungshilfen etc.),

– Erstellen eines Förder-/Hilfeplans, inklusive einer temporären Steuerung des 

Hilfeprozesses (der zwischen Bedarf, Bewältigungsressourcen und Angebot vermittelt),

– Beratung, Begleitung und Betreuung der Jugendlichen mit multiplen 

Vermittlungshemmnissen,

– partnerschaftliche Lösungsvorschläge.

Controlling

Nach Ablauf der ersten sechs Monate erfolgte im Projekt „MAE & Qualifizierung“ unter 

Einbeziehung aller gesammelten Daten von Lehrern/-innen, Sozialpädagogen/-innen, 

Dozenten/-innen und Teilnehmern/-innen die erste Selbstevaluation.

Diese beinhaltete den Vergleich der geplanten mit den tatsächlich realisierten Schritten, die 

Überprüfung der einzelnen Resultate, die Dokumentation der Fortschritte 

(Halbjahreszeugnisse, Arbeitseinschätzungen) sowie die Feststellung der neuen Ist-Situation.
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Am Ende der Maßnahme erfolgt die Evaluierung über die erreichten oder nicht erreichten 

Ziele/Aufgaben. Alle Ergebnisse werden in einer Statistik festgehalten und dem Jobcenter 

Eberswalde zur Verfügung gestellt.

Erkenntnisse

Die Maßnahme selbst begann verspätet und mit sehr geringer Vorbereitungszeit – weder für 

die Adressaten/-innen noch für den Anbieter. Die Adressaten/-innen konnten somit nur 

unzureichend auf die Projektinhalte eingestimmt werden – die 

Kompetenzfeststellungsverfahren, der Abgleich von sozialpädagogisch zu bearbeitenden 

Bedarfslagen sowie die notwendigen Motivationsprozesse zeigten somit ebenfalls verspätet

ihre Wirkung.

Die grundsätzliche Schwierigkeit, bei Jugendlichen die Bereitschaft zu wecken, diese 

Maßnahme als Chance für eine positive biographische Entwicklung zu verstehen, blieb bis zum 

jetzigen Zeitpunkt erhalten. Die derzeit laufenden schriftlichen Prüfungen und deren 

Ergebnisse werden für die Weiterführung des Projekts von erheblicher Bedeutung sein.

2.2 Standort Märkisch-Oderland

2.2.1 Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum „OFFI“

Allgemeine Entwicklung

Für das Jahr 2007 war der Schwerpunkt der Arbeit am Standort Bad Freienwalde im 

Wesentlichen die qualitative Weiterentwicklung der begonnenen und bisher sehr erfolgreichen 

Arbeit aus dem Vorjahr im Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI mit einer 

Steigerung der Übernahme von Eigenverantwortung, Eigeninitiative und kreativen 

Produktentwicklung in Kunst und Kultur durch die Kinder, Jugendlichen, jungen Erwachsenen 

und Bürger der Stadt Bad Freienwalde und der Region. So feierte in diesem Jahr neben 

geladenen Nachwuchskünstlern und bekannten Bands wie „Dritte Wahl“ und „Keimzeit“ die

erste Kinder- und Familienmusicalproduktion „Die Vogelhochzeit“ Premiere. Der für die 

musisch interessierten jungen Menschen der Region bedeutende OBOA-Bandcontest wurde 

mit viel Resonanz im Frühsommer durchgeführt.

Der zweite Hauptschwerpunkt für 2007 lag auf der Entwicklung, Initiierung und erfolgreichen 

Umsetzung von Bildungsprojekten für bildungsferne und bildungsbenachteiligte junge 

Menschen der Region. So starteten das Projekt „JuLa Job-Chance 2007“, die Vermittlung von 

jungen Erwachsenen mittels Praktika in Beruf oder Ausbildung und das 

Schulverweigererprojekt „Lernwerkstatt OFFI“, in Kooperation mit der Oberschule Bad 

Freienwalde und der Oberschule Wriezen. Mit guten Erfolgsergebnissen schloss das 

Bildungsprojekt „e-qualitiy-learning“ den ersten Durchgang ab. 75 % der Teilnehmer/-innen

erhielten nachträglich den Schulabschluss. Die Kompetenzagentur Märkisch-Oderland, mit 

Hauptsitz im OFFI und Beratungsstellen in Seelow und Strausberg, wurde ab dem 01.01.2007 

für die Jugendlichen und jungen Erwachsenen, zur Unterstützung auf ihrem Weg von der 

Schule bis zum Beruf, an den Start gebracht. 

Die Entwicklung des Jugend-, Informations- und Medienzentrums (JIM) konnte weiter 

intensiviert werden mit der Unterstützung und dem Aus- und Aufbau demokratischer 

Jugendstrukturen. Besonders das erste „JIMs Jugendfilmfestival des Landes Brandenburg“ und 

die Teilnahme am Lokalen Aktionsplan im Landkreis Märkisch-Oderland innerhalb des 

Bundesprogramms „Vielfalt tut gut“ als Aktivitäten am Standort sind in diesem 

Zusammenhang zu nennen.

Mitbestimmung und Mitspracherecht für die Nutzer/-innen des Jugend-, Kultur-, Bildungs- und 

Bürgerzentrums OFFI und seiner Projekte ist auch weiterhin entscheidend. Seit dem Jahr 2005 

besteht fortlaufend der Hausbeirat, in dem sich Vertreter/-innen aller nutzenden Gruppen des 

OFFI treffen.
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Zur Deckung der Bedarfe, zur Verwirklichung der Zukunftsvorstellungen für und mit den 

Kindern und Jugendlichen der Stadt Bad Freienwalde und seiner Region bestehen intensive 

und gut funktionierende Vernetzungen und Kooperationen mit Einrichtungen der Kinder- und 

Jugendbildung, -erziehung, mit Institutionen und Netzwerken der Kommune, des Kreises, des 

Landes sowie mit Vereinen, Initiativ- und Fachgruppen.

So bestehen Kooperationsvereinbarungen zur Förderschule sowie der Oberschule Bad 

Freienwalde und Wriezen für den Ganztagsschulbereich, für Schulsozialarbeit und für das IOS-

Programm. Es existiert ein Kooperationsverbund mit dem CVJM Seelow, Jugendzentrum 

Wriezen und dem Märkisch-Hoffnungsland e.V. für eine gemeinschaftliche Projektmaßnahme 

in Bad Freienwalde und Wriezen innerhalb des Lokalen Aktionsplans in MOL.

Für Toleranz und Weltoffenheit in Bad Freienwalde ist der Geschäftsbereich Niederlassung

Brandenburg Hauptinitiator im Arbeitskreis der Stadt Bad Freienwalde und es besteht eine 

Mitgliedschaft im „Netzwerk für Toleranz und Integration im Landkreis Märkisch-Oderland“.

Unterstützend für die Arbeit vor Ort ist die Mitwirkung der Mitarbeiter/-innen in den 

Vorständen der Landesarbeitsgemeinschaft Soziokultur Brandenburg e.V. und im Kreis-, 

Kinder- und Jugendring Märkisch Oderland e.V.

Intensive Kooperationen bestehen mit der Landesarbeitsgemeinschaft Multimedia Brandenburg 

e.V. und mit den JIMs Brandenburgs. Mitarbeit erfolgt in Fachgruppen für „Freizeit“, 

„Schulsozialarbeit“ und „Offene und mobile Jugendarbeit“ im Landkreis und innerhalb der 

Fachgruppen des Geschäftsbereiches Niederlassung Brandenburg.

Soziokulturelle und bildende Kinder- und Jugendarbeit

Viele Jugendliche der Stadt und Region beschäftigen sich mit, und/oder produzieren selbst 

Musik. Sie nahmen an den Bandworkshops, Trommelworkshops und am OBOA-Bandcontest 

teil. Mehrere Bands nutzen die Proberäume im Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum 

OFFI. Weitere Anfragen liegen vor.

Die Video-Filmgruppe „Cyberkicker“, die am Anfang des Jahres noch intensiv am Aufbau 

eines regelmäßigen Jugendmagazins beim örtlichen TV-Sender BFTV arbeitete, musste einen 

herben Rückschlag hinnehmen, da sich heraus kristallisierte, dass die Senderinteressen den 

Vorstellungen jugendlicher Filmemacher entgegen standen. Diese Jugendlichen fanden 

allerdings eine Alternative im „1. JIMs Jugendfilmfestival des Landes Brandenburg“, an deren 

Ausschreibung sie mit eigenen Beiträgen teilnahmen. 

Im Jahr 2007 gründete sich, aus einer offenen Gruppe sehr aktiver und am kulturellen und 

gesellschaftlichen Leben der Stadt interessierter Jugendlicher und junger Erwachsener, ein 

Clubplenum für einen selbstverwalteten Club innerhalb des OFFI, um eigene Veranstaltungen 

und Treffen zu planen, zu organisieren, umzusetzen und nachzubereiten. Das Plenum trifft sich 

einmal wöchentlich zur Beratung und Planung von Aktivitäten. Dabei werden sie begleitet und 

unterstützt von Jugendsozialarbeitern des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg. Die 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen sind in der Lage, eigenständig kleinere 

Kulturveranstaltungen auf den Weg zu bringen und diese zu verwirklichen. Für das Jahr 2008 

sieht das Programm einen Wechsel zu mehr außerschulisch bildenden Veranstaltungen vor. 

Unter anderem beteiligen sie sich innerhalb eines Kooperationsverbundes an Projekten des 

Lokalen Aktionsplans des Landkreises Märkisch-Oderland des Bundesprogramms „Vielfalt tut 

gut“.

Soziokultur

Das Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI und seine Mitarbeiter/-innen

standen auch 2007/2008 vor der Aufgabe, Veranstaltungen durchzuführen, die ein hohes 

inhaltliches oder künstlerisches Niveau erreichen und dabei auch für möglichst viele Menschen 

interessant sind. Mit einer breiten Palette an Kultur- und Bildungsangeboten wurde versucht 
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dem gerecht zu werden. Beispielsweise wurden verstärkt Veranstaltungen für Familien und 

Kinder organisiert. Herauszuheben sind hierbei die Konzerte des Kinderliedermachers 

Christian Rauh, die Durchführung eines großen Kinderfestes im Juni (mit über 200 Kindern 

und polnischen Gästen) und das Konzert des national bekannten Kinderlieder- und 

Kindertheatermachers ULF (von ULF & ZWULF) im Rahmen des Altstadtfestes Bad 

Freienwaldes.

Höhepunkt war aber die Uraufführung des Kindermusicals „Die Vogelhochzeit“ nach Rolf 

Zuckowski. Dieses Musical wurde, unter fachlicher und künstlerischer Begleitung, zum 

überwiegenden Teil von Eltern, Jugendlichen und Kindern zur Bühnenreife gebracht, die in der 

Stadt Bad Freienwalde oder der näheren Umgebung leben. Von der Gestaltung und Herstellung 

des Bühnenbildes, über das Entwerfen und Anfertigen der Kostüme bis hin zur Dramaturgie 

und Umsetzung des musikalischen Konzeptes wurde alles in Eigenregie und mit der 

Unterstützung des OFFI umgesetzt.

Eine ausverkaufte Premiere (mit anschließend drei weiteren ausverkauften Aufführungen) 

zeigten deutlich die Richtigkeit des eingeschlagenen Weges des OFFI, den Schwerpunkt der 

kulturellen und soziokulturellen Arbeit im Bereich der Unterstützung von Aktiven aus der 

Region (und darüber hinaus) bei der Schaffung von Kunst und Kultur zu unterstützen. Dass bei 

der musikalischen Umsetzung des Kindermusicals Musiker aus einer lokalen Metalcoreband 

aktiv waren, soll als „i-Tüpfelchen“ nicht unerwähnt bleiben.

Dazu gab es noch weitere Aktivitäten, von denen die Zusammenarbeit mit dem Verein „Break 

Tribe Music e.V.“ (Organisatoren des landesweit ausstrahlenden und bekannten Musik- und 

Kunstfestivals OBOA. und Partner des polnischen Woodstock- Festivals) und die 

Unterstützung des landesweit einzigartigen und international besetzten Schlagzeug- und 

Percussionfestivals „Brandenburg trommelt“ beispielhaft erwähnt werden sollen.

Parallel zur Arbeit im Bereich der Unterstützung von Aktiven wurden Konzerte und 

Veranstaltungen organisiert, die traditioneller Bestandteil des OFFI waren und sind. So gab es 

Konzerte mit überregional bekannten, ausländischen oder regionalen und lokalen Bands wie 

zum Beispiel „Sandow“ (Cottbus), „Fahrenheit 212“ (Fürstenwalde), „Familea Miranda“ 

(Chile), „Down to Earth“ (Eberswalde) oder „Pleasent Torture“ (Bad Freienwalde). Hinzu kam 

die Beteiligung des OFFI an Kulturveranstaltungen der Stadt Bad Freienwalde, wie z. B. dem 

Schlossparkfest und dem regional bedeutenden Altstadtfest.

Insbesondere bei letzterem konnte das OFFI seine Kompetenzen sehr gut unter Beweis stellen. 

Mit einem Kultur- und Familienangebot das sicher zu den Highlights des Festes gezählt 

werden muss. So spielten und agierten neben dem schon erwähnten Kinderliedermacher ULF, 

die Dresdner Rock ´n Rollband „Ray and the Rockets“ (mit einem der besten Trommler der 

Dresdner Rock-und Jazzszene) und die international bekannte Percussionistin Gabriele Kostas. 

Im Zusammenspiel mit trommelnden Mitarbeitern/-innen (und über 50 Trommeln) des OFFI 

wurden eindrucksvolle Angebote unterbreitet und durchgeführt. Einmal mehr konnte das OFFI 

hier seinem Ruf gerecht werden, ein Trommelzentrum zu sein. Darüber hinaus wurden 

verschiedene politische und Bildungsveranstaltungen durchgeführt, deren Höhepunkt die 

Unterstützung der Eberswalder Initiatoren der Veranstaltung „Laut gegen Nazis“ mit dem 

Konzert der Gruppe „Sportfreunde Stiller“ (München) bei Organisation, Durchführung und

inhaltlicher Ausgestaltung der Veranstaltung war. 

Ein weiterer und bedeutender Erfolg war die Organisation und Durchführung des 1. JIM 

Jugendfilmfestivals. Dieses erstmalig veranstaltete Brandenburger Filmfestival wurde unter 

dem Motto „WIR HIER“ vom Start zum zweitgrößten Filmfest unseres Bundeslandes.

Neben der Mitwirkung von national bekannten Akteuren aus Film und Fernsehen zeigte das 

innovative Festival vor allem, dass es viele kreative junge Menschen in Brandenburg gibt. 

Junge Menschen die großartige Kunst entstehen lassen und damit auch Zeichen setzen.
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Ausblick und Kulturangebote in den Folgejahren im OFFI

Das Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI soll seinem Namen auch zukünftig 

gerecht werden. Es bleibt aber eine schwere Aufgabe ein Programm zu schaffen, welches 

ausgewogen ist und das vielen Vorgaben entsprechen muss. Eine große Herausforderung wird 

weiterhin sein, unter Beachtung von Rentabilität und Wirtschaftlichkeit, eine vielfältige 

Angebotsstruktur aufzubauen, zu erhalten oder ggf. sogar noch auszubauen. Die gemachten 

Erfahrungen und der finanzielle Spielraum werden hier den Rahmen mitbestimmen.

Um diese Ziele zu erreichen wird es von großer Bedeutung sein, den eingeschlagenen Weg der 

Stärkung der (er)schaffenden Kunst bzw. ihrer Macher fortzusetzen und weiter zu entwickeln. 

Hier werden die Reflexion der bereits in diesem Feld gemachten Erfahrungen, der Austausch 

mit den Aktiven und entsprechende Bedarfsanalysen von entscheidender Bedeutung für den 

weiteren Erfolg dieses Kurses sein.

Eine größtmögliche Offenheit gegenüber den Ideen, sowohl von aktuellen als auch von 

zukünftigen Kooperationspartnern, in Verbindung mit einer entsprechenden Flexibilität des 

Hauses müssen dabei permanent angestrebt werden. Die Pflege bestehender, produktiver und 

verlässlicher Partnerschaften nimmt in diesem Zusammenhang einen großen Stellenwert ein.

Die Fokussierung bzw. Konzentration auf kulturelle Höhepunkte wird dazu parallel fortgesetzt. 

Dies entspricht der inhaltlichen Ausrichtung des OFFI, ein Haus mit niveauvollen Angeboten 

zu sein.

Im Detail bedeutet das den Ausbau, insbesondere der Angebote im Bereich der Kinder- und 

Familienarbeit. Neben der pädagogischen und erzieherischen Arbeit kommt hier der kulturellen 

und soziokulturellen Arbeit eine große Bedeutung zu, d. h. bedarfsgerechte Unterstützung der 

Theater- bzw. Musicalgruppe mit dem Ziel eine Gruppenstruktur zu schaffen, die von 

Nachhaltigkeit, Kreativität und Einsatzwillen geprägt ist. Dazu gehört auch, entsprechende 

Bedingungen im OFFI zu schaffen. Bedingungen, die sowohl eine künstlerisch-technische 

Weiterentwicklung erlauben als auch Raum bieten, um die gemeinsame Arbeit zu genießen, 

soziales Verhalten zu praktizieren, mit dem Ziel eine Atmosphäre des Wohlfühlens zu 

schaffen, welche die Basis für eine langfristige und erfolgreiche Arbeit bietet.

Das Zusammengehen bzw. die Zusammenarbeit verschiedener Gruppen und Gruppierungen 

wird hierbei angestrebt, nicht aber erzwungen. Dieser Ansatz wird als Möglichkeit gesehen 

Synergieeffekte zu erzielen, Kreativität, Offenheit und Anerkennung des jeweils anderen zu 

fördern und Perspektiven aufzuzeigen.

Um die bisher aufgeführten Arbeitsschwerpunkte in einer qualitativ guten Art und Weise 

umzusetzen, wird es auch weiterhin erforderlich sein, einen hohen Anteil an 

sozialpädagogischer und kreativer Arbeit einzubringen. Hier spielt auch die besondere 

Situation der Region eine Rolle. Einer Region, die von einem spürbaren Weggang vor allem 

junger und besonders leistungsfähiger Menschen geprägt ist und der ein einschneidender 

demographischer Wandel bevorsteht. Verbunden mit einer schlechten wirtschaftlichen 

Gesamtlage und den damit einhergehenden sozialen und gesellschaftlichen Problemen stellt 

sich die Situation für die Arbeit des OFFI aus diesen Gründen besonders schwierig dar. Das 

Engagement im Bereich der Kultur und Soziokultur, für Kreativität und Offenheit ist deshalb 

auch ein Kampf gegen Resignation, Passivität und politischem Extremismus.

Besonders im Bereich der Jugendsozial- und Jugendkulturarbeit wird diese Problematik 

deutlich. Um dem zu begegnen, wird die Zusammenarbeit mit dem Jugendclub „RAGE 4“ und 

die Unterstützung der dort aktiven Jugendlichen fortgeführt und weiterentwickelt. Dieser 

weitgehend selbst verwaltete Jugendclub innerhalb des Hauses wurde 2007 gemeinsam mit 

Jugendlichen initiiert und geschaffen.

An dieser sensiblen Schnittstelle von Selbstverwaltung, Autonomie und den 

sozialpädagogischen Grundsätzen sowie rechtlichen Notwendigkeiten muss besonders 

einfühlsam und sorgfältig gearbeitet werden. Denn hier gilt es, Initiative und Engagement 
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einen Rahmen zu geben, der Kreativität zulässt, Eigenverantwortung fördert und dennoch auch 

Grenzen aufzeigt und diese für die Jugendlichen nachvollziehbar macht.

Geplant ist in diesem Zusammenhang der Aufbau einer regelmäßigen Programm- und 

Angebotsstruktur innerhalb des Jugendclubs „RAGE 4“, die aus einer Mischung von 

Konzerten, Kleinkunstveranstaltungen, Bildungsveranstaltungen und Partys bestehen soll.

Ergänzend zu den oben beschriebenen Vorhaben und Zielen wird es auch weiterhin 

vielfältigste Formen der Zusammenarbeit mit Vereinen, Initiativen, Gruppen und Institutionen 

geben, die im Bereich Kultur und Soziokultur, außerschulische und politische Bildung und 

Sport aktiv sind. Hierbei werden die Arbeitsschwerpunkte sowohl im lokalen und regionalen 

wie auch im überregionalen Bereich gesetzt werden.

Zu den Kooperationspartnern werden in diesem Zusammenhang u. a. die Heinrich-Böll-

Stiftung, das Jugendzentrum FRIZZ in Seelow, der Club im Park, der Wintersportverein Bad 

Freienwalde, der Verein EUROJEUNE Bad Freienwalde, die regionalen Musikschulen und 

natürlich die Jugend- und Kulturämter sowie die entsprechenden Kommunen und Gemeinden 

gehören.

Familienarbeit 

Seit dem Jahr 2006 hat sich allmählich die Elternarbeit entwickelt. Eltern beteiligen sich aktiv 

und intensiv an der Planung und Umsetzung der Angebote für ihre Kinder. So konnten die 

soziokulturellen und bildenden Aktionsmöglichkeiten für die Kinder der Stadt und Umgebung 

mit ihren Eltern gehalten und inhaltlich ausgebaut werden. Es besteht eine Kinder- und 

Jugendkunstschule unter Anleitung eines regional bekannten Künstlers, die wöchentlich 

durchgeführt wird. Aus dem Angebot der musikalischen Früherziehung heraus hatte sich das 

Kinder- und Familienmusical „Die Vogelhochzeit“ entwickelt, welches im November seine 

Uraufführung erfuhr und welches die Kinder im Jahr 2008 mehrere Male für die Öffentlichkeit 

auf die Bühne bringen werden. Die Entscheidung für eine 2. Produktion mit dem Stück „Die 

Regenbogenfische“ wurde bereits beschlossen. Aus den Angeboten für Kinder und ihre 

Familien haben sich eine rege Elternarbeit und institutionelle Kooperationen entwickelt und 

ermöglicht eine gute Basis für das Freienwalder Bündnis für Familie, das im Jahr 2008 initiiert 

wird.

2.2.2 Schulsozialarbeit in Bad Freienwalde

Das Regionalzentrum Nord-Ost führt in Bad Freienwalde Schulsozialarbeit durch. Grundlage 

derselben ist das SGB VIII und das Schulgesetz des Landes Brandenburg. Weitere Grundlagen 

bilden die Förderrichtlinien des Programms zur Förderung von sozialpädagogischen 

Fachkräften in der offenen Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit des Landkreises Märkisch-

Oderland (sog. 610er-Stellen-Programm), die Qualitätsstandards für Schulsozialarbeit in 

Märkisch-Oderland sowie der abgeschlossene Kooperationsvertrag zwischen dem 

Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg und der Albert-Schweitzer-Schule.

Allgemeines

Die Schulsozialarbeiterin ist an der „Albert-Schweitzer-Schule“ (Schule mit dem 

sonderpädagogischen Förderschwerpunkt Lernen) in Bad Freienwalde mit 0,5 VBE tätig. Über 

die Förderschule hinaus, unterstützt die Schulsozialarbeiterin partiell die Grundschulen, das 

Gymnasium und die Oberschule in Bad Freienwalde.

Zwei Räume mit Ausstattung stehen in der „Albert-Schweitzer-Schule“ zur Verfügung. Noch 

nicht vorhanden sind ein eigenes Telefon und ein eigener Computer. Daraus ergaben sich 

punktuell Schwierigkeiten im Arbeitsablauf.
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Die Einbindung in das Netz bestehender Jugendhilfeangebote im Landkreis Märkisch-

Oderland, die Vernetzung mit anderen Beteiligten in den Bereichen Erziehung, Bildung und 

Jugendhilfe ist gesichert. Jedoch ist festzuhalten, dass es in Bad Freienwalde keine fachliche 

Steuerungsrunde, bestehend aus Jugendamt, Schule, Schulträger, Elternvertretung und 

Schulsozialarbeiter/-innen, gibt. 

Das Vorhandensein offener Angebote für Kinder und Jugendliche ist durch die 

Zusammenarbeit mit dem OFFI gegeben. Schulsozialarbeit ist als eigenständiges Arbeitsfeld in 

das Gesamtkonzept der Schule eingebunden und orientiert sich am Auftrag der Jugendhilfe. 

Ziel ist es, die Schüler/-innen zur Eigenverantwortung, zur Konfliktfähigkeit, zur offenen 

Auseinandersetzung mit der Umwelt sowie zur erfolgreichen Bewältigung des Überganges 

Schule-Beruf zu führen und diesbezüglich zu unterstützen. 

Unter Berücksichtigung der besonderen Bedingungen (lernbehinderte Kinder und Jugendliche, 

hoher Anteil verhaltensauffälliger Kinder und Jugendlicher, hoher Anteil Heimkinder und ein 

erheblicher Anteil sozial benachteiligter Kinder und Jugendlicher) ist die Arbeit neben dem 

ressourcenorientierten Ansatz sowie der Erarbeitung des notwendigen Vertrauens bei den 

Kindern und Jugendlichen in erheblichem Umfang auf eine rechtzeitige und wirksame 

Intervention in Krisensituationen ausgerichtet. Die Angebote der Schulsozialarbeit sollen den 

Kindern und Jugendlichen Hilfe zur Selbsthilfe geben. Zudem ist von Bedeutung, dass die Zahl 

von Alleinerziehenden, Ein-Kind-Familien, Patchworkfamilien und bikulturellen Familien 

angestiegen ist. Aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen gehen vermehrt ein oder beide 

Elternteile keiner Erwerbstätigkeit nach. Diese Lebenswelt wirkt sich in erheblichem Umfang 

auf das Lernverhalten und die Verhaltensmuster der Schüler/-innen aus, woraus sich der

besondere Bedarf von Schulsozialarbeit gerade an Förderschulen begründet.

Die Tätigkeit der Schulsozialarbeiterin umfasste im Detail:

– Beratung in allen Lebenslagen für Schüler, Eltern und Lehrer,

– Mitgestaltung und Entwicklung des Ganztagskonzeptes an der Förderschule, 

– Koordination, Betreuung und Durchführung von Arbeitsgemeinschaften im Rahmen der 

Ganztagsschule,

– Projektarbeit, insbesondere Gestaltung von Projekttagen an Schulen, wie z. B. am 

Gymnasium Bad Freienwalde zum Thema; „Gegenwart und Mittelalter“,

– Teilnahme an Schüler-, Klassen-, Lehrerkonferenzen, Elternversammlungen, 

Elterngesprächen,

– Organisation von Lehrerfortbildungen, Elternfortbildungen, z. B. zum Thema 

„Rechtsextremismus“,

– Vermittlung zwischen Lehrern und Schülern in Konfliktsituationen,

– Veranstaltungsplanung an der Schule,

– präventive Berufsorientierung und Ausbildungsvorbereitungen in Zusammenarbeit mit der 

Kompetenzagentur Märkisch-Oderland (Bewerbertage, Besuche beim Berufsberater, 

Besichtigungen von innovativen Betrieben),

– offene Jugendarbeit im OFFI in Bezug auf Schulsozialarbeit, Veranstaltungsplanung und 

Durchführung (Schulfaschingsveranstaltungen),

– Teilnahme an Fortbildungen und Fachtagungen sowie Arbeitskreisen,

– Planung und Organisation von Wandertagen, Projekttagen und Fahrten,

– Pressearbeit/Öffentlichkeitsarbeit,

– Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen und Kooperationspartnern der Stadt und dem 

Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg,

– Projektplanung im Bereich der Schulsozialarbeit und Finanzierung (z. B. 

Generationsfußballturnier und andere sportliche Höhepunkte, Konfliktlotsenausbildung an 

der Oberschule Bad Freienwalde),

– Arbeitstreffen mit den Schulsozialarbeiter/-innen auf Kreisebene,

– Krisenintervention, Einzelfallhilfe, Vermittlung der Schüler/-innen an die 

Kompetenzagentur Märkisch-Oderland, Hilfestellung beim Übergang Schule-Beruf,

– Gruppenarbeit unter sozialpädagogischem Aspekt, umfeldorientierte Arbeit,

– Hausbesuche, Veranstaltungen zu Erziehungsfragen.
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2.2.3 Jugendkoordination in Bad Freienwalde

Die Jugendkoordination stellt ein Angebot in Form mobiler Jugendsozialarbeit dar. Seit 

Jahresbeginn 2007 beschränkt sich das Angebot nicht ausschließlich auf die sechs 

Ortsteilgemeinden von Bad Freienwalde, sondern bezieht den Stadtkern mit ein. Aufgabe ist 

es, kontinuierlicher Ansprechpartner für die Jugendlichen der Gemeinde zu sein. Dies 

geschieht durch aufsuchende Arbeit an den Treffpunkten der Jugendlichen. Auch durch 

Kooperationen mit anderen Trägen der Jugendarbeit und speziell mit den Schulen der Stadt, 

wird ein weit gefächertes Kontaktspektrum gehalten. 

Der tägliche Übergang von Schule in Freizeit wird, parallel zu und in Kooperation mit den 

Angeboten im Ganztagsschulbereich, durch die Angebote der mobilen Jugendsozialarbeit 

bereichert. Ziel ist es, die jungen Menschen bei ihrer Entwicklung zu unterstützen und das 

eigenverantwortliche Handeln zu fördern.

Darüber hinaus hat die Jugendkoordination eine sozialräumliche Aufgabe. Die Vernetzung von 

Angeboten und Ressourcen regionaler und überregionaler Akteure (im bildenden, politischen, 

freizeitgestalterischen, etc. Bereich) soll für die Kinder und Jugendlichen vor Ort einen 

entsprechenden Nutzen entfalten. 

Betreuung der Jugendclubs

In den Aufgabenbereich der Jugendkoordination fällt auch das Aufsuchen der Jugendclubs und 

–räume in den Ortsteilgemeinden und der Stadt Bad Freienwalde. Der Jugendclub in 

Hohenwutzen zeichnet sich durch ein hohes Maß an Selbstverwaltung durch die ansässigen 

Jugendlichen, explizit den Clubrat aus. Auch werden sie durch engagierte Eltern unterstützt. 

Der Generationswechsel vollzieht sich fließend. Das Angebot der Jugendkoordination gestaltet 

sich nach den signalisierten Bedarfen.

Der Jugendclub des Kinder– und Jugendclubvereins Neuenhagen e.V. wird nur sehr gering von 

Jugendlichen genutzt. Die wenigen Jugendlichen in Neuenhagen orientieren sich nach Bad 

Freienwalde oder sind in Sportvereinen des Dorfes integriert. Ein Kontakt zu den Jugendlichen 

findet entweder durch mobile Arbeit auf der Strasse oder in Kooperationsprojekten mit der 

ansässigen Grundschule statt.

In Schiffmühle gestaltet sich die aufsuchende Arbeit im Jugendraum des Gemeindezentrums. 

Hier ist eine beständige Nutzergruppe vorhanden, die den Raum für alltägliche 

Freizeitgestaltung (TV, PC, Musik) nutzt. Ein kontinuierliches Aufsuchen durch die 

Jugendkoordination erfasst individuelle Bedarfe und realisiert die Umsetzung von 

cliquenbezogenen Angeboten.

Ein intensiver Kontakt besteht zu den Jugendlichen im Ortsteil Bralitz. Die andauernde Suche 

nach einem geeigneten Jugendraum im Ort, ist ein zentrales Thema. Hierzu finden momentan 

konkrete Gespräche zwischen der Jugendkoordination, einem ortsansässigen Träger und 

Vertretern der Stadt Bad Freienwalde statt. Ziel ist es, zur Jahresmitte 2008 einen Raum zur 

Verfügung gestellt zu bekommen, den sich die jungen Menschen in Eigenaktivität als 

Jugendraum gestalten können. Wenn dies gelingt, wäre dies ein erfolgreicher Abschluss 

jahrelanger Bestrebungen.

Eingliederung in die Arbeit des OFFI

Die Angebote des OFFI werden durch die Jugendkoordination in das Arbeitsfeld integriert. Als 

Beispiel hierfür ist zu nennen: Vermittlung von potentiellen Klienten an die Kompetenzagentur 

Märkisch-Oderland, Werbung für die Teilnahme an den Bildungsprojekten „e-quality-

learning“ und „JuLa – Jobchance“. 

Neben den Bildungsangeboten geht es auch um die Unterbreitung kultureller Teilhabe. 

Kindermusicals, Tanz- und Musikworkshop, Konzerte oder Informationsveranstaltungen zu 
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jugendtypischen Themen sind einige Aspekte der aus dem OFFI hinauswirkenden und 

hineinwirkenden Jugendarbeit.

Mobile Jugendsozialarbeit in der Stadt Bad Freienwalde

Die Entscheidung, die Arbeit der Jugendkoordination in Form von mobiler Jugendsozialarbeit 

auf die Stadt Bad Freienwalde auszudehnen hat sich als richtig erwiesen. Viele Jugendliche der 

Ortsteilgemeinden sind durch Schulbesuch oder Ausbildung auf die Stadt orientiert und können 

hier erreicht werden. Auch wird somit den in Bad Freienwalde lebenden jungen Menschen das 

Angebot mobiler Jugendsozialarbeit unterbreitet. Die aufsuchende Arbeit zur Ermittlung von 

Problemlagen und Bedürfnissen der Jugendlichen sowie niedrigschwellige Beratungsangebote 

bei individuellen Fragen und Problemen sind inhaltliche Aspekte. Darüber hinaus werden 

szenetypische Bedarfe erfasst und die Realisierung von entsprechenden Projekten ermöglicht. 

So wurde im Rahmen des Lokalen Aktionsplans ein Graffiti-Projekt durchgeführt. Hiermit 

reagierte man einerseits auf die öffentlich geführten Diskussionen zu illegalen Schmierereien 

in der Stadt, andererseits brachte man den beteiligten Jugendlichen das Medium Graffiti als 

künstlerische Ausdrucksform in einem geschützten Rahmen nahe. Das Projekt basierte auf der 

Kooperation mit Vertretern der Wohnungsbaugesellschaft, der Präventionsabteilung der 

Polizei, professionellen Graffitikünstlern, Schule und Jugendsozialarbeit.

Als Projekt in Planung ist der Bau eines Skateparks zu nennen. Bad Freienwalder Skater haben 

keinen Raum für ihre Freizeitgestaltung. Der Bedarf hierfür ist auch der Stadtverwaltung 

hinlänglich bekannt, und diesbezügliche Gespräche zwischen dem Jugendsozialarbeiter und 

dem Bürgermeister lassen auf eine zeitnahe Lösung hoffen.

Ein regelmäßiger Kontakt zu einer demokratisch aktiven, jedoch sich stark separierenden 

Gruppe Jugendlicher führt aktuell zu kooperativen Ansätzen. Noch vor einem halben Jahr gab 

es erhebliche Unstimmigkeiten seitens dieser Jugendgruppe im Bezug auf die Arbeit des 

Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg in Bad Freienwalde. In konstruktiven 

Auseinandersetzungen und Reflexionsrunden werden Vorurteile abgebaut und gemeinsame 

Projekte erarbeitet und teilweise schon umgesetzt.

2.2.4 Jugend-, Informations- und Medienzentrum (JIM)

Die JIMs sind eine Initiative der Landesarbeitsgemeinschaft Multimedia Brandenburg e.V. in 

Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes 

Brandenburg. Bisher gibt es sie an elf Standorten im Land Brandenburg. Das Jugend-, Kultur-, 

Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI ist seit Dezember 2005 eines dieser Zentren, die durch 

Projekte Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen Medienkompetenz vermitteln. 

Medienkompetenz heißt, sich verantwortungsbewusst und kreativ mit den einzelnen Medien 

auseinander zu setzen, sie nicht ausschließlich zu konsumieren, sondern sie vor allem aktiv zu 

gestalten.

Die Voraussetzungen dafür sind im OFFI optimal. So befinden sich im Haus ein Internetcafé 

mit sechs internetfähigen Rechnern sowie ein erweiterter Unterrichtsbereich, in dem 15 

Personen gleichzeitig einen Rechnerarbeitsplatz nutzen können. Weiterhin steht ein moderner 

Seminarraum sowie erstklassige Audio- und Videotechnik zur Verfügung.

Projektverlauf und Entwicklung

Neben Einzelprojekten und Workshops zu verschiedenen multimedialen Themen wurde 

besonderes Augenmerk darauf gelegt, Angebote zu schaffen, um die individuellen 

Beschäftigungs- und Ausbildungsfähigkeiten unterschiedlichster Teilnehmer/-innen zu 

befördern.

So wurde ein im Jahr 2006 erstmals durchgeführtes Projekt, welches speziell auf junge Mütter 

zugeschnitten ist, auch im Jahr 2007 in Zusammenarbeit mit dem Verein zur Förderung von 
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Beschäftigung und Qualifizierung e.V. mit neuen Teilnehmerinnen fortgesetzt. Wie schon im 

ersten Durchlauf kamen auch diesmal die Teilnehmerinnen aufgrund von Mutterschutz- und 

Erziehungszeiten länger nicht mit dem Ausbildungs-/Arbeitsmarkt in Kontakt. Das Ziel war es 

daher, die individuelle Beschäftigungs- und Ausbildungsfähigkeit der Teilnehmerinnen zu 

erhalten bzw. wieder herzustellen. Die Teilnehmerinnen lernten schulische, berufliche und 

private Verpflichtungen miteinander in Einklang zu bringen. Weiter wurde die Motivation zur 

Arbeits- bzw. Ausbildungsplatzsuche erhöht, wobei dafür praktisch alle zur Verfügung 

stehenden Medien zur Anwendung kamen.

Seit August 2006 wird im Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum OFFI das 

„e-quality-learning“- Projekt durchgeführt, das im Jahr 2007 ebenfalls fortgesetzt wurde. 

Neben dem Internet als Lernplattform kommen auch andere Medien zum Einsatz. So wurden 

zum Beispiel wieder Werbefilme über die Stärken der Teilnehmer/-innen gedreht. Die 

Verwendung unterschiedlicher Medien im Projekt diente der Erhöhung der Medienkompetenz 

und war aber auch ein Mittel der Selbsterfahrung und -reflexion. 

Im Jahr 2007 startete das Projekt „Lernwerkstatt OFFI“. In diesem Rahmen gibt es für 

interessierte Teilnehmer/-innen einen Medienkurs, in dem sie sich mit den verschiedenen 

Medien auseinandersetzen und sich dabei gegenseitig filmisch und fotografisch begleiten.

Um an die Erfahrungen des „Cyberkicker“- Projektes anzuknüpfen und nachhaltig die dort 

erworbenen Kenntnisse zu sichern, entstand in der Videogruppe die Idee, eine monatlich 

ausgestrahlte Jugendsendung zu produzieren. Hierzu wurden Gespräche mit dem 

ortsansässigen Regionalfernsehsender BFtv geführt, die anfänglich positiv ausfielen. Das 

Format der Sendung sollte ein Spiegel der Interessen, Wünsche und Bedarfe der Zielgruppe 

sein und ihr helfen, die Region als lebenswert und attraktiv neu kennen zu lernen. Die erste 

Sendung wurde zwar unter Anleitung einer Medienpädagogin weitestgehend selbstständig von 

den Jugendlichen produziert, jedoch nie ausgestrahlt. Aufgrund eines Betreiberwechsels bei 

BFtv gab es keine Fortsetzung und so wurde die Produktion weiterer Sendungen für das Jahr 

2007 eingestellt. Ein Jugendmagazin wäre eine Bereicherung für die Region und würde 

insbesondere der Zielgruppe die Möglichkeit bieten, sich stärker mit ihrer unmittelbaren 

Umgebung zu identifizieren, Informationen und Anstöße zu erhalten. Aus diesem Grund wird 

eine Fortsetzung bzw. Neuaufnahme des Projektes für 2008 angestrebt. 

Außerdem wurden im Berichtszeitraum die außerschulischen Angebote Webradio, 

Audio/Video, Digitalfotografie, Verbindung Kamera-PC sowie Technik und Kunst weiter 

ausgebaut.

Im Filmbereich wurden regelmäßig Wochenendcamps und Workshops angeboten, die vor 

allem dazu dienen, die technischen Fertigkeiten der Teilnehmer/-innen zu schulen. Im Rahmen 

eines solchen Workshops entstanden drei von Jugendlichen selbst produzierte Filme, der auf 

dem 1. JIM’s Jugendfilmfestival in Brandenburg gezeigt wurde. Ebenfalls wird zurzeit an zwei 

Filmen gearbeitet, welche das Leben Jugendlicher in Bad Freienwalde darstellen. 

Das größte und wichtigste Ereignis im Jahr 2007 war die Austragung des 1. JIM’s 

Jugendfilmfestivals Brandenburg vom 02. - 04.November. Unter dem Thema „Wir hier“ 

gingen über 120 Filme ein, die gesichtet und für die Tagung der Jury und die Veranstaltung 

vorbereitet wurden. Das Festival selbst war mit mehr als 200 Tages- und Dauergästen ein 

Erfolg für den JIM-Standort  in Bad Freienwalde.

2.2.5 Modellprojekt „Nachholende Schulabschlüsse“ mit E-Learning

Das Projekt richtet sich an arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren, die Leistungen nach 

§§ 19 – 27 SGB II (ALG II) und evtl. SGB VIII beziehen und über keinen Schulabschluss 

verfügen. Diese Jugendlichen sind sozial benachteiligt und häufig individuell beeinträchtigt. 

Sie haben erhebliche Sozialisationsdefizite, evtl. eine geringe Leistungsmotivation und haben 

ggf. Berufsbildungs- und Berufsvorbereitungsmaßnahmen abgebrochen. Der Lernprozess 

dieser Zielgruppe muss nicht nur inhaltlich, sondern speziell sozialpädagogisch betreut werden. 

Benachteiligte, insbesondere schuldistanzierte Jugendliche lassen sich nicht mehr mit den 

gängigen pädagogischen Methoden (z. B. Frontalunterricht) zum Lernen motivieren. 
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Demzufolge kann nicht nur der fachliche Input im Vordergrund stehen, sondern vielmehr die 

praktische Anwendung alternativer und vielfältiger Lernmethoden. Diesbezüglich baut das 

E-Learning Projekt konzeptionell auf interaktive und multimediale Lern- und 

Unterrichtsmethoden. Neben dem Erwerb von grundlegenden Medienkompetenzen sollen die 

Teilnehmer/-innen mit Hilfe neuer Lernarrangements wieder für das Lernen motiviert werden. 

Grundlage des Projektes ist das Lernmanagementsystem „moodle“, das von den Lehrkräften 

und der wissenschaftlichen Begleitung des Projektes didaktisch inhaltlich aufbereitet und 

gestaltet wird (z. B. Quiz- und Testformen, Übungen, Arbeitsblätter, Animationen, Umfragen).

Die Lernplattform ermöglicht den Teilnehmern/-innen ein individuelles und selbstgesteuertes 

Lernen – nicht nur durch deren intensiven Einsatz im Unterricht, sondern auch außerhalb des 

Lernortes, z. B. auch in Form eines Forums. Die Lernplattform strukturiert sich in Anlehnung 

an die Unterrichtsfächer und bietet für jedes Unterrichtsfach eine Themenübersicht. Zu jedem 

Thema können die Teilnehmer/-innen die verschiedenen Lernmodule erkunden, bearbeiten und 

auswerten. Zudem werden insbesondere in der Prüfungsphase neben Lerntagebüchern zur 

Dokumentation des Lernfortschritts eines/einer jeden Teilnehmers/Teilnehmerin

Wochenübersichten, die die Unterrichtsschwerpunkte zusammenfassen per E-Mail verschickt, 

ergänzt durch einen intensiven Mail-Kontakt zwischen den Teilnehmern untereinander sowie 

den Lehrkräften. Die Arbeit mit der Lernplattform wird technisch ergänzt durch die Arbeit mit 

dem SmartBoard sowie medialen Umsetzungen von Unterrichtsthemen, z. B. in Foto, Film 

oder Podcast. Die Arbeit mit Elementen des E-Learning wird von den Jugendlichen sehr gut 

angenommen und nachhaltig genutzt. Da die Jugendlichen nach Ende des Projektes die 

Möglichkeit haben, in eine Berufsausbildung überzugehen, steht gleichberechtigt neben der 

Vermittlung schulischen Wissens auch die Vorbereitung auf die Arbeitswelt. Dieses wird 

verwirklicht durch den Praxisteil, den die Jugendlichen im Überbetrieblichen 

Ausbildungszentrum (ÜAZ) Wriezen absolvieren. 

2.2.6 Kompetenzagentur Märkisch-Oderland

Einleitung

Aufbauend auf dem Know-how und den Erfahrungen, die in der Modellprojektphase bei der 

Errichtung und Betreibung der Kompetenzagentur Cottbus gesammelt wurden, begann auf 

Wunsch des Landkreises Märkisch-Oderland der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg 

den Aufbau der Kompetenzagentur Märkisch-Oderland (KA) ab Januar 2007. Im 

Berichtszeitraum konnte die Arbeit erfolgreich fortgeführt und verstetigt werden. Im 

Mittelpunkt der Arbeit stand das Erreichen von Jugendlichen und deren Begleitung im Case-

Management. Darüber hinaus wurde die Netzwerkarbeit in bewährter Weise fortgesetzt. 

Zielgruppe und Projektziele

Die Kompetenzagentur Märkisch-Oderland übernimmt als fachlich anerkannter Dienstleister 

eine wichtige Beratungs-, Vermittlungs- und Lotsenfunktion zur „passgenauen“ beruflichen 

und sozialen Integration von benachteiligten Jugendlichen ohne Schul- oder Berufsabschluss 

oder ohne konkrete berufliche Perspektiven. Sie will vor allem Jugendliche und junge 

Erwachsene erreichen, die am bestehenden System der Hilfsangebote nicht partizipieren oder 

den Zugang zu Unterstützungssystemen nicht selbstständig finden. Diese Jugendlichen haben 

meist, aufgrund multipler Vermittlungshemmnisse, mit erhöhten Schwierigkeiten bei der 

beruflichen oder sozialen Integration zu kämpfen. Die Kompetenzagentur hat eine 

Mittlerfunktion zwischen diesen Jugendlichen (einschließlich deren Familien), den Angeboten 

des Bildungssystems, der Jugendhilfe, des Arbeitsmarktes, der Arbeitsagenturen, der Jobcenter 

und sonstiger Akteure. Durch die Methode „Case-Management“ verfolgt sie einen am 

Individuum ausgerichteten Unterstützungs- und Förderungsansatz auf Basis geeigneter 

Kompetenzfeststellungsverfahren. Sie hilft berufliche Perspektiven zu entwickeln, 

Vermittlungs- und Bewerbungshemmnisse abzubauen, sie begleitet den Einstieg ins 

Berufsleben. Die enge Einbindung in bestehende Netzwerke ermöglicht es, Angebotsdefizite 

festzustellen und Vorschläge für deren Beseitigung zu unterbreiten.
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Aktivitäten

Die Kompetenzagentur betreibt Beratungsstellen in Seelow, Bad Freienwalde und Strausberg. 

Die Verortung im OFFI sowie in anderen Jugendeinrichtungen an den Standorten hat sich als 

sehr sinnvoll erwiesen, da so Jugendliche gut erreicht werden können. Darüber hinaus bietet 

die Kompetenzagentur eine Online-Beratung an.

Seit ihrem Bestehen haben 194 Rat suchende Jugendliche die Kompetenzagentur aufgesucht. 

Davon befinden sich 48 % im Case-Management (94 Fälle) und 20 % (39 Fälle) haben die 

Kompetenzagentur als Beratungskunden aufgesucht. Die Fallzahlen sind ständig steigend. 

Interessant ist, dass aus den meisten Informations- und Beratungskunden/-innen im 

Beratungsverlauf Case-Management-Kunden/-innen werden.

Bezüglich der Anzahl der genutzten Unterstützungsangebote stellt sich die Situation wie folgt 

dar: 9 Jugendliche wurden in Ausbildungsstellen vermittelt (betrieblich 1, außerbetrieblich 4, 

schulisch 1, Verbund 1, kooperativ 2), 5 Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands-

Entschädigung wurden genutzt, 7 Jugendliche besuchten weiterführende Projekte am Übergang 

Schule – Ausbildung - Beruf, 2 Jugendliche besuchen die Abendschule, um ihren 

Schulabschluss nachzuholen, 4-mal wurde zur Schuldnerberatung vermittelt und 2 Jugendliche

konnten erfolgreich in den 1. Arbeitsmarkt integriert werden. 

Ebenso ist die Kompetenzagentur weiterhin, im Rahmen der präventiven Arbeit und der 

Beratung von Schüler/-innen, an Schulen im Landkreis aktiv, um möglichst frühzeitig 

Abbrüche zu verhindern und Übergänge zu begleiten. Um die Leistungen der 

Kompetenzagentur an Schulen bekannt zu machen, wurden Elternabende, Schulkonferenzen 

sowie andere relevante Gremien genutzt. Die Kompetenzagentur führte nach Bedarf und 

ergänzend an Schulen diverse Workshops zum Thema Berufsorientierung durch. So werden 

Jugendliche in Beratungs- und Informations-Veranstaltungen zu Fragen der 

Berufsorientierung, Berufswahl- und des Arbeitsplatzes angesprochen. Die Jugendlichen 

lernen dort die unterschiedlichen Varianten der Information über mögliche Ausbildungsberufe 

kennen und erhalten die Möglichkeit, sich durch verschiedene Medien über die 

unterschiedlichsten Ausbildungsgänge zu informieren.

Durch den Einsatz von medienpädagogischen Methoden bekommen Schüler und Schülerinnen 

die Möglichkeit, ihr Selbstbewusstsein zu stärken und ihre Selbstreflexionsfähigkeit zu 

erhöhen. Gleichzeitig wird die Medienkompetenz gefördert. Die möglichst frühe Erfassung der 

Kompetenzen der einzelnen Jugendlichen ermöglicht es, die individuellen Potentiale des 

Einzelnen bei der Ausbildungsplatzwahl zu berücksichtigen. Dies ist ein weiteres Instrument, 

um spätere Abbrüche zu verhindern.

Die Mitarbeiter/-innen der Kompetenzagentur bringen sich im Rahmen der Netzwerkarbeit in 

Gremien ein, um intensiv und gut organisiert Lobbyarbeit für die Zielgruppen zu leisten und 

innovative Ansätze der Sozialarbeit weiterzuentwickeln. Im Übrigen nehmen die Mitarbeiter/

-innen der Kompetenzagentur an Fachtagungen und anderen einschlägigen Veranstaltungen 

teil. Wichtig für die Arbeit der Kompetenzagentur sind ebenfalls der Fachaustausch der 

Kompetenzagenturen untereinander sowie die Mitarbeit in den internen Fachgruppen. 

Im Berichtszeitraum wurden diverse Angebotslücken im bestehenden Hilfesystem identifiziert. 

Zur Schließung derselben wurden federführend durch die Kompetenzagentur zwei Projekte 

entwickelt: Im Rahmen des Programms „Perspektive Berufsabschluss“ erfolgte die 

Konzipierung des Projektes „Lokales Übergangsmanagement in Märkisch-Oderland“ in 

Zusammenarbeit mit dem Landratsamt. Ziel des Projekts war die Systematisierung, 

Standardisierung und Transparenz von Angeboten im Übergangssystem Schule - Ausbildung -

Beruf auf der Systemebene. Die Prämisse war hierbei, jugendlichen Schulabgängern 

effektivere und abbruchärmere Wege durch besagte Übergangssysteme zu bieten. Leider 

erhielt das Projekt keinen Zuschlag und konnte nicht durchgeführt werden.

Im Rahmen des Programms „1. Schwelle“ wurde das Projekt „Ideen- und Projektagentur der 

Jugend“ entwickelt. Es will verhindern, das Jugendliche mit Schulabschluss, die keine 

Ausbildung gefunden haben oder ihre Ausbildung abgebrochen haben, in Überbrückungszeiten 
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zwischen Schule und Ausbildung durch Frustration oder Orientierungslosigkeit in eine 

Situation der Mehrfachbenachteiligung abrutschen. Der Projektantrag war erfolgreich. Mit der 

Umsetzung wird voraussichtlich ab Juni 2008 begonnen.

Fazit und Perspektiven 

Im Ganzen kann resümiert werden, dass die Kompetenzagentur erfolgreich ihre Arbeit 

fortgeführt hat. Sie ist an Schulen und Jugendeinrichtungen präsent und wird von Jugendlichen 

wahrgenommen und akzeptiert. Auch in der Fachwelt wird sie als kompetente Instanz und 

Netzwerkstelle anerkannt. Bereits nach kurzer Zeit kristallisierte sich ein hoher Bedarf an 

Case-Management heraus. Bedingt durch die Lage des Hauptbüros in einem soziokulturellen 

Zentrum und weitere Kontaktstellen in Jugendeinrichtungen, entstanden hohe Synergien und 

ein guter Zugang zur Zielgruppe. Auch konnten bereits Vermittlungserfolge erreicht werden.

Im Hinblick darauf sollen weiterführende Handlungsstrategien entwickelt werden, um 

nachhaltige Integrationserfolge in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt zu erzielen. Ein 

weiterer Schwerpunkt liegt weiterhin in der präventiven Arbeit an Schulen. Die Arbeit an den 

Schulen, an denen die Kompetenzagentur bislang aktiv ist, soll verstetigt werden. Außerdem ist 

geplant, mit weiteren Schulen zusammenzuarbeiten. Insbesondere die Oberschulen an den drei 

Standorten sollen künftig noch stärker einbezogen werden.

Mit den institutionellen Partnern sollen Zuführungssysteme erdacht werden, um z. B. 

Abbrecher in Übergangssystemen aufzufangen. Motivation und erlangte Kompetenzen können 

so erhalten werden.

Das Netzwerk soll erweitert und stabilisiert werden. Insbesondere wird der Fokus noch stärker

auf die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft gelegt.

2.2.7 Projekt „JuLa Job-Chance 2007”

Das Projekt begann am 16. Juli 2007 und endete am 29.02.2008. Teilnehmer/-innen waren 

15 jugendliche Langzeitarbeitslose unter 25 Jahren mit und ohne Ausbildungsabschluss. 

Inhalt des Projektes war die Vermittlung der Jugendlichen in Ausbildung bzw. in 

Festanstellung durch Probearbeitsverhältnisse, in denen die Jugendlichen gezielt auf das 

Anforderungsprofil der Unternehmen hin durch Qualifizierungsmodule vorbereitet werden 

sollten.

In den ersten beiden Wochen des Projektes ging es um das Kennen lernen der 

Projektteilnehmer/-innen untereinander, um die Feststellung des Motivationshintergrundes, der 

Interessen und Fähigkeiten, der bisherigen schulischen und beruflichen Laufbahn sowie um die 

Ermittlung von Sozialkompetenzen. Es wurden Gruppengespräche und Übungen in der Gruppe 

durchgeführt, ebenso wie Wissens-, Interessen- und andere Tests. Die Teilnehmer/-innen 

mussten Selbsteinschätzungen vornehmen und sich untereinander beurteilen. 

Ziel war es unter anderem, den Teilnehmern/-innen ihre Stärken bewusst zu machen und 

Klarheit zu finden, ob die abgebrochene Berufsausbildung fortgesetzt wird bzw. werden kann 

oder ob aufgrund eines Interessenkonfliktes eine andere Berufsausbildung vorgenommen 

werden muss. In dem Zusammenhang war ebenfalls zu klären, ob im erlernten Beruf Chancen 

auf Vermittlung bestehen und ob gegebenenfalls eine Umorientierung sinnvoller wäre. 

Entscheidungen, die bezüglich der Berufswegeplanung getroffen wurden, wurden gemeinsam 

mit dem JobCenter besprochen.

Es wurden Einzelgespräche geführt und Berufsbildvergleiche vorgenommen sowie über die 

Möglichkeiten der Stellensuche im Internet und über andere Methoden informiert. Die 

Teilnehmer/-innen mussten das Anforderungsprofil potentieller Arbeitgeber analysieren und 

mit den eigenen Fähigkeiten, Stärken und Schwächen vergleichen. Die Möglichkeiten der 

Onlinebewerbung über die Homepage eines Unternehmens bzw. per E-Mail wurden erklärt und
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auch von den Jugendlichen genutzt. Falls noch nicht vorhanden, wurden E-Mail-Konten für die 

Jugendlichen eingerichtet.

Da ab September 2007 viele Betriebe eine/n Auszubildende/n suchten, wurden sowohl 

Bewerbungsunterlagen im Rahmen des Projekts, als auch für Ausbildungsstellen erstellt. In 

diesem Zusammenhang konnten die Bewerbungsunterlagen vervollständigt und auf einen 

lückenlosen Lebenslauf geachtet werden. Die Teilnehmer/-innen mussten sich mit ihren 

vollständigen und ausführlichen Bewerbungsunterlagen bewerben. Vorstellungsgespräche 

wurden im Vorfeld mittels Rollenspiele geübt und ausgewertet sowie typische Fehler 

besprochen. Des Weiteren konnten Betriebsbesichtigungen organisiert werden.

In der dritten Augustwoche absolvierten die meisten Teilnehmer/-innen ein Kurzpraktikum für 

3 Tage in der Firma, in der sie sich für das langfristige Praktikum beworben hatten. Mit den  

Teilnehmern/-innen, die zu diesem Zeitpunkt noch keinen Praktikumsplatz vorweisen konnten 

bzw. bei jenen, die noch keine Rückmeldung vorzuliegen hatten, wurde weiter recherchiert und 

Bewerbungen geschrieben.

Anfang September 2007 waren fast alle Teilnehmer/-innen in Unternehmen vermittelt, die eine 

Ausbildung bzw. Einstellung in Aussicht stellten. Ein Jugendlicher war bereits in 

Festanstellung, zwei wurden noch im September in Ausbildung vermittelt, eine weitere 

Teilnehmerin trat im November eine Ausbildung an. 

Es wurden kontinuierlich mit den vorhandenen Praktikumsunternehmen Gespräche geführt, um 

den Qualifizierungsbedarf der Teilnehmer/-innen zu ermitteln. Weiterhin wurde in diesem 

Rahmen über Probleme und die Entwicklungen der Teilnehmer gesprochen und die weitere 

Vorgehensweise festgelegt. Bezüglich des Qualifizierungsbedarfs musste mit den Firmen 

geklärt werden, ob die Möglichkeit der internen Qualifizierung besteht oder ob diese extern 

durchgeführt werden muss.  Im Fall der externen Qualifizierung mussten Weiterbildungsfirmen 

recherchiert, Angebote eingeholt und mögliche Termine erfragt werden.

Seit September 2007 wurden 14-tägig freitags Projekttage durchgeführt, an denen alle 

Teilnehmer/-innen die Möglichkeit erhielten, über Probleme zu sprechen, im Internet nach 

Ausbildungs- und anderen freien Stellen zu suchen und diesbezüglich Bewerbungen zu 

schreiben. Diese Treffen dienten auch der Motivation der Teilnehmer/-innen. Probleme, die in 

Gesprächen von den Betrieben angesprochen wurden, wurden in verallgemeinerter Form 

thematisiert und ausdiskutiert. 

Ab Januar 2008 wurden in Absprache mit den Teilnehmer/-innen intensive Gespräche mit den 

Verantwortlichen in den Praktikumsbetrieben bezüglich der Übernahme in Festanstellung bzw. 

der Aussicht auf Ausbildung geführt. Thema war unter anderem auch der Verbleib der 

Jugendlichen in der Zeit zwischen Projektende und Ausbildungsbeginn. Die Ergebnisse 

wurden mit dem JobCenter besprochen, mögliche Förderungen erfragt.

Für die Jugendlichen, bei denen die Firmen signalisierten, dass es mit den Teilnehmern/-innen

des Projekts, die bei ihnen das Praktikum absolvierten, aus den unterschiedlichsten Gründen zu  

keiner Zusammenarbeit in der Zukunft kommen kann, wurden Alternativen gesucht. 

In diesen Fällen wurde mit den Teilnehmern/-innen in Einzelarbeit die momentane Lage 

analysiert, Stärken und Schwächen benannt und auf der Grundlage der gewonnenen 

Erkenntnisse neue Möglichkeiten gesucht, bzw. es wurde auf schon bestehende Möglichkeiten 

zurückgegriffen. So erhielten die Jugendlichen Unterstützung bei der Stellensuche und der 

individuellen Bewerbungsformulierung. Auf die Benennung der neu gemachten Erfahrungen 

durch das Praktikum, der Qualifizierungen und der persönlichen Stärken wurde geachtet. Im 

Einzelfall wurde mit Unternehmen im Beisein des Teilnehmers/der Teilnehmerin telefoniert, 

um Chancen und Voraussetzungen des Bewerbers bereits im Vorfeld abzuklären bzw. um die 

Stärken zu benennen. Selbstverständlich wurden die Teilnehmer auch angehalten diese 

Telefongespräche selbst in die Hand zu nehmen. Auch mit Arbeitsagenturen in Potsdam und 

Berlin wurde Kontakt aufgenommen. Einige Vorstellungsgespräche konnten bereits beim 

ersten Telefongespräch abgesprochen werden. 
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So wurde den Jugendlichen gezeigt, dass man durch Eigeninitiative viel erreichen kann, zumal 

viele der Teilnehmer/-innen noch nie ein Bewerbungsgespräch hatten. Weiterhin wurden die 

Jugendlichen in Einzelgesprächen auf das Vorstellungsgespräch vorbereitet und auf mögliche 

Fragen und Situationen hingewiesen.

Diese intensive Einzelarbeit mit den Jugendlichen erfolgte mit Unterstützung von 

Honorarkräften. 

Um den Jugendlichen auch nach Projektende Sicherheit zu geben, wenn es um 

Bewerbungsfragen, Vorstellungsgespräche oder andere Probleme bezüglich ihres weiteren 

Berufsweges geht, fanden für die Teilnehmer/-innen des JuLa-Projektes am 26.02.2008 

Informationsgespräche der Kompetenzagentur Märkisch-Oderland statt. In Einverständnis mit 

den Jugendlichen erhielt die Agentur Informationen zum aktuellen Bewerbungsstand, um an 

dieser Stelle gezielt mit den Jugendlichen weiter zu arbeiten.

Zur Abschlussveranstaltung am 29.02.2008 erhielt jede/r Teilnehmer/in ein Zertifikat, welches 

die Teilnahme am Projekt, die Praktika und erhaltene Qualifizierungen beinhaltete.

Insgesamt wurden acht Teilnehmer/-innen in Ausbildung vermittelt und zwei in Festanstellung.

2.2.8 Lernwerkstatt OFFI

Die Lernwerkstatt „OFFI“ – ein integriertes Projekt von Jugendhilfe und Schule zur 

Vermeidung von Schulabbrüchen bei schulverweigernden Jugendlichen - begann ihre Arbeit 

am 27.08.2007 in den Räumlichkeiten OFFI in Bad Freienwalde. 

Das Projekt startete mit insgesamt 13 Schülern, welche von den örtlichen Kooperationsschulen, 

der Oberschule Bad Freienwalde und der Oberschule Wriezen, in Abstimmung mit den Eltern 

und dem Träger, die besonders für dieses Projekt ausgewählt wurden.

Bereits nach einer kurzen Orientierungsphase der Jugendlichen zeigten sich 

Verhaltensauffälligkeiten und gruppendynamische Prozesse, welche von den Fachkräften ein 

hohes Maß an Engagement sowie Kreativität erforderten. Maßloses und störendes Benutzen 

der Handys im Unterricht, Zerstörung von Einrichtungsgegenständen, Überziehen der Pausen, 

unangemessene verbale Äußerungen, Gewalt und Aggressionen machten einen geregelten 

Tagesablauf anfangs unmöglich. In Folge dessen wurde die Elternarbeit intensiviert, 

vertiefende Gespräche mit den Teilnehmern/-innen geführt sowie Regeln für ein respektvolles 

und tolerantes Miteinander erarbeitet.

Flankierend startete das Angebot verschiedener Arbeitsgemeinschaften. Neben einem 

Trommelkurs können die Schüler wöchentlich abwechselnd an einem Kochkurs teilnehmen, 

den Umgang mit Medien in einer Film-AG erlernen und in einem Kurs den Umgang mit Holz 

bzw. Speckstein einüben. Im OFFI kann die gesamte Infrastruktur des Hauses durch die 

Lernwerkstatt genutzt werden. So gibt es einen Keramikraum, welcher z. B. im Rahmen der 

Schnitz-AG genutzt werden kann. Eine gute Ausstattung im Bereich „Medien“ erleichtert die 

Durchführung der Film-AG.

Ebenso verfügt das OFFI über einen speziell für die Lernwerkstatt eingerichteten 

Aufenthaltsraum (Clubraum), der zu Pausenzeiten, aber auch nach Schulende von den 

Jugendlichen genutzt werden kann.

Im regulären Unterricht selbst wird besonderes Augenmerk auf die Hauptfächer Deutsch, 

Mathematik und die Fremdsprache Englisch gelegt. Des Weiteren wurden die Fächer Biologie, 

Physik/Chemie, Lebenskunde-Ethik-Religion, Geographie, Wirtschaft-Arbeit-Technik und 

Sport unterrichtet. Stundenweise werden ebenfalls sozialpädagogische Themenfelder 

bearbeitet.

Um Unterricht effektiver zu gestalten, wurden die Schüler/-innen in 2 Gruppen aufgeteilt. 

Notwendig erschien dies allein schon durch die Tatsache unterschiedlicher Schulbesuchsjahre 
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und unterschiedlicher Leistungsstände- und stärken. In kleineren Gruppen lässt sich zudem 

stärker auf die Anforderungen des Einzelnen eingehen und Lernarrangements können 

differenzierter und variationsreicher kreiert werden.

Ziel des Projektes war und ist es, keine/n Schüler/in aufgrund seiner gezeigten Auffälligkeiten 

vom Projekt auszuschließen. Vielmehr sollen individuelle Lösungswege gefunden und 

angeboten werden.

Um möglichst jede/n Schüler/in zu erreichen, mussten  immer wieder neue Angebote 

unterbreitet und zur aktiven Mitgestaltung animieren werden. 

Zur Gruppenstärkung diente die Klassenfahrt in die Jugendbildungsstätte Werftpfuhl. Dort

wurden schwerpunktmäßig Themen der Kommunikation und Teamfindung bearbeitet. 

Daneben war auch, der Zielgruppe entsprechend, der erlebnispädagogische Anteil stark 

ausgeprägt. Die Zusammenarbeit der Schüler/-innen hatte im Vergleich zur vorhergehenden, 

dreitägigen erlebnispädagogischen Aktion an Qualität deutlich zugenommen.

Ausflüge, das Aufsuchen außerschulischer Lernorte (z. B. Schmiede, Freilichtmuseum usw.), 

Wanderungen u. ä. sorgten für lebensweltorientierte Abwechslungen und variierende 

Erfahrungsräume.

Besonderen Wert wurde auch auf „Heimatgeschichte“ gelegt und die Zusammenarbeit mit der 

Kriegsgräberfürsorge vertieft. Neben Exkursionen zu diesem Themenfeld soll dieses Projekt 

„Wider das Vergessen“ die Jugendlichen sensibilisieren und auch die Bereitschaft wecken, 

beispielsweise eine aktive Patenschaft in eigener Verantwortlichkeit für eine Grabstätte zu 

übernehmen.

Hinzu kommt seit kurzer Zeit auch der Bau eines Einbaums. Hier wird der Versuch 

unternommen, aus dem Stamm einer etwa sechs Meter langen Pappel ein Boot zu schlagen. 

Die älteren Jugendlichen absolvieren zudem seit Februar ein Langzeitpraktikum in örtlichen 

Betrieben. Konkret besuchen die Schüler jeden Montag sowie bis zu den Sommerferien drei 

Mal eine komplette Woche ihren gewählten Betrieb (z. B. Kfz-Gewerbe, landwirtschaftlicher 

Betrieb etc.).

Durch die Präsenz und die enge Zusammenarbeit mit der Kompetenzagentur Märkisch-

Oderland, die ebenfalls im Hause ansässig ist, kann eine solide und intensive 

Berufswegeplanung sowie eine bei Bedarf angemessene Nachbetreuung der Teilnehmer/-innen 

gewährleistet werden.

Alle Schüler/-innen des Projektes absolvierten, in Zusammenarbeit mit der Kompetenzagentur, 

einen Geva-Test. Dieser Online-Test klärt über die eigenen Stärken, Talente und Schwächen 

auf und unterbreitet daraus folgernd dem Jugendlichen konkrete Berufsvorschläge aus 

unterschiedlichen Berufsfeldern.

Trotz eines beobachtbaren Fortschritts, haben die Jugendlichen auch heute noch 

Schwierigkeiten, die notwendige Selbstverantwortung für sich oder eine Sache zu übernehmen. 

Auch die Kommunikation auf einer sachlichen Ebene war und ist weiterhin eine Aufgabe, die 

von den Schülern/-innen der Lernwerkstatt immer wieder neu eingeübt werden muss. 

3. Regionalzentrum Ost

3.1 Mehrgenerationenhaus MIKADO

Einleitung

Durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) wurde eine 

Ausschreibung initiiert, welche zum Ziel hatte, 500 Mehrgenerationenhäuser (MGH) in 

Deutschland zu benennen. Diese Ausschreibung war Anlass, die Arbeit konzeptionell und 

praktisch auf den Prüfstand zu stellen. In einem intensiven Prozess entstand das Ergebnis, sich 
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an der Ausschreibung zu beteiligen. In einem ersten Verfahren fand die Konzeption keine 

Berücksichtigung. Nach gründlicher Überarbeitung wurden wir im Januar 2008 rückwirkend 

ab 01.10.2007 zum Mehrgenerationenhaus in Frankfurt (Oder) ernannt.

Zielgruppe

Das MIKADO in Trägerschaft des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg ist ein fester 

Bestandteil der sozialen Arbeit in der Stadt Frankfurt (Oder). Die Einrichtung steht allen 

Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Frankfurt (Oder) und deren Gästen offen. Insbesondere 

werden Raum, Alternativen und Hilfe zur Selbsthilfe für Kinder und Jugendliche, junge 

Familien, Erwachsene und Senioren mit sozialen und individuellen Benachteiligungen geboten.

Organisation

Auftraggeber ist die Stadt Frankfurt (Oder) und das Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend. Als Vertreter der Stadt ist das Jugendamt Verhandlungspartner bei der 

inhaltlichen und finanziellen Orientierung für die einzelnen Haushaltsjahre. Darüber hinaus 

gelten die in der Konzeption inhaltlich und finanziell unterlegten Schwerpunkte der Arbeit im 

Mehrgenerationenhaus.

Die Grundlagen der Arbeit bilden die Qualitätsstandards der Stiftung SPI, der Jugendarbeit der 

Stadt Frankfurt (Oder) sowie das KJHG und das BSHG.

Um den ständig wachsenden Anforderungen gerecht zu werden, unterziehen sich einzelne 

Projekte der Niederlassung im Rhythmus von zwei Jahren einem fachlichen Audit nach der 

DIN EN ISO 9001:2000, das den Stand der Projekte prüft und bei Erfüllung der 

Anforderungen zertifiziert. Die zur Verfügung gestellte Immobile befindet sich in Verwaltung 

des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg. Die Nutzung wird durch einen Mietvertrag 

geregelt. Die Einrichtung selbst liegt im Zentrum der Stadt Frankfurt (Oder) und ist mittels 

öffentlicher Verkehrsmittel (Bus, Straßenbahn und Deutsche Bahn) sehr gut zu erreichen.

In den Trägergesprächen zwischen den Vertretern der Stadt, dem Geschäftsführer der 

Niederlassung und der Projektleitung wurden der inhaltliche Rahmen und die zur Verfügung 

stehenden finanziellen Mittel verhandelt. Im Jahre 2007/2008 waren die Aufrechterhaltung der 

bestehenden Angebote, unter Einbeziehung der neuen konzeptionellen Ausrichtung,

Schwerpunkt der Verhandlungen. 

Im achten Jahr der freien Trägerschaft konnte der Träger mit 4 fest angestellten Mitarbeitern/-

innen am Haus arbeiten. Dies betraf die Bereiche Neue Medien/Fotografie/ internationale 

Jugendarbeit, offene Jugendarbeit und die Leitung des Hauses. Um die anstehenden 

Arbeitsaufgaben zu erfüllen, konnte die Einrichtung im vergangenen Jahr auf die 

Unterstützung durch 6 ABM-Kräfte zurückgreifen. Diese Mitarbeiter waren im Bereich der 

offenen Jugendarbeit, im Kreativbereich und im Bereich Verkehrserziehung tätig. Darüber 

hinaus gab es Unterstützung durch die Förderung von Personalkräften aus dem Programm 

Arbeit für Langzeitarbeitslose und dem neuen Programm Mehraufwandsentschädigungen.

Die bereits am Haus tätigen Honorarkräfte haben dem Träger weiterhin die Treue gehalten und

somit konnten laufende Kursangebote durch deren Mitarbeit (11 Honorarkräfte) bzw. 

geringfügig Beschäftigten erfolgreich umgesetzt werden.

Durch die personelle Übernahme einer Kollegin konnte der Bereich der Verkehrserziehung 

auch im Berichtszeitraum fortgeführt werden. Dies macht deutlich, dass sowohl ein Landes- als 

auch ein Stadtinteresse für dieses Themenfeld vorliegen.

Als eine sinnvolle Ergänzung hat sich der Einsatz von Praktikanten/-innen erwiesen. Im 

Berichtszeitraum konnten 11 Praktikanten/-innen aus unterschiedlichen Bildungsgängen das 

erforderliche Praktikum  am Haus absolvieren. 
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Während verschiedener Veranstaltungen gab es Unterstützung durch ehrenamtlich tätige

Jugendliche und auch von ehemaligen Mitarbeitern/-innen.

Kurse

Wie bereits angesprochen, konnten die bestehenden Kursangebote aufrechterhalten werden. So 

erstrecken sich die Angebote auf folgende Bereiche: Ballettstudio/Kindertanz, Fotografie, 

Holzwerkstatt, Informatik, Keramikwerkstatt, Keyboard, Malen/Zeichnen und Metallwerkstatt.

Der Kurs Metallgestaltung erfreut sich auch weiterhin großer Nachfrage. Neben den 

bestehenden Angeboten für Kinder und Jugendliche konnte auch in diesem Jahr der Kurs für 

Berufstätige und Senioren im Vormittagsbereich weiter erhalten werden. 

Das im vergangenen Jahr entwickelte Projekt „Fächerübergreifender Projektunterricht“ konnte 

auf Grund des großen Erfolges auch für das Schuljahr 2007/2008 fortgesetzt werden. Somit 

wird für Schüler der Klassenstufe 6 der Lenné-Schule, der evangelischen Grundschule und der 

11. Grundschule Booßen das Projekt 4 x angeboten. Für die Klassenstufe 5 haben sich Schüler 

aus der Lenné-Schule und der evangelischen Grundschule interessiert. Ziel des Projektes ist es, 

Kinder Geschichte erleben zu lassen, sie mit unterschiedlichsten Handwerken der Zeit vertraut 

zu machen und verschiedene Bereiche (Küche, Handwerk, Kunst u. a.) kennen zu lernen.

Der Bereich Fotografie konnte das bestehende Angebot des letzten Jahres fortführen und 

stabilisieren. Darüber hinaus wurden mehrere Projekte für unterschiedliche Zielgruppen 

(Migranten/-innen, französische Jugendliche, polnische Jugendliche) durchgeführt. Die Arbeit 

mit einer Gruppe geistig behinderter Erwachsener erweitert die Zielgruppenarbeit der 

Einrichtung.

Erstmalig wurden verschiedene Begegnungen organisiert. So fanden deutsch-polnische und

deutsch-französische Begegnungsveranstaltungen statt. Alle waren vom Themenschwerpunkt 

Fotografie geprägt. Mit Hilfe dieses Mediums lernen Jugendliche über Bilder zu 

kommunizieren, sich fachlich auszutauschen, aber auch über alltägliche, sie bewegende

Themen ins Gespräch zu kommen. In diesem Zusammenhang ist ein Projekt besonders 

hervorzuheben. Dies fand mit Jugendlichen aus Deutschland, Frankreich und Spanien statt und 

wurde in allen drei Ländern zum Thema „Audivisuelle Vermittlung“ mit großem Erfolg 

durchgeführt. Dabei wurde das Projekt durch das Land Brandenburg finanziell unterstützt.

Veranstaltungen

In diesem Berichtszeitraum wurden 6 Veranstaltungen für Jugendliche und junge Erwachsene 

durchgeführt. Die Jugendlichen beteiligten sich an der Organisation und Durchführung dieser 

Veranstaltungen. Die inhaltlichen Angebote mit ihren Themenschwerpunkten (Konzerte, 

Clubpartys mit unterschiedlichen musikalischen Schwerpunkten) sind – wie im Vorjahr - gut 

gewählt gewesen, was die Besucherzahlen belegen.

Der Ansatz, planerisches Arbeiten zu erlernen und eigenes Handeln zu verantworten, wurde 

mit großem Erfolg praktiziert. 

Auch im Jahre 2007 hat sich das Haus im November an der Durchführung der Brandenburger 

Kinderfilmfesttage aktiv beteiligt. Der Erfolg war in diesem Jahr enorm groß, so dass bereits 

für das Jahr 2008 ein Termin in Frankfurt (Oder) vereinbart werden konnte. Die zuständige 

Kollegin arbeitet aktiv in der Sichtungskommission mit, welche die zur Verfügung stehenden 

Filme prüft und für alle Beteiligten auswählt.

Das MIKADO versteht sich aber auch als Veranstaltungshaus für die Jüngsten. Beispielsweise 

organisierte das Projekt auch in diesem Jahr mehrere Krimihörspielnächte (viermal im Jahr), 

die sich großer Beliebtheit erfreuen und schon auf einen festen Teilnehmerstamm 

zurückgreifen können. 
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Offene Jugendarbeit

Die Einrichtung wird im offenen Jugendbereich von täglich bis zu 15 Personen besucht. Die 

Jugendlichen erhalten Unterstützung bei Problemen des Alltags, können Tischtennis oder 

Billard spielen, Musik hören, die neuesten Ereignisse besprechen oder einfach nur ihre Freizeit 

verbringen. Die Mitarbeiter/-innen führen Paddeltouren durch und trainieren so an mehreren 

Wochenenden das Outdoor-Leben mit den Jugendlichen. Gemeinsam mit den Jugendlichen 

wird einmal in der Woche eine städtische Turnhalle aufgesucht und aktiv Sport (Handball, 

Fußball oder Volleyball) gespielt.

Darüber hinaus besteht eine sehr gute Zusammenarbeit mit einem Jugendclub der Stadt in 

Form von Organisation und Durchführung von Veranstaltungen in den Bereichen, Sport, 

Musik und Kochen.

Feriengestaltung

Die Feriengestaltung nimmt einen großen Raum in der Organisation und Durchführung von 

verschiedenen Angeboten ein. Auch in diesem Jahr war das Mikado bemüht, für Kinder und 

Jugendliche der Stadt Frankfurt (Oder) und deren Gäste ein abwechslungsreiches Programm zu 

gestalten. 

Gremienarbeit

Als einer der größten Träger der sozialen Arbeit in der Stadt Frankfurt (Oder) ist das 

Regionalzentrum Ost ein kompetenter Partner in den benannten Bereichen. Er arbeitet in der 

AG Jugend (nach § 78 KJHG) aktiv mit, ist im Jugendhilfeausschuss der Stadt Frankfurt 

(Oder), in den Stadtteilkonferenzen und im Kita-Unterausschuss vertreten.

Mehrgenerationenhaus

Bereits in dem ersten halben Jahr der Arbeit zeigt sich deutlich, dass ein großer Teil der 

Bevölkerung den neuen Weg des Hauses befürwortet und annimmt. Seit Dezember 2007 findet 

einmal im Monat eine Tanzteeveranstaltung statt. Nach zögerlicher Annahme des Angebotes 

konnte jetzt eine stabile Teilnehmerzahl von bis zu 35 Personen verzeichnet werden. Mit 

diesem neuen Veranstaltungsangebot wird die Altergruppe ab 50 + angesprochen, so dass 

weitaus mehr Erwachsene und Senioren in der Einrichtung begrüßt werden konnten als noch 

vor einem halben Jahr.

Die Nachfragen verschiedenster Seniorengruppen nach Nutzung von Räumlichkeiten nehmen 

stetig zu. Dies ist ein weiterer Hinweis darauf, dass die Einrichtung von einer breiten Gruppe 

wahr- und angenommen wird. 

Die im Konzept benannten Ziele umfassen folgende Bausteine:

1. Kontaktcafe,

2. Fotografie und neue Medien,

3. Veranstaltungshaus,

4. Eltern-Kind-Treff,

5. Kinder-, Jugend- und Familienherberge,

6. Bildungswürfel,

7. Servicepunkt,

8. Quartiersmanagement,

9. offene Jugendarbeit.

Derzeit wird an der Eröffnung des Kontaktcafés und des Servicepunktes gearbeitet. Das 

Kontaktcafé bildet das Herzstück der Einrichtung. Es dient als Anlaufstelle für Sorgen, 

Probleme, Wünsche, Ideen und Bedarfe. Der Servicepunkt wird zukünftig die Möglichkeit 
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bieten, Besucher über das Leistungsspektrum zu informieren sowie Angebote von außen 

aufzunehmen und zu transportieren.

Die Bereiche Fotografie und neue Medien, Veranstaltungshaus und Bildungswürfel werden mit 

neuen Ideen und Angeboten gefüllt. Ein Umbau der Räumlichkeiten des Bereiches Fotografie 

und neue Medien führte zu einer angenehmen Arbeitsatmosphäre. Darüber hinaus ist ein 

Internetzugang für alle Bürger/-innen ermöglicht worden. Mit diesem Angebot wird auf 

weiterführende Themen aufmerksam gemacht, was schon erfolgreich angelaufen ist. 

Schülerinnen und Schüler des angrenzenden Gymnasiums finden im Leiter des Jugend-,

Informations- und Medienzentrums einen kompetenten Ansprechpartner für verschiedenste 

Fragen.

Der Eltern-Kind-Treff wir derzeit in Zusammenarbeit mit den Eltern-Kind-Zentren der Stadt 

Frankfurt (Oder) in die Praxis umgesetzt. Dazu wird ein größerer Raum bezogen. In diesem 

werden Bücher für Kinder, Tauschartikel unterschiedlichster Art (Kleidung, Geräte)

übersichtlich dargeboten. Damit verbindet sich die Hoffnung, eine weitere Zielgruppe an das 

Haus zu binden. Ein erster Schritt in diese Richtung wurde bereits unternommen - jeden 

Montag besuchen junge Mütter mit ihren Babys die Einrichtung, um an einem 

Rückbildungskurs (durch eine Hebamme geleitet) teilzunehmen.

Das Vorhaben, eine Kinder-, Jugend-, und Familienherberge einzurichten, erscheint auf den 

ersten Blick sehr gewagt. Dieses Unternehmen ist sicher nur mit einer sehr langfristigten 

Persepktive zu sehen. Mit der Unterstützung verschiedenster Gruppen, Institutionen und 

Förderern lässt sich aber auch dieser Plan Stück für Stück umsetzen.

Die offene Jugendarbeit wird auch weiterhin ein fester Bestandteil der Arbeit des Trägers 

bleiben. Dazu sollen neue Räumlichkeiten bezogen werden, da in den bisherigen Räumen das 

Kontaktcafé einziehen wird.

Planungsansätze

Das MIKADO wird die bereits vorhandenen Angebote aufrechterhalten und die Umsetzung der 

neuen Vorhaben gezielt angehen.

Auch in diesem Jahr wird es Gespräche mit Vertretern des Jugendamtes zur Fortschreibung der 

Auftragsklarheit geben und vorrangig um die Berücksichtigung der inhaltlichen 

Neuausrichtung der Einrichtung gehen.

Im Berichtszeitraum wurde deutlich, dass das Projekt Verkehrserziehung, einen so hohen 

Stellenwert in der Stadt einnimmt, dass ab 2009 eine halbe Stelle über das Jugendamt 

finanziert wird. Die Aufstockung des zweiten Stellenanteils soll über das Programm „Soziale 

Stadt“ erfolgen.

3.2 Integrationszentrum 2. Gesamtschule

Standortbeschreibung

Der durch den Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg betriebene Hort ist der Lenné-

Schule, einer Grundschule mit Förderklassen im sonderpädagogischem Förderschwerpunkt 

Sprache, angegliedert. In den Regelklassen werden Kinder mit körperlichen 

Beeinträchtigungen integriert.

Die Einrichtung liegt im nördlichen Teil der Stadt Frankfurt (Oder) inmitten eines 

Wohngebietes. Das Gebäude fügt sich optisch mit den im Jahr 2006/2007 neu gestalteten 

Außenanlagen im Rahmen des Stadtumbaus sehr gut in die Umgebung ein.
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Der gesamte Außenbereich wurde saniert und hat folgende Freiflächen:

– begrünte Plätze mit Spielgeräten,

– Theaterhof,

– Gartenhof mit Grillplatz,

– Kräutergarten.

Personelle Ausstattung und Struktur

Mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 arbeiten die Kollegen/-innen von Schule + Hort + 

ergänzende Angebote als „Verlässliche Halbtagsgrundschule mit Hort“ (VHG), als einzige 

Einrichtung dieser Form, in Frankfurt (Oder) zusammen. 

Im Hort sind im Schuljahr 2007/2008 16 Erzieherinnen, davon 7 ausgebildete 

Heilpädagoginnen und 1 Sprachpädagogin beschäftigt. Unterstützt wird die heilpädagogische 

Arbeit von 1 Physiotherapeutin und 3 Zivildienstleistenden. Betreut werden 202 Kinder, davon 

102 mit sonderpädagogischem Förderbedarf in 14 Hortgruppen. 1 Kind erhält für 40 

Wochenstunden durch eine Heilpädagogin Einzelfallhilfe.

Pädagogische Grundsätze  und Ziele

Die Einrichtung arbeitet:

– fachlich fundiert,

– vielfältig im Angebot,

– verlässlich in der Betreuung.

Die große Überschrift „Unterschiedlich sein – gemeinsam lernen“ versteht sich als 

verbindliche Norm für die Persönlichkeitsentwicklung der Kinder. Die Entwicklung zu 

selbstbewussten, kontaktfreudigen und weltoffenen Menschen soll vorangebracht werden.

Wir vermitteln Persönlichkeitswerte wie:

– Achtung des Gegenüber,

– Akzeptanz für Menschen mit Behinderungen,

– ehrliche und freie Meinungsäußerung,

– gewaltfreie Konfliktbewältigung,

– Selbstkritik üben können.

– die Fähigkeit, aktiv zuzuhören.

Das spezielle Ganztagskonzept VHG beinhaltet viele inhaltliche und zeitliche Ressourcen, 

wobei großer Wert auf die gemeinsame Gestaltung der individuellen Lernzeit (ILZ) für die 

Kinder der Klassenstufen 1 bis 4 gelegt wird.

In dieser Zeit werden die Inhalte durch Lehrer/-innen und Erzieher/-innen geplant und 

umgesetzt. Hauptschwerpunkte sind:

Förderung in kleinen Gruppen

– Förderung von Neigungen und Begabungen,

– kleine Spielgruppen,

– differenzierte Erledigung der Hausaufgaben,

– AG-Angebote,

– Rückenschule,

– Physiomotorik.

Durch das aktive Mitgestalten des Hortes  wird die „Unverwechselbarkeit“ der Schule 

wesentlich mitgeprägt.
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Bereiche, in denen Hort und Schule eng zusammenarbeiten, sind:

– Setzen pädagogischer Schwerpunkte,

– Nachmittagsangebote,

– Schultraditionen,

– Elternarbeit,

– Schulorganisation,

– Wandertage, Schulfahrten und Exkursionen,

– Verbesserung der materiellen Bedingungen,

– Projekte.

Projekte von besonderer Bedeutung:

– „Fit und gesund durch den Schulalltag“,

– „Fit mit Biss“,

– Verbesserung der Ernährung durch Frühstücks- und Mittagsversorgung durch eigene 

Küche,

– Kindersicherheitstraining.

Das Projekt „Kindersicherheitstraining“ wird in Kursen von 12 Wochen durch eine 

Heilpädagogin geleitet. Unterstützt wird das Projekt durch das Oberstufenzentrum (OSZ) und 

durch die Präventionsstelle der Polizei.

Um die künftigen Kinder und Eltern langfristig mit dem Konzept vertraut zu machen und als 

Partner/-innen zu gewinnen, bieten Hort und Schule eine integrative Schulvorbereitung an. 

Alle Schulanfänger, die die Einrichtung besuchen möchten, können kostenlos freitags in der 

Zeit von 15.00 Uhr bis 16.00 Uhr an der Vorschule teilnehmen. Die Eltern können während 

dieser Zeit das Elterncafé besuchen.

3.3 Schulprojekt „MIKADO-Crew“

Seit dem 09.08.2004 gibt es in Frankfurt (Oder) dieses niedrigschwellige Angebot „Integrierte 

Projekte von Jugendhilfe und Schule zur Vermeidung von Schulabbrüchen bei 

schulverweigernden Jugendlichen“, gefördert durch das Ministerium für Bildung, Jugend und 

Sport des Landes Brandenburg aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds und Mitteln des 

Landes Brandenburg.

Zielgruppe

Zielgruppe sind Schüler/-innen aus ganz Frankfurt (Oder), die sich im 9. oder 10. 

Schulbesuchsjahr befinden und die Schule aktiv oder passiv verweigern.

Aufgenommen werden bis zu 14 Jugendliche. Derzeit befinden sind im Projekt 

12 Teilnehmer/-innen, zehn männliche und zwei weibliche, die ihre Betreuung und Beschulung 

durch das Projekt im Sommer 2008 beenden werden.

Kooperationspartner

Das Projekt arbeitet mit dem staatlichen Schulamt Frankfurt (Oder), dem Jugendamt der Stadt 

sowie der Stammkooperationsschule 1. Gesamtschule „Ulrich von Hutten“ und der Oberschule 

„Heinrich von Kleist“ zusammen.

Die Rahmenbedingungen für das Projekt sind:

– eine Laufzeit über 2 Jahre (2006 - 2008),
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– eine volle Lehrerstelle, die das Land Brandenburg, als Kofinanzierung der ESF-Mittel zur

Verfügung stellt,

– eine volle Sozialarbeiterstelle sowie finanzielle Mittel für die Einstellung von 

Honorarkräften,

– geeignete Räumlichkeiten auf ca. 140 m² Fläche (zwei Klassenräume, eine große Holz-

und Kreativwerkstatt, ein Büro- und Beratungsraum, eine Küche und Sanitärräume für 

beide Geschlechter), die sich in unmittelbarer Nähe zu der Stammkooperationsschule 

„Ulrich von Hutten“, der Kopperationsschule „Heinrich von Kleist“, der von uns genutzten 

„Konrad-Wachsmann“ -Turnhalle und dem Mehrgenerationenhaus „MIKADO“ befinden,

– Einbezug des Projektes in ein bestehendes lokales Netzwerk,

– Begleitung und Auswertung aller Projekte, die sich dieser Arbeit widmen, durch die 

Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe in Potsdam und einer zusätzlich intern 

gegründeten Fachgruppe der Stiftung SPI, welche mindestens vier Mal im Jahr konferiert.

Ziele und Inhalte

Ziel ist es, den Jugendlichen in den zwei Jahren die Möglichkeit des Erwerbs der einfachen 

Berufsbildungsreife zu verschaffen. Die Mitarbeiter/-innen des Projektes arbeiten auf der Basis 

eines Konzeptes, das sich aus vier aufeinanderfolgenden Phasen zusammensetzt und die 

Teilnehmer/-innen kontinuierlich wieder an Lernen und Schule heranführen soll. Nach 

Beendigung des Projektes haben die Jugendlichen die Möglichkeit, entweder eine 

Berufsausbildung aufzunehmen oder in Ausnahmefällen wieder an die Regelschule 

zurückzukehren und dort ggf. den Abschluss der 10. Klasse zu erreichen. Ein besonderes Ziel 

ist es, die Jugendlichen durch dieses Vier-Phasen-Modell, welches sowohl schulisch als auch 

sozialpädagogisch intensiv darauf hin arbeitet, die Teilnehmer/-innen so weit zu integrieren, 

dass sie in der Lage sind, sich den gesellschaftlichen Normen und Werten anzupassen. Dazu 

gehören auch der Umgang mit Schuldruck und eine Beurteilung durch Noten.

Die Zeit im Projekt ist gekennzeichnet durch die sozialpädagogische Arbeit auf der Grundlage 

der subjektorientierten Jugendarbeit sowie einer Wissensvermittlung auf der Basis alternativer 

Lehr- und Lernmethoden und erlebnispädagogischen Elementen.

Beschult werden die Jugendlichen seit dem Schuljahr 2006/2007 in allen schulrelevanten 

Unterrichtsfächern. Die Wissensvermittlung erfolgt immer in Kleingruppen und wird in den 

Räumlichkeiten der Lernwerkstatt durchgeführt.

Darstellung des bisher Erreichten

Nachdem es im Jahr 2006 vorrangig um den Aufbau eines Gruppengefühls, den Abbau sozialer 

Defizite und ein behutsames Heranführen an schulische Lehr- und Lerninhalte ging, wurde ab 

dem Jahr 2007 verstärkt mit der Beschulung der Jugendlichen gemäß dem Rahmenlehrplan des 

Landes Brandenburg begonnen. Diese Beschulung erfolgte vorerst in Form eines 

Wochenlehrplans, der erste feste Unterrichtsfächer wie Deutsch, Mathematik und Englisch 

enthielt und Platz für Projekte ließ, in denen Themen aus weiteren Unterrichtsfächern 

vermittelt werden konnten. Auf dieser Basis konnten alle der damals 13 betreuten Schüler/

-innen zum erfolgreichen Abschluss der 8. Klasse geführt werden. Mit Beginn des zweiten 

Schulhalbjahres der Klasse 8 des Schuljahres 2006/2007 wurden die Teilnehmer/-innen der 

„Lernwerkstatt Mikado-Crew“ nach einem festen Stundenplan unterrichtet, der, wie bereits 

erwähnt, alle Unterrichtsfächer einer normalen Schule enthält.

Zu den Halbjahreszeugnissen der Klasse 9 im Januar des Jahres 2008 waren lediglich fünf der 

11 Schüler/-innen versetzungsgefährdet. Ein Schüler wurde mit Beginn des zweiten 

Schulhalbjahres der Klasse 9 neu aufgenommen und wird das Projekt voraussichtlich im 

Schuljahr 2008/2009 erneut für ein weiteres Jahr besuchen, um den Abschluss der einfachen 

Berufsbildungsreife zu erhalten.
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Zielsetzung bis Sommer 2008

Ziel ist es, alle Schüler/-innen der Lernwerkstatt bis zum Sommer 2008 zu einem qualitativ 

hochwertigen Abschluss der 9. Klasse zu befähigen und ihnen im Ausnahmefall den Übergang 

in die Regelschule oder die Berufsausbildung zu ermöglichen. Um die Schwelle zu einer 

berufsvorbereitenden Maßnahme oder einer Ausbildung zu erleichtern, absolvieren alle 

Teilnehmer/-innen seit dem 11.02.2008 eines von zwei angestrebten Langzeitpraktika, welches 

an zwei Wochentagen in regionalen Betrieben, die sich die Teilnehmer/-innen selbst gewählt 

haben, stattfindet. Am 28.04.2008 begann das zweite Langzeitpraktika. Der Unterricht findet 

jeweils an drei Tagen in der Woche statt. Hospitationen durch regionale Unternehmen und der 

Agentur für Arbeit bieten den Jugendlichen die Möglichkeit, offene Fragen zum Thema 

Ausbildungschancen und Perspektiven auf dem Ausbildungsmarkt zu stellen und zu klären. 

Parallel wird es hierzu einen Eltern-Themenabend geben, an dem Strukturen und Prozesse der 

Agentur für Arbeit erläutert werden. Aus der Erfahrung heraus zeigte sich, dass in den 

Elternhäusern oft eine große Unkenntnis über die Vorgehensweise und einzuhaltenden Fristen 

herrscht. 

3.4 „AG Care 2005“

Beschäftigungsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose

Das Projekt „AG Care 2005“ betreut seit Februar 2005 Menschen unterschiedlicher 

Altersgruppen, die über einen längeren Zeitraum keiner Tätigkeit auf dem 1. Arbeitsmarkt 

nachgehen konnten und durch ihren Einsatz in verschiedenen Beschäftigungsstellen wieder 

ihre Arbeitsfähigkeit und ihre Arbeitsmotivation unter Beweis stellen können und sollen.

Der Name des Projekts setzt sich zusammen aus AG = Arbeitsgelegenheiten, dem englischen 

Wort Care = Hilfe, Unterstützung und 2005 für den Beginn der Maßnahme.

Das Projekt stellt Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigungen gemäß § 16 Abs. 3 

des Sozialgesetzbuches Nr. II zur Verfügung und betreut die in den Arbeitsgelegenheiten 

eingesetzten Personen.

Zielgruppe

Neben Projekten, die im Jahr 2006 begannen und im Jahr 2007 endeten, wurden ab 01. März 

2007 sowie 01. August 2007 weitere Maßnahmen mit jeweils 25 Personen begonnen, die

ebenfalls aus dem Umfeld von Beziehern des ALG II kommen. 

Ab 01.10.2007 übernahm das Projekt 30 Jugendliche ohne Schul- bzw. Berufsabschluss von 

einem anderen Maßnahmeträger und betreute sie für 6 Monate.

Zuzüglich von 3 Personen, die als über 55-Jährige durch das JobCenter Frankfurt (Oder) eine 

gesonderte Förderung über 3 Jahre erhalten und bereits im Jahr 2006 integriert wurden, 

erfolgte 2006/2007 eine Betreuung von insgesamt ca. 180 Personen.

Vorrangiges Ziel der Arbeitsgelegenheiten war es, die betreffenden Personen entsprechend 

ihrer Berufsausbildung, ihrer Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie erworbener Qualifikationen 

einzusetzen. 

Mit der Maßnahmedurchführung  wurde erreicht, dass Menschen, die schon über einen 

längeren Zeitraum nicht mehr in ihrem erlernten Beruf bzw. einer ausgeübten Tätigkeit dem 

Arbeitsmarkt zur Verfügung standen, wieder auf das Berufsleben vorbereitet wurden. 

Jugendliche, die noch keiner beruflichen Tätigkeit nachgingen, konnten wichtige Erfahrungen 

für einen optimalen Berufs- bzw. Ausbildungsbeginn sammeln und sich Kompetenzen in 

Pünktlichkeit, Ausdauer, Arbeitsmotivation und Arbeitsqualität aneignen.
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Neben der Vermittlung von Kenntnissen in den Einsatzstellen wurden zusätzlich für alle 

Projektteilnehmer Qualifizierungen in verschiedenen Bereichen durchgeführt. Dazu gehörten 

unter anderem Grund- und Aufbaukurse in Textbearbeitung und Tabellenkalkulation sowie 

Bewerbungs-, Konflikt- und Kommunikationstraining.

Ein Schwerpunkt der Projektarbeit bestand in der Unterstützung der betreuten Personen in 

lebenspraktischen Fragen. So wurden bei Bedarf Hilfe zur Selbsthilfe geleistet und soziale 

Kompetenzen (Kommunikation, Teamfähigkeit etc.) gefördert. Parallel dazu stand der 

Projektleiter als Ansprechpartner für Alltagsprobleme zur Verfügung. Die in der täglichen 

Arbeit erworbenen Erfahrungen bei der Betreuung arbeitsloser oder von Sozialhilfe lebender 

Jugendlicher und Erwachsener bestätigten, wie wichtig und notwendig der persönliche Kontakt 

zum Wiederfinden von Selbstachtung und Selbstwertgefühl war.

Einsatzorte/Tätigkeitsfelder

Die 21 Kooperationspartner (Einsatzorte), mit denen im Rahmen des Projekts 

zusammengearbeitet wurde, sind anerkannte Träger der Jugendhilfe oder gemeinnützige 

Vereine, die vorrangig auf dem Gebiet der sozialpädagogischen Arbeit mit Kindern, 

Jugendlichen und jungen Erwachsenen tätig sind.

Zwischen den verantwortlichen Mitarbeitern/-innen in den Einsatzstellen und der 

Projektleitung bestand eine enge Kooperation, durch die schnell auf Fehlverhalten von 

Projektteilnehmern/-innen reagiert und entsprechende Maßnahmen eingeleitet werden konnten. 

Durch regelmäßige Anwesenheit in den Einsatzstellen und Gespräche mit den 

Maßnahmeteilnehmern/-innen wurden aufgetretene Defizite und Hemmnisse vermindert bzw. 

abgebaut.

Durch das Projekt wurden nachfolgende Tätigkeitsfelder in den Arbeitsgelegenheiten 

vorrangig ausgeführt: 

a) Unterstützungshelfer in der Kinder- und  Jugendarbeit

In dieser Arbeitsgelegenheit wurden ausgebildete Erzieher, Sozialarbeiter bzw. 

Sozialpädagogen, Personen mit Erfahrungen in der Kinder- und Jugendarbeit sowie Personen 

eingesetzt, die beabsichtigten,  eine Ausbildung im sozialen Bereich aufzunehmen. Das 

Tätigkeitsfeld umfasste die Unterstützung bei der täglichen sozialpädagogischen Arbeit mit 

Kindern und Jugendlichen in Jugendzentren bzw. Jugendtreffs. 

b) Hausmeisterhilfen

Dazu zählten typische Haus- und Hofarbeiten, wie z. B. Kleinreparaturen, Reinigungsarbeiten 

und Unkrautbeseitigung. Diese Tätigkeiten setzten handwerkliche Fähigkeiten voraus. Deshalb 

wurden hier meist Personen mit entsprechenden Berufen oder entsprechenden Fähigkeiten 

beschäftigt. Diese Arbeitgelegenheiten bot besonders schwer vermittelbaren Jugendlichen 

unter Anleitung die Möglichkeit, ihre Arbeitsmotivation und Ausdauer unter Beweis zu stellen 

und Defizite abzubauen.

c) Wirtschaftshilfskräfte

Dieses Tätigkeitsfeld umfasste den unterstützenden Einsatz im Küchenbereich und bei 

Reinigungsarbeiten. Entsprechend waren hier Personen mit der Ausbildung als Küchenhilfe 

oder Wirtschaftshilfskraft eingesetzt. Auch in diesem Tätigkeitsfeld  konnten schwer 

vermittelbare Personen an tägliche Arbeitsanforderungen herangeführt werden.

d) Unterstützungskräfte für Bürohilfstätigkeiten

Ausgebildete Bürokauffrauen konnten in diesem Bereich wieder ihre erworbenen Kenntnisse 

in typischen Büroabläufen anwenden und vervollständigen. Dazu gehörte die Arbeit mit dem 

Computer (World, Excel) und Terminplanung ebenso, wie Veraktung und Archivierung.
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Gremienarbeit

Es bestand in den Jahren  2006/2007 eine gute Kooperation zwischen der Projektleitung und 

der Agentur für Arbeit, der ARGE Frankfurt (Oder) und mit anderen Maßnahmeträgern. 

Dadurch konnten auftretende Schwierigkeiten unproblematisch gelöst und freiwerdende 

Stellen wieder schnell besetzt werden. Regelmäßig wurden Treffen durchgeführt, um über 

neuste Entwicklungen auf dem Gebiet der Arbeitsgelegenheiten zu beraten und Erfahrungen 

auszutauschen.

Planungsansätze

Zur erfolgreichen Weiterführung der inhaltlichen Arbeit sind folgende Maßnahmen in den 

Jahren 2008/2009 geplant:

Aus den gesammelten Erfahrungen mit ehemaligen Projektteilnehmern/-innen wird die 

Angebotspalette für Qualifizierungen erweitert. So sollen verstärkt zu den bestehenden 

Weiterbildungen die Vermittlung von Kenntnissen zur Verbesserung der deutschen 

Orthografie, mathematischer Grundkenntnisse sowie Kurse zur Verbesserung der 

Allgemeinbildung angeboten werden.

Intensive Zusammenarbeit mit Sucht- und Verhaltenstherapeuten zur Unterstützung und Hilfe 

für Maßnahmeteilnehmer mit multiplen Vermittlungshemmnissen. 

Für den genannten Personenkreis soll die zielgerichtete Akquisition entsprechender

Arbeitsgelegenheiten weiter ausgebaut werden.

Erarbeitung von Konzeptionen für neue Projekte, z. B. in den Bereichen

– Berufseinstiegsbegleitung,

– Betreuung Jugendlicher mit multiplen Vermittlungshemmnissen,

– nachholende Schulabschlüsse.

3.5 „Schulverweigerung – Die 2. Chance in Frankfurt (Oder)

Seit dem 1. September 2006 arbeitet in Frankfurt (Oder) eine Koordinierungsstelle des 

Modellprojekts „Schulverweigerung – Die 2. Chance“. Dieses Projekt ist ein mit Mitteln des 

Europäischen Sozialfonds (ESF) gefördertes Programm des Bundesministeriums für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ). Der Deutsche Verein für öffentliche und private 

Fürsorge e.V. ist Träger der Zentralen Regiestelle.

Zielgruppe des Projekts sind Schüler/-innen aus Frankfurter Regelschulen, deren erfolgreicher 

Schulabschluss durch unterschiedliche Formen der Verweigerung gefährdet ist. Ziel des 

Programms ist es, diese Kinder und Jugendlichen innerhalb eines Jahres wieder so in die 

Regelschule zu integrieren, dass eine positive Prognose für die Erreichung eines 

Schulabschluss gestellt werden kann. Das Projekt hat eine Kapazität von 15 Teilnehmer/-innen.

Ziele der Koordinierungsstelle in der Arbeit mit den Teilnehmer/-innen sind:

– regelmäßiger Besuch der Regelschule,

– positive Leistungsentwicklungen im schulischen Bereich,

– Entwicklung, Erweiterung der sozialen Kompetenzen,

– nachhaltige Motivation zum Erreichen eines Schulabschlusses.

Neben der Erreichung dieser Ziele werden im Rahmen des Modellprojekts nachhaltige, 

verbindliche und zuverlässige Kooperationsstrukturen  mit den lokalen Netzwerkpartnern der 

Stadt Frankfurt (Oder) entwickelt:
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Es bestehen aktuell mit 6 Frankfurter Regelschulen Kooperationsvereinbarungen. Mit dem 

Amt für Jugend und Soziales der Stadt Frankfurt (Oder) wurde gemeinsam ein „vereinfachtes 

Förderplanverfahren“ entwickelt, das für alle Programmteilnehmer/-innen, Eltern und 

beteiligten Fachkräfte einen verbindlichen Rahmen zur Einleitung, Koordinierung und 

Kontrolle der Bildungs- und Förderangebote im Rahmen des Projekts schafft.

Es bestehen enge regelmäßige Kontakte zu freien Trägern erzieherischer Hilfen nach 

§ 27 ff. SGB VIII, die in Frankfurt (Oder) in den verschiedenen Stadtteilen tätig sind.

Einzelfallorientierte Kooperationen bestehen mit der Suchtberatungsstelle der Caritas und der 

Psychiatrischen Institutsambulanz (PIA) des Klinikum Frankfurt(Oder). Es existiert eine 

Zusammenarbeit mit privaten Nachhilfeinstituten und Trägern, insbesondere 

erlebnispädagogischer Angebote der Region.

Die Jugendzentren der Stadtteile sind erste Ansprechpartner bei der Einbindung von 

Programmteilnehmer/-innen in Ganztags- und Freizeitangebote.

Entsprechend den Zielstellungen des Modellprojekts arbeitet die Koordinierungsstelle an 

folgenden Aufgaben:

– Case-Management für 15 Programmteilnehmer/-innen,

– Entwicklung und Erstellung individueller Bildungs- und Entwicklungspläne in 

Abstimmung mit Schule, jungem Menschen und Eltern (Verfahren zur individuellen 

Bildungs- und Entwicklungsförderung),

– Umsetzung des Förderplanverfahrens durch strukturierte Einleitung, Koordinierung, 

Abstimmung und Kontrolle der Bildungs- und Förderangebote,

– partnerschaftliche und verbindliche Eltern- und Familienarbeit,

– ressourcenorientierte nachhaltige Netzwerkarbeit,

– Dokumentation des Bildungs- und Entwicklungsverlaufs.

Zur Erreichung der Ziele in der Arbeit mit den Teilnehmern/-innen wurden die inhaltlichen 

Angebote mit Beginn des neuen Förderzeitraums im Dezember des Jahres 2007 aufgrund erster 

vorliegender Auswertungen des Programmverlaufs  neu ausgerichtet.

In ersten statistischen Auswertungen wurde deutlich, dass sich insbesondere vier Faktoren als 

unabdingbare Säulen  für eine erfolgreiche Reintegration der Zielgruppe herauskristallisiert 

haben:

– die Fokussierung auf die Vermittlung/Stärkung von sozialen Kompetenzen,

– die Herstellung eines verbindlichen Kooperationsrahmens für alle Beteiligten,

– die Aufarbeitung der der Schulverweigerung zugrundeliegenden Ursachen,

– die individuelle ressourcenorientierte individuelle Bildungs- und Förderplanung.

Entlang dieser Faktoren werden Bausteine für die aktuelle inhaltliche Arbeit mit den 

Teilnehmern entwickelt und individuell eingesetzt:

– Generierung, Pflege und Förderung von „kleinen Beziehungsnestern“ in 

unterschiedlichsten Zusammenhängen (z. B. Nachhilfegruppe, soziale Gruppenarbeit an 

Schule, Freizeit-AG) als Lernfeld für soziale Kompetenzen,

– regelmäßige handlungsorientierte erlebnispädagogische Gruppenaktivitäten als 

erfahrungsintensives Lernfeld für soziale Kompetenzen,

– soziales Training im Klassenverband als Integrationshilfe und Lernfeld für soziale 

Kompetenzen,

– Einzelnachhilfeunterricht in individuellen Lernumgebungen,

– spezielle einzelfallorientierte Lerntherapien und/oder Vermittlung von Lerntechniken,

– aufsuchende intensive Elternarbeit mit Einzelgesprächen und Elternbildungsanteilen.

In Auswertung erster Ergebnisse im Rahmen des Projekts vor Ort zeichnen sich weitere 

Entwicklungsschwerpunkte ab:
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Der Übergang von der 6. Klasse zur 7. Klasse stellt für die Zielgruppe insgesamt einen 

erheblichen Risikofaktor  bzgl. der schulischen Integration dar. Hier ist eine gezielte und 

intensive Begleitung für eine große Zahl an Schüler/-innen dringend nötig. Es wurde deshalb 

eine Aufstockung des Projekts um 10 Schüler/-innen genau dieser Alterskohorte beantragt. 

Es müssen weitere Anstrengungen unternommen werden, die Eltern der Schüler/-innen als 

Unterstützer und Förderer zu gewinnen. Elterntrainings, gemeinsame erlebnispädagogische 

Aktivitäten mit den Eltern und die Initiierung und Moderation eines Elternstammtisches sind in 

Planung.

Die Einbeziehung attraktiver Medien und geeigneter Lernplattformen in Nachhilfeumgebungen 

soll zur Steigerung der Motivation der Teilnehmer und als Erprobungsfeld für attraktivere 

schulische Lernsettings entwickelt werden (E-Learning, Musical-Projekt).

Die Wahrnehmung kooperativer themenzentrierter „Tandemfortbildungen“ von Lehrern/-innen

und Sozialpädagogen/-innen als Basis personalisierter Kooperation von Jugendhilfe und Schule 

ist angedacht und beidseitig gewünscht.

3.6 Hort „Nordlicht“

Profil der Einrichtung

Die Einrichtung liegt mitten im Stadtteil „Nord“ in Frankfurt (Oder) mit sehr vielen 

Grünflächen und einem kleinen Flüsschen, der Klinge. Angrenzend befindet sich der 

Botanische Garten. Der Hort ist erster Kooperationspartner der sportorientierten Grundschule 

„Am Botanischen Garten“ – einer Schule mit offenem Ganztagsangebot. Er sichert an 5 Tagen 

in der Woche für 169 vertraglich angemeldete Kinder die Betreuung ab. Hort und Schule 

verbinden die Bildungs-, Freizeit- und Spielangebote beider Einrichtungen und fassen sie zu 

einem ganzheitlichen, an den Lebenssituationen und Entwicklungsmöglichkeiten der Kinder 

orientierten Ganztagsangebot zusammen. Die Bedingungen für den Hort haben sich weiter 

verbessert: Für die Jahrgangsstufen 1 bis 6 stehen eigene Horträume zur Verfügung. Zahlreiche 

„Nebenräume“, wie die ehemalige Hausmeisterwohnung, wurden in die Regie des 

Freizeitbereichs übergeben.

Ziel der pädagogischen Arbeit

Der Hort bietet als sozialer Lern- und Erfahrungsraum:

– offene und geschlossene Freizeitangebote,

– Spielzeiten,

– individuelle Lernhilfe,

– Arbeitsgemeinschaften und Interessengruppen,

– Ferienbetreuung,

– Aktivitäten zur Gesunderhaltung,

– Betreuung der Mittagsversorgung,

– Unterstützung schulischer Projekte und Aktivitäten.

Die Kinder werden zum selbstständigem Denken und Handeln und zum Erfahren ihrer Lern-

und Lebenswelt befähigt.

Neben einem breiten Freizeitangebot ist der Hort auch verlässlicher Partner für Kinder, Eltern 

und Lehrer/-innen, was die Hausaufgabenanfertigung betrifft. Bei ausgewählten Angeboten, 

wie z. B. der Arbeitsgemeinschaft „Schülerzeitung“, arbeiten Erzieherinnen und Lehrerinnen 

eng zusammen.

Durch den Freizeitbereich Hort wird die „Unverwechselbarkeit“ der Schule wesentlich 

mitgeprägt. Besonders enge Kooperationsformen gibt es nach wie vor dort, wo Klassen oder 
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Teile von Klassen identisch mit Hortgruppen sind. Erzieherinnen und Lehrerinnen stimmen 

ihre Arbeit regelmäßig ab.

Bereiche, in denen Hort und Schule eng zusammenarbeiten:

– Setzen pädagogischer Schwerpunkte,

– Nachmittagsangebote,

– Schultraditionen,

– Elternarbeit,

– Schulorganisation,

– Projekte,

– Wandertage, Schulfahrten und Exkursionen,

– Unesco-Arbeit,

– Verbesserung der materiellen Bedingungen,

– der Hort als Bestandteil des Wohngebietes „Nord“.

Der Hort versteht sich als Bestandteil  der Kinder-, Jugend- und Sozialarbeit im Wohngebiet 

„Nord“.

Die aktive Teilnahme und Gestaltung des Stadtteilfestes ist zur jährlichen Tradition geworden. 

Angebote von anderen Trägern werden gern genutzt und aktiv mitgestaltet. Dem Bereich der 

Bewegungsförderung und der Sportorientierung gilt die besondere Aufmerksamkeit des 

Teams, denn Bewegung ist der Ausgangspunkt für alle kognitiven Prozesse. Die Teilnahme an 

Sportwettkämpfen im Stadtteil sind dann Höhepunkte für die Kinder.

Kinder, die es wünschen, können im Projekt „Begegnung der Generationen“ im nahe 

gelegenen Alten- und Pflegeheim „Albert Hirsch“ mitwirken. Durch die räumliche Nähe im 

Stadtteil entwickelte sich seit der Eröffnung des Zentrums eine Partnerschaft von jungen und 

alten Menschen .Es wurde eine erste Begegnung verabredet, deren Inhalt eine Phantasiereise 

durch das Leben war. Hier zeigte sich beiderseits viel Spaß und Freude. Auf diese Weise 

können Berührungsängste und Vorurteile abgebaut werden. Die gemeinsamen 

Unternehmungen der Generationen werden von beiden Seiten sehr geschätzt und mit 

vielfältigen Inhalten ausgefüllt.

3.7 Jugendclub „Backdoor“

Profil

Seit dem 01. Januar des Jahres 2007 ist der Jugendtreff Backdoor in Trägerschaft des 

Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg.

Gruppe

Jugendliche und junge Erwachsene sind die Zielgruppe, die aktiv ihre Freizeit unter 

sozialpädagogischer Betreuung und Begleitung gestalten.

Den Jugendtreff besucht eine feste Klientel von etwa 30 Jugendlichen im Alter von 14 Jahren 

bis ins junge Erwachsenenalter. Die Klientel setzt sich aus Schülern/-innen, Studenten/-innen, 

Arbeitssuchenden und jungen Müttern zusammen. Die Gruppe engagiert sich für den Treff und 

bringt sich in den Tagesablauf mit Tatkraft ein.

Zielsetzung

Der Jugendtreff Backdoor will jungen Menschen auf der Suche nach Idealen und 

Wunschverwirklichung behilflich sein und in einer angstfreien Atmosphäre Chancen und 

Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung bieten. Des Weiteren wird in 14-tägigen Plenen 

gemeinsam mit den Jugendlichen die Interessenlage herausgearbeitet, durch die sie darauf 
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folgend selbstbestimmt und eigenverantwortlich handeln können. Die Mitarbeiterin und die 

ehrenamtlichen Mitarbeiter stehen bei der Umsetzung mit Rat und Tat zur Seite.

Besonderheiten

Der Jugendtreff Backdoor liegt im Stadtzentrum von Frankfurt (Oder). Der Treff ist gut an den 

öffentlichen Nahverkehr angebunden. Von Beginn an hat sich das Backdoor den alternativen 

Jugendlichen und den Subkulturen angenommen. Dementsprechend hat die Mitarbeiterschaft 

die inhaltliche Arbeit auf die Bedürfnislagen und Interessen der Besucher/-innen ausgerichtet. 

Aufgrund des steten neuen Zulaufes ergibt sich eine Generationen übergreifende Möglichkeit 

des Austausches. In der Praxis zeigt sich, dass dieser Austausch stattfindet und dass es eine 

positive Resonanz darauf gibt. Dem Wunsch der Jugendlichen nach einer 

Interessengemeinschaft innerhalb des Jugendtreffs, dem Freundeskreis Backdoor, wurde 

stattgegeben und schon im Jahr 2001 gegründet. Auch heute noch wird diese von der Klientel 

akzeptiert und die Jugendlichen und jungen Erwachsenen übernehmen gemeinsam 

Verantwortung, bauen Verantwortungsbewusstsein auf und realisieren eigene Projekte.

Die Interessengemeinschaft fördert den erwünschten Austausch und die Auseinandersetzung 

mit Gedanken und Gefühlen anderer und ihrer selbst. Der Jugendtreff Backdoor pflegt die 

Kooperation und gegenseitige Unterstützung mit dem Mehrgenerationenhaus (MGH) 

MIKADO in Frankfurt (Oder), dem UTOPIA e.V. Frankfurt (Oder) und dem Jugendverband 

BRIGADE 1240 aus Fürstenwalde.

Freizeit

So z. B. Videoabende, Feste zu allen Anlässen, Kinderfeste, Grillabende, kleine Konzerte, 

Disko, Ferienfahrten und Ausflüge, Wochenendfahrten, Spielabende, Sport, Turniere, 

Privatfeiern nach Vereinbarung, Bereitstellung und kostenlose Nutzung von Bandproberäume, 

Nutzung und Kommunikation im Internet vor allem mit Freunden auf Kommunikationsseiten 

wie „My Space“, Kicker.

Kreativtag ist jeden Mittwoch mit Töpfern, Filzen, Malen, Bortenfertigung, Gipsbasteleien, 

Holzwerkeln, Pappmaché basteln.

Im Rahmen unseres offenen Thekenangebotes haben die Besucher/-innen die Möglichkeit, sich 

täglich mit alkoholfreien Getränken und kleinen Snacks zu versorgen. Nach vorheriger 

Absprache wird einmal wöchentlich gemeinsam gekocht und die anfallenden 

Reinigungsarbeiten auch zusammen durchgeführt.

Themenabende

Nach entsprechenden Vorabsprachen wurden von den Nutzern des Jugendtreffs Backdoor

eigenverantwortlich Abende zu unterschiedlichen Themen organisiert.

Dazu gehören:

– Musikabende (Musik aus der Konserve mit DJs aus den eigenen Reihen) für geselliges 

Beisammensein bei längeren Öffnungszeiten,

– Gruftparty – 3 x,

– Lange Theke und Kneipennacht – 4 x,

– Backdoor – Geburtstagsparty Anfang April,

– Osterfeuer,

– Halloweenparty im Oktober,

– Singstar-Party – ähnlich einer Karaokeshow,

– andere Abende,

– gemeinsamer Leseabend mit humoristischen Texten,

– mindestens einmal monatlich einen Filmabend und eine lange Filmnacht der Harry Potter 

Filmreihe.
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Sonstige Veranstaltungen

Die Kesselparty: Einmal jährlich organisieren die Partnerclubs vom MGH MIKADO und dem 

Jugendtreff Backdoor im Sommer ein langes Wochenende und gemeinsam eine „Kesselparty“. 

Ziel ist es, dass die Jugendlichen beider Einrichtungen ein Wochenende verbringen, das von 

ihnen eigenständig vorbereitet und durchgeführt wird. Einkauf der Lebensmittel, Vorbreitung 

der Mahlzeiten in der Küche und am Lagerfeuer, geselliges Beisammensein von morgens bis in 

den Abend mit Musik und Unterhaltungen und das anschließende Aufräumen erfolgen 

gemeinsam unter Berücksichtigung des umliegenden Wohnumfeldes.

Der deutsch-polnische Jugendclub Slubfurt

Zwei Jahre war das Projekt „deutsch-polnischer Jugendclub Slubfurt" in den Jugendtreff
„Backdoor“ mit integriert. Innerhalb dieses Projekts haben deutsche und polnische Jugendliche 

gemeinsam die Veranstaltungsräume renoviert. Zum Abschluss der Laufzeit des Projektes, am 

30. November 2007, erfolgte eine gemeinsame Party, zu der jeweils deutsche und polnische 

Jugendbands auftraten. In diesem Rahmen trafen sich im Jugendtreff Backdoor eine Delegation 

deutscher und kasachischer Jugendarbeiter. Wenn die Zeit des Aufenthaltes der kasachischen 

Kollegen auch sehr begrenzt war, konnten sie durch die vorherigen Gespräche im MGH 

MIKADO und der Veranstaltung im Jugendtreff einen Eindruck der beiden Einrichtungen und 

der Arbeit mit den Jugendlichen mit nach Hause nehmen, was die nachfolgende Feststellung 

einer kasachischen Jugendarbeiterin unterstreicht: „Wenn die Jugendlichen unserer Länder 

(Kasachistan, Polen und Deutschland) auch unterschiedliche Sprachen sprechen, aber sie 

kleiden sich gleich, haben die gleichen Umfangsformen und sie hören und spielen die gleiche 

Musik.“

Brückenfest zum 1. Mai

Wie schon die Jahre zuvor nahmen Jugendliche und junge Erwachsene auch im Jahr 2007 am 

traditionellen Brückenfest zum 1. Mai mit einem Stand teil. Angeboten wurden 

unterschiedliche Basteleien und sportliche Spiele für Kinder.

Sportliche Aktivitäten

– in den Herbst- und Wintermonaten Tischtennisspiel, Kicker- und Dartturniere,

– gemeinsam wöchentliches Volleyballspiel mit Jugendlichen aus dem Jugendclub des 

MGH MIKADO,

– im Sommer - tägliche Nutzung des auf den Grünanlagen befindlichen Volleyballfeldes, 

– Teilnahme an den Volleyballturnieren der Jugendclubs „Crasy-Eleven“ und „Nordstern“ 

aus Frankfurt (Oder),

– am 09. September 2007 - Teilnahme am Aktionstag „Kick-Off Fair-Play“ mit zwei 

Mannschaften – einem Fußballturnier, das von der Aktion Mensch und der Postbank 

initiiert und durch den Jugendclub des MGH MIKADO ausgerichtet wurde.

Team

Die Mitarbeiterstruktur setzt sich aus einer hauptamtlichen Stelle und ehrenamtlichen

Mitarbeitern/-innen sowie einer Unterstützungskraft (MAE) zusammen. Zudem kommt hinzu, 

dass die Interessengemeinschaft in die Planung und Durchführung der verschiedenen 

Arbeitsabläufe mit einbezogen wird. Ebenfalls werden Praktikanten und 

Sozialstundenleistende in den Arbeitsprozess eingebunden.

Durch die langfristige Erkrankung der bislang im Jugendklub tätigen Kollegin musste ab 

September 2007 ein Großteil der Arbeit durch das Team des Jugendclubs des MGH MIKADO

mit übernommen werden. 
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3.8 Jugend-, Informations- und Medienzentrum am Mehrgenerationenhaus

MIKADO

Das Jugend-, Informations- und Medienzentrum in Frankfurt (Oder) ist eine Weiterführung der 

medienpädagogischen Arbeit des Hauses. Die Angebote beziehen sich auf Freizeit- und 

Bildungsinhalte für Jugendliche und Erwachsene aus unterschiedlichen sozialen Schichten und 

mit unterschiedlichen Nationalitäten. 

Um die Vorhaben realisieren zu können, kann der Standort auf die notwendigen 

Voraussetzungen zurückgreifen. So befindet sich ein Computerraum mit 12 Arbeitsplätzen seit 

März 2008 (alle mit eigenem öffentlichen Internetzugang), ein Fotolabor und eine Bibliothek 

im Haus. Die Arbeitsplätze sind mit moderner Technik ausgestattet, darüber hinaus können 

4 analoge und eine digitale Kamera genutzt werden.

Es finden Bewerbungstrainings und Aufbaulehrgänge im Officeprogramm Word und Excel 

statt. Letztere Angebote werden in Kooperation mit dem Projekt AG Care 05 durchgeführt.

Jeden Dienstag werden verschiedene Veranstaltungen zu unterschiedlichen Themen (FSK, 

USK, Datenschutz, Web.2.0 u. a.) angeboten.

Für die Ferienzeit im Jahr 2008 ist die Durchführung eines Computerführerscheins für 

Familien, ein Workshop „Jugend erklärt“ und ein Workshop zum Thema „Wordpress“ in 

Vorbereitung.

Im November/Dezember 2007 fanden die 16. Kinderfilmfesttage des Landes Brandenburg 

statt. Das MGH MIKADO präsentiert innerhalb einer Woche verschiedene Filme aus 

unterschiedlichen Ländern für die Altersgruppe der 8- bis 14-jährigen Schüler. Im Anschluss 

an die Filmvorführungen werden die Filme in Workshops nachgearbeitet. Dazu wurden die 

Kinder in Gruppen aufgeteilt und betätigen sich kreativ, musikalisch oder geschichtlich mit den 

Filminhalten.

Im Berichtszeitraum fanden 2 LAN-Partys statt. Dieses Angebot wird von Jugendlichen des 

Hauses vorbereitet und in Kooperation mit der Wirtschaft durchgeführt. Es hat sich als feste, 

stabile Größe der Angebotsstruktur der Einrichtung erwiesen und wird auch zukünftig seinen 

Platz haben.

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit bestand in der Vorbereitung und Durchführung von 

Workshops für Jugendliche und Erwachsene im Bereich der Fotografie. Inhalt der Workshops 

waren: das Erlernen der Grundlagen der Porträtfotografie, Grundlagen des Bildaufbaus und der 

digitalen Fotografie.

Planungsvorhaben im Jahr 2008 und 2009

Noch ist das Jugend-, Informations- und Medienzentrum in der Stadt Frankfurt (Oder) nicht 

öffentlich präsent genug. Ziel ist es deshalb, im Laufe des nächsten Jahres eine möglichst 

große Aufmerksamkeit bei allen Altersgruppen zu erlangen. 

Um dies zu erreichen, wird ein Mitarbeiter (20 h) weiterhin vielseitige Angebote entwickeln, 

eine große Öffentlichkeitsarbeit betreiben und mit unterschiedlichsten Organisationen, 

Vereinen und Gruppierungen in Kooperation treten (z. B. Seniorenbeirat).

Derzeit wird intensiv auf Landesebene mit Unterstützungen der einzelnen JIM- Standorte an 

der Kampagne 18 + 1 gearbeitet mit dem Ziel, an 18 Standorten eine Personalstelle 

einzurichten. Damit wäre der Weg für Kontinuität und Fachlichkeit geebnet.
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3.9 Koordinierungsstelle „Vielfalt tut gut“ in Fürstenwalde

Ziele und Schwerpunkte

Ziele und Schwerpunkte der Arbeit der Lokalen Koordinierungsstelle orientieren sich an den 

durch das Bundesprogramm „Vielfalt tut gut“ vorgegebenen Strukturen und Feldern.

Die Koordinierungsstelle fungierte in der 1. Förderperiode (seit 01.09.07) als zentrale 

Ansprechpartnerin für den Arbeitsverbund des Lokalen Aktionsplans (LAP).

Vorrangiges Ziel war die Koordinierung der Projekte zur Umsetzung der Vorhaben. Hierbei 

standen die Beratung und die Begleitung der Projektträger und der mit der Durchführung der 

Projekte betrauten Personen im Vordergrund. Hierzu zählen die Vor-, Begleit- und 

Nachgespräche zur Fertigung der Antragsunterlagen, die Begleitung in der Vorbereitung auf 

die  Vorstellung der Projekte in den Sitzungen des Begleitausschusses und der Begleitung bei 

der Erstellung der Verwendungsnachweise. Weiterhin zählt dazu auch die Bearbeitung der 

Projektanträge samt einer Stellungnahme als Hinführung zur Antragsreife.

Ein weiterer Schwerpunkt war die Begleitung der Arbeit des Begleitausschusses. Hierzu gehört 

der ständige Kontakt zu den Mitgliedern, ihre Versorgung mit Informationen und den zu 

Beratungszwecken vorgesehenen Unterlagen, in Form der Inhalte der einzelnen Projekte. Die 

im Berichtszeitraum stattgefundenen 6 Sitzungen des Begleitausschusses wurden jeweils von 

der Koordinierungsstelle vorbereitet, moderiert und nachbereitet.

Für die Arbeit der Koordinierungsstelle ist zwecks Abstimmung und Kontakthaltung zum 

Träger des Lokalen Aktionsplanes für Fürstenwalde und Umgebung, der Stadt Fürstenwalde, 

eine Lenkungsgruppe eingerichtet worden. Dieser gehören der Koordinator, der Coach für den 

Lokalen Aktionsplan, der Fachbereichsleiter Bildung und Schule der Stadt Fürstenwalde sowie 

die Stadtjugendpflegerin an. Die dieser Gruppe zu- und nachzuarbeitenden Aufgaben sind 

ebenso von der Koordinierungsstelle übernommen worden.

Das Programm „Vielfalt tut gut“ wurde durch den weiteren Schwerpunktbereich 

Öffentlichkeitsarbeit überregional bekannt gemacht. Hierzu waren verschiedene Ereignisse 

bemüht worden. Dazu trugen das Fernsehen während der Auftaktveranstaltung ebenso bei, wie 

unterschiedliche Vertreter/-innen der Zeitungen und der Radiosender anlässlich von 

Pressegesprächen. Zu Vorstellungen einzelner Projekte („Fürstenwalde bekennt Farbe!“; „Treff 

der Kulturen“) wie auch anlässlich des Besuchs der Bundestagsabgeordneten (Frau Cornelia 

Behm) war die Presse anwesend. Eine vom Deutschlandradio Kultur aufgenommene Reportage 

gehörte auch dazu.

Die datenmäßige Erfassung der Projektdaten und ihrer Ergebnisse erfolgte im Rahmen und 

Hinblick auf eine Gesamtdokumentation. Alle Schwerpunkttätigkeiten trugen zu einer weiteren 

Implementierung und Fortschreibung des Lokalen Aktionsplanes bei.

Beratung

In der 1. Förderperiode sind durch die Koordinierungsstelle insgesamt ca. 35 Projektideen 

beraten worden. Viele Ideen haben sich aus verschiedenen Gründen nicht verwirklichen lassen. 

Ideen sind z. T. nicht weiterentwickelt worden, Ansätze mussten aus Mangel an Kapazitäten 

ruhend gestellt werden oder waren nicht förderwürdig im Sinne des Bundesprogramms. Dies 

betraf bislang 15 Projekte.

Zur Bewilligung und Umsetzung gelangten 13 Projekte, von denen 3 bereits erfolgreich 

abgeschlossen sind. Dazu gehören das „Friedensfest des Bürgerbündnisses Plattform gegen 

Rechts“ als Auftaktveranstaltung im Rahmen des LAP in Fürstenwalde, der „Lichtermarsch 

zum jüdischen Friedhof“ aus Anlass des Gedenktages der Reichsprogromnacht und „Deine 

Schuld ... ein Kunstprojekt im No Go Land“.
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Weitere 4 Projekte sind derzeit in der Beantragungsphase und 3 Projekte finden Eingang in die 

Beratung der Sommerphase.

Personaleinsatz

Die Lokale Koordinierungsstelle verfügt über einen Stellenumfang von 60 % einer 

vergleichbaren Vollzeitstelle. Der Aufgabenumfang fällt hier für eine Person an. Die Tätigkeit 

wird ausgeführt in Form von Sprechzeiten (Präsenzzeiten) in der Geschäftsstelle des LAPs im 

Rathaus der Stadt Fürstenwalde mit einem Stundenumfang von 10 Stunden. Das darüber 

hinaus anfallende Zeitpotential wird für Vorbereitung und Studium der Akten sowie für das 

Aufsuchen der Projekte vor Ort und Termine der Öffentlichkeitsarbeit aufgewandt. Auch 

stiftungseigene Termine (Projektleiter- und Regionalzentrumstreffen) sind darin enthalten.

Veröffentlichungen/Dokumentation/Information

Im Rahmen der Information und Einbindung in kommunale Netzwerke nimmt der Koordinator 

an dem Bürgerbündnis „Plattform gegen Rechts“ in Fürstenwalde teil. Darüber hinaus gehört 

der regelmäßige Austausch innerhalb der von der Fachgruppe Sozialarbeit/Jugendsozialarbeit 

gebildeten „AG Rechtsextremismus“ zu den Aufgaben. 

Konzeptentwicklung 

Im Bereich der Konzept- und Fortentwicklung des Lokalen Aktionsplanes haben zwei 

Klausurtage der Lenkungsgruppe mit einem um Fachleute aus dem Arbeitsfeld 

„Rechtsextremismus“ erweiterten Kreis stattgefunden. Diesem Kreis gehörten Vertreter/-innen

des Zentrums für demokratische Kultur - ZDK - (Mobiles Beratungsteam) sowie von Exit 

Deutschland (Hilfen für Aussteiger aus der rechtsextremen Szene) an. Die Treffen hatten zum 

Ziel Projektlinien herauszuarbeiten, in denen weitere Projekte aus Gründen weniger 

berücksichtigter Felder oder bislang nicht erkannte Problemfelder angesiedelt werden müssen. 

Hierzu gehören zum Beispiel die Felder:

– Kindertagesstätten,

– Partizipationsmöglichkeiten für Eltern,

– Schule und Wirtschaft,

– Wirtschaft formuliert „Arbeitnehmerprofil Demokrat“,

– Teamfähigkeit, interkulturelle Kompetenz,

– Politik,

– aufsuchende Kommunalpolitik,

– Wahlprogramme als Antwort,

– Wahrnehmung von Verantwortung im Demokratiesystem,

– Demokratie – Heimat – Geschichte – Identität,

– öffentliche Diskussion,

– Wertediskussion in Familien,

– Einbeziehung von Ressourcen des Museums.

Erfahrungen und Ergebnisse

Entsprechend der vorab formulierten Schwerpunktaufgaben wird deutlich, dass durch die 

Koordinierungsstelle die LAP-Projekte zusammengeführt werden, Kooperationen angeregt und 

assoziierende Weiterführungen initiiert werden. Dadurch kann die Förderregion insgesamt 

mehr von einer projektübergreifenden Synergie profitieren, insbesondere dann, wenn es um 

Verbindungen zwischen dem städtischen und ländlichen Raum geht. 
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Die stattgefundene Öffentlichkeitsarbeit machte den Lokalen Aktionsplan überregional 

bekannt. Es ist wichtig hier einen zentralen Ansprechpartner zu haben, der sich auf die 

Begleitung und Vorbereitung der Projekte konzentrieren kann.

Schlussfolgerungen und Perspektiven

Eine Kontinuität in den Beratungsprozessen ist unbedingt einzuhalten. Ebenso ist die Mitarbeit 

in den Netzwerken beizubehalten. Sie kann erfolgreich für weitere Entwicklungsprozesse sein. 

Die Kooperation mit den Mitgliedern des Begleitausschusses ist sehr wichtig, da sie stets auch 

die Sicht aus der jeweiligen Region oder dem Themenfeld assoziierend mit einbringt. 

Die Besuche vor Ort, vor und während der Projektdurchführung oder der öffentlichen 

Projektveranstaltung, erweisen sich immer wieder als sinnvolle, multiplikative Erfahrung, die 

sich auf die Akteure vor Ort positiv auswirken und auch durch eine wirksame 

Öffentlichkeitsarbeit weitergeführt werden kann.

Umsetzung von Gender Mainstreaming

Es wird darauf geachtet, dass sich die Projektantragsteller dezidiert mit dem Thema „Gender 

Mainstreaming“ auseinandersetzen. Sie werden vor der Abgabe der Projektanträge hinsichtlich 

der Ansatzpunkte innerhalb des Projektes angefragt.

4. Regionalzentrum Süd

4.1 Standort Spremburg

4.1.1 Freizeitzentrum „Bergschlösschen“

Ziele und Zielgruppen

Seit dem Jahr 2001 betreibt der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg im Auftrag der 

Stadt Spremberg das Freizeitzentrum „Bergschlösschen“. Die Nutzungsgrundlage zwischen 

beiden Partnern regelt ein Vertrag, der in seiner dritten Fassung bis zum Ende des Jahres 2011 

durch die Stadtverordnetenversammlung Spremberg beschlossen wurde.

Das Freizeitzentrum „Bergschlösschen“ hat in den letzten Jahren bewiesen, dass es auf Grund 

seiner Angebotsvielfalt und Projektentwicklung sowie öffentlicher Wahrnehmung in der Lage 

ist, seiner Aufgabe als Kinder- und Jugendfreizeitzentrum gerecht zu werden.

Trotz der leider gescheiterten Bewerbung am Aktionsprogramm „Mehrgenerationenhäuser“

des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend im Jahr 2007, bleibt es das 

Ziel, auch weiterhin ein generationsübergreifendes, stadtzentrales, kulturelles, soziales und 

bildungsorientiertes Angebot sicher zu stellen, das mit den Nutzern und interessierten Bürger/

-innen weiter zu entwickeln ist.

Eine neue Schwerpunktorientierung ist der Auf- bzw. Umbau hin zu einer multifunktionalen 

Einrichtung für die Stadt Spremberg und Umgebung in den Bereichen Kultur, Bildung und 

bürgerschaftliches Engagement im Kontext der zukünftig notwendigen Anpassungen an den 

demografischen Wandel.

Das kulturelle, kreative, soziale und bürgerschaftliche Potential der Kinder, Jugendlichen und 

Erwachsenen soll damit gefördert werden. Es gilt einerseits, Benachteiligungen insbesondere 

hinsichtlich der Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten für Jugendliche und junge Erwachsene 

zu kompensieren. Anderseits ist die präventive Begleitung der persönlichen Entwicklung durch 

offene Kinder- und Jugendarbeit sicher zu stellen. 
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Für folgende Altersgruppen wurden entsprechend den Bedürfnissen und Neigungen Angebote 

entwickelt:

– Kinder (6 - 11 Jahre),

– Jugendliche (12 - 18 Jahre),

– junge Erwachsene (ab 18 Jahre),

– Familien,

– Jung und Alt.

Personalstruktur

Für die Umsetzung der Zielsetzung mit einer vielfältigen Angebotsstruktur stand im 

Berichtszeitraum ein Team von 5 festangestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

(1 Leiterin, 1 Sozialpädagogin, 1 Sozial- und Medienpädagogin, 1 gastronomischer 

Mitarbeiter, 1 technischer Mitarbeiter) zur Verfügung.

Unterstützt wurden sie von 7 geringfügig Beschäftigten, Praktikanten der Fachhochschule 

Lausitz und des Deutschen Erwachsenen-Bildungswerkes in Brandenburg e.V. 

Seit September 2006 ist die Stiftung SPI, Niederlassung Brandenburg Ausbildungsbetrieb. Im 

Freizeitzentrum „Bergschlösschen“ ist ein Jugendlicher beschäftigt, der seine dreijährige 

Ausbildung zur Fachkraft für Veranstaltungstechnik absolviert.

Angebotsstruktur 

Kurse

Verschiedene Kurse nehmen seit Jahren einen festen Platz in der Angebotspalette des Hauses 

ein. In folgenden Sachbereichen wurden Kurse angeboten:

– Mal- und Zeichenstudio,

– Malkurs für Vorschulkinder „Ich kann nicht malen“,

– Keramik, Töpfern,

– Gitarre und Singen,

– Flug- und Schiffsmodellbau,

– Patchwork und Textilgestaltung,

– HipHop-Dance,

– Tanzkurs für Vorschulkinder,

– Countrydance,

– Schreibwerkstatt.

Die Kursarbeit findet in der Regel im wöchentlichen Turnus statt. In den letzten Jahren konnte 

in einzelnen Kursen, z. B. Keramik und Modellbau und neu auch in der Schreibwerkstatt eine 

Altersmischung erreicht werden. Das heißt, Kinder, Jugendliche und Erwachsene besuchen die 

Kurse gleichzeitig, lernen voneinander und geben Hilfestellung. Positiv zu bewerten ist, dass 

neben der inhaltlichen Arbeit auch ein reger Austausch zwischen den Generationen stattfindet. 

Projekte und Workshops

Neben den traditionellen Kursen ist seit längerer Zeit das Interesse an Projekten und 

Workshops besonders bei jungen Menschen zu beobachten, da hierbei Erfolgserlebnisse 

schneller sichtbar werden.

Besonders in der szenespezifischen Jugendarbeit wurden Elemente der HipHop-Kultur, z. B. 

Graffiti, DJing, Rap, Beatbox und Breakdance vorrangig nachgefragt. 

Bei Familienangeboten überwiegten die künstlerisch/kreative Projekte, wie z. B. Korbflechten, 

Specksteinbearbeitung, Drachenbau, sorbische Handwerkstechniken. Auch ein 
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Trommelworkshop wurde angeboten. Die Ausrichtung und Durchführung von 

Kindergeburtstagen hat sich zu einer festen Größe im Haus etabliert. 

Veranstaltungen

Angeboten wurde eine breite Palette von Veranstaltungen und Events für verschiedenste 

Altersgruppen. Das waren im Berichtszeitraum:

– 4 Theateraufführungen (Puppen-, Kinder-, Jugendtheater),

– 2 Kabarettabende,

– Gesundheitsparcour „Im Rausch der Sinne“,

– Jugendfeiern inkl. Modenschau,

– monatliche Teenie-Discos,

– Eröffnung der Wanderausstellung der über die Stiftung Demokratische Jugend geförderten 

Projekte „Zeitensprünge“,

– Eröffnung der Wanderausstellung „Trotz Aids“ anlässlich der 4. Brandenburger 

entwicklungspolitischen Bildungs- und Informationstage (BREBIT 2007),

– feierliche Eröffnung der Fotoausstellung „Blumengrüße an ...“,

– Familienfest anlässlich des Internationalen Kindertages,

– thematische Familiennachmittage, z. B. Ostern, Weihnachten, „Schau rein - Mach mit“,

– Silvesterparty für Groß und Klein „Warum nicht mal mit Kind und Kegel feiern?“.

Ein alljährlich stattfindendes überregionales Jugendevent, die Castle-Eastside-Jam, fand 

diesmal aus organisatorischen Gründen im Berichtszeitraum nicht statt. 

Jugendbereich

Im offenen Kinder- und Jugendbereich konnte im Jahr 2007 ein Zuwachs an Jugendlichen 

(Mädchen und Jungen im Alter von 14 - 18 Jahren) verzeichnet werden, die hauptsächlich 

Interesse am Computer und Internet zeigen. Gleichzeitig sind die Zahlen der Jugendlichen 

(Mädchen und Jungen im Alter von 16 bis über 18 Jahren), die sich in einer festen 

Jugendgruppe trafen, rückläufig. Die Gründe dafür sind vielfältig und liegen zum Teil an der 

Ausbildungssituation sowie an altersbedingten Interessensverschiebungen.

Es kündigt sich ein sog. Generationenwechsel an. Diesen gilt es aktiv zu gestalten und zu 

organisieren, um „neuen“ Jugendlichen einen regelmäßigen Treffpunkt zu bieten. Hierfür 

wurde unter anderem die monatlich stattfindende „Teenie-Disco“ für 10- bis 14-Jährige ins 

Leben gerufen.

Des Weiteren wurden im Jahr 2007 verschiedenste Aktivitäten mit Kindern und Jugendlichen 

durchgeführt und begleitet, die an ihren Interessen anknüpfen, sie zur Selbstbestimmung 

befähigen und das soziale Lernen in der Gruppe fördern. Hierzu zählt unter anderem die 

Teilnahme an der „48-Stunden-Aktion“ der Brandenburgischen Landjugend unter dem Motto 

„Gut für die Gemeinde“, wobei Jugendliche an einem Wochenende die Außenanlagen eines 

Wohngebietes in der Stadt säuberten. Eine weitere gemeinsame Aktion war die Fertigstellung 

des Grillplatzes in der „Bergbau-Erlebniswelt“ am Felixsee. Aber auch ein Chill & Grill Camp 

sowie Tagesfahrten, wie z. B. zur Jugendmesse „YOU“ nach Berlin oder zum Dresdener 

Weihnachtsmarkt wurden durchgeführt.

Ein weiterer umfassender Bestandteil ist die Zusammenarbeit mit anderen Jugendeinrichtungen 

der Stadt Spremberg im Hinblick auf sportliche Aktivitäten und Turniere. Aber auch 

hinsichtlich der demokratischen Beteiligung von Jugendlichen gab es punktuelle 

Kooperationen. Im August des Jahres 2007 wurde eine Informationsveranstaltung zur 

Jugendbeteiligung organisiert, die den Anlass zur Durchführung einer Jugendbefragung in 

Spremberg ergab. Jugendliche wurden im Zeitraum von sechs Wochen zu ihren 

Freizeitinteressen und -aktivitäten befragt. Die Befragung wurde gemeinsam mit Jugendlichen 

ausgewertet.
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Die Jugendlichen unterstützten zahlreiche Aktivitäten für Kinder und Familien im Haus und 

Gesprächsrunden gegen Rechtextremismus und Fremdenfeindlichkeit.

4.1.2 „Bergbau-Erlebniswelt“ Felixsee 

Die „Bergbau-Erlebniswelt“ Felixsee in der Gemeinde Felixsee/OT Bohsdorf ist struktureller 

Bestandteil des Freizeitzentrums „Bergschlösschen“ und als Zweitobjekt von der Stadt 

Spremberg an den Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg übertragen worden.

In den letzten Jahren erhielt das Objekt seine außergewöhnliche Gestaltung im Zeichen des 

früheren Bergbaus. Bergbauliche Elemente prägen das neue Bild der Bungalows innen und 

außen und regen zur regionalen geschichtlichen Auseinandersetzung mit dem Thema an.

Ergänzend dazu befindet sich ein Fahrradstützpunkt mit insgesamt 27 modernen Fahrrädern.

Die „Bergbau-Erlebniswelt“ bietet von April bis Oktober insgesamt 34 Übernachtungsplätze in 

verschiedenen Bungalows an.

Die Angebotsstruktur besteht aus der Vermietung des gesamten Objekts oder Teilen, davon

vorrangig an Kinder- und Jugendgruppen, Vereine und Privatpersonen sowie in der 

Organisation und Durchführung eigener Freizeit- und Ferienreisen für Kinder und Jugendliche.

Höhepunkt war im Mai des Jahres 2007 der 30. Geburtstag dieses Ferienobjektes. Neben der 

Gestaltung eines Tages der offenen Tür mit einer geschichtlichen Ausstellung wurde eine 

Festveranstaltung mit Würdigung ehemaliger und heutiger Akteure durchgeführt. 

Im Sommer des Jahres 2007 entstanden im Rahmen eines deutsch-polnisch-spanischen 

Studentencamps ein überdachter Grillplatz, eine Kletterwand sowie ein kleiner Findlingspark 

auf dem Gelände des Objektes. Mit Jugendlichen des offenen Jugendbereiches des 

Freizeitzentrums „Bergschlösschen“ wurde der Grillplatz später noch „verfeinert“.

Im Berichtszeitraum wurden vorrangig in den Sommerferien folgende trägereigene Camps 

durchgeführt:

– ein dreiwöchiges trilaterales Workcamp mit Schülern und Studenten aus Polen, Spanien 

und Deutschland,

– ein Zirkuscamp,

– ein Natur-Camp,

– ein Chill & Grill Camp.

Im Sinne einer Vernetzung verschiedener Anbieter vor Ort mit dem Ziel der Optimierung des 

Marketings und der Ausschöpfung touristischer Potentiale ist das Freizeitzentrum 

„Bergschlösschen“ Mitglied in der Lokalen Aktionsgruppe „Strittmatter-Land“, Akteur des 

Netzwerkes „Radtourismus“ und Mitglied des Fremdenverkehrsvereins 

Spremberg/Niederlausitz.

Überregional von Bedeutung ist auch die Mitgliedschaft im Landesverband für Kinder- und 

Jugenderholungsreisen Brandenburg e.V.

Entwicklungen/Perspektiven

Ein noch zu korrigierendes Vorhaben ist der Bau eines Untertage-Projektraums. Ziel ist die 

Vertiefung von Bildungsangeboten, u. a. zur Industrie- und Bergbaugeschichte und Geologie 

der Region.

Da das Objekt gute Rahmenbedingungen für internationale Jugendbegegnungen im Sinne einer 

Völkerverständigung bietet, gilt es diese weiter auszubauen. Eine neue Kooperation mit einer 

polnischen Schule ist in diesem Jahr geschlossen wordenk, Interesse und erste Kontakte gibt es 

weiterhin mit einer ungarischen Schule.
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Besonderes Augenmerk muss weiterhin auf eine ergebnisorientierte regionale und 

überregionale Vermarktung und effizientere Marketingstruktur gerichtet werden.

4.1.3 Schulprojekt „Lernwerkstatt “

Schulprojekt „Lernwerkstatt Sprungbrett“ Spremberg

Im Sommer 2007 wurde das Schulprojekt Lernwerkstatt „Sprungbrett“, als Teil des 

Landesprogrammes „Integrative Projekte von Jugendhilfe und Schule zur Vermeidung von 

Schulabbrüchen bei schulverweigernden“ Jugendlichen fortgesetzt.

Gefördert durch das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg und

Geldern des Europäischen Sozialfonds (ESF) wird das Projekt in Spremberg angeboten.

Zielgruppe

Dieses niedrigschwellige Angebot richtet sich an Jugendliche, die den Schulbesuch aktiv oder 

passiv verweigern. Zielgruppe sind Jugendliche des 9. und 10. Schulbesuchsjahres aus 

Spremberg sowie dem Landkreis Spree Neiße. Derzeit sind 12 Teilnehmer/-innen, davon 

8 männliche und 4 weibliche, im Projekt. Deren Betreuung und Beschulung soll im Sommer 

2008 mit der Weitervermittlung in Berufsvorbereitung oder Ausbildung beendet werden.

Kooperationspartner

Das Projekt wird durch das Staatliche Schulamt, der Koordinationsschule Oberschule 

Wirthstraße, dem Fachbereich Kinder, Jugend und Familien des Landkreises Spree-Neiße, der 

Stadt Spremberg, dem Freizeitzentrum „Bergschlösschen“ und der Kompetenzagentur Cottbus 

unterstützt.

Rahmenbedingungen

Insgesamt ist für das Projekt eine Laufzeit von 2 Jahren (August 2006 – August 2008)

vorgesehen. Das Land Brandenburg stellt als Kofinanzierung für die ESF-Gelder eine volle 

Lehrerstelle im Umfang von 26 Lehrerwochenstunden zur Verfügung.

Des Weiteren wurden Kooperationsvereinbarungen mit dem Staatlichen Schulamt Cottbus und 

dem zuständigen Schulrat, dem Fachbereich Kinder, Jugend und Familie im Landkreis Spree-

Neiße, und der kooperierenden Schule, der Gesamtschule Wirthstraße Spremberg, getroffen.

Der Geschäftsbereich Niederlassung Brandenburg hat eine Sozialpädagogin für die Leitung des 

Projekts verpflichtet und stellt Mittel für Honorarkräfte bereit. Die Begleitung und Auswertung 

aller Projekte, die in diese Arbeit eingebunden sind, erfolgte durch die 

Landeskooperationsstelle Schule - Jugendhilfe in Potsdam.

Ziele und Inhalte

Das Projekt steht unter dem Motto „Schule an anderem Ort und mit anderen Inhalten“ und 

verfolgt gemeinsam mit den Jugendlichen drei große Ziele:

– Teilnahme am Schulprojekt und Erwerb des Abschlusses der 9. Klasse,

– Stabilisierung der Jugendlichen in ihrer Persönlichkeitsentwicklung, sowie Stärkung des 

Selbstvertrauens,

– Eingliederung in die Berufsausbildung durch verstärkte Berufsfindung.
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Die Arbeit mit den Jugendlichen setzt sich aus drei Schwerpunkten zusammen: 

Schulische Arbeit, d. h. die Vermittlung von Wissen, welche überwiegend durch projekt- und 

fächerübergreifenden Unterricht erfolgt.

Sozialpädagogische Arbeit, die sich hauptsächlich in freizeit- und erlebnispädagogischer 

Arbeit, in Elternarbeit und Einzelarbeit mit den Jugendlichen widerspiegelt. 

Handwerkliche, hauswirtschaftliche und künstlerische Arbeit, die in einzelnen Projekten 

vermittelt wird. Hierbei werden die Stärken der einzelnen Projektteilnehmer/-innen gezielt 

gefördert.

Mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 bezogen die Schülerinnen und Schüler der 

Lernwerkstatt Sprungbrett neue Projekträume. Diese wurden in den ersten Tagen gemeinsam 

gestaltet. An Ritualen wie dem gemeinsamen Frühstück, dem selbst zubereiteten Mittagessen 

am Freitag, dem Schreiben einer wöchentlichen Dokumentation sowie den Abschlussrunden 

wurde festgehalten. Die Anfangszeiten sowie die Unterrichts- und Pausenregelung wurden in 

diesem Schuljahr denen der Regelschule angeglichen, da die Schülerinnen und Schüler 

befähigt werden sollen ein System, das in den Oberstufenzentrum vorzufinden ist, zu 

akzeptieren und einzuhalten.

Die Gestaltung des Tagesablaufes durch Interaktions- und Kommunikationsübungen, Sport, 

Handwerk, Hauswirtschaft und Kunst sowie die sehr praxisorientierte Wissensvermittlung des 

Lernstoffes der 9. Klasse im Projekt trugen weiterhin zur Lern- und Leistungsmotivation bei.

Methoden zur Umsetzung der Ziele im zweiten Schuljahr

– Gruppen- und Einzelgespräche, Zielvereinbarungen, Hilfepläne, Projektarbeit,

– Sensibilisierungsübungen, Selbstportraits, Collagen, Einschätzungsbögen mit 

gemeinsamer Auswertung, kreatives Arbeiten im künstlerischen und handwerklichen 

Bereich,

– Fachunterricht  in beiden Schulhalbjahren,

– Interaktionsübungen, Angebote in der Erlebnis- und Freizeitpädagogik (z. B. Arbeiten mit 

verschiedenen Materialien und Techniken, Kochen und Backen), 

– Besuch von Einrichtungen (Museen, örtliche Unternehmen), um den Unterricht mit einem

hohen Praxisbezug zu unterlegen,

– Kurzvorträge, 

– Nutzung des Internets, Filme, Collagen, Plakate, Rollenspiele, Theater- und Kinobesuche,

– Erstellen einer Facharbeit im 2. Schulhalbjahr,

– längerfristige Aufgaben und Projekte, Benotung, Berufsvorbereitung als Unterricht, 

Bewerbungstraining, 

– Schülerpraktika, 1. Schulhalbjahr 1 x 1 Woche, 2. Schulhalbjahr 2 x 2 Wochen,

– Elternabende, Gespräche, Hilfe bei Projekten, Tagesfahrten und der 

Abschlussklassenfahrt.

Darstellung des bisher Erreichten

Drei Schülern gelang es nicht, dass Ziel der Klassenstufe 8 zu erreichen. Allen anderen 

Schülerinnen und Schülern ist es gelungen, ein Zeugnis zu erzielen, welches zum einen meist 

gute Noten und zum anderen kaum unentschuldigte Fehlzeiten aufweist. Im Vergleich zum 

Zeugnis des Schulhalbjahres 2006/2007 hat sich der Notendurchschnitt von 3,4 auf 2,5 

verbessert.

Insgesamt betrachtet konnten die Jugendlichen ihre sozialen Kompetenzen weiter steigern. Sie 

treten aufgeschlossener und selbstbewusster auf und erkennen ihre Stärken und Schwächen. 

Sie sind in der Lage Kritik zu äußern und diese auch anzunehmen. Die mit Schuljahresbeginn 

neu hinzu gekommenen Jugendlichen wurden schnell von der Gruppe aufgenommen, hier 

zeigen sich die gestiegenen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler.
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Die bislang erzielten Erfolge zeigen deutlich, dass das Angebot „Schule an einem anderen Ort“

angenommen wurde.

Die in diesem Schuljahr verstärkt durchgeführten Praktika haben bislang zum Ergebnis, dass 

eine Schülerin eine schriftliche Zusage auf einen Ausbildungsplatz nach Beendigung des 

Schuljahres hat.

4.1.4 Jugend-, Informations- und Medienzentrum (JIM) Spremberg

Seit dem Jahr 2006 ist das Freizeitzentrum „Bergschlösschen“ über die LAG Multimedia 

Brandenburg ein anerkanntes Jugend-, Informations- und Medienzentrum (JIM). 

Im Haus können 12 Computerarbeitsplätze, Beamer, Leinwand, Digitalfoto- und Videokamera 

für die multimediale Arbeit genutzt werden.

Für die medienpädagogische Arbeit im JIM steht eine ausgebildete Medienpädagogin zur

Verfügung. Ihre Arbeit richtet sich an Kinder, Jugendliche und Eltern mit ihren Kindern 

(erzieherischer Jugendschutz).

Neben der offenen Arbeit mit Internetnutzung, Chat, Hausaufgabenhilfe und Spielen wurden 

besonders Projekte im Videobereich angeboten. In Zusammenarbeit mit dem im Haus 

ansässigen multimedialen Jugendprojekt „Back Pictures“ e.V. wurden Filmaufnahmen 

bearbeitet, geschnitten und vertont. 

Einen hohen Stellenwert nahm die Zusammenarbeit mit Schulen, Jugendclubs und Vereinen 

ein. Es gab geschlechtsspezifische Projekte (Styling) und Projekte, in denen Menschen mit 

Behinderungen der Zugang zu Medien ermöglicht wurde.

Dabei ging es immer um den Erwerb von Medienkompetenzen, das Wissen, wie mit den  

benutzten Medien umzugehen ist und die kritische Auseinandersetzung mit den Wirkungen 

von Medien. Soziale Kompetenzen erwarben die Projektteilnehmer/-innen durch arbeitsteilige 

Teamarbeit, den konstruktiven Umgang mit Konflikten, das Erwerben von Problemlösungs-

Strategien, die Übernahme wechselnder Rollen und den Spaß am gemeinsamen Arbeiten und 

Ausprobieren.

In der Projektarbeit mit Jugendlichen spielten Bewerbungstraining, die Erstellung 

aussagekräftiger Bewerbungsunterlagen sowie die Information über aktuelle Ausbildungs- und 

Stellenangebote eine wesentliche Rolle. Die Steigerung der Medienkompetenz soll die 

Chancen der Jugendlichen auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt verbessern.

Ein Kooperationsvertrag mit dem Jugendclub „null problemo“ der Lebenshilfe Spremberg e.V. 

ist Grundlage für die medienpädagogische Arbeit mit Menschen mit Handicap. Unter 

Anleitung wurden Fotos bearbeitet, Entwürfe für Bewerbungen erstellt, in einfacher Form das 

Internet genutzt.

Darüber hinaus gab es medienpädagogische Angebote für Projekttage und auf Wunsch eine 

medientechnische Begleitung bei Schulveranstaltungen. Die Jugendlichen in der Lernwerkstatt 

„Sprungbrett“ wurden dabei unterstützt, einen Videofilm zu drehen, der sie zur Teilnahme am 

„JIM – Jugendfilmfestival“ im Jahr 2007 in Bad Freienwalde berechtigte.

Im JIM wurden im Berichtszeitraum auch Präsentationen zur Angebotsstruktur des Hauses 

erarbeitet und öffentlich vorgestellt.
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4.1.5 Schulsozialarbeit an der Grundschule Sellessen-Haidemühl

Ausgangssituation

Seit dem 15.01.2007 besteht erstmalig an der Heidegrundschule Spremberg das Projekt 

Schulsozialarbeit, das sich in Trägerschaft des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg 

befindet. Im Projekt ist eine Dipl.-Sozialpädagogin angestellt, die mit einem Teil ihrer 

Angebote fest in das schulische Ganztagskonzept integriert worden ist.

Zielgruppe

Die Zielgruppe setzt sich für das Schuljahr 2007/2008 aus 182 Grundschülern in 8 Klassen 

zusammen. Davon lernten 7 Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Bereichen 

Sprache, Hören sowie emotionale und soziale Entwicklung. Als Besonderheit der Grundschule 

ist für die Sozialpädagogin die Umsiedlung des Ortes Haidemühl zu berücksichtigen. Viele 

Erwartungen, Unsicherheiten und Ängste sind damit verbunden.

Projektbeschreibung - Zielstellung

Das Projekt wendet sich in erster Linie an die Kinder und Jugendlichen selbst. Zielsetzung 

dabei ist es, ihnen verstärkt Möglichkeiten sozialen Lernens an der Schule zu erschließen. 

Sozialarbeit an Schule will zum einen durch offene Freizeitangebote allen Schüler/-innen einen 

niedrigschwelligen Zugang zu sozialpädagogischen Hilfen ermöglichen. Zum anderen geht es 

darum, den Schüler/-innen, die aufgrund negativer sozialer Erfahrungen in ihrem sozialen 

Verhalten stark beeinträchtigt sind, mit spezifischen Methoden der 

Sozialarbeit/Sozialpädagogik zu helfen. Schulsozialarbeit trägt dazu bei, Kindern und 

Jugendlichen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu fördern und 

Benachteiligungen zu vermeiden bzw. abzubauen. Lebenssituationen, die von Kindern und 

Jugendlichen nicht bewältigt werden, professionell zu erkennen, zu thematisieren und 

Hilfestellung bei der Bewältigung zu geben, ist das Ziel. 

Zur Sicherung einer erfolgreichen Arbeit wird die Tätigkeit nach den Handlungsgrundsätzen:

– Angebotsvielfalt,

– Wahlfreiheit der Betroffenen,

– Stärkung und Stabilisierung der Selbsthilfekräfte,

– Bedarfs- und Ergebnisorientierung sozialer Hilfestrategien,

– Evaluation der Hilfeleistungen

organisiert und durchgeführt.

Die Tätigkeit ist vom Ansatz her nicht darauf ausgerichtet vordergründig Probleme zu klären, 

die sich für andere mit den Schülern ergeben. Derartige Problemlagen finden 

Berücksichtigung, dass sie sich im Sinne systemischer Sozialarbeit bei Klärung/Lösung der 

Schwierigkeiten der Kinder und Jugendlichen gegebenenfalls durch die Veränderung des 

Verhaltens der Betroffenen erübrigen.

Daraus ergeben sich folgende ergänzende Handlungsstrategien, die der Tätigkeit zu Grunde 

liegen:

– Prävention,

– Lebensweltorientierung,

– Alltagsorientierung,

– Ganzheitlichkeit,

– Dezentralisierung/Regionalisierung,

– Integration und Normalisierung sowie

– Partizipation.
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Arbeitsschwerpunkte

Die inhaltlichen Schwerpunkte der sozialpädagogischen Tätigkeit konzentrieren sich besonders 

auf: 

– Einzelfallarbeit/Beratung,

– sozialpädagogische Gruppenarbeit,

– offene Jugendarbeit und Freizeitangebote,

– Elternarbeit,

– schulorientierte Gemeinwesenarbeit,

– Kooperation mit der Institution Schule,

– Netzwerkarbeit.

Angebotsstruktur

Die Schulsozialarbeiterin hat für den jeweiligen Bedarf im Berichtszeitraum unterschiedliche 

Angebote entwickelt.

Vordergründig ist die Schulsozialarbeiterin als Ansprechpartnerin vor Ort und bietet den 

Kindern und Jugendlichen in Beratungsgesprächen unterstützende Hilfeleistungen in 

verschiedenen (Lebens-) Situationen an. Die Räumlichkeiten der Schulsozialarbeit bieten den 

Schülern/-innen Gelegenheit, sich zu treffen, sich auszutauschen und sich von den 

Anforderungen des Unterrichts zu entspannen und das zu tun, was ihnen Spaß macht. Somit 

können Anknüpfungspunkte und Vertrauen für spätere Beratungen entstehen.

Zudem unterstützt die Schulsozialarbeiterin im gemeinsamen Wirken mit den Lehrern/-innen

vielfältige Projekte im Unterricht, Veranstaltungen und Höhepunkte im schulischen Alltag wie 

im Gemeinwesen. Dazu gehört auch die Unterstützung bei Klassenfahrten und Wandertagen.

Hierbei sieht die Schulsozialarbeiterin vor allem die Möglichkeit, einen Zugang zu größeren 

Gruppen von Schüler/-innen zu haben, um noch gezielter Angebote unterbreiten zu können.

Innerhalb sozialpädagogischer Stunden in den einzelnen Klassen wurden Aufgaben des 

Schulsozialarbeiters kennen gelernt und über bestimmte Aufgabenbereiche gesprochen. Die 

Mitgestaltung des Schullebens umfasste unter anderem die feierliche Schuleinführungsfeier, 

das Sportfest, Gesundheitsaktionen, die Vorbereitung und Durchführung der alljährlichen 

Mosambikwoche (Sammlung von Spendengeldern für die Partnerschule), Abschlusszeitung der 

Klasse 6 sowie die Begleitung zum DRK-Wettbewerb.

Des Weiteren wurden Projekte zu saisonalen Themen, wie zum Beispiel Halloween, 

Weihnachten im Schuhkarton und Ostern, in den verschiedenen Klassen unterstützt.

Mit dem Schuljahr 2007/2008 konnte die AG Basketball in das Ganztagangebot der Schule 

aufgenommen werden. Minibasketball ist das Basketballspiel für Kinder bis 12 Jahre nach 

vereinfachten Regeln und wird derzeit von 18 Schülern/-innen besucht. Das 

Minibasketballspiel bietet durch seine differenzierten Anforderungen im motorischen, 

psychischen und sozialen Bereich eine ideale Möglichkeit der allgemeinen 

Entwicklungsförderung gerecht zu werden. Durch das vielseitige Sportspiel kann die 

Gesamtentwicklung der Kinder positiv beeinflusst werden. Im Vordergrund der Basketball AG 

steht für die Schulsozialarbeiterin die soziale Ausbildung im Sport.

„Auf die Kochlöffel fertig, los...“ ist ein geschlechtsspezifisches Angebot für die Klassen 4 bis 

6, bei dem die Schüler/-innen 14-tägig zusammen kommen und die Grundlagen des Kochens 

kennen lernen. Die Kinder sollen erleben, wie viel Spaß gesunde Ernährung machen kann und 

wie einfach sie sich in den Alltag integrieren lässt.

Durch die handlungsorientierte und zielgruppengerechte Herangehensweise des Kochkurses 

wird den Kindern wichtiges Wissen zu einer selbständigen und gesundheitsorientierten 

Essensversorgung vermittelt. Die Eigenkompetenz und Entscheidungsfähigkeit der Kinder 
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bezüglich der Auswahl von Lebensmitteln wird gestärkt, so dass sie selbstbewusstere

Verbraucher/-innen werden.

Im Rahmen der Einzelfallhilfe werden für die Eltern Beratungsgespräche angeboten, 

gemeinsam Lösungswege gesucht, Förderangebote innerhalb und außerhalb der Schule 

aufgezeigt und Unterstützung bei Maßnahmen der Jugendhilfe gegeben. Darüber hinaus 

wurden im Laufe des Jahres mehrere Elternabende (Elternstammtisch) zu speziellen Themen 

durchgeführt. Der Elternstammtisch stellt eine Möglichkeit sowohl für Eltern als auch Lehrer/

-innen dar, außerhalb des offiziellen schulischen Rahmens Gespräche zu führen, Erfahrungen 

auszutauschen und gemeinsam zu diskutieren. Großen Stellenwert bei der Arbeit des 

Elternstammtisches hat der intensive Erfahrungsaustausch der Eltern untereinander. Themen 

waren dabei „Vorsicht Bildschirm“; „Gesunde Ernährung in der Familie“ und 

„Linkshändigkeit“.

Gremienarbeit

Um einen Austausch und enge Kooperation mit allen Beteiligten sicherzustellen ist die 

Schulsozialarbeiterin in folgenden Gremien vertreten: 

– AG Jugend nach § 78 SBG VIII,

– Teilnahme an Gremiensitzungen der Schule,

– Schulkonferenz,

– Lehrerkonferenz,

– Elterngespräche,

– Hospitationen im Unterricht.

Perspektiven

– Umsetzung der Projektreihe zur Auseinandersetzung der Schülerinnen (Klasse 6) mit sich 

und ihrer Umwelt („Ich mag mich, wie ich bin“) in Kooperation mit der 

Jugendkoordinatorin des Freizeitzentrums „Bergschlösschen“ Spremberg und einer Stil-

und Typberaterin,

– Einführung von Schüleraufsichten zur Verbesserung der Pausengestaltung,

– Einführung eines Streitschlichterprogramms,

– Intensivierung der Zusammenarbeit mit der Schule, dem angrenzenden Hort, dem 

Jugendamt des Landkreises, dem Träger und den Elternvertretern,

– Kontakte und die Vernetzung von Institutionen, Vereinen und Verbänden im 

Einzugsgebiet der Schule sukzessiv auf- bzw. auszubauen,

– Übernahme des Jugendclubs Haidemühl.

4.2 Standort Cottbus

4.2.1 Kompetenzagentur Cottbus

Das im Projekt Kompetenzagentur eingesetzte Case-Managementverfahren und 

Dokumentationsinstrumentarium hat sich hinsichtlich der Projektzielsetzungen bewährt und 

musste im zurückliegenden Zeitraum nicht mehr grundsätzlich verändert werden.

Im vergangenen Berichtszeitraum wurden die notwendigen Kooperationsstrukturen weiter 

ausgebaut und stabilisiert, u. a. in Form einer regelmäßig tagenden Steuerungsrunde 

(Kompetenzagentur, Schulamt, Jugendmigrationsdienst, Agentur für Arbeit, Jobcenter). Auf 

Stadtteil- bzw. Arbeitsebenen wurden die Arbeitskontakte intensiviert. In dieser Phase wurden 

spezielle Grundlagen für die weitere Kooperation geschaffen:

– Klärung der gesetzlichen Grundlagen und Aufgaben von Kompetenzagentur und 

Kooperationspartner,
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– Beschreibung des Schnittstellenbereichs zwischen Kompetenzagentur und Jugendamt, 

Staatliches Schulamt etc.,

– Festlegung der Inhalte, Formen, Möglichkeiten und Grenzen von Kooperation,

– Informations- und Erfahrungsaustausch über aktuelle Entwicklungen,

– konkrete Arbeitsabsprachen und Verfahrensregelungen.

Zu den Schnittstellenaufgaben wie beispielsweise Schule - Ausbildung, Ausbildung - Arbeit, 

offene Jugendarbeit - Institutionen, kamen u. a. die Schwerpunkte Familienkonflikte, häusliche 

Gewalt und Jugendkriminalität hinzu. Bei sozialen Krisensituationen steht die 

Kompetenzagentur oft am Anfang einer notwendigen Interventionskette.

Zielsetzung

Durch die Kompetenzagentur Cottbus wurde ein funktionierendes und zusätzliches Angebot 

geschaffen, das dazu dient, dass sich die Jugendlichen der Stadt Cottbus intensiver als bisher 

mit dem Bildungs- und Berufswahlprozess auseinander setzen und ihre Chancen bei der 

Berufswahl realistischer einschätzen können. Somit konnten Fehlentscheidungen, z. B. das 

Festhalten an einem unrealistischen Berufswunsch und somit die Vermeidung von 

Ausbildungsabbrüchen, gesichert werden. Gleichzeitig hat das die Motivation der Schüler/

-innen für einen erfolgreichen Schulabschluss verbessert, den Einstieg in Ausbildung und 

Beschäftigung erleichtert.

Des Weiteren wurden

– der Ausbau und die Verbesserung der Kooperation von Jugendhilfe/Sozialarbeit/Schule 

und Unternehmen weiter realisiert,

– die Durchführung von Erfahrungs- und Informationsaustausch sowie die Entwicklung von 

organisatorischen und kommunikativen Strukturen, die eine dauerhafte und 

personenunabhängige Kooperation einleiten, sowie die Erarbeitung von Qualitätsstandards 

für Kooperationen entwickelt und gefestigt.

Die Kompetenzagentur wendet sich mit ihren Angeboten gezielt an Jugendliche. Ein Kontakt 

zwischen beiden ergibt sich in der Regel im gegenseitigen Einvernehmen, denn innerhalb der 

Kompetenzagentur und Jugendeinrichtungen als auch im Rahmen der aufsuchenden 

Sozialarbeit ist das Prinzip der Freiwilligkeit handlungsleitend.

Nach sechs Jahren systematischer und kontinuierlicher Kooperation zwischen Jugendarbeit, 

Schulsozialarbeit, Arbeitsvermittlung- und/oder Ausbildungsvermittlungsarbeit im Rahmen des 

Projektes Kompetenzagentur ist ein positives Fazit zu ziehen. Zwischen den verschiedenen 

Arbeitsfeldern findet eine sachorientierte und professionelle Kooperation statt.

Zu dieser Entwicklung haben verschiedene Faktoren beigetragen: Der Wille zur Kooperation 

beruhte auf Gegenseitigkeit und wurde durch die Entscheidungsträger auf den aktiven Seiten 

forciert. Kooperation in der beschriebenen Form ist für alle Partner „Geschäftsgrundlage“, trotz 

Vorbehalten und Unsicherheiten, gerade in der Anfangszeit über Sinn und Notwendigkeit. Die 

gegenseitige Information über die eigenen Arbeitsgrundlagen, die Ziele und Methoden, 

Möglichkeiten und Grenzen des beruflichen Handelns usw. hat alle Beteiligten auf ein 

Informationsniveau gehoben, das für die Kooperation unabdingbar ist.

Resümee

Wichtig war und ist die Aufklärung über Strukturen und Zuständigkeiten, das Bereitstellen von 

Informationen, Beratung und weiterleitende Hilfen durch z. B. Institutionslisten mit 

Telefonnummern oder Ausbildungsbetriebe und deren Erreichbarkeiten. 

Die Kontaktaufnahme ist dadurch erheblich erleichtert worden. Alle Seiten wissen, was sie von 

der anderen Seite an Informationen erwarten können, sie wissen, an wen sie sich zu wenden 

haben und wie die Personen zu erreichen sind. Kontakte sind stark intensiviert und wesentlich 



299

häufiger geworden, die Gesprächspartner schneller und direkter erreichbar und Anfragen 

werden präziser und fachkompetenter formuliert. 

Das heißt die Kompetenzagentur ist ein wichtiger Partner in Fragen Jugendsozialarbeit  

(Schulangelegenheiten, Ausbildungsfragen  Arbeitsmarktpolitische etc.) und ist in Cottbus und 

Umgebung etabliert und anerkannt. 

Ergebnisse der Fallarbeit

Konkrete Ergebnisse der Kompetenzagentur Cottbus:

374 Jugendliche aus Cottbus und der näheren Umgebung wurden von den Mitarbeiter/-innen 

der Kompetenzagentur betreut, beraten und informiert.

Davon wurden 233 Jugendliche ins Case-Management  aufgenommen, 64 Jugendliche 

erhielten eine intensive Beratung und 77 Jugendliche besuchten die Kompetenzagentur aus 

informativen Anlässen.

Gegenwärtiger Ist-Stand

72 Jugendliche befinden sich in einer Ausbildung bzw. im Studium, davon 16 in betrieblicher, 

10 in einer schulischen, 34 in einer überbetrieblichen und 8 Jugendliche in einer geförderten 

Ausbildung (Ring- bzw. kooperatives Modell). Des Weiteren befinden sich 4 Jugendliche im 

Studium. Sie informierten sich über Alternativen in der Kompetenzagentur und halten 

weiterhin den Kontakt zur Kompetenzagentur.

102 Jugendliche nehmen an einer Maßnahme zur Berufsvorbereitung teil, davon haben 25 

Jugendliche in einer Qualifizierungsmaßnahme die Möglichkeit, den Schulabschluss zu 

erlangen. 67 Jugendliche befinden sich derzeit in einer Einstiegsqualifizierung (EQ). Sie führen 

ein betriebliches Praktikum durch, um den Einstieg in eine Berufsausbildung zu erleichtern.

12 Jugendliche nehmen an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme teil und 1 

Jugendlicher ist im Freiwilligen Sozialen Jahr integriert.

84 Schüler besuchen noch die Schule und werden in der Kompetenzagentur berufsvorbereitend 

begleitet, davon  lernen 71 Jugendliche in Cottbuser Schulen/Oberschulen, 10 Schüler werden 

in einem Projekt (Schulverweigerungsprojekt) betreut und 3 Jugendliche besuchen das Kolleg, 

um sich mit einem entsprechenden Schulabschluss zu qualifizieren. 13 Jugendliche befinden 

sich inzwischen in Arbeit und 7 Jugendliche in der Elternzeit.

1 Jugendlicher leistet ab 03.01.2008 seinen Grundwehrdienst bei der Bundeswehr, 79 

Jugendliche sind derzeit noch arbeits- bzw. ausbildungssuchend.

Die intensive Betreuung erfolgt in Zusammenarbeit mit dem entsprechenden Netzwerk. 

11 Jugendliche mit Drogenproblemen werden von entsprechenden Beratungsstellen betreut.

Aktivitäten

Am 25. September 2007 lud die Katja Ebstein Stiftung zur Fachtagung „Lebenschancen –

Kinderarmut“ die Mitarbeiter/-innen der Kompetenzagentur Cottbus nach Potsdam ein. Durch 

einen regen Erfahrungsaustausch, von der Praxis für die Praxis, konnten diverse Anregungen 

für die alltägliche Arbeit gewonnen werden.

Die Sachsendorfer Oberschule, die Paul-Werner Oberschule nehmen mit ihren Schülern/-innen

regelmäßig an den Berufsorientierungswochen (Oktober 2007 – Dezember 2007) im 

Medienzentrum der Kompetenzagentur teil, das heißt u. a., Vermittlung von sozialen
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Kompetenzen, Hilfen bei Bewerbungen und Vorstellungsgesprächen, Organisation und 

Durchführung von Betriebserkundungen, Vermittlung von Praktikumsstellen.

Zusammen kamen am 11. Oktober 2007 die Netzwerkakteure „Berufsvorbereitung Cottbus 

Stadt und Land“ im gemeinnützigen Bildungsverein Guben, Standort Cottbus. Hier konnten 

unter anderem die Mitarbeiter/-innen der Kompetenzagentur Cottbus konkrete Fälle (9 Schüler 

vom OSZ unversorgt) bearbeiten.

Das Lokale Bündnis für Familie Cottbus lud am 17. Oktober 2007 zur Auswertung und 

Erweiterung des Familienatlas der Stadt Cottbus ein. Das letzte Treffen für das Jahr 2007 fand 

am 4. Dezember statt, gegenwärtig wurde der Arbeitsstand der verschiedenen Arbeitsgruppen 

festgehalten und weitere Ziele für 2008 festgemacht.

Am 12. Oktober 2007 nahm die Kompetenzagentur bei der diesjährigen Schulfestveranstaltung 

der Sandower Oberschule teil. Hier stellte die Kompetenzagentur bei der Veranstaltung zentral 

und regional erzeugte Medien zur Berufsorientierung zur Verfügung und konnte 

Beratungstermine festlegen.

Die Sandower Oberschule nahm auch dieses Jahr wieder an den angebotenen 

Elternversammlungen der Kompetenzagentur teil, die erste Auftaktveranstaltung dazu war am 

05.11.2007.

Um die Eltern in ihrer Verantwortung für die Berufswahl ihrer Kinder zu unterstützen, bot die 

Kompetenzagentur (gemeinsam mit der Schule) Informationsveranstaltungen zu 

berufsrelevanten Themen an. Folgende Veranstaltungen konnten für Eltern zu folgendem 

Themenkomplex angeboten werden:

– Elternveranstaltungen in der Kompetenzagentur „Berufsorientierung - Jetzt?“,

– eigenständige Elternabende der Kompetenzagentur in den Schulen „Berufe der Eltern“,

– Information der Eltern in Form von Elternbriefen „Aktuelle Veranstaltungshinweise -

Lehrstellenangebote“.

Ein weiterer Höhepunkt in diesem Quartal war der Fachkongress „Brücken in die Zukunft: 

Kompetenzagenturen – Lotsen für besonders benachteiligte Jugendliche in Beruf und 

Gesellschaft“ am 20.11.2007 in Berlin.

Ferner war die  Kompetenzagentur  beim diesjährigen Arbeitsmarktgespräch der Stadt Cottbus 

und der Agentur für Arbeit am 21.11.2007 beteiligt. Zentrales Thema der Veranstaltung war 

unter anderem auch die genderuntypische Berufsausbildung.

Zum Jahreswechsel 2008 kamen auch verstärkt die Schüler/-innen der Sandower Oberschule in 

die Kompetenzagentur, um eine frühzeitige Berufswegeplanung für ihre Schüler der 8. und 9. 

Klassen anzubieten. Insgesamt nahmen von Januar 2008 bis Mai 2008 acht Klassen aus der 

Sandower OS, mit einer durchschnittlichen Gruppenstärke von 24 Schülern/-innen, an diesen 

Veranstaltungen teil.

Die erste „Schilfveranstaltung“ (schulinterne Lehrerfortbildung) für Lehrer/-innen der 

Sandower Oberschule konnte am 16. Januar 2008 in der Kompetenzagentur durchgeführt 

werden.

Die diesjährige „Impulsmesse“ fand am 1. und 2. Februar 2008 im Messezentrum Cottbus statt. 

Hier konnte die Kompetenzagentur gute Kontakte knüpfen und vielseitige Informationen und 

Präsentationen darbringen.

Die Kompetenzagentur nimmt an dem Stadtgeschehen Cottbus aktiv teil und ist in enger 

Kooperation mit den städtischen Kammern (IHK, HWK) verbunden. 
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Ziel 2008

Die Zukunftsaufgaben der Kompetenzagentur werden sich nur in konsequent vernetzten 

Strukturen bewältigen lassen. Infolgedessen will die Kompetenzagentur neue Formen der 

Kooperation und Zusammenarbeit zwischen allen mit Jugendlichen befassten Institutionen, 

Organisationen und Initiativen finden und verbindliche Absprachen dafür treffen. So soll eine 

höhere Effizienz der an den Interessen der Jugendlichen orientierten Angebote erreicht werden. 

Die Einbindung der Kompetenzagentur in die Stadtteilarbeit soll ausgebaut werden mit dem 

Ziel, mit Einrichtungen, freien Trägern, Wirtschaftsverbänden und Unternehmen der Stadt  als 

Kooperationspartner noch enger zusammenzuarbeiten.

Überdies hat die Kompetenzagentur Cottbus auch künftig die Aufgabe, Lücken in den 

Angeboten für besonders benachteiligte Jugendliche zu schließen. Ziel ist es, unnötige 

Warteschleifen in der Förderung zu vermeiden und „Maßnahmekarrieren“ entgegenzutreten, 

bei denen Jugendliche eine Vielzahl von Maßnahmen absolvieren, ohne dass sie die passenden 

Qualifikationen erwerben und in den Arbeitsmarkt integriert werden können.

4.2.2 Schulprojekt „Leonardos Meisterbude“

Seit dem 01.11.2003 besteht im Cottbusser Stadtteil Sachsendorf-Madlow das Angebot 

„Integrative Projekte von Jugendhilfe und Schule zur Vermeidung von Schulabbrüchen bei 

schulverweigernden Jugendlichen“, gefördert durch das Ministerium für Bildung, Jugend und 

Sport (MBJS) des Landes Brandenburg und durch den Europäischen Sozialfonds (ESF).

Zielgruppe des Projektes sind Jugendliche, die das 9. und 10. Schulbesuchsjahr besuchen, in 

Ausnahmefällen können auch Jugendliche des 8. Schulbesuchsjahres in dieser Maßnahme 

beschult werden.

Das Projekt wurde in Zusammenarbeit mit dem Staatlichen Schulamt Cottbus, dem Jugendamt 

der Stadt Cottbus und der Sachsendorfer Oberschule im Stadtteil geplant und beantragt. 

Kofinanziert wird das Projekt durch eine Vollzeit-Lehrerstelle von 26 Lehrerwochenstunden, 

die vom Staatlichen Schulamt Cottbus zur Verfügung gestellt wird.

Im Schuljahr 2006/2007 lernten 12 Teilnehmer/-innen im Projekt (11 Jungen und 1 Mädchen). 

Das Verhältnis spiegelt in etwa die Realität an den Schulen wider. Auch dort gibt es zurzeit 

mehr Jungen, die die Schule aktiv verweigern, wobei die Tendenz aber langsam umschlägt und 

die Zahl aktiv schulverweigernder Mädchen zunimmt.

Rahmenbedingungen

Die erste Förderperiode endet August 2008, die zweite Förderperiode läuft voraussichtlich bis 

2013 (was eine gewisse Planungssicherheit bietet).

Kooperationsvereinbarungen gibt es mit dem staatlichen Schulamt Cottbus und dem 

zuständigen Schulrat, dem Jugendamt Cottbus und besonders hier dem ASD und der 

kooperierenden Sachsendorfer Oberschule Cottbus. Zudem ist der Modellversuch in ein lokales 

Netzwerk eingebunden. Die Begleitung und Auswertung aller Projekte, die sich dieser Arbeit 

widmen, wird durch die Landeskooperationsstelle Schule – Jugendhilfe in Potsdam umgesetzt.

Das Schulprojekt „Leonardos Meisterbude“ arbeitet in der Fachgruppe mit, in der sich 

gemeinsam mit den drei anderen Schulprojekten des Geschäftsbereichs Niederlassung 

Brandenburg regelmäßig fachlich ausgetauscht wird.
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Ziele und Inhalte

Das Projekt steht unter dem Motto „Schule an anderem Ort und mit anderen Inhalten“. Für die 

Teilnehmer/-innen haben wir drei große Ziele entwickelt: Teilnahme am Modellversuch und 

Erwerb des Abschlusses der 9. Klasse (Einfache Berufsbildungsreife), Teilnahme am 

Modellversuch und Vorbereitung auf die Aufnahme einer Maßnahme der Agentur für Arbeit, 

Reintegration in die „Regelschule“.

Um diese Ziele zu erreichen, haben wir folgende Angebote erarbeitet:

– Arbeit in Projekten, die sich thematisch und inhaltlich an den Brandenburger 

Rahmenlehrplan der Klassen 8 und 9 orientieren,

– Arbeit in thematischen Lernwerkstätten,

– mathematisch-naturwissenschaftliche Lernwerkstatt,

– musisch-künstlerische Lernwerkstatt,

– Sprachen,

– Selbstlerngruppen,

– Praxislernorte und Praktika.

Ausstattung

Das Projekt Leonardos Meisterbude bringt folgende Ressourcen ein:

Erfahrungswissen und fachliche Kompetenz

– funktionierendes Konzept mit mehrfacher Weiterentwicklung der Methoden,

– mehrfache Krisenbewältigung mit Jugendlichen,

– alle Mitarbeiter verfügen über praktische Berufsausbildung und Ausbildung im 

pädagogisch/sozialen Bereich,

– kontinuierliche Fort- und Weiterbildung.

Ressourcen

– Vorhandensein alternativer Lernorte,

– große, offene, selbst gestaltete Lernräume losgelöst von Schulgebäuden in 

Plattenbausiedlung mit enormem Wohnungsleerstand,

– Kunstwerkstatt und Holzwerkstatt,

– Erlebnisort und Naturraum Markgrafenmühle (Cottbus Madlow) mit altem Bootshaus 

bedeutet,

– Spreenähe,

– Wildheit,

– Stadtkontrast und Abgeschiedenheit,

– Wertschätzung des Freiraumes und erkennen der Entfaltungsmöglichkeiten,

– Raum für Grenzerfahrung.

Projekte

Kanubau

Das Projekt bewarb sich erfolgreich um Spendengelder der „Deutschen Kinder- und 

Jugendstiftung“ für ein Kanubau-Projekt. Ziel des Projektes war, mit den Teilnehmern/-innen

unter fachlicher Anleitung indianische Kanus herzustellen. Die Kanus sollen für die 

Abschlussfahrt verwendet werden. Für die Zukunft ist geplant, dass die Teilnehmer/-innen des 

Projektes die Kanus an andere Schulklassen, Projekte oder Vereine vermieten.
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Betriebspraktikas

Das Konzept des Projektes sieht vor, die Jugendlichen auf das Berufsleben vorzubereiten. 

Dazu konnten sich die Teilnehmer/-innen Praktikumsbetriebe suchen, die später dem eigenen 

Berufswunsch entsprachen. Leider konnten nicht alle Teilnehmer/-innen die Praktika 

erfolgreich  absolvieren. Durch Einzelgespräche mit den Jugendlichen wurden die 

Versagensprobleme besprochen und Befindlichkeiten erörtert. Für die Schüler des Projektes 

wird es noch ein weiteres Praktikum geben.

Abschlussfahrt

Zum Schuljahresende wurde eine Abschlussfahrt geplant und durchgeführt. Mit den selbst 

gebauten Kanus gab es eine Fahrt in den Spreewald. Übernachtet wurde ganz romantisch auf 

einem urigen Bauernhof. Bei Lagerfeuer und vielen Gesprächen wurde die vergangene 

Projektzeit reflektiert.

Von 12 Teilnehmern/-innen konnten 7 Jugendliche das Projektziel erreichen. Alle Teilnehmer/

-innen konnten im Anschluss der Maßnahme erfolgreich in ein berufsvorbereitendes Jahr 

vermittelt werden.

Mit Beginn des Schuljahres 2007/2008 startete das Projekt mit einer neuen Klasse. Seit August 

2007 werden 13 neue Jugendliche beschult. 2 Mädchen und 11 Jungen kommen nun ihrer 

Schulpflicht in dem Schulprojekt „Leonardos Meisterbude“ nach. Zu Beginn der Maßnahme 

lag der Schwerpunkt bei einer sozialpädagogischen Gruppenarbeit. Aus den Einzelnen sollte 

eine Gruppe entstehen und das „Wir-Gefühl“ gestärkt werden. Durch einen Lerntherapeuten 

konnten die Defizite der Jugendlichen ermittelt werden. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass

7 von 13 Teilnehmern/-innen zum Teil unter einer diagnostizierten ADS bzw. ADHS leiden. 

Mit dieser Diagnose konnten sich die Projektmitarbeiter/-innen besser auf kommende 

Probleme und Verhaltensauffälligkeiten der Teilnehmer/-innen einstellen und im Bedarfsfall 

agieren.

Den Mitarbeitern/-innen ist es im Verlauf des Schulhalbjahres gelungen, dass die Schüler 

bereit sind, zusammen zu arbeiten. Freundschaften haben sich gebildet und eine gestärkte 

Gruppe konnte das Jahr 2007 mit einer gemeinsamen Weihnachtsfeier beenden.

4.2.3 „Jugend at work“ in Cootbus

4.2.4 Jugend hilft Jugend

Auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit der Maßnahme Mehraufwandsentschädigung und 

Qualifikation (MAE & Quali) und einer Erfolgsquote von 72 % im Schuljahr 2006/2007 (von 

25 Teilnehmer/-innen haben 18 Teilnehmer/-innen die Berufsbildungsreife erhalten, 1

Teilnehmer die erweiterte Berufsbildungsreife) startete die Maßnahme im Sommer 2007 erneut 

und hat sich somit als eine Leistung zur Eingliederung nach § 16 SGB II etabliert.

Zu Beginn des neuen Schuljahres am 27. August 2007 begann die Maßnahme mit 20 

Teilnehmer/-innen. Am 21. September 2007 wurde erstmalig eine Teilnehmerin ohne ALG II-

Bezug vom Jugendamt Cottbus in die Maßnahme integriert. Nachträglich erhielt die 

Maßnahme am 26. Oktober 2007 noch eine Aufstockung von 4 Teilnehmer/-innen. Die 

Maßnahme „Jugend hilft Jugend“ ist mit 25 Teilnehmer/-innen besetzt. Sie endet mit dem 

Sommerferienbeginn am 26. Juli 2008.

Zielgruppe

Die Teilnehmer/-innen sind arbeitslose Jugendliche unter 25 Jahren, die Leistungen nach 

ALG II beziehen und über keinen Schulabschluss verfügen. Sie sind erwerbsfähig und haben 

zahlreiche soziale Benachteiligungen und individuelle Beeinträchtigungen.
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Gliederung

Die Maßnahme gliedert sich in drei Teile mit dem Hauptziel, den Schulabschluss zu erreichen:

Der Theorieteil umfasst 18 Stunden wöchentlich, der an drei Tagen mit jeweils 6 Stunden 

täglich im Haus „jule“ in Cottbus absolviert wird. Die Unterrichtsräume wurden von den 

Teilnehmer/-innen an den Praxistagen in einer Kombination aus Eigenverantwortung, 

Kreativität und Anleitungen hergerichtet. So haben sie den Bezug zur Sauberhaltung, Pflege 

und Achtung von Gegenständen und Material positiv umgesetzt.

Der Unterricht wird durch Honorarkräfte mit Zusatzqualifikationen im Bereich der 

Sonderpädagogik gestaltet.

In den Monaten August und September 2007 sowie im Oktober 2007 wurden die Teilnehmer/

-innen durch die Pädagogen/-innen bezüglich ihres Schulwissens eingeschätzt. Eine ständige 

Schulmotivation und Wiedereinstiegshilfen untermauerten die Unterrichtsmethoden.

Auf der Grundlage der fachlichen Einschätzung und nach gemeinschaftlichen pädagogischen 

Auswertungen der Leistungstests wurde die Maßnahme in der Theorie im November 2007 in 

zwei Lerngruppen unterteilt. So wurde es möglich, die Jugendlichen entsprechend ihres 

Leistungsstandes gezielt zu beschulen und auf die Prüfungen für die einfache oder erweiterte 

Berufsbildungsreife vorzubereiten.

Lernziele für den Theorieteil sind

Für den Theorieteil stand im Mittelpunkt:

– der Erwerb von Schulwissen im Leistungsbereich der Klasse 9 oder der Klasse 10 in den 

Schulfächern: Mathematik, Deutsch, Geschichte/politische Bildung, Geographie, Physik 

und Biologie,

– die Vermittlung von Erfolgserlebnissen durch eigene Leistung, Stärkung des 

Selbstwertgefühls,

– das Bestehen der Zwischenprüfung und Abschlussprüfung,

– der Erwerb von Schlüsselqualifikationen und Basisqualifikationen.

Die Teilnehmer/-innen der Maßnahme zeigten zu Projektbeginn zum Teil Probleme im

Umgang mit Autoritätspersonen. Ein positiver Aspekt war die gute und schnelle 

Gruppenfindung und der Teamgedanke in der Gruppe.

Dem Unterricht über einen längeren Zeitraum gezielt zu folgen stellte sich als Problem dar. 

Der abwechslungsreiche und durchstrukturierte Unterrichtsstoff und deren sonderpädagogische 

Vermittlung führten die Teilnehmer aber zu positiven Lernergebnissen und so zum Abbau der 

negativen Haltungen zur Schule.

Eine ständige sozialpädagogische Betreuung und Begleitung in der Theorie half den 

Jugendlichen zu einem geregelten, positiven Tagesablauf. Projektarbeit unter Einbeziehung 

von eigenen Gedanken, Meinungen und Wertvorstellungen bietet den Teilnehmer/-innen die 

Möglichkeit, sich auch von einer oder mehreren anderen Seiten zu erleben und somit auch 

andere Stärken und Ressourcen für sich zu nutzen. Diese Ansätze der sozialpädagogischen 

Arbeit stärken unter anderem das Durchhaltevermögen einzelner Jugendlicher bis zum 

Schulabschluss. 

Die Sozialpädagogin führt regelmäßige Teamsitzungen und nach Bedarf tägliche 

Einzelbesprechungen mit den Lehrkräften und dem Praxisanleiter durch, um die Arbeit im 

Unterrichtsteil entsprechend der Zielsetzung der Maßnahme zu gestalten und durchführen zu 

können.

Im März des Jahres 2008 fanden in den Fächern Mathematik und Deutsch die schriftlichen 

Zwischenprüfungen statt, die es den Teilnehmer/-innen ermöglichte, sich in einer 
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Prüfungssituation zu erleben und auch einen eigenen genauen Überblick über den momentanen 

Leistungsstand zu erhalten. 

Den sozialpädagogischen Betreuern/-innen und Pädagogen/-innen könnte somit auch ein 

Einblick in den derzeitigen Wissenstand ermöglicht werden, um gezielte Nachhilfe anbieten zu 

können. Die Auswertungen der Zwischenprüfungen ergaben, dass drei Teilnehmer/-innen den 

Schulabschluss nicht erreicht hätten. Auch verhalf diese Auswertung mehreren Teilnehmer/

-innen dazu, ihre Leistungsbereitschaft in Form von zusätzlichen theoretischen Aufgaben 

außerhalb der Unterrichtszeiten zu verlegen und Hausarbeiten und Nachhilfen anzunehmen.

Mit den Teilnehmer/-innen wurden Vereinbarungen und Ziele sowie Wegeplanungen 

festgelegt, welche monatlich ausgewertet und im Softwareprogramm und in Form von 

Handakten für den besseren persönlichen Betreuungsumgang geführt und dokumentiert 

werden.

Für die Praxisarbeit stand im Mittelpunkt:

– Er umfasst umfasst 12 Stunden wöchentlich, der an zwei Tagen der Woche absolviert 

wird.

– Für diesen Zeitraum steht den Jugendlichen unter anderem der berufspraktische Einsatzort 

in der Nähe des Stadtzentrums „Markgrafenmühle“ zur Verfügung. Das Gelände der 

„Markgrafenmühle“ und die darauf befindliche Baracke bieten den Teilnehmer/-innen, 

zusätzlich zum berufspraktischen Einsatz, umfassende Möglichkeiten für sport-, freizeit-

und naturpädagogische Tätigkeiten. Während des Praxisanteils lernen die Jugendlichen 

verschiedene Tätigkeiten aus den Bereichen Handwerk, Hauswirtschaft und 

Grünanlagenbau kennen, erproben ihre jeweiligen Kompetenzen, erleben die Berufspraxis 

und werden mit den Anforderungen der Arbeitswelt vertraut gemacht. 

Die Arbeitsaufgabe der Teilnehmer die Kriegsgräberstätten zu pflegen, erwies sich als sehr 

positiv. Die Notwendigkeit und die Gleichstellung der Aufgaben motivierten und stellten so 

einen guten Kontakt innerhalb der Gruppe her.

Ebenso führen die Teilnehmer/-innen einen Spielplatztest durch. Dazu werden 10 Spielplätze 

in Cottbus, im Rahmen der Bürgermitwirkung durch Befragungsbögen, welche Besucher/

-innen des Spielplatzes ausfüllen, bewertet. 

Die Bewertung wird nach Spielmöglichkeiten, Spielgerätequalität, Lage, Sauberkeit und 

Meinungen der Eltern und Kinder durchgeführt. So konnte bei den Teilnehmer/-innen ein 

positives Empfinden für die Gemeinschaft entwickelt werden. Bei dieser Aufgabe werden die 

Jugendlichen sozialpädagogisch betreut. Der Praxisanleiter unterstützt fachlich die Tätigkeiten 

und legt auch den Fokus auf ein kommendes Übergangs- Management.

Durch den berufspraktischen Einsatz erwerben die Jugendlichen die im Berufsleben 

notwendigen Kernkompetenzen wie Problemlösungsfähigkeit, Belastbarkeit, 

Kooperationsfähigkeit, Verantwortungsbereitschaft, Arbeitsbereitschaft, Selbständigkeit, 

Leistungsfähigkeit, Pünktlichkeit, Entwicklungs- und Lernbereitschaft, Ausdauer, 

Zuverlässigkeit und Handgeschick. Grundsätzliche Probleme zeigten sich zu Beginn der 

Maßnahme in der Kooperationsfähigkeit sowie verstärkt in der Selbständigkeit und Ausdauer.

Für die Teilnehmer/-innen, die Systeme wie Schule und Ausbildung als Orte des Misserfolgs 

erlebt haben, steht der Aufbau und die Stärkung der eigenen Persönlichkeit und die Förderung 

sozialer Kompetenzen im Vordergrund. Sie ist die Grundvoraussetzung für die regelmäßige 

Teilnahme an der Maßnahme.

Ein erlebnis- und freizeitpädagogisches Ziel ist es, soziale Kompetenzen sowie 

Persönlichkeitsstärke und Selbstbewusstsein zu stärken. Eine Gruppendynamik und der sich 

dadurch aufbauende Gruppenzusammenhalt stärken und motivieren schwächere Teilnehmer/

-innen in Punkt auf Durchhaltevermögen und Erreichen des Schulabschlusses. 
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Die Entwicklung der eigenen Kreativität und Umsicht gegenüber anderer Mitmenschen kann 

gerade durch gemeinsame Aktivitäten gefördert und verinnerlicht werden und so ihre eigene 

Persönlichkeit in positivem Bezug verändern.

Die umfassende sozialpädagogische Begleitung und Betreuung befindet  sich stets im 

Mittelpunkt. Eine Integration der Teilnehmer/-innen in die Durchführung des Projektes 

„Gestaltung von 40 Lubina Figuren zum Filmfestival Cottbus “, von dem Projekt Galerie auf 

Zeit, legte den Grundstein für die positive Einstellung zu freizeitpädagogischen Erlebnissen 

mit Übergang in die persönliche Freizeitgestaltung. 

Die Teilnehmer/-innen bereiteten den freien Platz unter dem „Zelt“ in Sachsendorf mit 

Materialien vor. Die 40 Holzstatuen, welche zum Cottbuser Filmfestival vor der Stadthalle 

Cottbus ausgestellt werden sollten, wurden von den Teilnehmer/-innen für die Bearbeitung 

grundiert. Die kreative Gestaltung mit Spraydosen, Farben, Schablonen und Malinstrumenten 

unter Anleitung der Künstler/-innen vom Kunstmuseum „Dieselkraftwerk“ ließ sehr gute 

eigene, kreativ entwickelte Statuen entstehen.

Ein gemeinsamer Bowlingwettkampf, Vorbereitungen und Durchführung von Festen und 

Feiern, Weihnachtsgestaltungen aus Naturmaterialien, Zubereitungen von Mittagsgerichten, 

Erkundungen und Besichtigungen von Sehenswürdigkeiten in Cottbus sowie ein Singstar-

Wettbewerb sind nur einige der Aktivitäten in der Maßnahme.

Aktueller Stand

In der derzeitig laufenden Maßnahme haben von 25 Teilnehmer/-innen nur zwei Teilnehmer/

-innen, infolge von hohen Fehlzeiten die Maßnahme verlassen. 

Ein Teilnehmer ist nicht zur Zwischenprüfung erschienen und brachte auch keine gültige 

Entschuldigung. Somit ist er nicht zur Prüfung im Sommer zugelassen und hat auch durch 

erhebliche Fehlzeiten die Maßnahme nicht fortgesetzt. 

22 Teilnehmer/-innen sind in der Maßnahme verblieben, davon werden voraussichtlich 

8 Jugendliche die Prüfung zur erweiterten Berufsbildungsreife ablegen und 14 von ihnen 

werden voraussichtlich die einfache Berufsbildungsreife ablegen.

4.2.5 Arbeitsgelegenheiten für jugendliche Langzeitarbeitslose „JuLa“ in Cottbus und 

Spremberg

Am 1. November 2006 startete das Projekt JuLa, aufgrund der erfolgreichen Bilanz des ersten 

Projektes, zum zweiten Mal mit 18 Teilnehmern/-innen im Alter von 18 bis 25 Jahren am 

Standort Cottbus. Das Projekt wurde aus öffentlichen Mitteln des Landkreises Spree-Neiße, 

Eigenbetrieb Grundsicherung für Arbeitssuchende, gefördert. 

Zeitversetzt begann am 1. Dezember 2006 das Projekt JuLa für 15 Teilnehmer/-innen in 

Spremberg. Der Bewilligungszeitraum für beide Projekte betrug 12 Monate.

Leitidee

Auf Grundlage des Zweiten Sozialgesetzbuches § 16 Abs. 3 Satz 1 sollen für erwerbsfähige 

Hilfebedürftige, die keine Arbeit finden können, in Form eines Praktikums die entsprechenden 

Arbeitsgelegenheiten geschaffen werden.

Dadurch soll die Entwicklung und Stärkung der beruflichen Handlungskompetenz bei den 

jugendlichen Langzeitarbeitslosen erfolgen. Ziel ist es, die Arbeitsfähigkeit der Jugendlichen 

zu fördern und zu erhalten, um einen Einstieg in Arbeit besser zu gewährleisten. Weiterhin 

sollen die jungen Menschen in den Stand versetzt werden, sich berufliche Qualifikationen 
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anzueignen und sich wieder aktiv um die Integration in den Ausbildungs- oder Arbeitsmarkt zu 

bemühen.

Zielgruppe

Zielgruppe des Projektes sind Jugendliche im Alter von 18 bis 25 Jahren, die Leistungen nach 

SGB II beziehen. Die Projektteilnehmer/-innen hatten sehr unterschiedliche Voraussetzungen. 

Sie gliederten sich in Teilnehmer/-innen:

– ohne Schulabschluss,

– ohne Berufsausbildung,

– mit einer oder mehreren abgebrochenen Berufsausbildungen,

– mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung (in der Regel keine Berufspraxis).

Ziele

Das Primärziel ist die Schaffung und Förderung von Arbeitsplätzen für erwerbslose ALG II-

Empfänger/-innen, um ihnen zu einer dauerhaften Eingliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu 

verhelfen.

Bei den Jugendlichen wird die Beschäftigungsfähigkeit und Motivation aufgebaut, wieder 

hergestellt bzw. erhalten. Die individuelle Belastbarkeit und Produktivität werden schrittweise 

gesteigert.

Ein weiteres wichtiges Ziel ist es, dass sich die jungen Erwachsenen an die Anforderungen des 

regulären Ausbildungs- oder Arbeitsmarktes anpassen. Dazu wird gleichfalls an der 

Verbesserung des Bewerbungsauftritts gearbeitet.

Die jugendlichen Projektteilnehmer/-innen erlernen und/oder vertiefen berufliche Erfahrungen.

Das Projekt JuLa ermöglicht den jungen Erwachsenen ein individuelles Wiederfinden sozialer 

Strukturen mit dem Anspruch der Anerkennung und Wertschätzung.

Projekte JuLa an den Standorten Cottbus und Spremberg

Nach der Qualifizierungsphase, die ein soziales Training und das Bewerbungstraining 

umfasste, erfolgte der Praxiseinsatz in vorwiegend kleinen und mittelständigen Unternehmen.

Zusätzlich wurden in regelmäßigen Abständen Termine für Einzelgespräche zur Reflexion der 

Praxis und weiterer Zielvereinbarungen abgestimmt. Individuelle Beratungs- und 

Betreuungsangebote wurden aufrechterhalten.

Mit den Unternehmen erfolgten Zwischenauswertungen mit dem Ziel der Feinabstimmung der 

Berufswegeplanung. Der Übergang der jungen Erwachsenen in Arbeit oder in Einzelfällen in 

eine Ausbildung wurde vorbereitet. In Hinblick auf die angestrebte Berufs- oder 

Lebensplanung der Einzelnen erfolgten auch Wechsel in den Praktikaeinsätzen. Die 

Netzwerkarbeit mit den wichtigen Ansprechpartnern, auch für die Zeit nach dem Projektende, 

wurde intensiviert und für die Jugendlichen transparent gemacht.

Erfolge JuLa Cottbus

Mit Wirkung vom 4. März 2007 konnte der erste Projektteilnehmer auf dem ersten 

Arbeitsmarkt vermittelt werden. Ein Jugendlicher bestand seine Facharbeiterprüfung. Vier 

Teilnehmer/-innen des Projektes erhielten einen Arbeitsvertrag auf dem ersten Arbeitsmarkt. 

Davon arbeiten drei in ihren erlernten Berufen. Ein Jugendlicher erhielt einen Arbeitsvertrag 

über eine geringfügige Beschäftigung in dem Unternehmen, in dem er auch sein Praktikum 
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absolviert hatte. Eine Projektteilnehmerin beginnt eine Ausbildung als Rettungssanitäterin. Bis 

zum Ausbildungsbeginn absolviert sie ein Freiwilliges Soziales Jahr.

Erfolge JuLa Spremberg

Eine Jugendliche erhielt einen Arbeitsvertrag über eine geringfügige Beschäftigung, mit der 

Option im kommenden Ausbildungsjahr eine Ausbildung als Kauffrau im Einzelhandel in 

diesem Unternehmen zu absolvieren.

Eine Projektteilnehmerin möchte sich im Bereich der Krankenpflege beruflich neu orientieren. 

Dazu besucht sie seit August 2007 die Volkshochschule Spremberg mit dem Ziel des 

nachträglichen Erwerbs der erweiterten Berufsbildungsreife. Ein Teilnehmer konnte im 

Berufsbildungszentrum Cottbus eine Ausbildung zum Konstruktionsmechaniker mit der 

Fachrichtung Feinblechtechnik aufnehmen.

4.2.6 JIM im „Haus Jule“

„JIM“ verstehen sich  als Dienstleister für umliegende Jugendeinrichtungen, -initiativen und 

-gruppen, Eltern und Lehrer sowie andere im Bereich der Jugendhilfe tätige Institutionen und 

Personen, indem sie bedarfsorientiert medienpädagogisch beraten, Hilfe vermitteln oder direkte 

Kooperationen, insbesondere mit Ganztagsschulen eingehen. Das „JIM“ Cottbus konnte das 

Ganztagsprogramm an der Bauhausschule in Cottbus mitgestalten. Das heißt, eine Gruppe 

junger körperbehinderter Menschen trifft sich einmal in der Woche zum regulären Unterricht 

im „JIM“.

Ziele der praktischen Medienkompetenz sind:

– Fähigkeit zur aktiven Kommunikation,

– Kenntnis der technischen und organisatorischen Bedingungen,

– kompetente Gestaltung.

Weitere Kooperationen zu Gesamtschulen der Stadt Cottbus bestehen, die verschiedene 

Angebote in AGs, die z. B. den Erwerb von Computerführerscheinen; Projektarbeiten, 

Hausaufgabenhilfen, Schüler, Studenten und Lehrer nutzen PC und Internet als Lehr- und 

Lernmittel, Lehrinhalte werden durch Internet-Informationen angereichert, bundesweite 

Schüler- und Schulpartnerschaften im Netz, PC und Internet sind Instrumente für lebenslanges 

Lernen, weltweite Projektarbeit als Lernmedium etc. in verschiedenen Altersstufen beinhalten.

Aktivitäten

Im Mai und Juni 2007 wurde im JIM ein Filmworkshop in Vorbereitung auf das Filmfestival 

durchgeführt. Dabei nahmen die Teilnehmer der Projekte 2. Chance, Galerie auf Zeit und MAE

& Qualifizierung teil.

Nach der Sommerpause bzw. seit dem September 2007 wird das JIM regelmäßig jeden 

Mittwoch durch die Teilnehmer/-innen des Schulverweigerer-Projektes „Leonardos 

Meisterbude“ zu Unterrichtszwecken genutzt. Hierbei lernen die Schüler/-innen unter 

fachlicher Anleitung den Umgang mit den Office-Programmen Word, Excel und Powerpoint. 

Es werden Internetrecherchen zur Berufsorientierung durchgeführt und die ersten 

Bewerbungen und Lebensläufe erstellt.

Seit Oktober 2007 nutzten die Teilnehmer/-innen der Einstiegsqualifizierung 1 und 2 die 

Technik des „JIM“, um die online durchzuführenden Geva-Tests zu absolvieren. Das Ergebnis 

und die Auswertung der Geva-Tests ermöglichte es ihnen, erfolgreich bei der Suche nach dem 

richtigen Praktikumsbetrieb für die spätere Ausbildung zu sein.
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Für eine interne Mitarbeiterschulung wurde das „JIM“ im November 2007 genutzt. Dabei ging 

es um das Thema der graphischen Darstellung von Werten durch den Einsatz von 

Diagrammen.

Auf Grund der großen Nachfrage und Auslastung bekam das „JIM“ im Dezember 2007 eine  

neue Ausstattung, bei der 10 neue Computer-Komplettsysteme, welche den modernsten 

Anforderungen gerecht werden, angeschafft wurden.

Im Januar und Februar 2008 fand im „JIM“ die Berufsorientierung der MAE &

Qualifizierungs-Maßnahme statt.

Da am 01.03.2008 die neue JuLa-Maßnahme begann, wurde das „JIM“ durch die 

sechswöchige Profilingphase ausgelastet. Hierbei nutzten die Teilnehmer/-innen das Internet 

für die Recherche von Praktikums- bzw. Arbeitsplätzen. Außerdem fertigten sie erfolgreich 

ihre Bewerbungsunterlagen an.

Im Januar 2008 fand das „JIM“-Fachgruppentreffen statt, welches im zweimonatigen 

Rhythmus durchgeführt wird. Hierbei ging es um die ersten Planungsschritte für einen Foto-

Wettbewerb für Kinder und Jugendliche zu dem Thema „Treffpunkte der Kids“. Zu dieser 

Aktion sind ein Fotoworkshop und eine im Anschluss stattfindende Wander-Galerie mit den 

Siegerfotos in den Städten Spremberg, Cottbus, Bad Freienwalde und Frankfurt (Oder) geplant.

Aktuell gibt das „JIM“ Hilfestellung bei dem Projekt „Zeitspuren“, das von Schüler/-innen der 

Sandower Oberschule durchgeführt wird. Hierbei entsteht eine Präsentations-CD für den 

Geschichtsunterricht mit dem Titel „Jüdisches Leben in Cottbus in der Zeit des 

Nationalsozialismus 1933 – 1945“. 

4.2.7 „Schulverweigerung - Die 2. Chance“ in Cottbus

Das Projekt „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ ist ein gefördertes Programm des 

Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus Mitteln des Europäischen 

Sozialfonds, deren Regiestelle der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

ist.

Das Programm richtet sich an schulverweigernde Jugendliche und an Schüler/-innen, bei denen 

die Gefahr einer „negativen Schulkarriere“ besteht. Ziel ist, die Bedingungen zum Erreichen 

eines Schulabschlusses für die Jugendlichen sicher zu stellen.

Die Koordinierungsstelle kooperierte mit der Sachsendorfer Oberschule und der Paul-Werner-

Oberschule, vor allem in den Klassen 7 bis 9.

Nach der Ermittlung des individuellen Förderbedarfs erhielten die teilnehmenden Schüler und 

Schülerinnen folgende Angebote:

Förderunterricht

Der Förderunterricht wurde einzeln oder in der Kleingruppe in der Schule oder auch bei Bedarf 

im Jugendberatungs- und Lernzentrum durchgeführt. Die Förderung erfolgte vorrangig in den 

Hauptfächern durch Honorarkräfte. In Einzelfällen erfolgte eine Hausbeschulung, um die 

Jugendlichen ans Lernen wieder heranzuführen und sie anschließend schrittweise 

einzugliedern.

Sozialtraining

Im Sozialtraining setzten sich die Jugendlichen mit Regeln, Normen und Umgangsformen 

auseinander. Durch das Einführen von familienähnlichen Ritualen wie das gemeinsame 

Zubereiten und Einnehmen von Mahlzeiten sowie durch das Besuchen von Institutionen und 



310

das Erstellen eines Lebensordners wurden sie in einem kleinen Umfang auf das Leben 

vorbereitet. Durch bestimmte Projekte wurden die sozialen Kompetenzen geschult, 

beispielsweise durch das Arbeiten im Wald wurden die Teamfähigkeit und das 

Durchhaltevermögen trainiert. Zur gesundheitlichen Erziehung wurde eine Fachberatung  von 

der Krankenkasse (AOK) zum Thema Essstörung und zur gesunden Ernährung durchgeführt.

Angebote zur beruflichen Orientierung

Jugendliche, die vor allem im 9. Schulbesuchsjahr waren, erstellten Praktikumsbewerbungen, 

machten ihre ersten Erfahrungen in der Arbeitswelt durch Praktika in Unternehmen, besuchten 

Bildungseinrichtungen und Firmen wie das Kraftwerk Jänschwalde. Des Weiteren erhielten sie 

an der Schule einen Workshop zum Bearbeiten von Metall.

Freizeitangebote

Freizeitangebote lagen im sportlichen (z. B. Bowling, Billard, Federball, Volleyball), 

kulturellen (z. B. Theaterbesuch, Graffiti-Workshop, Fahrt nach Berlin ins IMAX) und 

medienpädagogischen (z. B. Dreh eines Filmes mit enthaltenden Lehrerinterview und 

Auswertung, Herstellen eines Videofilmes für das Filmfestival, Einführung in Word) Bereich.

Sozialraumbezug

Um einen Sozialraumbezug für die Teilnehmer/-innen herzustellen, nahmen die Schüler/-innen 

der Sachsendorfer Oberschule an der Spielplatzaktion der Kompetenzagentur teil. Sie befragten 

Anwohner über die Sauberkeit und Zufriedenheit mit dem Spielplatz. Ebenso wurden die im 

Stadtteil befindlichen Einrichtungen, z. B. Jugendclubs und Beratungsstellen, besucht.

Ein großer Schwerpunkt lag in der Arbeit mit den Eltern. Durch Gespräche, Telefonate, 

Hausbesuche und Informationsbriefe fand hauptsächlich der Informationsaustausch statt. Aber 

auch Elternversammlungen und Elternsprechtage, die über die Koordinierungsstelle organisiert 

wurden, wurden in Anspruch genommen.

An den Kooperationsschulen stehen Beratungs- und Klassenräume für die Koordinierungsstelle 

zur Verfügung, die für Gespräche und Unterricht genutzt wurden. Regelmäßige Fallabsprachen 

fanden mit den Deputatlehrern/-innen und der Schulsozialarbeiterin, die als Vertretung des 

Jugendamtes galt, statt, um ein einheitliches Vorgehen zu erreichen. Die Koordinierungsstelle 

war aktiv bei Klassen- und Lehrerkonferenzen an den Schulen vertreten.

Die Zusammenarbeit mit der Jugendhilfe erfolgte im Einzelfall durch Fallbesprechungen und 

durch die Teilnahme an Hilfeplangesprächen mit dem Allgemeinen Sozialen Dienst und der

Jugendgerichtshilfe des Jugendamtes sowie mit den freien Trägern. Bei einem Teil der 

Jugendlichen wurden während der Betreuungsphase zusätzlich Hilfen zur Erziehung 

eingeleitet.

Auf Grund des hohen Bedarfes an den Schulen stieg die monatliche Teilnehmerzahl von 15 im 

September 2006 auf 30 Teilnehmer/-innen im Dezember 2007.

Seit dem 1. September 2006 wurden insgesamt 52 Schüler/-innen im Projekt betreut (Stand 

15.04.2008). Davon waren 21 weiblichen und 31 männlichen Geschlechts, vier Teilnehmer/-

innen hatten einen Migrationshintergrund. Das Einstiegsalter lag zwischen 13 und 15 Jahren.

Von den 26 beendeten Fällen wurde folgender Verbleib ermittelt:

Reintegration in Regelschule (12), Außerschulisches Projekt (Leonardos Meisterbude, 4), 

Reintegration in Privatschule (2), Reintegration in Berufsvorbereitung (4), Aufenthalt in 

Suchtklinik mit Erwerb des Schulabschlusses (1), Elternschaft (1), Praktikum (1), Trebe (1).
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Bei vielen Teilnehmer/-innen reduzierte sich die Anzahl der Fehltage und Fehlstunden, 

verzeichneten sich „kleine“ Erfolgserlebnisse in den schulischen Leistungen, was sich in den 

Noten widerspiegelte. Durch positive Erfahrungen und Erfolgserlebnisse in der Schule oder in 

Praktika veränderten sich das Selbstbewusstsein und das familiäre Zusammenleben wesentlich. 

Veränderungen im familiären Kontext zeigten oft positive Auswirkungen, z. B. 

Sorgerechtsentscheidungen bei Gericht. Aber auch ein Schulwechsel wirkte sich oftmals 

positiv aus. Regelmäßige Anwesenheit, positiveres und unauffälligeres Verhalten waren die 

Folge.

Die vier Jugendlichen, die im September 2007 in eine berufsvorbereitende Maßnahme 

integriert wurden, sind mit dem heutigen Stand immer noch eingegliedert. In Absprache mit 

der Berufsberatung erfolgte die passgenaue Vermittlung in Arbeitsfelder, die sich an die 

Fähigkeiten und Interessen des Einzelnen orientierte.

Durch die tägliche Anwesenheit der Mitarbeiterinnen in der Schule, durch die ständige 

Kontrolle der Anwesenheit, durch die sofortige Kontaktaufnahme zu den Eltern bei 

Nichtanwesenheit oder Problemen sowie durch die wöchentlichen Auswertungsgespräche 

wurde ein Netz instruiert, dass zeitnah reagiert und konsequent handelt.

Auch in den Ferien fungierten die Koordinierungsstellen mit besonderen Angeboten als 

Ansprechpartner für die Teilnehmer/-innen sowie deren Eltern.

Durch die ständige Begleitung und sehr intensive Betreuung trug die Koordinierungsstelle dazu 

bei, dass sich die Jugendlichen stabilisierten und sich somit die Chancen auf einen 

erfolgreichen Schulabschluss wesentlich erhöhten.

Nach Beendigung der Betreuung in der Koordinierungsstelle erhielten die Jugendlichen das 

Angebot, sich durch die Kompetenzagentur weiter beraten zu lassen. Damit wurde 

gewährleistet, dass ihnen für Fragen, vor allem zur beruflichen Orientierung, ein 

Ansprechpartner weiter zur Verfügung steht.

Die Koordinierungsstelle ist in den Kooperationsschulen etabliert, sie ist ein Vermittler 

– zwischen den Schüler/-innen und den Lehrer/-innen,

– zwischen den Schüler/-innen und deren Eltern,

– zwischen den Eltern und den Klassenlehrer/-innen,

– zwischen der Schule und dem Jugendamt,

– zwischen der Schule und den Trägern der Hilfen zur Erziehung.

Das Projekt der 2. Chance ist eine etablierte Stelle in den Schulen geworden, die akzeptiert und 

anerkannt wird.

Der Umgang mit „Schulverweigerung“ auf kommunaler Ebene wurde in den halbjährlich 

durchgeführten Steuerungsrunden diskutiert, an denen Vertreter/-innen vom Staatlichen 

Schulamt, Jugendamt, von der Berufsberatung der Agentur für Arbeit, vom JobCenter, dem 

Jugendmigrationsdienst und der Kompetenzagentur anwesend waren. Probleme und 

Veränderungswünsche wurden ausgetauscht und diskutiert.

4.2.8 „Galerie auf Zeit“

Die „Galerie auf Zeit“ ist ein Projekt im Programm LOS (Lokales Kapital für soziale Zwecke), 

das im Stadtteil Sachsendorf der Stadt Cottbus ihre Aktivitäten durchführen. Sie richtet sich an 

die Einwohner/-innen des Stadtteils und der Stadt Cottbus. Diese sollen angeregt werden, ihre 

Stadt und die Kunst, die in ihr entsteht, aus einer neuen Sichtweise zu betrachten oder selbst 

mit in das Kunstgeschehen einzugreifen. 

Mit der neuen Förderperiode vom 1. Juli 2007 bis 30. Juni 2008 erhielten zwei Jugendliche 

unter 25 Jahre die Chance, sich beruflich zu verwirklichen, ihre Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
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erweitern und ihren Erfahrungshorizont auszubauen. Sie organisierten verschiedene 

künstlerische Projekte, in denen verschiedene Zielgruppen angesprochen wurden.

In der durchgeführten Dunkelausstellung hatten die Besucher/-innen die Möglichkeit, ihren 

Tast-, Hör- und Geruchssinn zu testen. 

In der „Urban Art“ Ausstellung im August 2007, in der es um Buchstaben und ihre Wichtigkeit 

und Häufigkeit im öffentlichen Leben ging, bewiesen Berliner Graffiti Künstler, dass man in 

der Kunst mit Buchstaben und Sprühdosen sehr viel auf die Leinwand zaubern kann. 

Um die Leinwand ging es auch beim Filmprojekt für den Kurzfilm „Dualität des Seins“. 

Zusammen mit einigen Schülern des Projektes „Schulverweigerung – Die 2. Chance“ und dem 

Jugend-, Informations- und Medienzentrum wurden die Szenen für diesen Film von der 

Erarbeitung des Drehbuches, über die Umsetzung im Schauspiel bis zum Schneiden des Filmes 

erarbeitet. Das Endprodukt wurde dann im Rathaus der Stadt Cottbus, bei „JIM`s

Jugendfilmfestival“ in Bad Freienwalde und beim Cottbuser FilmFestival im November 2007 

dem Publikum vorgestellt.

Unter dem Zelt in Sachsendorf wurden vom 23.10. bis 25.10.2007 in Zusammenarbeit mit dem 

Kunstmuseum Dieselkraftwerk und dem Filmfestival Lubina-Skulpturen bearbeitet, die dann 

auf dem Stadthallenvorplatz zur Eröffnung des „Festivals des europäischen Films“ öffentlich 

präsentiert wurden. Die Holzfiguren wurden durch Kindergartenkinder, durch Schüler/-innen, 

durch behinderte Menschen des „Macht los e.V.“, durch Lernende am Cottbus-Kolleg sowie 

durch Bewohner des Stadtteils Sachsendorf mit verschiedenen Techniken gestaltet. 

Um die sequenzielle Kunst ging es in der Ausstellung „Short Comics“ des Cottbuser Künstlers 

Stev Varga. Am 28.12.2007 präsentierte der Zeichner seine neuesten Comicwerke im 

Jugendclub „Fragezeichen“. Marco Baumeier las während dieser Veranstaltung Gedichte vor.

Im März 2008 erstellten die Mitarbeiter/-innen einen Fragebogen, der an Schulen und 

Jugendeinrichtungen verteilt wurde. Dabei wurde erfasst, welche Interessen die Jugendlichen 

haben, welche künstlerischen Angebote sie sich wünschen, um dementsprechend Projekte zu 

initiieren.

Mit den Teilnehmer/-innen der Maßnahme „Mehraufwandsentschädigung & Qualifizierung“ 

fand vom 28.04. bis 29.04.2008 ein Graffiti-Workshop statt, deren Werke im Mai öffentlich im 

Stadtteil Sachsendorf präsentiert werden.

4.2.9 Einstiegsqualifizierung

Am 1. September 2007 begann erstmalig das Projekt Einstiegsqualifizierung (EQ) mit 

30 Jugendlichen (EQ 1) ohne Ausbildung, mit einer Mindestdauer von 6 Monaten bis maximal 

12 Monaten. Das Projekt wurde aus öffentlichen Mitteln des Landkreises Spree-Neiße, 

Eigenbetrieb Grundsicherung für Arbeitssuchende gefördert.

Am 1. November 2007 startete das zweite Projekt Einstiegsqualifizierung mit 50 Jugendlichen 

(EQ 2). Der Bewilligungszeitraum für EQ 1 beträgt 12 Monate und für EQ 2 10 Monate.

Leitidee

Auf Grundlage der Durchführungsanweisungen zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher soll 

Jugendlichen, die auch nach bundesweiten Nachvermittlungsaktionen ohne Ausbildungsplatz 

geblieben sind, eine Perspektive geboten werden.

Auch für Jugendliche, die noch nicht in vollem Maße über die erforderliche 

Ausbildungsbefähigung verfügen, profitieren von dieser Idee. Es werden 

ausbildungsvorbereitende Praktika mit einer Dauer von 6 bis 12 Monaten gefördert. Eine 
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Anrechnung der Einstiegsqualifizierung auf die Dauer einer nachfolgenden Berufsausbildung 

kann erfolgen.

Von Vorteil ist, dass Betriebe ihren potentiellen Nachwuchs kennen lernen und unabhängig 

von den Schulzeugnissen „ihren Auszubildenden“ auswählen können. Für Betriebe, die bisher 

nicht ausgebildet haben, entstehen Einstiegsmöglichkeiten. Den Praktikanten/-innen entstehen 

durch vielfältige Tätigkeitsbereiche umfangreiche Einblicke in das gewählte Berufsfeld. Durch 

Chancen für benachteiligte Jugendliche erhöht sich die Möglichkeit des Imagegewinns für das 

beteiligte Unternehmen.

Zielgruppe

Zielgruppe der Einstiegsqualifizierung sind mehrfach benachteiligte Jugendliche und junge 

Erwachsene, die mit erheblichen Schwierigkeiten bei der beruflichen und sozialen Integration 

zu kämpfen haben und Leistungen nach SGB II beziehen.

Die Projektteilnehmer/-innen haben unterschiedliche Voraussetzungen.

Sie gliedern sich in Teilnehmer/-innen:

– ohne Schulabschluss,

– ohne Ausbildungsplatz,

– mit einer oder mehreren abgebrochenen Berufsausbildungen.

Projektablauf

Durch laufenden Erhalt der Vermittlungsbögen durch den Eigenbetrieb Grundsicherung für 

Arbeitssuchende erfolgt die Einladung der Jugendlichen.

Es erfolgen individuelle Erstgespräche, Assessment und Profilingphase, Motivationsabklärung, 

Bewerbungstraining und das Erstellen aussagefähiger Bewerbungsmappen für die 

Praxisstellen. Mit Beginn der Vermittlungen in den Praktikumsbetrieben erfolgen 

Feinabstimmungen mit den zuständigen Kammern und dem Eigenbetrieb für Grundsicherung 

Spree-Neiße, den Teilnehmern/-innen und den Betreuern in den Firmen.

In der Praxisphase werden die Teilnehmer/-innen von den sozialpädagogischen Betreuern/

-innen wöchentlich kontaktiert und 14-tägig zur Reflexion der Praxis und Absprachen betreffs 

der Zielvereinbarungen vor Ort betreut.

Mit Abschluss des Einstiegsqualifizierungsvertrages erhalten die Teilnehmer/-innen für das 

ausgewählte Berufsfeld Qualifizierungsbausteine, die den Vorgaben des 

Berufsbildungsgesetzes entsprechen.

Der Betrieb stellt für erfolgreich absolvierte Qualifizierungsbausteine Zeugnisse aus. Von den 

zuständigen Kammern erhalten die Teilnehmer/-innen abschließend ein Zertifikat, in dem die 

Einstiegsqualifizierung benannt wird.

Ziel

Ziel der Maßnahme Einstiegsqualifizierung ist es, dass die Jugendlichen von den Betrieben als 

Auszubildende übernommen werden oder einen Ausbildungsplatz durch professionelle 

Bewerbungen mit aktiven Ausbildungsplatzrecherchen und Empfehlungen durch den 

Praktikumsbetrieb erhalten.

Aktueller Stand

Von 83 erhaltenen Vermittlungsbögen sind 57 Teilnehmer/-innen im Praktikum.
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13 Jugendliche haben kein Praktikum angetreten.

9 Teilnehmer/-innen wurde die Maßnahme vorzeitig gekündigt wegen unentschuldigtem 

Fehlen.

4 Teilnehmer/-innen wurde die Maßnahme abgebrochen, da das erklärte Ziel, die 

Qualifizierungsmaßnahme mit einem Zertifikat abzuschließen nicht gegeben ist.

4.3. Standort Dahme-Spreewald

4.3.1 Schulsozialarbeit in Lübben

Die Tätigkeit des Schulsozialarbeiters an der Schule mit dem sonderpädagogischen 

Förderschwerpunkt Lernen (Förderschule) in Lübben wurde am 01.04.2004 begonnen.

Die Arbeit des Schulsozialarbeiters wird auf der Grundlage des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes (KJHG) und des Schulgesetzes des Landes Brandenburg durchgeführt. 

Weitere Grundlagen der Tätigkeit bilden:

– die Qualitätsstandards Schulsozialarbeit des Landkreises Dahme-Spreewald,

– die Förderrichtlinie Jugendarbeit des Landkreises Dahme-Spreewald,

– die Förderrichtlinie 610-Stellenprogramm des Landes Brandenburg,

– Empfehlungen des MBJS zur Durchführung des Projektes „Sozialarbeit an Schulen“ aus 

dem Jahr 1994 und

– zur „Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung der Schulsozialarbeit an Schulen in 

Brandenburg“ aus dem Jahr 1998.

Die Tätigkeit im Arbeitsfeld wird nach den Handlungsgrundsätzen

– Angebotsvielfalt,

– Auswahlprinzip der Betroffenen,

– Stärkung der Selbsthilfekräfte,

– Bedarfs- und Ergebnisorientierung sozialer Hilfestrategien,

– ergebnisorientierte Überprüfung der Hilfeleistungen

organisiert und durchgeführt.

Das Projekt stellt ein handlungsfeldübergreifendes Angebot der Jugendhilfe im Lebensraum 

Schule dar, das entwicklungsbegleitende Hilfen für alle Kinder und Jugendlichen der Schule 

sowie einzelfallbezogene Hilfen für sozial Benachteiligte bzw. für Schüler/-innen mit 

negativen Lernerfahrungen und für Schüler/-innen in individuellen Konfliktlagen sichern soll. 

Im Sinne lebensweltorientierter Sozialarbeit richtet sich die Tätigkeit in erster Linie an die 

Kinder und Jugendlichen in der Lebenswelt Schule und versucht Hilfen zu geben in Konflikten 

und Problemen, welche die Jugendlichen mit sich selbst und für sich selbst haben. Die 

Tätigkeit ist vom Ansatz her nicht darauf ausgerichtet vordergründig Probleme zu klären, die 

sich für andere mit den Schülern/-innen ergeben. Derartige Problemlagen finden dahingehend 

Berücksichtigung, dass sie sich im Sinne systemischer Sozialarbeit bei Klärung/Lösung der 

Schwierigkeiten der Kinder und Jugendlichen gegebenenfalls durch die Veränderung des 

Verhaltens der Schüler ebenfalls erübrigen. Der Arbeit liegen die Handlungsmaximen 

Prävention, Dezentralisierung/Regionalisierung, Alltagsorientierung, Ganzheitlichkeit, 

Lebensweltorientierung, Integration und Normalisierung sowie Partizipation zu Grunde.

Die Angebote sind inhaltlich in die Arbeitsfelder

– Einzelfallhilfe, sozialpädagogische Beratung,

– Arbeit in Kleingruppen/sozialpädagogische Gruppenarbeit,

– Elternarbeit und Arbeit mit Erziehungs-/Personensorgeberechtigten – systemische Arbeit,

– niedrigschwellige Hilfeangebote vor Ort und Vermittlung in weiterführende Angebote,
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– Projektarbeit, offene Jugendarbeit und Freizeitaktivitäten,

– Vernetzung mit anderen Trägern und Institutionen der Jugendhilfe,

– Gemeinwesenarbeit

gegliedert.

Im Tätigkeitsbereich ist eine sozialpädagogische Fachkraft angestellt. Bis zum 01.08.2007 

wurde die bestehende Konzeption fortgeschrieben und bildet in Form einer ausführlichen 

Konzeption nach Abstimmung mit dem Jugendamt des Landkreises Dahme-Spreewald und mit 

der Projektgruppe an der Förderschule die Grundlage der Arbeit im Projekt. Die jetzt gültige 

Konzeption wird auf der Grundlage der Evaluation der Arbeit im Berichtszeitraum bis zum 

31.07.2008 erneut fortgeschrieben. Die Gesamtkonzeption der Maßnahme Schulsozialarbeit an 

der Förderschule in Lübben wird durch Konzeptionen für einzelne Projekte – z. B. Projekt 

„Kommunikation und Interaktion im Sport“ ergänzt bzw. weiter unterlegt.

Die Arbeit an der Förderschule Lübben vollzog und vollzieht sich unter den besonderen 

Bedingungen der Zusammenlegung der Förderschulen Lübben und Luckau am Standort der 

Förderschule Lübben. Gleichzeitig mit dem vorstehend benannten Prozess fanden und finden 

Baumaßnahmen an der Förderschule Lübben statt, die bei einer gleichzeitigen Vergrößerung 

der Klassen und Schülerzahlen zu räumlichen Engpässen auch im Bereich des Sozialarbeiters 

führten. Für die Arbeit im Tätigkeitsfeld waren in diesem Zusammenhang bei den Schülern/

-innen entstehende Verunsicherungen und daraus erwachsende Verhaltensauffälligkeiten/

-veränderungen sowie Konfliktpotentiale zu berücksichtigen. Gleichzeitig vergrößerte sich das 

Territorium (etwa der halbe Landkreis) erheblich aus dem die Schüler/-innen die Förderschule 

besuchen. Positiv war diesbezüglich, dass durch Kooperation mit einem freien Träger der 

Jugendhilfe die Stelle des Sozialarbeiters als Vollzeitstelle erhalten werden konnte.

Der Sozialarbeiter konnte im Berichtszeitraum die Vernetzung mit anderen Beteiligten am 

Prozess der Erziehung, Bildung und Jugendhilfe in der Lebenswelt Schule (zum Beispiel durch 

die Arbeit der Projektgruppe) ausbauen und stabil gestalten. Weiterhin wurden die 

erforderlichen Kontakte zu Eltern und zu Erziehern/-innen in den Heimen ausgebaut, so dass 

bei Problembearbeitung und in Konfliktsituationen im System nach Lösungen gesucht werden 

kann. Ferner wurde die Einbindung in das Netz bestehender Jugendhilfeangebote im Landkreis 

Dahme-Spreewald gesichert. Der Stelleninhaber arbeitet in verschiedenen Arbeitsgruppen, so 

im regionalen Arbeitskreis Jugend und in der AG Schulsozialarbeit mit. Die regelmäßige 

Teilnahme an Foren und Seminaren, z. B. zur Weiterentwicklung der Standards, 

Erfolgsmerkmale in den Handlungsfeldern der Jugendarbeit und der Förderrichtlinie für die 

Jugendarbeit im Landkreis Dahme-Spreewald ist ebenfalls Bestandteil des Arbeitsfeldes. 

Weiterhin betraf diese Arbeit die Bereiche: Erarbeitung von Handlungsgrundsätzen und 

Entwürfen zur praktischen vertraglichen Umsetzung der Novellierung des KJHG, insbesondere 

auf dem Gebiet des Kinder- und Jugendschutzes und die Erarbeitung von Standards für die 

handlungsfeldübergreifenden Tätigkeitsfelder.

Im Tätigkeitsfeld wurden verschiedene Angebote aufgebaut bzw. weitergeführt. Dazu gehören 

unter anderem Diskussionsrunden zu verschiedenen Themen, Arbeit mit modernen Medien,

z. B. mit dem Internet und Diskussionen über Filme und Dokumentationen. Es wurde für die 

verschiedenen Altersbereiche ein Projekt Kommunikation und Interaktion im Sport aufgebaut 

und weitergeführt. Insgesamt konnten mit diesen Angeboten deutlich über 50 % der Kinder 

und Jugendlichen der Schule erreicht und angesprochen werden. Gleichzeitig werden durch 

den Sozialarbeiter Unterstützungen gesichert bei Projekten im Rahmen des Unterrichts, z. B. 

zum Thema Drogen, oder bei Weiterbildungen der Lehrer/-innen, z. B. durch Vermittlung 

geeigneter Referenten. Schulveranstaltungen werden aus sozialpädagogischem Ansatz begleitet 

bzw. unterstützt. 

Es werden oder wurden Projekte wie „Persönlichkeitsentwicklung durch Gruppenprozesse“

(Februar 2008 im Zittauer Gebirge) als Integrationsmaßnahme gemeinsam mit Kindern und 

Jugendlichen eines kooperierenden Vereins durchgeführt. Eine weitere Maßnahme mit 

gleichem Ansatz fand im August 2007 in Bedrichov/Tschechien in statt und ist auch für Juli 

2008 wieder in Vorbereitung. Beide Veranstaltungen sollen die Arbeit des Projekts 

Kommunikation und Interaktion im Sport weiterführen und ergänzen sowie einen Beitrag im 
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Sinne von ressourcenorientiertem Jugendschutz leisten. Ein Projekt mit polnischen 

Förderschülern/-innen im Dezember 2007 (Manege frei) wurde in gemeinsamer Arbeit mit 

weiteren freien Trägern der Jugendhilfe vorbereitet und durchgeführt. Es konnte im 

Berichtszeitraum bereits zum vierten Mal als deutsch-polnisches Projekt im JBZ Blossin 

erfolgreich stattfinden. Es gab auch im Jahr 2007 einen Auftritt mit dem Projekt, dieses Mal in 

einer Kindertagesstätte. Im Rahmen des Angebotes Kommunikation und Interaktion im Sport 

legten im Berichtszeitraum wiederum über zehn Schüler/-innen eine Gürtelprüfung und 

darüber hinaus weitere Schüler/-innen das Judosportabzeichen ab.

Ein wichtiges Arbeitsfeld bildete die Arbeit am Einzelfall oder in Kleingruppen im Sinne von 

Konfliktvermittlung oder auch im Zusammenhang mit Interventionen in Krisensituationen. Der 

Sozialarbeiter wird von den Schülern/-innen und auch von Lehrern/-innen akzeptiert und 

unterstützt. Es ist im Berichtszeitraum immer wieder gelungen, Konfliktsituationen so zu 

bearbeiten, dass ein Fortschreiten bzw. eine Eskalation von Konflikten vermieden werden 

konnte. In der Einzelfallarbeit findet eine enge Zusammenarbeit mit dem Jugendamt/ASD des 

Landkreises Dahme-Spreewald statt. Häufig ist diese Zusammenarbeit mit Blick auf das 

soziale Umfeld der Kinder und Jugendlichen im Sinne einer wirkungsvollen Jugendhilfe 

zwingend erforderlich.

Bei verhaltensauffälligen Kindern konnte wiederholt eine bessere Eingliederung der Kinder in 

ihr schulisches Umfeld unterstützt werden. In schwierigen Fällen wurde auch hier versucht, 

durch die Einbeziehung des Jugendamtes oder anderer Institutionen der Jugendhilfe 

situationsadäquate Lösungen (z. B. über Hilfen zur Erziehung) zu finden. Eine enge 

Zusammenarbeit mit Eltern und Heimen hat sich dabei oft bewährt, ebenso gemeinsame 

Gesprächsrunden mit Klassen oder einzelnen Gruppen zu Konfliktvermittlung in 

Zusammenarbeit mit Lehrern/-innen und mit der Schulleitung. Dabei fanden sowohl einmalige 

Veranstaltungen als auch Gesprächsrunden statt, die sich über einen längeren Zeitraum 

regelmäßig wiederholten.

Sowohl in der Einzel- und Gruppenarbeit, aber auch bei der Organisation und Durchführung 

von verschiedenen Veranstaltungen hat sich eine Zusammenarbeit mit Trägern der Jugendhilfe 

wie RAA, Suchtberatung, Jugend- und Bildungszentrum Blossin, aber auch eine sachbezogene 

Zusammenarbeit mit Institutionen oder Personen, wie z. B. mit der Schulpsychologin oder der 

Polizei (vor allem auf präventivem Gebiet) positiv entwickelt.

4.4 Standort Senftenberg

4.4.1 Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“

Seit dem 1. Juli 2007 befindet sich das Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ unter der freien 

Trägerschaft des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg. Die ersten sechs Monate – die 

erste Betreibungsphase – waren dadurch gekennzeichnet, dass durch den neuen Träger ein 

reibungsloser Übergang organisiert wurde. Dazu gehörte vor allem, dass es für die Nutzer/

-innen des Hauses und auch bei der hinausreichenden Jugendarbeit zu keinen nennenswerten 

Einbrüchen im Angebot kam und sich das Personal, das sich aus alten und neuen Mitarbeitern 

zusammensetzt, kennen lernen und neue Arbeitsweisen erarbeiten und erproben konnte.

Das Team der Mitarbeiter/-innen des Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ setzt sich aus

5 fest angestellte Mitarbeiter (u. a. Sozialpädagogen), 1 Hausmeister, 1 geringfügig 

Beschäftigte, 2 MAEs, Praktikanten/-innen zusammen.

Die Wahrung der inhaltlichen Angebote im Sinne der die Einrichtung nutzenden Kinder und 

Jugendlichen auch im Zusammenwirken mit allen im Haus agierenden Akteuren steht bei der 

Weiterführung des Hauses im Mittelpunkt. Das bestehende Hausprofil als soziokulturelles 

Kinder- und Jugendzentrum bleibt, soweit es angenommen und akzeptiert ist, erhalten.



317

Zielstellung

Ziel ist es, die individuellen Fähigkeiten und die Eigenverantwortung der Kinder und 

Jugendlichen zu fördern. Durch die Vermittlung von Werten wie Toleranz, demokratischem 

Handeln und die Stärkung der Kreativität und Konfliktfähigkeit sollen sie beim Übergang von 

der Schule zum Beruf unterstützt werden.

Neben dem Schwerpunkt der Kinder- und Jugendarbeit wird es in Zukunft eine neue 

Grundorientierung hin zu einer multifunktionalen Einrichtung für die gesamte Kommune in 

den Bereichen Jugend, Kultur, Bildung und bürgerschaftliches Engagement geben.

Sofern die Räume und Möglichkeiten des Kultur- und Freizeitzentrums „Pegasus“ durch die 

Kinder- und Jugendarbeit nicht ausgelastet werden, wird es Angebotserweiterungen in den 

Bereichen Ausbildungshilfen, Einstiegsqualifizierung, Bildung, Benachteiligtenförderung, 

bürgerschaftliches Engagement oder anderes geben.

Angebote

Das Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ bietet verschiedene Veranstaltungen, z. B. 

Filmvorführungen mit anschließenden Diskussionsrunden im Kino, Konzerte und 

Tanzveranstaltungen. In den Kursen Töpfern, Speckstein bearbeiten und Basteln können 

Kinder, Jugendliche und Erwachsene ihre Kreativität ausleben und erweitern. Für sportliche 

Aktivitäten steht eine Multisportanlage, auf der Basket- und Volleyball gespielt werden kann,

zur Verfügung. Des Weiteren befindet sich eine Kletterwand neben der Sportanlage.

Die Veranstaltungshalle, das Jugendcafé und verschiedene Aufenthaltsräume stehen u. a. dem 

offenen Jugendbereich zur Verfügung. Die Kinder und Jugendlichen können sich in den 

Räumlichkeiten frei bewegen und die Angebote, wie z. B. Kickern, Tischtennis oder Billard 

nutzen.

Außerdem besteht neben den oben beschriebenen Angeboten die Möglichkeit, die 

Veranstaltungshalle des Hauses bzw. andere Räumlichkeiten für kurzfristige Veranstaltungen, 

aber auch für einen längeren Zeitraum (z. B. als Büro- oder Schulungsräume) zu mieten.

Offene Jugendarbeit

Die offene Jugendarbeit beinhaltet die begleitende interessen- und bedürfnisorientierte 

Jugendarbeit im und am Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“.

Die Sommermonate im offenen Jugendbereich waren durch einen saisonbedingten Rückgang 

der Jugendlichen geprägt. Bereits im Spätsommer waren jedoch steigende Besucherzahlen zu 

verzeichnen. Im Herbst/Winter stiegen die Besucherzahlen an Rekord-Tagen bis zu 

70 Jugendliche. Hierbei ist anzumerken, dass auch Jugendliche aus den sozialen Brennpunkten 

der Stadt das „Pegasus“ aufsuchten und die sozialpädagogischen Mitarbeiter/-innen erste 

Kontakte knüpfen konnten.

Die bisherigen Angebote des offenen Jugendbereichs wurden beibehalten und ausgebaut. 

Starke Einschränkungen wurden im Bereich des Konsums von Alkohol und Tabak 

vorgenommen. Diese Maßnahmen werden durch die sozialpädagogischen Mitarbeiter 

beobachtet, um Reaktionen der Jugendlichen zu erkennen, einzuschätzen und Maßnahmen 

einzuleiten.

Weiterhin wurden die Jugendlichen verstärkt in Aktivitäten des Hauses einbezogen. Die 

Jugendlichen halfen bei Vor- und Nachbereitungen von Veranstaltungen und organisierten 

einen eigenen Tanzkurs für jüngere Besucher des Hauses.

Zudem sollen den Jugendlichen in Zukunft regelmäßig Freizeitangebote unterbreitet werden,

um deren Eigenverantwortung und Selbständigkeit sowie ihre sozialen Kompetenzen zu 
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fördern und zu stärken. So startet beispielsweise ab Januar 2008 ein gemeinsam mit den 

Jugendlichen gegründeter Filmklub, in dem nicht nur Filme gesehen, sondern auch 

medienpädagogisch begleitet werden sollen. Weiterhin sind für das kommende Jahr 

Kochkurse, Sport-Turniere und Ausflüge geplant.

Betreutes Angebot/Kurse/Projektarbeit

Neben der offenen Jugendarbeit werden im Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ 

verschiedene Kurse/Projekte zu verschiedenen Themen (Sport, Kultur, Gesellschaft, Politik 

und Kreativität) angeboten, die in Gruppen durchgeführt werden und von Mitarbeitern 

begleitet werden.

Das Kursangebot „Töpfern“ erfreut sich weiterhin großer Beliebtheit. Der im Juli/August neu 

gestaltete Kreativraum bietet nun außerdem die Möglichkeit verschiedenste Bastelarbeiten etc. 

auszuüben. 

Das Potential des „Pegasus“ soll im kommenden Jahr stärker publik gemacht werden bzw. 

weitere Angebote sollen hinzukommen.

Mobile (hinausreichende) Jugendarbeit

Hier geht es vor allem darum, „benachteiligte oder gefährdete Kinder und Jugendliche“ 

aufzusuchen, die sich im Stadtgebiet Senftenberg treffen. Hinzu kommt die punktuelle 

Betreuung der Jugendklubs im Raum Senftenberg und den umliegenden Gemeinden.

Die hinausreichende Jugendarbeit soll sich im kommenden Jahr durch die verstärkte 

Kommunikation zwischen dem zuständigen Mitarbeiter des Kultur- und Freizeitzentrum 

„Pegasus“ und dem Ordnungsamt der Stadt Senftenberg verbessern. Allerdings kann durch den 

Mitarbeitermangel die kontinuierliche Betreuung des Jugendclubs erschwert werden.

Bands/Konzerte

Die Proberäume der Bands sind auf Grund der großen Nachfrage weiterhin vollständig belegt. 

Ein wichtiger Ansatz des „Pegasus“ ist es, dass sich die hauseigenen Bands dem Publikum bei 

Konzerten präsentieren. Dies wurde bei den stattfindenden Konzerten berücksichtigt. 

Außerdem wurden regelmäßig Konzerte verschiedenster Musikrichtungen im Kultur- und 

Freizeitzentrum „Pegasus“ durchgeführt. Auch im Jahr 2008 soll es zu einem weiteren Ausbau 

der Konzert-Aktivitäten kommen.

In Kooperation mit dem „toni Festival“ Cottbus startet im Februar 2008 eine gemeinsame 

Konzertreihe mit verschiedenen musikalischen Genres, die monatlich im Kultur- und 

Freizeitzentrum „Pegasus“ stattfinden wird. Höhepunkte dieser Konzertreihe ist ein Festival im 

Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus2 (11./12. Juli 2008) sowie in Skopje (Anfang Oktober 

2008).

Im Dezember gab es das erste Konzert in Kooperation mit dem Verein „Unsere Welt, Eine 

Welt e.V.“, welches auch im Jahr 2008 seine Fortsetzung finden soll.

Kino

Ein besonderes Anliegen des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg ist es, den 

Kinosaal des Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ effektiver zu nutzen. Dies konnte in den 

letzten Monaten durch die Zusammenarbeit mit dem „dokwürdig“-Team realisiert werden. Seit 

November 2007 werden jeweils im Zyklus von 14 Tagen Dokumentarfilme gezeigt, die im 

Anschluss gemeinsam mit dem Publikum und ausgewählten Gästen diskutiert werden. Die 

Veranstaltungen verzeichneten stets hohe Besucherzahlen und hier zeigt sich, dass das 
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„Pegasus“ ein Potential an Angeboten für die Bürger/-innen der Stadt Senftenberg besitzt, 

diese genutzt und positiv bewertet werden.

Die „dokwürdig“-Reihe wird im Jahr 2008 fortgesetzt und durch Aktionstage zu speziellen 

Themen ergänzt. Außerdem sollen weitere Filmreihen geplant werden, die sich speziell an 

Jugendliche und Kinder richten. Ein erster Ansatz ist die oben beschriebene Gründung eines 

Jugendfilmclubs.

Des Weiteren wurden im Oktober 2007 in Kooperation mit dem Filmfestival Cottbus 

verschiedene Filme für unterschiedliche Altersgruppen gezeigt. Besonders gut angenommen 

wurden die Vorführungen des Kinderfilms von den Senftenberger Grundschulen.

Das Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ wird im September 2008 als Projektpartner am 

17. Kinderfilmfestival Brandenburg des Landesinstituts für Schule und Medien in Berlin-

Brandenburg (LISUM) teilnehmen.

Kooperation mit Schule

Der derzeitige Schwerpunkt liegt auf der Zusammenarbeit mit der Walter-Rathenau-

Grundschule, die bei der Nachmittagsgestaltung der „Verlässlichen Halbtagsschule“ unterstützt 

wird. Die Mitarbeiter/-innen des Kultur- und Freizeitzentrums „Pegasus“ bieten an drei Tagen 

jeweils ein Freizeitangebot – Töpfern, Bewegungsgruppe und Mädchentreff – an.

Ferner wurden im Herbst und in der Vorweihnachtszeit von den Senftenberger Grundschulen 

themenspezifische Projekttage wahrgenommen. Hier konnten sich die Kinder bei 

Bewegungsspielen austoben und im Kreativraum bzw. der Töpferwerkstatt vielseitig 

beschäftigen und in der Küche während der Vorweihnachtszeit Plätzchen backen. Wie bereits 

beschrieben, wurde auch das Angebot des Filmfestivals Cottbus von den Grundschulen der 

Stadt besonders gut angenommen. 

Die Zusammenarbeit mit den Schulen der Stadt Senftenberg soll im kommenden Jahr verstärkt 

werden. Dies kommt z. B. im Projekt „Rallye Monte Mostrich 2008“ zum Ausdruck, das in 

Kooperation mit dem Würfel e.V. und den Schulsozialarbeiter/-innen der Oberschulen 

organisiert wird.

Erste Kontakte zu den Oberschulen Senftenbergs ergaben sich durch die Zusammenarbeit mit 

den Schulsozialarbeiter/-innen dieser Schulen und durch das Problem der Schulverweigerung 

in Senftenberg. Diese Kontakte sollen im Jahr 2008 vertieft und ausgebaut werden.

Familien- und Vereinsarbeit

Ein weiteres Anliegen des Geschäftsbereichs Niederlassung Brandenburg bei der Übernahme 

des Kultur- und Freizeitzentrums „Pegasus“ war es, eine neue Grundorientierung hin zu einer 

multifunktionalen Einrichtung für die gesamte Kommune in den Bereichen Jugend, Kultur, 

Bildung und bürgerschaftliches Engagement zu erreichen.

So soll es im kommenden Jahr zum Ausbau der Angebote für Familien und Vereine im Kultur-

und Freizeitzentrum „Pegasus“ kommen. Erkennbar wird dies bereits durch die Ansiedlung 

bzw. Nachfrage von Elternvereinen, Krabbelgruppen, Seniorengruppen, verschiedenen 

Tanzgruppen und kreativen Angeboten, die das Haus für ihre Aktivitäten nutzen möchten.

Im Frühjahr 2008 wurde bei einem Familienfest ein Eltern-Kind-Raum eingeweiht, der 

zukünftig der zentrale Anlaufpunkt für Eltern und ihre Kinder werden soll.
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Gremienarbeit

– Hausbeirat mit Vertretern verschiedener Parteien (Bandmitglieder, Jugendliche, 

Mitarbeiter etc.),

– AG § 78 des Jugendamtes des Landkreises Oberspreewald-Lausitz,

– Runder Tisch der Jugendarbeit, Senftenberg,

– vorgesehen für 2008: Gründung des Bündnisses für Familie in Senftenberg.

4.4.2 „Mehraufwandsentschädigung (MAE) & Qualifizierung“

Seit dem 03. September 2007 wird das Projekt MAE & Qualifikation im Auftrag des 

Jobcenters Oberspreewald-Lausitz durchgeführt. Das Projekt richtet sich an junge Erwerbslose 

unter 25 Jahren, die Leistungen nach dem ALG II beziehen.

Ziele

Das Hauptziel dieser Maßnahme ist der Abschluss der Klasse 9 (Hauptschulabschluss). Die 

Teilziele sind neben dem Erlernen bzw. Erweitern sozialer Kompetenzen, die Vorbereitung auf 

weiterführende Qualifikationen, wie z. B. den Erwerb des Abschlusses Klasse 10 oder den 

Beginn einer Ausbildung. Des Weiteren erfolgt eine Berufsorientierung anhand der Aneignung 

berufsspezifischer Kenntnisse im Rahmen eines Praktikums.

Angebote für die Teilnehmer

Die Teilnehmer/-innen der Maßnahme MAE & Qualifikation werden während der Maßnahme 

intensiv sozialpädagogisch betreut.

Die Einzelfallbetreuung unterteilt sich in folgende Schwerpunkte:

– Bearbeiten von behördlichen Anträgen und Begleitung bei Ämtergängen,

– Vermitteln von Hilfsangeboten (z. B. Familienhilfe),

– Hilfen bei der Bewerbung oder bei der Vorbereitung auf Vorstellungsgespräche,

– Hilfestellung bei der Suche nach einer Praxisstelle,

– Ausstellen von Beurteilungen für Gerichtsverhandlungen,

– Aufsuchen des Klienten bei unentschuldigtem Fehlen/Klärung des Sachverhalts.

Bei allen Teilnehmern/-innen wurde ein Geva-Test (Berufseignungstest) durchgeführt und 

einzeln ausgewertet. Im Rahmen des Bewerbungstrainings wurden auch Bewerbungsfotos 

erstellt.

Zur Festigung bzw. Aneignung von Wissen besteht die Möglichkeit der Einzelbetreuung von 

Teilnehmern während des Unterrichtes und dem Angebot von Nachhilfestunden.

Aktivitäten im Projekt

Einige Teilnehmer/-innen nahmen Anfang November 2007 die Möglichkeit an, am 

Jugendfilmfestival in Bad Freienwalde teilzunehmen.

Im Rahmen der Gesundheitsförderung fand ein mehrwöchiges Projekt mit folgenden Themen 

statt:

– gesunde Ernährung,

– Aufklärung über AIDS,

– Erfahrungsaustausch zum Thema Gewalt,

– Kindererziehung- und -förderung,

– Schönheit in den Medien/realistisches Schönheitsideal.
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Zu verschiedenen Themenkomplexen werden Fachkräfte anderer Institutionen eingeladen, um 

Informationen aus erster Hand zu geben und zielgerichtete Gesprächsrunden aufbauen zu 

können.

Öffentliche Angebote bzw. Veranstaltungen werden auch intern genutzt, soweit die Themen 

dem Allgemeinwissen bzw. dem Ausüben sozialer Kompetenzen dienen.

Dem Projekt MAE & Qualifikation stehen im Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“ neben 

Unterrichts- und Büroräumen verschiedene Räumlichkeiten (PC-Raum, Töpferwerkstatt, 

Kreativbereich, Küche, Kinosaal) sowie eine Außensportanlage zur Verfügung.

Durchführung der Maßnahme

Das Projekt setzt sich aus drei Teilen zusammen:

1. Theorieteil:

An drei Tagen in der Woche jeweils für sechs Stunden werden die Teilnehmer/-innen in allen 

prüfungsrelevanten Fächern unterrichtet. Die Lehrkräfte sind mit den Besonderheiten der

Klientel vertraut und im Umgang mit dieser auf Grund mehrjähriger Erfahrung geschult.

2. Praxisteil:

Die Praktika ermöglichen einen Einblick in das Berufsleben bzw. in individuelle

Interessenbereiche. Die Jugendlichen erhalten ein realistisches Bild von bestimmten

Tätigkeitsbereichen und den dort gestellten Anforderungen. Der Kontakt mit anderen 

Erwachsenen, Vorgesetzten, Mitarbeitern/-innen stellt ein wichtiges Lerninstrument dar. Die 

Jugendlichen erkennen, welches Verhalten angemessen ist, erfahren Anerkennung oder 

Misserfolg. Sie werden dabei in die Lage versetzt sich Strategien anzueignen, um zu lernen mit 

alltäglichen oder berufseigenen Situationen umzugehen.

3. Projektbezogener Teil:

Die Projekttage dienen dem intensiven Training sozialer Kompetenzen. Unter Anleitung der 

Sozialpädagogin und der Praxisanleiterin werden auf die Besonderheiten der Gruppe 

abgestimmte Übungen durchgeführt. Somit wird auch sichergestellt, dass gruppenspezifische 

Problemlagen aufgearbeitet werden können.
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GSE, Gesellschaft für Stadtentwicklung gGmbH

Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist es, auf der Grundlage der Zwecke der freien 

Wohlfahrtspflege solche Projekte zu entwickeln, zu initiieren, zu fördern und 

durchzuführen, die im Rahmen der Stadtentwicklung Aufgaben der Jugendhilfe und 

Wohlfahrtspflege übernehmen.

Dazu gehören insbesondere:

Die Beschaffung und Verwaltung von Wohn- und Nutzräumen für Personengruppen der 

Jugendhilfe, sozial benachteiligte Mieter, Jugend-, Sozial- und sozialkulturelle Projekte.

Organisation, Beratung, Durchführung und Betreuung von baulichen Maßnahmen, 

einschließlich der Verbesserung des Wohnumfeldes im Rahmen der sozial orientierten 

Stadtentwicklung und unter besonderer Berücksichtigung der Förderung der Selbsthilfe 

im baulichen und sozialen Bereich.

Beschäftigung und berufliche Qualifizierung von Personengruppen aus dem Bereich der 

Jugendhilfe und Personen aus dem Bereich der Problemgruppen des Arbeitsmarktes mit 

dem Ziel der dauerhaften, sozialen und beruflichen Integration in das Gemeinwesen.

(2) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke; sie verfolgt unmittelbar und ausschließlich gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnittes: Steuerbegünstigte Zwecke der Abgabenordnung vom 16. März 1976. Ihr 

Geschäftsbetrieb ist nicht auf die Erzielung eines Gewinnes gerichtet. Etwaige Gewinne 

dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.

(3) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke der Gesellschaft 

verwendet werden. Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer 

Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der 

Körperschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der 

Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre 

eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen 

zurück. 

(4) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zwecke der Gesellschaft fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
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SPI Forschung gGmbH

Gegenstand des Unternehmens

1) Gegenstand des Unternehmens ist es, auf der Grundlage der freien Wohlfahrtspflege und 

den Grundsätzen der Arbeiterwohlfahrt 

– Forschungsprojekte zu entwickeln, zu initiieren, zu fördern und durchzuführen, die 

auf die Lösung sozialer Probleme und der Weiterentwicklung von Theorie und Praxis 

der Sozialarbeit/Sozialpädagogik gerichtet sind sowie 

– Ausbildungs- und Weiterbildungsprojekte durchzuführen und alle damit im 

Zusammenhang stehenden Geschäfte zu tätigen. 

Dazu gehören insbesondere: 

– die praxisnahe Forschung und Begleitforschung von sozialpädagogischen Modellen 

und neuer sozialpädagogischer Modelle und Ansätze, wobei die Forschungsergebnisse 

der Gesellschaft zeitnah veröffentlicht werden, 

– die Durchführung von Seminaren und Schulungen sowie die Fortbildung 

sozialpädagogischer Praktiker und interessierter Laien.

2) Die Gesellschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt unmittelbar und ausschließlich 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts steuerbegünstigte Zwecke der 

Abgabenordnung vom 16. März 1976. Ihr Geschäftsbetrieb ist nicht auf die Erzielung 

eines Gewinns gerichtet. Etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke 

verwendet werden.

3) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke der Gesellschaft 

verwendet werden. Der oder die Gesellschafter dürfen auch keine Gewinnanteile und in 

ihrer Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der 

Körperschaft erhalten.

Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung der Körperschaft oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalanteile und den 

gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück.

4) Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigt werden.

5) Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen im Inland zu errichten.
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Centre Français de Berlin gGmbH

Deutsch-Französisches Kulturzentrum

Gegenstand der Gesellschaft

Aufgabe und Zweck der gemeinnützigen Gesellschaft ist es, im Sinne des europäischen 

Gedankens zur Völkerverständigung im Jugend-, Bildungs- und Kulturbereich beizutragen. 

Insbesondere soll dies erreicht werden durch die Wiederinbetriebnahme des Centre Français in 

Berlin-Wedding, Müllerstraße 74/75. Aufgabe dort wird sein:

Internationaler Jugendaustausch, Kulturaustausch, Kunst- und Künstleraustausch, europäische 

Berufsbildung, Beherbergung von Jugendlichen, Künstlern und sonstigen Gästen. Einbezug der 

lokalen kultur- und gemeinwohlorientierten Organisationen zu initiieren, zu fördern und 

Räumlichkeiten für sie anzubieten, langfristig zu sichern und alle damit im Zusammenhang 

stehenden Geschäfte zu tätigen.

Dazu gehören insbesondere:

– Der Internationale Jugendaustausch.

– Initiieren eines deutsch-französischen Zentrums.

– Vergabe von Räumlichkeiten für sozialkulturelle, gemeinnützige Bildungs- und 

Jugendprojekte.

– Initiierung und Aufbau eines internationalen Aufenthaltszentrums im Sinne des 

europäischen Gedankens und der Völkerfreundschaft; Kontaktherstellung, Verständigungs-

und Austauschmöglichkeiten mit osteuropäischen Jugend- und Kulturorganisationen.

– Einrichtung eines lokalen Kulturzentrums als Begegnungsstätte für in Berlin lebende 

Franzosen mit der deutschen Bevölkerung, um gewachsene Zusammenarbeit und 

Bindungen, insbesondere in den Berliner Stadtbezirken Wedding und Reinickendorf zu 

fördern.

– Das Initiieren und Betreiben eines Ausbildungszentrums, um Auszubildende mit den 

jeweiligen Methoden, Inhalten und Arbeitsweisen der anderen europäischen Länder, 

insbesondere der Franzosen, bekannt zu machen.

– Das Anbieten von Filmen und Theaterstücken aus den jeweiligen Ländern.

– Die wechselseitige Präsentation von künstlerischen Werken von Künstlern aus Deutschland 

und Frankreich.

– Verwaltung und Bewirtschaftung der Nutzräume für die Personengruppen von Jugend- und 

sozialkulturellen Projekten in Zusammenarbeit mit Beschäftigung und beruflicher 

Qualifizierung von Personengruppen aus dem Bereich der Problemgruppen des 

Arbeitsmarktes mit dem Ziel der dauerhaften sozialen Integration in das Gemeinwesen.

– Durchführung von Veranstaltungen, Kongressen und Fachtagungen.

– Sprachkurse.
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ISKA, Institut für soziale und kulturelle Arbeit pgGmbH

Gegenstand

(1) Aufgabe der Gesellschaft ist die Planung, Durchführung, Auswertung sowie die 

Verbreitung der Ergebnisse von Vorhaben mit nationaler und internationaler Zielsetzung, 

die darauf ausgerichtet sind,

– vorhandene soziale, kulturelle und pädagogische Angebote, Dienste und 

Veranstaltungen dem jeweiligen sozio-ökonomischen und ökologischen 

Entwicklungsstand entsprechend fortzuentwickeln;

– neue Entwicklungen der sozialen, kulturellen und pädagogischen Arbeit anzuregen, 

aufzugreifen und öffentlich zu machen.

(2) Die Arbeit der Gesellschaft ist insgesamt darauf ausgerichtet, exemplarisch-, praxis- und 

handlungsorientiert die Grundlagen zu vermitteln, zu entwickeln oder zu gewährleisten, 

die Vorbedingungen für ein selbstbestimmtes Leben sind (Befähigung zur Selbsthilfe).

(3) Die Gesellschaft will dazu auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen insbesondere 

folgende Angebote entwickeln:

– Aus-, Fort- und Weiterbildung, insbesondere für Berufsgruppen der kulturellen, 

pädagogischen und sozialen Arbeit;

– Beratung, insbesondere für Klienten und Beschäftigte der kulturellen, pädagogischen 

und sozialen Arbeit;

– praxisrelevante Forschung, bezogen auf Handlungsfelder der Sozialen Arbeit und 

Pädagogik;

– Kontakt- und Anlaufstelle für selbstorganisierte Projekte/Initiativen und 

Selbsthilfegruppen im Kultur-, Sozial-, Ökologie- und Gesundheitsbereich;

– Durchführung und Förderung von Modellvorhaben des sozialen, kulturellen und 

pädagogischen Bereichs;

– Gutachten, Stellungnahmen, Dokumentationen, Öffentlichkeitsarbeit;

– Einzelprojekte zur Fortentwicklung traditioneller Aufgabenbereiche und Entwicklung 

neuer Handlungsfelder der sozialen und kulturellen Arbeit.

(4) Die Gesellschaft darf andere Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art erwerben, 

vertreten oder sich an solchen Unternehmen beteiligen, Zweigniederlassungen gründen 

und alle sonstigen Geschäfte vornehmen, soweit sie der Erreichung und Förderung des  

Gesellschaftszweckes dienlich sind. Die Gesellschaft ist im Rahmen ihrer Tätigkeitsfelder 

berechtigt, Leistungen und Lieferungen an Dritte zu tätigen.
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SPI Beteiligungsgesellschaft mbH

Gegenstand des Unternehmens

1) Gegenstand des Unternehmens ist die Verwaltung von Vermögen und Beteiligungen an 

anderen Gesellschaften.

2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben, die dem Geschäftszweck unmittelbar oder 

mittelbar zu dienen geeignet ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an gleichartigen oder 

ähnlichen Unternehmen zu beteiligen und Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu 

errichten.
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1. Publikationen

Drogenabhängige Prostituierte und ihre Freier, C. Gersch, W. Heckmann, B. Leopold, 

Y. Seyrer, Berlin 1988, Preis: EUR 3,00, ab 3 Expl. EUR 2,50

Drug Addicted Prostitutes and their Customers, C. Gersch, W. Heckmann, B. Leopold, 

Y. Seyrer , Berlin 1988, Preis: EUR 5,00

HIV-Prävalenz, Risikoverhalten und Verhaltensänderungen bei intravenösen 

Drogenkonsumenten - Ergebnisse einer sozialepidemiologischen Studie, D. Kleiber, A. Pant, 

Berlin 1991, Preis: EUR 6,00

Kokain - Eine ausgewählte Bibliographie, S. Reiter, W. Heckmann, S. Anders, Berlin 1991, 

Preis: EUR 6,00

Stress und Burnout bei der AIDS-Arbeit, I. Beerlage, D. Kleiber, Berlin 1990, Preis: EUR 9,00

Kreft/Nagel: Loseblattsammlung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Kinder- und 

Jugendhilfe in Berlin, erscheint seit der 48. Lieferung (September 2006) im Verlag neue praxis 

GmbH, Lahnstein. Alleinverantwortlicher Redakteur ist Senatsrat Axel Stähr, Referatsleiter in 

der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Sport in Berlin. Herausgeber bleibt weiterhin 

(wie seit der Gründung 1978) die Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin. Die Sammlung 

umfasst alle relevanten Gesetze und Rechtsverordnungen des Bundes und des Landes Berlin. 

Der Preis des Grundwerkes beträgt 49 EUR.

Perspektivenwandel der Jugendhilfe – Ergebnisse einer Totalerhebung (Daten/Fakten/ 

Analysen) zur aktuellen Aufgabenwahrnehmung der Jugendämter und Expertisentexte

„Neue Handlungsfelder der Jugend- und Familienhilfe“; D. Kreft/ H. Lukas u. a., 2 Bände, 

Frankfurt/Main 1993, 2. Auflage

Bezug nur über Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS)

Anna Nemitz, Blätter der Erinnerung, Kurt Nemitz; Berlin 1988

Sämtliche Preise verstehen sich zuzüglich Versandkosten.

Bestellungen:

Stiftung SPI

Müllerstr. 74

13349 Berlin

Tel.: 030 / 45 97 93 – 0

Fax: 030 / 45 97 93 – 66

E-Mail: info@stiftung-spi.de

Bank für Sozialwirtschaft

BLZ 100 205 00

Konto 31 12 1/0
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Geschäftsbereich Fachschulen, Qualifizierung & Professionalisierung

Älterwerden in Berlin – Eine zweisprachige Informationsbroschüre für Migranten/-innen aus 

der Türkei; SPI Berlin im Auftrag der Ausländerbeauftragten des Landes Berlin, 1996

Dammann, Michael: Musik im Umgang mit Demenzkranken nutzen. Fachschulen, 

Qualifizierung & Professionalisierung, Berlin: Selbstverlag, 2002. Preis: 3,00 € oder Download

Derwisch, Lars: Trainerverhalten. Kinder und Jugendliche im Fußball. Fachschulen, 

Qualifizierung & Professionalisierung, Berlin: Selbstverlag, 2005. Preis: 5,00 € oder Download 

Fachschulen des SPI: Für Bildung öffnen: Methode Tanz, Theater, Film – Ausbildung in den 

Sozial- und Gesundheitsberufen. Fachforum 3. In: Bildungstag 2006 Dokumentation, Berlin, 

AWO Landesverband Berlin e.V. (Hg.), S. 34 - 36

Fachschulen des SPI (Hg.), Alles wird gut!? Jugend- und Familienhilfe unter Druck. 

Dokumentation der Fachtagung am 17. und 18. Februar 1997, Berlin: Selbstverlag, 1997

Fachschulen des SPI (Hg.), Schlüsseldienst, Ratgeber zur Kinder- und Jugendhilfe, Berlin: 

Selbstverlag, 1998, 2. Überarbeitete Auflage, 1999

Hoppe, Birgit: „Es muss mehr Ausbildung geben“. Ausbildungs-Check: Berlin. 

In: Altenpflege, 11, 2007, L4 - L5

Hoppe, Birgit: Lernplattform: Scheitern, Zweifeln, Fehler machen. In: Stiftung SPI, 

Jahresbericht 2006/2007
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2. Veranstaltungen

Geschäftsbereich Fachschulen, Qualifizierung & Professionalisierung

Für den AAA, den bundesweiten trägerübergreifenden Zusammenschluss der

Ausbildungsstätten für Altenpflege in der BRD, plante und konzipierte der Geschäftsbereich 

im vergangenen Jahr zwei Tagungen:

• Strategien für Altenpflegeschulen, 07. - 09.05.2007, Freyburg/Unstrut,

• Unikat Altenpflegeausbildung: Unverzichtbar, erfolgreich, zukunftsweisend, 

05. - 07.05.2008, Köln.

Die Ergebnisse und Vorträge dieser Fachtagungen sind bzw. werden in einschlägigen 

Fachzeitschriften (Pflegepädagogik, Pflege etc.) publiziert.

Geschäftsbereich Soziale Räume & Projekte

Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei

Fachtagungen, Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen für Sozialarbeiter/-innen und 

Polizisten/-innen und andere Akteure der Prävention von Kinder- und Jugenddelinquenz:

Informationsbörse „Hospitationen“ für Mitarbeiter/-innen aus der Berliner Polizei, der 

Bundespolizei und der öffentlichen und freien Jugendhilfe (Juli 2007).

Workshop „Jugendhilfe und Polizei – Entwicklung von Handlungsorientierungen und 

Positionierung“ für Streetworker, Schulsozialarbeiter/-innen und Leiter/-innen von 

Jugendfreizeiteinrichtungen in Neukölln, Region Südwest (Oktober 2007).

Fortbildungsmodul zum Thema Prävention von Jugenddelinquenz für angehende 

Präventionsbeauftragte der Berliner Polizeiabschnitte: drei Veranstaltungen in Kooperation mit 

der Zentralen Serviceeinheit ZSE IV B 4 der Berliner Polizei, dem Kick-Projekt und dem 

Berliner Büro für Diversionsberatung und -vermittlung (März 2007, Januar und Februar 2008).

Vortragstätigkeiten, Moderationen, Informations- und Diskussionsveranstaltungen zur Arbeit 

an der Schnittstelle von Jugendhilfe und Polizei:

im Rahmen von zwei Projektbesuchen Studierender der Fachhochschule Graz (Oktober 2007);

Vortrag zum Thema „Prävention durch Kooperation – Umgang mit jugendlichen Intensivtätern 

in Berlin“ in der Evangelischen Akademie Loccum (Mai 2007);

Vortrag zum Thema „Kooperation im Fall von jugendlichen Mehrfach- und Intensivtätern –

Entwicklung und Erprobung von fallbezogenen, tragfähigen Kooperationsverfahren zwischen 

Jugendhilfe, Schule, Polizei, Justiz, Gesundheit“ im Haus des Jugendrechts in Ludwigshafen 

(Mai 2007);

Vortrag zum Thema „Clearingstelle zwischen Jugendhilfe und Polizei“ in der Hochschule 

Esslingen im Rahmen eines Hochschultages (Juni 2007);

Vortrag zum Thema „Die Intensivtäterdiskussion in Berlin und ihre Auswirkungen auf die 

Prävention“ in einem Arbeitskreis des 27. Deutschen Jugendgerichtstages in Freiburg 

(September 2007);

Vortrag zum Thema „Präventionsgremien zur Kinder- und Jugenddelinquenz in den Bezirken“ 

bei der Veranstaltung „Welche Wege geht die kommunale Kriminalprävention in Berlin?“ der 

Landeskommission Berlin gegen Gewalt (November 2007);
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Moderation des „Runden Tisches Helle Mitte“ in Hellersdorf (mehrere Sitzungen seit 

September 2007). 

Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik Berlin

Fachveranstaltung  „Demokratie macht Schule – Schule macht Demokratie“ 10/07

Mitbestimmung fördern! – Qualifizierung Modul 2 07/2007

Mitbestimmung fördern! – Qualifizierung Modul 3 10/2007

MÄDEA - Interkulturelles Zentrum für Mädchen und junge Frauen

Seyran Ates „Verletzungen gegen das Selbstbestimmungsrecht von Mädchen“, eine 

Veranstaltung der AG Mädchen und junge Frauen in Mitte bei MÄDEA am 14.12.2005

Präsentation von MÄDEA beim „Rotary-Club Berlin-Gendarmenmarkt“ anlässlich eines 

Benefiz-Konzertes bei Familie Mösch, 2006

„MÄDEAs Skulpturen und Briefe an meine Freundin in Uganda“ in der Ausstellung „What the 

world should know about me - Oder was ich über die Welt weiß“ von Trixiewiz e.V. im Haus 

der Demokratie und Menschenrechte am 29./30.06.2006  und im Logenhaus Emser Straße am 

06./07.12.2006

Projektpräsentation in der AG Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit des Bezirksamtes Mitte bei 

MÄDEA, September 2006

Teilnahme an der „1. Messe der Kinder- und Jugendeinrichtungen des Jugendamtes Mitte“,

Infostand und Interviews der Mädchen von MÄDEA mit Multiplikatoren/-innen der Kinder-

und Jugendarbeit des Bezirks Mitte zu Menschenrechten, 2006

Projektbesuch vom „Arab Jewish Community Center von Jaffa/Israel“, Austausch über die 

Lebenslagen von Mädchen mit Migrationshintergrund bei MÄDEA am 14.11.2006

„Frau sein – Mann sein, Muslimische Jugendliche zwischen religiösem Anspruch und sexueller 

Freizügigkeit“, eine Veranstaltung der Bezirksverordnetenversammlung Mitte von Berlin und 

des Zentrums Demokratische Kultur im Rahmen der ZDK-Reihe „Einbinden oder ausgrenzen 

oder was?“ mit Claudia Dantschke, Emel Abidin-Algan, Ursula Bachor, Moderation Kerstin 

Drobick, Gleichstellungsbeauftragte des Bezirksamtes Mitte, bei MÄDEA am 14.11.2006

„Farben meiner Welt“, Ausstellung des Kunstprojektes zu Menschenrechten mit Ulrike 

Markert im Rathaus Mitte anlässlich der Auszeichnung von Seyran Ates als 1. Botschafterin 

für Menschenrechte im Bezirk Mitte am 13.12.2006, eine Initiative des Arbeitskreises 

Migration und Menschenrechtsbildung c/o Ausländerbeauftragter des Bezirksamtes Mitte

Ursula Bachor: Konzept und Programm für die bundesweite Fachtagung „Interkulturelle 

Mädchenarbeit – Eine Zukunftsaufgabe“ für die Bundesarbeitsgemeinschaft Mädchenpolitik

e.V. und den Arbeitskreis Feministisch – Interkulturelle Mädchenarbeit e.V. mit dem 

Schwerpunkt „Interkulturelle Mädchenarbeit als Menschenrechtsbildung“ am 06./07.12.2006

im Logenhaus Emser Str., Berlin

Ursula Bachor: Vortrag „Interkulturelle Mädchenarbeit“ auf der Fachtagung „Unbeschreiblich 

weiblich? Mädchen und junge Frauen in Jugendkulturen“ des Archivs der Jugendkulturen in 

Kooperation mit der Europäischen Jugendbildungs- und Jugendbegegnungsstätte Weimar 

(EJBW) am 07.01.2007 in Weimar
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Canan Yesilkayali: Projektpräsentation zum Thema Migration/Integration am 04.02.2007 bei

„Ist our turn! Junge Frauen für die Politik und Wirtschaft von morgen“ – Workshop in Berlin 

vom 31.01. - 04.02.2007, EAF Europäische Akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft, 

bpb Bundeszentrale für politische Bildung

Teilnahme am Gesundheitstag der Willy-Brandt-Oberschule, Umfrage der Mädchen von 

MÄDEA zum Thema „Häusliche Gewalt“ und Auswertung, 13.03.2007

Gabriele Segeritz, Koordinatorin der Polizei für Häusliche Gewalt: Vortrag und Diskussion zu 

„Häusliche Gewalt“, eine Veranstaltung der AG Mädchen und junge Frauen in Mitte bei 

MÄDEA am 09.05.2007

Projektpräsentation für die Studenten/-innengruppe mit Prof. Dr. Hubbertz der Ev. 

Fachhochschule für Soziale Arbeit in Nürnberg bei MÄDEA, 2007

Teilnahme an der „2. Messe der Kinder- und Jugendeinrichtungen des Jugendamtes Mitte“,

Ausstellung des Taschendesignprojektes „made in mädea“ und Interviews der Mädchen von 

MÄDEA mit Multiplikatoren/-innen der Kinder- und Jugendarbeit des Bezirks Mitte zu 

Gleichberechtigung, 2007

Berliner Büro für Diversionsberatung und -vermittlung

Tagung und Fachtag in den Vorjahren:

Tagung „Herausforderung Schnelle Reaktion bei Straftaten von Kindern und Jugendlichen“,  

11. bis 13. April 2003 

Kooperation: mit Fallschirm und Sozialpädagogischer Bildungsstätte Jagdschloss Glienicke

Fachtag „Erziehen statt Strafen am Beispiel Berliner Büro für Diversionsberatung und -

vermittlung“ - Koop. mit Präventions- und Jugendbeauftragten der Polizeidirektion 4 (01/04)

Informations- und Fortbildungsveranstaltungen im Jahr 2007:

40 Informations- und Fortbildungsveranstaltungen für die Polizei 

(für Dienstgruppen der Abschnitte, Führungsgruppen, Kommissariate usw.)

Themen: Diversion, rechtliche Grundlagen, Arbeitsablauf, Kooperation, Fallbeispiele

Die Veranstaltungen fanden über das ganze Jahr verteilt statt, Dauer 1 - 3 Stunden,

organisiert überwiegend in Kooperation mit den Diversionsbeauftragten der Polizei.

24 Informationsveranstaltungen für Schüler, Lehrer, Sozialarbeiter, Kiez-AG’s usw.

Themen: Diversion, rechtliche Grundlagen, Fallbeispiele, Verhalten nach Straftaten

Die Veranstaltungen fanden über das ganze Jahr verteilt statt, Dauer 1-3 Stunden,

organisiert teilweise in Kooperation mit den Diversionsbeauftragten der Polizei,

einige in Zusammenarbeit mit den Häusern des Jugendrechts.

6 Presseanfragen wurden beantwortet, es kam zu 4 Beiträgen über das Berliner Büro für 

Diversionsberatung und -vermittlung (in Tagesspiegel, ZDF, Radio Multikulti, 

Behördenspiegel). 

19 Auskünfte wurden an verschiedene Anfragende erteilt.

Ostkreuz - Mobiles Beratungsteam für Demokratieentwicklung, Menschenrechte und 

Integration

Dialogrunde „Einigkeit durch Recht und Freiheit?“ 21.03.2007

„Fußball und Rassismus“ (gemeinsam mit der Friedrich-Ebert Stiftung) 06.09.2007
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Fachtagung „Schule als Integrationssystem des demokratischen Gemeinwesens“ (als 

Kooperationspartner der urban-consult gGmbH) 27.09.2007

Dialogrunde „Gibt es Antisemitismus in Kreuzberg?“ (im Rahmen der Berliner Tage des 

interkulturellen Dialogs) 01.11.2007

Zukunftskonferenz Heinersdorf (in Kooperation mit dem Bezirksamt Pankow von Berlin und 

der Initiative „Zukunftswerkstatt Heinersdorf) 16. - 18.11.07

Geschäftsbereich Strategien sozialer Integration

ESF-Regiestelle des BMFSFJ

28.01.08

Erfahrungsaustausch der Landkreise

06.03.08

Entwicklungswerkstatt „Kompetenzagenturen“ und „Schulverweigerung –

Die 2. Chance“

16.06.08

Bilanzkongress (Abschlußveranstaltung) LOS

Niederlassung Brandenburg

Projekt Beratung

10.04.2008 

Regionalkonferenz des Lokalen Aktionsplans Hoher Fläming (PM)

28. – 30.03.2008 

Clubrätetreffen des Landes Brandenburg, FES

Workshop Rechtsextremismus

07.02.2008

Diskussionsveranstaltung der Bundestagsfraktion „B 90/Grüne“ zu „Vielfalt tut gut“

Darstellung inhaltlicher Entwicklungen

28.11.2007

Landeskonferenz der Brandenburger LAP

14.11 2007

Fachtag der Stadt Cottbus zum Umgang mit Rechtsextremismus in der Jugendarbeit

Moderation, Workshop-Leitung

29.10.2007

Arbeitstreffen der LAP-Coaches der neuen Länder

20.09.2007

Integrationsfachtag des Landkreises Märkisch-Oderland

Workshop Rechtsextremismus

04.09.2007

Praktiker/-innen-Treff des LJA zu Fachorganisation in den Handlungsfeldern aufsuchender 

Arbeit

Moderation
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27.08.2007

Arbeitstreffen der LAP-Coaches der Neuen Länder

25.06.2007

Regionalkonferenz zur Entwicklung des LAP im Landkreis Oberspreewald-Lausitz

18.06.2007

Arbeitstreffen der LAP-Coaches der Neuen Länder

Projekt Initiative Oberschule (IOS) 

23.01.2008

Steuerungsrunde in Cottbus

16.01.2008

Steuerungsrunde in Wünsdorf

07.12.2007

Erste offizielle Vertragsunterzeichnung in Cottbus

26.10.2007

Erste offizielle Vertragsunterzeichnung in Wünsdorf

30.08.2007

Regionalkonferenz Wünsdorf

29.08.2007

Regionalkonferenz Cottbus
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Vorstand/Direktor

Müllerstr. 74

13349 Berlin

Tel.:   030 / 459 793 - 0

Fax:   030 / 459 793 - 66

E-Mail: info@stiftung-spi.de

Internet:  www.stiftung-spi.de

Hartmut Brocke, Annette Gruhling, Rolf-Joachim Heger, Barbara Hinz,

Dr. Birgit Hoppe, Rita Scheller (bis 01/2008), Karl-Friedrich Schnur, Christian Sand

Geschäftsbereich Fachschulen, Qualifizierung & Professionalisierung

Hallesches Ufer 32 - 38

10963 Berlin

Tel.: 030 / 2 51 12 08

Tel.: 030 / 2 53 89 - 282

Fax: 030 / 25 29 95 41

E-Mail: fachschulen@stiftung-spi.de

Manuela Blank, Alfred Cybulska, Annegret Grotzke, Dominic Harapat, Angelika Hoes, 

Dr. Birgit Hoppe, Martina Knebel, Hartmut Krause, Jacqueline Matthei, Irene Pack, 

Nora Pauli-Nieper, Michaela Reitzer, Beate Swoboda, Dr. Gerhold Strack, Gunda Thielking, 

Hannelore Zedel, Dagmar Zoeller und etwa 110 nebenamtliche Dozenten/-innen

Geschäftsbereich Stadtentwicklung

Ausnahme & Regel

Brückenstraße 6 a

10179 Berlin

Tel.: 030 / 49 30 01 - 10

Fax: 030 / 49 30 01 - 12

E-Mail: ausnahme.regel@stiftung-spi.de

Sabine Benkwitz, Susanne Dreyer, Helena Fuchs, Clemens Klikar, Jürgen Lindner, 

Sabina Tannert

Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung

Jürgen Berger

Modellprojekt Jugendräte

Ingrid Sander
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Programmservicestelle PSS

Brückenstraße 6 a

10179 Berlin

Tel.: 030 / 247 81 85 - 0

Fax: 030 / 247 81 85 - 12

E-Mail: info@pss-berlin.eu

Internet: www.pss-berlin.eu

Susanne Dreyer, Helena Fuchs, Jörg Heiligenstadt, Sabine Hoppe, Clemens Klikar, 

Jenny Meissner, Brigitte Müller, Carl Reusch, Iris Vitz, Svenja Wagner, Bärbel Wolffram

Kooperationspartner gsub mbH

Geschäftsbereich Soziale Räume & Projekte

Geschäftsbereichsleitung

Belforter Str. 20

10405 Berlin

Tel.: 030 / 55 68 04 - 20

Fax: 030 / 55 68 04 - 26

E-Mail: soziale.raeume@stiftung-spi.de

Gabriele von Ginsheim, Peter Hanebuth-Treder, Bernd Schaletzke-Montebaur, 

Karl-Friedrich Schnur

Verwaltung

Martina von Essen, Peter Hanebuth-Treder, Sabrina Müller, Marlies Neuner,

Kathrin Sponholz

Kernbereich Gesundheit

Sucht, Psychiatrie, Krisen und Prävention

Region Nord

Drogenberatung Nord

Alt-Reinickendorf 23 - 24

13407 Berlin

Tel.: 030 / 4 93 80 88 / 89

Fax: 030 / 4 93 80 10

E-Mail: drogenhilfe-nord@stiftung-spi.de

Uwe Dillmann, Brunhild Herzberg, Silvana Lenk, Birgit Radmann, Kerstin Ratermann, 

Bernd Schaletzke-Montebaur, Verena Schröder,  Sigrid Voigt, Elisabeth Weßling-Kurrle

Nordimpuls, Nordlicht, Ambulante Therapie Nord und Nordwerke

Kontakt über: Drogenberatung Nord

Ute Bellinger, Uwe Dillmann, Ingrid Essing, Nadine Frank, Silvan Lenk, Georg Lorek, 

Sabine Pohl, Kerstin Ratermann, Marina Rimkus, Stefanie Stern, Christine Touré, 

Gabriela Troger,  Elisabeth Weßling-Kurrle, Patrick Wietzke
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Suchthilfe Pankow

STAB – Suchtberatungsstelle Pankow 

Mühlenstr. 33/34

13187 Berlin

Tel.: 030 / 47 59 82 - 0

Fax: 030 / 47 59 82 - 15

E-Mail: suchthilfe-pankow@stiftung-spi.de

Anja Albrecht, Detlef Barth, Angelika Blank, Mechthild Donath, Sören Eschke, 

Dr. Dieter Klich, Thomas Knuf, Georg Lorek, Dieter Matthée, Hanna Pfeifer, Lydia Pfeifer, 

Petra Winkler

BETA Pankow - BEW

Mühlenstr. 33/34

13187 Berlin

Tel.: 030 / 47 59 82 - 20

Fax: 030 / 47 59 82 - 15

E-Mail: suchthilfe-pankow@stiftung-spi.de

Gabriele Dienst, Anne Gürgens, Martina Mundt, Dirk Schöbe, Martin Sperber, Lutz Weber

BETA Pankow - TAgesstätte

Mühlenstr. 33/34

13187 Berlin

Tel.: 030 / 47 59 82 - 22

Fax: 030 / 47 59 82 - 15

E-Mail: suchthilfe-pankow@stiftung-spi.de

Anja Albrecht, Thomas Knuf, Katrin Nolte, Lutz Weber

Kontakt- und Begegnungsstätte „Café 157“

John-Schehr-Str. 24

10407 Berlin

Tel.: 030 / 4 25 01 24

Fax: 030 / 42 02 13 33

E-Mail: cafe157@stiftung-spi.de

Thomas Lemke, Nicolaus Rook

Region Lichtenberg-Hohenschönhausen

Integrierte Suchtberatung Lichtenberg

Einbecker Str. 32

10317 Berlin

Tel.: 030 / 55 68 04 - 0

Fax: 030 / 55 68 04 - 18

E-Mail: suchtberatung-lichtenberg@stiftung-spi.de

Konstantin Fritsch, Erik Kaspar, Michaela Marwitz, Carmen Müller, Susanne Möhring, 

Marja Naß, Jana Schröter, Kristina Sellmayr, Peter Töpfer
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NachHaLT - Hart am Limit

(über Integrierte Suchtberatung Lichtenberg)

Einbecker Str. 32

10317 Berlin

Tel.: 030 / 55 68 04 - 19

Mobil: 0170 / 9 60 63 13 Scheuberth

Mobil: 0171 / 7 72 48 40 Fritsch

Fax: 030 / 55 68 04 - 18

E-Mail: halt@stiftung-spi.de

Konstantin Fritsch, Jörg Kreutziger, Iris Scheuberth

Suchtberatung Hohenschönhausen

Oberseestr. 98

13053 Berlin

Tel.: 030 / 9 02 96 49 11

Fax: 030 / 9 02 96 49 19

E-Mail: suchtberatung-hsh@stiftung-spi.de

Peter Graul, Thomas Sioda, Peter Töpfer

BA Lichtenberg: Angelika Hausstein, Carmen Napierski, Michaela Schuhmacher

Kontaktladen „enterprise“

(über Integrierte Suchtberatung Lichtenberg)

Einbecker Str. 32

10317 Berlin

Tel.: 030 / 52 27 93 - 90 / 91

Fax: 030 / 52 27 93 - 92

E-Mail: enterprise@stiftung-spi.de

Kathrin Busch, Sabine Künneke

Betreutes Einzelwohnen Lichtenberg

Einbecker Str. 32

10317 Berlin

Tel.: 030 / 52 27 93 - 81 / 82

Fax: 030 / 52 27 93 - 80

E-Mail: bew-lbg@stiftung-spi.de

Katrin Behrend, Rolf Glemser, Hubertus Hendrischke, Kerstin Krischak, Thomas Sioda
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Tagesstätten für Suchtkranke Lichtenberg - Hohenschönhausen

Tagesstätte Lichtenberg

Herzbergstr. 82

10365 Berlin

Tel.: 030 / 5 54 02 09

Fax: 030 / 55 49 48 03

E-Mail: ts-li@stiftung-spi.de

Anne Bosch, Reto Gantenbein,  Sabine Künneke, 

Thomas Künneke, Gabriele Kulesch, Andreas Odening, Sylvia Schroeder

Tagesstätte Hohenschönhausen

Oberseestr. 98

13053 Berlin

Tel.: 030 / 98 63 87 97

Fax: 030 / 98 63 87 95

E-Mail: ts-hsh@stiftung-spi.de

Reto Gantenbein, Gerald Glöckner, Katja Grätzel von Grätz, Jens Kelling, 

Karla von Kiedrowski, Jana Konietzny, Thomas Künneke

Therapeutische Wohngemeinschaft (TWG ) „Arche“

Archenholdstr. 24

10315 Berlin

Tel.: 030 / 51 65 80 - 07 / 08

Fax: 030 / 51 65 80 09

E-Mail: arche@stiftung-spi.de

Ilona Bronisch, Annerose Burgthaler, Reto Gantenbein, Katrin Giese, Michael Glöckner, 

Axel Hentschel, Bodo Matthes, Katja Schuler

Region Friedrichshain-Kreuzberg

Suchtberatung Friedrichshain

Finowstr. 39

10247 Berlin

Tel.: 030 / 2 91 16 92

Fax: 030 / 29 66 01 23

E-Mail: suchtberatung-frdh@stiftung-spi.de

Ariane Dubielzig, Hans-Joachim Kielhorn, Elke Lehnst, Sandra Lucchetti, Kerstin Wittwer
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Betreutes Einzelwohnen Friedrichshain - Kreuzberg

Finowstr. 38

10247 Berlin

Tel.: 030 / 29 66 95 - 21 / 22

Fax: 030 / 29 66 95 - 20

E-Mail: bew-fk@stiftung-spi.de

Annette Börner, Reto Gantenbein, André Janetzky, Paula Köppe, Martin Schneider, 

Gerrit di Sopra, Wolfgang Krause, Bodo Matthes, Jörg Meese

Wohngemeinschaft „Übernberg“

Weichselstr. 12

10247 Berlin

Tel.: 030 / 2 94 08 - 48 / 49

Fax: 030 / 2 94 08 - 48

E-Mail: uebernberg@stiftung-spi.de

Ute Braun, Sabine Descher, Ulrike Dieckmann, Klaus Kabutz, Roman Maruniak

Tagesstätte Friedrichshain

Finowstr. 38

10247 Berlin

Tel.: 030 / 29 66 56 - 23 / 24

Fax: 030 / 29 66 56 - 25

E-Mail: ts-friedrichshain@stiftung-spi.de

Sebastian Mrugowski, Brigitte Nimz, Andrea Potengowski-Will, Thomas Siemer

Region Treptow-Köpenick

Haus Strohhalm - Sozialtherapeutisches Wohnen

Wilhelminenhofstr. 68

12459 Berlin

Tel./Fax: 030 / 5 35 00 35

E-Mail: haus-strohhalm@stiftung-spi.de

Dieter Haschenz, Jacqueline Ranik, Ansgar Schmitjans, Gabriele Winkler

Treffpunkt Strohhalm

Wilhelminenhofstr. 68

12459 Berlin

Tel.: 030 / 53 01 43 87

Fax: 030 / 53 01 43 92

E-Mail: treff-strohhalm@stiftung-spi.de

Jens Deetz, Marianne Krüger, Roland Püschel
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Kernbereich Lebenslagen

Jugend, Familie und Alte

Arbeit, Ausbildung und Beruf

Demographischer Wandel und Haushalte mit Transfereinkommen

Clearingstelle Jugendhilfe/Polizei

Kremmener Str. 9-11

10435 Berlin

Tel.: 030 / 4 49 01 54

Fax: 030 / 4 49 01 67

E-Mail: clearingstelle@stiftung-spi.de

Konstanze Fritsch, Jürgen Schendel, Annika von Walter, Kerstin Wilhelm

Drehscheibe Kinder- und Jugendpolitik Berlin

Voltairestr. 3

10179 Berlin

Tel.: 030 / 4 42 37 18

Fax: 030 / 44 03 41 46

E-Mail: drehscheibe@stiftung-spi.de

Rebekka Bendig, Karin Bremer, Heidrun Müller, Heiko Wichert

Flucht nach vorn - Bildung, Beratung und  Betreuung junger Flüchtlinge

Lausitzer Str. 10

10999 Berlin

Tel.: 030 / 6 18 80 81

Tel.: 030 / 6 11 70 89

Fax: 030 / 61 62 48 42

E-Mail: fnv@stiftung-spi.de

Gabriele von Ginsheim, Dr. Dorit Meyer, Anna Rossetti

Genderagentur Berlin-Brandenburg (Laufzeit bis 31.03.2008)

Lausitzer Str. 10

10999 Berlin

Tel.: 030 / 69 56 79 74

Fax: 030 / 61 62 48 42

E-Mail: genderagentur@stiftung-spi.de

Dr. Dorit Meyer, Sylvia Schroeder

Moving Kids 

Lausitzer Str. 10

10999 Berlin

Tel.: 030 / 69 56 79 74

Fax: 030 / 61 62 48 42

E-Mail: movingkids@stiftung-spi.de

Dr. Dorit Meyer, Jana Reiprich
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MÄDEA

Interkulturelles Zentrum für Mädchen und junge Frauen

Badstr. 10

13357 Berlin

Tel.: 030 / 49 30 89 66

Fax: 030 / 49 30 89 65

E-Mail: maedea@stiftung-spi.de

Ursula Bachor, Ayse Eksen, Eva Palej, Canan Yesilkayali

Fallschirm – Hilfen für straffällige Kinder und Jugendliche

Buttmannstr. 9

13357 Berlin

Tel.: 030 / 46 60 24 25 / 26

Fax: 030 / 46 60 24 27

E-Mail: fallschirm@stiftung-spi.de

Sabine Hübner, Susanne Luh, Nadine Schwaak

Das Berliner Büro für Diversionsberatung und -vermittlung

Kremmener Str. 9-11

10435 Berlin

Tel.: 030 / 44 00 92 76 / 73

Fax: 030 / 4 49 01 67

E-Mail: diversion@stiftung-spi.de

Petra Bäker, Marion Brunner, Tina Meißner, Matthias Niestroj, Doris Nithammer, 

Kerstin Piniek, Kerstin Weber, Mehmet Zengin, Brigitte Zipperlen

Überlassung aus dem öffentlichen Dienst/Jugendaufbauwerk: Lucia Ernst, Annette Müller, 

Sylvia Radau

HundeDoc – Tierärztliche Versorgung an Berliner Brennpunkten

Kontakt über: Belforter Str. 20

10405 Berlin

Tel.: 030 / 55 68 04 - 20

Mobil: 0174 / 5 93 77 58

Fax: 030 / 55 68 04 - 26

E-Mail: jklemmt@versanet.de

Jeanette Klemmt

„Ostkreuz“ – Mobiles Beratungsteam für Demokratieentwicklung, Menschenrechte und 

Integration

Schönhauser Allee 73

10437 Berlin

Tel.: 030 / 41 72 56 28

Fax: 030 / 41 72 56 30

E-Mail: ostkreuz@stiftung-spi.de

Carl Chung, Nina Harder, Gönül Kaya, Claudia Luzar, Tessa Mollenhauer, Martin Schneider, 

Ann-Sofie Susen, Ricardo Taschke
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Polis* - Bezirkliche Koordinierungsstelle gegen demokratiegefährdende Phänomene

und Rechtsextremismus Marzahn-Hellersdorf

(bei Ostkreuz angesiedelt)

Klausdorfer Str. 8

12629 Berlin

Tel.: 030 / 99 27 50 96

Fax: 030 / 99 27 50 97

E-Mail: polis@stiftung-spi.de

Ricardo Taschke

Vielfalt gestaltet – für Toleranz und Demokratie

Kontakt über: Ostkreuz

Sandra Wille

Veranstaltungshaus „Werk 9“ 

Markgrafenstr. 26

10117 Berlin

Tel.: 030 / 20 16 58 23

Fax: 030 / 20 16 58 24

E-Mail: info@werk9.de

Bernhard Nowak

Abenteuerspielplatz „Stadt der Kinder“

Rosenthaler Str. 59

10119 Berlin

Tel.: 030 / 28 38 78 37

Fax: 030 / 24 63 23 84

E-Mail: asp@stiftung-spi.de

Alexandra Däxl, Uwe Hennig, Brando Klick

Platzmanagement Alexanderplatz

Voltairestr. 3

10179 Berlin

Tel.: 030 / 24 04 56 40

Fax: 030 / 24 04 56 41

E-Mail: wichert@platzmanagement.de

Heiko Wichert
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Schulsozialarbeit im Verbund

Demminer Str. 28

13355 Berlin

Tel.: 030 / 4 63 60 65

Fax: 030 / 4 63 60 65

E-Mail: gesundbrunnen@stiftung-spi.de

Annerose Burgthaler, Wilfried Lange, Yvonne Schmadlowski

new way

Chausseestr. 51

10115 Berlin

Tel.: 030 /   2 81 60 74

Fax: 030 / 32 59 31 03

E-Mail: newway@stiftung-spi.de 

Niko Baden, Wenke Hippauf, Janina Teichert

VBO - Vertiefte Berufsorientierung in  Berlin-Mitte

Koordinierungsstelle c/o BA Mitte von Berlin

Karl-Marx-Allee 31

10178 Berlin

Tel.: 030 / 40 00 79 27

Fax: 030 / 40 00 79 29

E-Mail: vbo-mitte@stiftung-spi.de

Sabine Mordhorst, Jana Ratzow, Jana Reiprich, Karl-F. Schnur

Geschäftsbereich Strategien sozialer Integration

Leitung

Müllerstraße 74

13349 Berlin

Tel.: 030 / 459 793 - 0

Fax: 030 / 459 793 - 66

E-Mail: info@stiftung-spi.de

Hartmut Brocke

ESF-Regiestelle des BMFSFJ

c/o Stiftung SPI

Elberfelder Str. 6

10555 Berlin

Tel.: 030 / 39 06 34 - 6

Fax: 030 / 39 06 34 - 80

E-Mail: regiestelle@los-online.de

E-Mail: jugendsozialarbeit@stiftung-spi.de

Hartmut Brocke, Tatjana Asberger, Ronny Bog, Jan Gregersen, Jörg Jäger, Josefine Jyß,

Irina Klave, Kerstin Kruse, Ben Kühle, Ottmar Oestreich, Julia Pietrasik, Bastian Schneider, 

Christoph Schwamborn, Sabine Steinmair, Thomas Witzel
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ESF-Regiestelle des BMFSFJ

c/o gsub mbH

Oranienburger Str. 65

10117 Berlin

Tel.: 030 / 284 09 – 506 / - 180 bis 182

Fax: 030 / 284 09 – 310 / - 210

E-Mail: regiestelle@los-online.de

E-Mail: jugendsozialarbeit@stiftung-spi.de

Dr. Reiner Aster, Oliver Döring (Trainee), Kerstin Grosch, Sabine Grünert, Mandy Heise, 

Kathrin Jeckstadt, Benno Jacobs, Karin Knaak,  Thomas Körner, Maike Mehrländer, 

Sven Raddatz, Bernd Schumacher, Sina Simsch-Scherzer,  Hardburg Stolle, Manuela Valentin

Programmagentur Jugendsozialarbeit an Berliner Hauptschulen und

Berliner Schulen mit sonderpädagogischem Förderschwerpunkt

Müllerstr. 74

13349 Berlin

Tel.: 030 / 459 793 - 51

Fax: 030 / 459 793 - 66

E-Mail: programmagentur@stiftung-spi.de

Hartmut Brocke, Rolf-Joachim Heger, Cornelia Seidel, Wiebke Them, Susanne Witte

Niederlassung Brandenburg

Geschäftsbereichsleitung

Franz-Mehring-Str. 20

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 38 72 780

Fax: 0335 / 38 72 785

E-Mail: brandenburg@stiftung-spi.de

Stefan Zaborowski (Leitung)

Marion Behnke, Melanie Koeppe

Finanz- und Personalabteilung

Belforter Str. 20

10405 Berlin

Tel.: 030 / 55 68 04 50

Fax: 030 / 55 68 04 55

Mandy Hoffmann (Verwaltungsleitung)

Jana Reiprich
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Landesweite Projekte

Beratung Jugend – und Jugendsozialarbeit

Schopenhauerstr. 32

14467 Potsdam

Tel.: 0331 / 2909273

Fax: 0331 / 24365466

E-Mail: beratung-brandenburg@stiftung-spi.de

Sascha Quäck

Brandenburger Jugendkulturtage

Franz-Mehring-Str. 20

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 38 72 780

Fax: 0335 / 38 72 785

E-Mail: brandenburg@stiftung-spi.de

Marion Behnke, Carsten F. Hiller, Stefan Zaborowski

Rohkunstbau & Kinderkunst

Lehrter Str. 38

10557 Berlin

Tel.: 030 / 48 62 08 00

Fax: 030 / 48 49 05 75

E-Mail: rohkunstbau@stiftung-spi.de

Dr. Arvid Boellert, Wolfram Götzinger, Agnes Nowicki

Coaching LAP

Schopenhauerstr. 32

14467 Potsdam

Tel.: 0331 / 29 09 273

Fax: 0331 / 24 36 54 66

E-Mail: buero-potsdam@stiftung-spi.de

Carsten F. Hiller, Sascha Quäck, Stefan Zaborowski

Initiative Oberschule - Regionalpartner Süd

August-Bebel-Str. 47

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 35 54 987

Fax: 0355 / 28 86 38 76

E-Mail: ios@stiftung-spi.de



363

Berliner Allee 30 - 32

15806 Zossen

Tel.: 033702 / 2 00 89

Jenny Behnke, Petra Kunert, Regine Lobedan

Regionalzentrum Nord-Ost

Regionalleitung: Andreas von Essen

Kontaktladen Eberswalde – Mobile Jugendsozialarbeit

Eisenbahnstr. 69

16225 Eberswalde

Tel.: 033 34 / 28 75 48

Fax: 033 34 / 28 75 48

E-Mail: eberswalde@stiftung-spi.de

Sandra Adams, Frank Bestritzki, Katja Schlumbach, Frank Stein

Flexible ambulante Einzelfallhilfen 

nach §§ 30,31 & 35 SGB VIII

Eisenbahnstr. 69

16225 Eberswalde

Tel.: 033 34 / 28 75 48

Fax: 033 34 / 28 75 48

E-Mail: eberswalde@stiftung-spi.de

Frank Stein

MAE & Quali in Eberswalde

Havellandstr. 15

16227 Eberswalde

Tel.: 033 34 / 38 32 13

Fax: 033 34 / 28 75 48

E-Mail: mae-quali-ew@stiftung-spi.de

Thomas Thurow

Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Bürgerzentrum 

„OFFI“ Bad Freienwalde & JIM

Berliner Str.75

16259 Bad Freienwalde

Tel.: 033 44 / 41 96 15

Fax: 033 44 / 41 96 39

E-Mail: vonessen@stiftung-spi.de

Andreas von Essen

Patrick Ewald, Carsten F. Hiller, Ulf Hoffmann, Maren Köpke, Mario Leipelt, Saskia Marker, 

Maike Miekley
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Schulprojekt Bad Freienwalde - „Lernwerkstatt OFFI“

Berliner Str. 75

16259 Bad Freienwalde

Tel.: 033 44 / 41 96 34

Fax: 033 44 / 41 96 39

E-Mail: lernwerkstatt.offi@stiftung-spi.de

Kai Lukas

E-Learning

Berliner Str. 75

16259 Bad Freienwalde

Tel.: 033 44 / 41 96 20

E-Mail: f.fiedler@stiftung-spi.de

Frank Fiedler

Kompetenzagentur Märkisch-Oderland

Berliner Str.75

16259 Bad Freienwalde

Tel.: 033 44 / 41 96 46

Fax: 033 44 / 41 96 39

E-Mail: kompetenzagentur-mol@stiftung-spi.de

Frank Fiedler, David Freund, Andrea Kiel, Malte Patriok

JuLa - JobChance 2008

Berliner Str.75

16259 Bad Freienwalde

Tel.: 033 44 / 41 96 32

Fax: 033 44 / 41 96 39

E-Mail: jaquet@stiftung-spi.de

Judith Jaquet, Maike Miekley

Regionalzentrum Ost

Regionalleitung: Uta Hartz

Mehrgenerationenhaus MIKADO & JIM

Franz-Mehring-Str. 20

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 38 71 890

Fax: 0335 / 38 71 895

E-Mail: mikado@stiftung-spi.de

Uta Hartz, Heike Karg,Claudia Tröger, Maik Pistiak

Verkehrsbeauftragte: Birgit Szameitat
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Hort Nordlicht

Bergstr. 122/123

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 68 02 978

Fax: 0335 / 60 67 091

E-Mail: hort-nordlicht@stiftung-spi.de

Bärbel Riske, Magrit Gronau, Dagmar Matzdorf, Heike Jur, Angelika Schmidt, Uta Pohl, 

Petra Liesenfeld, Gilda Taissakowski, Sigrid Jungk, Sike Jedinger

Integrationszentrum

Richtstr. 13

15234 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 68 01 623

InternetFax: 01212/569786129

E-Mail: integrationshort@stiftung-spi.de

Bärbel Billerbeck, Sylvia Grzesik, Susann Ullrich, Bärbel Ruth, Cornelia Raschke, 

Beate Melcher, Janine Schwarz, Irmgard Wendl, Cornelia Kleemann, Ilona Friede, 

Martina Nowack, Heidrun Arndt, Brigitte Schmidt, Ursula Kaul, Petra Höhne, Beate Humbsch, 

Martina Hammerlik, Meier, Anja, Roland Fraschke, Dirk Steinicke, Christine Sottmeier, 

Frank Kowalski, Andreas Wegener

Schulprojekt Frankfurt (Oder) „Mikado-Crew“

Beeskower Str. 4

15232 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 40 08 993

Fax: 0335 / 40 11 285

E-Mail: lernwerkstatt-mikado@stiftung-spi.de

Jenny Behnke, Nadine Koppenhagen, Frau Wünsche

Arbeitsgelegenheiten Frankfurt (Oder) - AG Care 2005

Franz-Mehring-Str. 20

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 38 71 892

Fax: 0335 / 38 71 892

E-Mail: schoerner@stiftung-spi.de

Stefan Schoerner, Michael Schoerner

Schulprojekt - Die 2.Chance / Frankfurt (Oder)

Franz-Mehring-Str. 20

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 38 70 713

Fax: 0335 / 38 70 714

E-Mail: 2.chance-ffo@stiftung-spi.de

Ulrich Ohloff, Roswita Schulz
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Jugendclub Backdoor

Rosa-Luxenburg-Str. 24

15230 Frankfurt (Oder)

Tel.: 0335 / 68 03 011

Fax: 0335 / 68 02 777

E-Mail: backdoor@stiftung-spi.de

Claudia Tröger, Birgit Szameitat

LAP Koordinierungsstelle Fürstenwalde

Rathaus 1.OG R.172

Am Markt 1 - 4

15517 Fürstenwalde

Tel.: 0335 / 55 71 63

Fax: 0335 / 71 18 19

E-Mail: lap.fuerstenwalde@stiftung-spi.de

Rui Wigand

Regionalzentrum Süd

Regionalleitung: Birgit Kamenz

Regionalbüro – Süd

Louis-Braille-Str. 9

03044 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 93 884

Fax. 0355 / 58 50 830

E-Mail: zaborowski@stiftung-spi.de

Stefan Zaborowski

Schulsozialarbeit in Lübben

Schule am Neuhaus

Allg. Förderschule

Cottbuser Str.27

15907 Lübben

Tel.: 035 46 / 18 64 88

Fax: 035 46 / 18 64 88

E-Mail: sas-luebben@stiftung-spi.de

Leitung: Martin Reißmann
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Freizeitzentrum Bergschlösschen &

JIM & „Bergbauerlebniswelt Felixsee“

Bergstr. 11

03130 Spremberg

Tel.: 035 63 / 23 95

Fax: 035 63 / 60 28 44

E-Mail: spremberg@stiftung-spi.de

Birgit Kamenz

„Bergbau-Erlebniswelt-Felixsee“

Tel.: 035 698 / 450

Sabine Klauke, Viktor Buxmann, Frank Kutz, Claudia Petrick, Matthias Elsner

JuLa - Landkreis Spree-Neiße - Spremberg

Bergstr. 11

03130 Spremberg

Tel.: 035 63 / 23 95

Fax: 035 63 / 60 28 44

E-Mail: ballaschk@stiftung-spi.de

Enrico Ballaschk

Schulprojekt Spremberg – „Lernwerkstatt Sprungbrett“

Muskauer Str. 96 f

03130 Spremberg - OT Schwarze Pumpe

Tel.: 035 63 / 34 80 61

Fax: 035 63 / 34 80 62

E-Mail: lw.sprungbrett@stiftung-spi.de

Marion Pohl, Herr Krüger

Schulsozialarbeitan der Grundschule in Sellessen - Haidemühl

Grundschule Haidemüh

Feldstr. 4

03130 Spremberg

Tel.: 03563 / 59 49 124

035 63 / 55 47 (Schule)

E-Mail: sas-spremberg@stiftung-spi.de

Mandy Troebes
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Schulprojekt Cottbus – „Leonardos Meisterbude“

Makarenkostr. 5

03050 Cottbus

Tel.: 0355 / 48 67 376

Fax: 0355 / 48 67 656

E-Mail: leonardos-meisterbude@stiftung-spi.de

Matthias Hummel, Frau Rühle

Projekte im Haus jule Cottbus & JIM

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 46 900

Fax: 0355 / 49 46 422

E-Mail: jule-cottbus@stiftung-spi.de

Brit Bannat

Kompetenzagentur Cottbus

Karl-Liebknecht-Str 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 46 900

Fax: 0355 / 49 46 422

E-Mail: kompetenzagentur-cottbus@stiftung-spi.de

Brit Bannat, Silke Bartusch, Sabine Gloge, Renè Kautz

MAE & Quali in Cottbus

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 46 900

Fax: 0355 / 49 46 422

E-Mail.: keil@stiftung-spi.de

Annette Keil, Uwe Köhler

JuLa - Landkreis Spree-Neiße - Cottbus

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 48 66 916

Fax: 0355 / 48 66 913

E-Mail: uwe.koehler@stiftung-spi.de

Uwe Köhler, Silke Bartusch, Petra Kunert
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Schulprojekt - Die 2.Chance / Cottbus

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 46 900

Fax: 0355 / 49 46 422

E-Mail: bartusch@stiftung-spi.de

Silke Bartusch, Barbara Nagel, Sabine Gloge, Michaela Frenzel

Galarie auf Zeit

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 49 46 900

Fax: 0355 / 49 46 422

E-Mail: bartusch@stiftung-spi.de

Silke Bartusch, Nadine Schur, Marco Baumeier

Einstiegsqualifizierung

Karl-Liebknecht-Str. 102

03046 Cottbus

Tel.: 0355 / 48 66 912

Fax.: 0355 / 48 66 913

E-Mail: alexandra.matschke@stiftung-spi.de

Alexandra Matschke, Silvia Franke

Kultur- und Freizeitzentrum „Pegasus“

Rudolf-Breitscheid-Str. 17

01968 Senftenberg

Tel.: 035 73 / 24 72

Fax: 035 73 / 79 00 47

E-Mail: pegasus@stiftung-spi.de

Hendrikje Eger, Maik Dabrowski, Lew Noack, Jessica Gloger

MAE & Quali in Senftenberg

Rudolf-Breitscheid-Str. 17

01968 Senftenberg

Tel.: 035 73 / 24 72

Fax: 035 73 / 79 00 47

E-Mail: maesenftenberg@stiftung-spi.de

Susann Roß, Jessica Gloger
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SPI Forschung gGmbH

Kohlfurter Str. 41-43

10999 Berlin

Tel.: 030 / 252 12 10

Tel.: 030 / 252 16 19

Fax: 030 / 251 60 94

E-Mail: spi@spi-research.de

Internet: www.spi-research.de

Internet: www.bordernet.eu

Prof. Dr. Wolfgang Heckmann (Geschäftsführer), Elfriede Steffan (Prokura), 

Tzvetina Arsova-Netzelmann, Prof. Dr. Michael F. Kraus, 

Dieter Oremus, Christiane Firnges, Samanta Sokolowski

Vera Nowak (Verwaltungsleitung)

Lydia Skierwiderski (Verwaltung)

MISTEL (An-Institut der SPI Forschung gGmbH und der Hochschule Magdeburg/Stendal)

Olvenstedter Str. 25 A

39108 Magdeburg

Tel.: 0391 / 88 64 310

Fax: 0391 / 88 64 293

E-Mail: mistel@sgw.hs-magdeburg.de

Prof. Dr. Wolfgang Heckmann (Geschäftsführer) Marcel Christoph, Thomas Stegelitz,

Jana Lambrecht, Claudia Wilk, Sandra Ladebeck, Katrin Mensing, 

Sandra Nieber, Sarema Pohlodek, Sabine Schaller, 

Sprachintensivzentrum Stendal (DaF)

SPI Forschung gGmbH/MISTEL

Winckelmann Str. 38

39576 Stendal

Tel.: 03931 / 418 653

Fax: 03931 / 418 658

E-Mail: daf.intensiv@stendal.hs-magdeburg.de

Internet: www.german-language-center-stendal.de

Internet: www.daf-stendal.de

Elfriede Steffan (Geschäftsführung), Sabina Welter

Hendrik Albrecht (Koordinator für Soziales und Organisation), 

Solvig Schmidt (Verwaltung)
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GSE, Gesellschaft für Stadtentwicklung gGmbH

Treuhänder Berlins

Prinzenallee 74

13357 Berlin

Tel.: 030 / 49 30 63 - 0

Fax: 030 / 49 30 63 - 33

E-Mail: info@gseggmbh.com

Brigitte Andrees, Sylvia Aurich, Manuela Barner, Susann Bärwald, Jörg Dittmann, 

Roman Dutschak (Prokurist), Miroslaw Filzek, Helga Kneusel, Kerstin Kutschera, 

Norbert Leidicke, Sandor Leko, Jürgen Lindner, Paul Misgayski, Xenia Müller, Barbara Nofz, 

Hans-Joachim Paul, Elke Rau, Rene Reimer, Ralf Rogalla, Kathrin Rüffer, 

Dieter Ruhnke (Geschäftsführer), Helga Schönfeld, Petra Schrader, Heinrich Schücker, 

Anke Schuster, Ingo Sponholz, Sigrid Wicht, Jeffrey Zwanzig

Centre Français de Berlin gGmbH

Deutsch-Französisches Jugend- und Kulturzentrum

Müllerstr. 74

13349 Berlin

Tel.: 030 / 459 793 - 53

Fax: 030 / 459 793 - 55

E-Mail: info@centre-francais.de

Hartmut Brocke, Guillaume Dufresne (Geschäftsführer)

Sylvie Matthias (Vermittlungsbüro), Florian Fangmann (Programmdirektor)
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Stiftung SPI

Jahresbericht 2007/2008

Anhang

Satzung Stiftung SPI
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S A T Z U N G

der Stiftung Sozialpädagogisches Institut Berlin - Walter May -

Stand: Genehmigung 27. Februar 2003

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz

Die Stiftung führt den Namen:

„Sozialpädagogisches Institut Berlin - Walter May -“.

Sie ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts und hat ihren Sitz in Berlin.

§ 2 Stiftungszweck

(1) Das Sozialpädagogische Institut Berlin - Walter May - verfolgt die Ziele der 

Arbeiterwohlfahrt und soll mit dazu beitragen, eine Gesellschaft zu entwickeln, in

der sich jeder Mensch in Verantwortung für sich und das Gemeinwesen frei 

entfalten kann. Dabei orientiert sich das SPI vornehmlich an den Lebenswelten 

betroffener Bürger und fördert im Rahmen seiner sozialen Arbeit besonders die 

Hilfe zur Selbsthilfe. Aufgabe des SPI ist im nationalen und internationalen 

Rahmen die aktive Teilnahme an der Lösung sozialer Probleme, die 

Weiterentwicklung von Theorie und Praxis der sozialen Arbeit und die Ausbildung 

und Fortbildung von Praktikern der Sozialen Arbeit sowie die Förderung der 

Völkerverständigung.

(2) Zur Erfüllung des Stiftungszweckes ist das Sozialpädagogische Institut Berlin -

Walter May - in folgenden Bereichen tätig:

– berufliche Aus- und Weiterbildung;

– Fortbildung sozialpädagogischer Praktiker, ehrenamtlich Tätiger, interessierter 

Laien;

– Gutachten, Stellungnahmen, Dokumentationen, Öffentlichkeitsarbeit;

– Kontakt- und Anlaufstelle für Initiativen und Selbsthilfegruppen im 

sozialpädagogischen Feld;

– Förderung neuer sozialpädagogischer Modelle;

– praxisnahe Forschung, Begleitforschung von sozialpädagogischen Modellen.

(3) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (AO 

1977).

§ 3 Vermögen

(1) Das Vermögen der Stiftung beträgt 100.000,-- DM.

(2) Das Stiftungsvermögen ist grundsätzlich in seinem Bestand ungeschmälert zu 

erhalten.

(3) Mittel dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Es darf keine 

Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
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(4) Die Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V. verpflichtet sich, auf der Basis 

eines im voraus zu erstellenden Finanzierungsplanes die dort als Ausgaben 

ausgewiesenen Beträge der Stiftung zur Verfügung zu stellen, wenn diese nicht 

aus dem Ertrag des Stiftungsvermögens oder aus Zuwendungen Dritter gedeckt 

werden können. Sollten die tatsächlichen Ausgaben nach Feststellung des 

Jahresabschlusses den Ausgabenansatz des Finanzierungsplanes übersteigen, 

verpflichtet sich die Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V., auch diese 

zusätzlichen Ausgaben unter den Voraussetzungen des Satzes 1 der Stiftung zur 

Verfügung zu stellen.

§ 4 Organe

Organe der Stiftung sind:

a) der Vorstand,

b) das Kuratorium,

§ 5 Vorstand

Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die vom Kuratorium für die 

Dauer seiner Amtszeit bestellt werden, die in der Regel vier Jahre beträgt. Eine 

Wiederbestellung oder vorzeitige Abberufung aus wichtigem Grund ist, unbeschadet 

des Anspruchs auf vertragsmäßige Vergütung möglich. Im Falle des vorzeitigen 

Ausscheidens von Mitgliedern des Vorstandes sind die Ersatzmitglieder nur für die 

restliche Amtszeit zu bestellen. Die Mitglieder des Vorstandes führen die Geschäfte bis 

zum Amtsantritt ihrer Nachfolger weiter.

§ 6 Vorsitz, Beschlußfassung

(1) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und bis zu zwei 

stellvertretende Vorsitzende.

(2) Der Vorstand faßt seine Beschlüsse in Sitzungen oder im Wege schriftlicher 

Abstimmung.

(3) Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder in 

der Sitzung anwesend sind bzw. sich an der schriftlichen Abstimmung beteiligen.

(4) Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden, im Falle seiner 

Verhinderung die des stellvertretenden Vorsitzenden, den Ausschlag.

§ 7 Aufgaben des Vorstandes, Vertretung

(1) Der Vorstand verwaltet die Stiftung nach Maßgabe der Satzung und in eigener 

Verantwortung.

(2) Die Tätigkeit der Mitglieder des Vorstandes kann angemessen vergütet werden. 

Daneben haben Vorstandsmitglieder Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen, die 

sie im Interesse der Stiftung gemacht haben.

(3) Die Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind aufzuzeichnen und die Belege zu 

sammeln. Zum Ende eines jeden Geschäftsjahres sind Aufstellungen über die 

Einnahmen und Ausgaben der Stiftung und ihr Vermögen zu fertigen. 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Diese Aufstellung ist dem Kuratorium 

innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres 

vorzulegen.
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(4) Der Vorsitzende oder sein Vertreter vertritt die Stiftung gerichtlich oder 

außergerichtlich allein. Bei Streitigkeiten zwischen dem Vorstand und der Stiftung 

wird die Stiftung von dem Vorsitzenden des Kuratoriums vertreten.

(5) Die Tätigkeitsbereiche werden in einem Geschäftsverteilungsplan geregelt; der 

Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 8 Kuratorium

(1) Das Kuratorium besteht aus mindestens sieben Mitgliedern, die vom 

Landesvorstand der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V. für die Dauer 

seiner Amtszeit bestellt werden, die in der Regel vier Jahre beträgt. Die 

Mitgliedschaft im Kuratorium ist ehrenamtlich. Das Kuratorium wählt aus seiner 

Mitte den Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden.

(2) Dem Kuratorium gehören an:

– der Bundesvorsitzende der Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. oder ein 

Vertreter aus dem Bundesvorstand,

– der Landesvorsitzende der Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V.,

– drei weitere Mitglieder des Landesausschusses der Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Berlin e.V.,

– und Persönlichkeiten aus den Bereichen Gesundheitswesen bzw. Jugendwesen 

bzw. Sozialwesen bzw. Bildung bzw. Forschung.

(3) Die Mitglieder des Kuratoriums können vom Landesvorstand der 

Arbeiterwohlfahrt Landesverband Berlin e.V. abberufen werden. Im Falle des 

vorzeitigen Ausscheidens von Mitgliedern des Kuratoriums sind die 

Ersatzmitglieder nur für die restliche Amtszeit zu bestellen. Die Mitglieder des 

Kuratoriums führen ihre Geschäfte bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger weiter.

(4) Das Kuratorium ist beschlußfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder zur 

ordnungsgemäß einberufenen Sitzung anwesend ist. Eine schriftliche Abstimmung 

ist möglich; es müssen sich jedoch alle Mitglieder des Kuratoriums an der 

Abstimmung beteiligen, damit sie gültig wird.

(5) Die Sitzungen des Kuratoriums werden vom Vorsitzenden, in seiner Vertretung 

vom stellvertretenden Vorsitzenden einberufen und geleitet. Beschlüsse werden 

mit einfacher Mehrheit gefaßt, sofern die Satzung nichts anderes bestimmt. 

Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.

§ 9 Aufgaben des Kuratoriums

Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:

– Wahl und Abberufung des Vorstandes;

– Kontrolle und Entlastung des Vorstandes nach Prüfung der Jahresrechnung;

– Entscheidung über den Jahreswirtschaftsplan unter Berücksichtigung des § 3 Abs. 4;

– Benennung des Wirtschaftsprüfers zur Prüfung der Jahreswirtschaftsrechnung;

– Satzungsänderungen sowie Aufhebung der Stiftung oder ihre Zusammenlegung mit 

anderen Stiftungen;

– Erlass von Richtlinien für die Vergütung der Mitglieder des Vorstandes, soweit sie 

angestellt sind, über den Ersatz von Aufwendungen oder Auslagen der Mitglieder 

des Vorstandes und des Kuratoriums, die ehrenamtlich tätig sind.

– Über die Einrichtung von Fachbeiräten und deren Zusammensetzung ist das 

Einvernehmen zwischen Vorstand und Kuratorium herbeizuführen.
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§ 10 Aufhebung der Stiftung, Zusammenlegung, Satzungsänderung

(1) Die Stiftung unterliegt der Staatsaufsicht Berlins gemäß den Vorschriften des 

Berliner Stiftungsgesetzes (StiftG Bln).

(2) Die Aufhebung der Stiftung, die Zusammenlegung mit einer anderen Stiftung und 

die Änderung des Stiftungszweckes sind auch ohne wesentliche Veränderungen 

der Verhältnisse zulässig.

(3) Für Beschlüsse gemäß Abs. 2 ist die Zustimmung des Stifters und die Zustimmung 

der Mehrheit der Mitglieder des Kuratoriums erforderlich.

(4) Satzungsänderungen, die den Zweck der Stiftung betreffen, bedürfen der 

Zustimmung der Aufsichtsbehörde und des zuständigen Finanzamtes.

§ 11 Anfall des Stiftungsvermögens

Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt ihr Vermögen an die Arbeiterwohlfahrt 

Landesverband Berlin e.V., die es unmittelbar und ausschließlich für ähnliche 

gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat.

_____________________________________________________________________

Die von der Arbeiterwohlfahrt der Stadt Berlin e.V. am 12. Januar 1981 errichtete Stiftung 

„Sozialpädagogisches Institut Berlin - Walter May -„ wurde von der Aufsichtsbehörde, dem 

Senator für Justiz/Berlin, am 4. März 1981 staatlich genehmigt und die Änderungen der 

Satzung mit Datum 22. Dezember 1997 und 27. Februar 2003 durch die Senatsverwaltung für 

Justiz genehmigt.
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